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DerstädtischeVoranschlagfürdasJahr1932.
DerWienerStadtsenatsetzteheutegemeinsammitdemstädtischen

FinanzausschussunterdemVorsitzedesBürgermeistersdieBeratungüber
denVeranschlagderBundeshauptstadtWienfürdasJahr1932fort .ZurVer-¬
handlungstanddieVerwaltungsgruppefürPersonalangelegenheitenundVer¬
waltungsreform .DieSpezialdebatteleiteteamtsführenderStadtratSpeisermiteinemeingehendenBerichtein .Erführteaus ,dassderPersonalauf-¬
wandfürdasnächsteJahrmit184' 27MillionenSchillingveranschlagt
sei,währenilautRechnungsabschluss1930fürPersonalzwecke193' 29Millio-¬nenSchillingausgegebenwordenseien .VomPersonalzufwandentfallen
134' 35MillionenSchillingaufAktivitätsbezügeund49' 91MillionenSchil¬ling aufRuhe -undVersergungsgenüsse.Am. AugustdiesesJahresatanden
inVerwendung14. 178Angesteltteund. 838Lehrpersonennachderallgemei¬
nenDiensterdnung ,. 004AngestelltenachderDienstordnungderFeuerwehr,
. 614BediensteteimKollektivvertragund . 341Vertragsangestellte,unter

denensich . OhhSaisonarbeiterbefundenhaben.Darüberhinausseienbei
derGemeindenoch284geistlicheSchwesterninWohlfahrtsanstalten,21
RudolfinerinnenimKarolinenKinderspitalund328nebenberuflicheLehr¬
persenenfürFremdspracheninVerwendung.Dazukemmennoch10. 468Fensions-¬
parteien. Esseienalsoinsgesmmt36. 076Personen,dieindengenannten
Kategorieneingeerdnetsind .BeidenstädtischenUnternehmungenwarenam
. AugustdiesesJahres. 719Beamteund20. 689Bedienstete,insgesamt23. 408Fersonenbeschäftigt .BerPensionistenstandsetztesichzusam¬

menaus . 134Beamtenpensionistenparteienund . 816Bedienstetenpensiens-¬
parteien ,zusammen. 950Pensionsparteien.DieGemeindeundihreUnterneh¬
mungenbeschäftigtenalsoam1 .AugustdiesesJahresinsgesamt48. 688Per-¬sonenundzahltean19. 418PersonenRihe -undVersorgungsgenüsse,sodass
zusammenrund68. 100PersonenvonderGemeindeGehalteoderPensionenbeziehen .

GemeinderatAngermayerbemerktunteranderem,dassmitEndedesJahresdieKnabenborteaufgelassenwerdensollen .EssteheeinharterWin-¬
ter vorderTür ,sodassdiegepåanteSchliessungderHortedieausEr¬
sparungsgründenimPersonaletatdurchgeführtwerdensoll ,eineSchädigung
jenerKinderbedeutenwürde.MitRucksichtaufdieschwerewirtschaftlicheLagemüssevorderSchliessungderHortenachdrücklichstgewarntwerden.

GemeinderatStögererklärt ,dassdie Ersparungsmassnahmenbeim
PersonalaufwanddieAngestelltenohneAusnahmeempfindlichhartgetroffen
habe .MancherAngestelltebeziehejetzt wenigerals vorzweioderdrei
Jahren.UmdurchgreifendeErsparungenzuerzielen,könntedieGemeindeaufvielenanderenGebietensparen,sozumBeispielbeiderunentgeltlichen
AbgabederLernmittel ,diewahllosanreicheundarmeKindervorgenommen
wird ,beiderSäuglingswäsche,dieebenfallswahllosabgegebenwird .Wenn
beimWohlfahrtsamtauchdieprivateFürsorgeherangezogenwerdenwürde,
könntenbedeutendeErsparungenerzieltwerden.DieGemeindeverwaltung
lehnejedochausParteifanatismusdieMitarbeitderprivatenFürsorgeab.
DieRationalisierungwachsesichebenfallszumSchadenderAngestellten
aus .AmSchlusseseinerAusführungenerklärt derRedner ,dassdieMinder¬heit denVoranschlagablehne.

StadträtinDr.Motzkobemängelt,dassdieInteressenderLehrer¬schaftbishouteeinzigundalleinvonderSektionderLehrerschaftim
VerbandderstädtischenAngestelltenvertretenwerden.Dasseieinunmög¬
licher Zustand ,weshalbunbedingtdie gesetzlicheRemolungderFersonal¬
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vertretung gefordert werdenmüsse .Bei der Krankenfürsorgeanstalthabe
derVerbandderstädtischenAngestelltenebenfallsein Privileg ; essei
dahernotwendig,sichauchbeiderKrankenfürsorgeanstaltaufeinedemo¬
kratische Plattform zu begeben .Viele Angestellte habendemVerbandbereits
denRückengekhrt ,so dassderVerbandnichtdie ausschliesslicheVertre¬
tungdesPorsonalesdarstellt .DieRednerinbeantragt ,dieDurchführung
derinderDienstordnungfestgesetztenPersonalvertretungfürdieLehrer-¬
schaft unverzüglichin die Wegezuleiten .

GemeinderatKrammerbesprichtunter anderemdie formaleAnerdnungder Besetzung von
der Budgetposten .Er kritisiert die Praxisbei/Schulleiterposten,beson¬
ders ,dassdabeidieBezirkswunschenichtgenugendberücksichtigtwerden.
DerRednerverlangtschliesslichdieVorlageeinesDienstpostenplanes .

NacheinerAnfragedesGemeinderatesUebelhörbeantwortetderRe¬
ferentdieimLaufederDebattegestelltenAnfragenundstolltfest ,dass
eineAuflassungderKnabenhortenichterfolgenwerde .Notwendigeundmögli-¬
che Sparmassnahmenseien beabsichtigt ,dochgehensie keineswegsbiszu
einerSchliessungderHortc. DiePositionenderVerwaltungsgruppefürPer¬
sonalangelegenheitenundVerwaltungsreformwerdengenehmigt.

DerAntragDr .MotzkowirdabgelehntundvonderAntragstellerin
als Minderheitsantrag angemeldet .

Ueberdie Verwaltungsgruppefür WohlfahrtswesenundsozialeVer¬
waltungerstattet amtsführenderStadtratProfessorDr .TandlerdenBericht.
Erführtaus ,dassdieWirtschaftsnotnichtblosseineVerminderungder
Steuereinnahmen,sondern zur gleichen Zeit auch eine Erhöhung derWohl¬

fahrtsausgabennachsichziehe .ImJahre193osoenfürdasWohlfahrtswesen
nette 100 ' 76MillionenSchillingausgegebenworden .Darunterhabensich
Investitionenvon ' 64MillionenSchillingbefunden,sodassaufdeneigent-¬
lichenBetriebrund91MillionenSchillingentfallenseien .Imkommenden
JahrseienInvestitionennurganzbescheidenesNaturvorgesehen; ossoien
hiefür bloss 636 . 000Schilling veranschlagt .Der laufende Betriebdes
Wohlfahrtswesenserforderenettorund93MillionenSchilling,alsotrotz
vermindertenPersonalkostennochimmermehrals 1939 .DieErstellungdes
Budgetsfür das Wohlfahrtswesensei infolge der Verhältnisseüberaus
schwieriggewesen. WährendimJahre1900in Wien51. 000Geburtenzuver-¬
zeichnenwaren ,werdenes imheurigenJahr nicht einmalmehr17 . 000Geburten
sein . Wirhabenauf dr einenSeiteeinenGeburtenrückgang,aufderanderen
SeiteaberschreitedieVergreisungderMenschheitständigvorwärts.Er-¬
schrecklibhsei auchdie furchtbareZunahmederZahlderIrrsinnsfälle ,
dieletztenEndesdiefurchtbarenAuswirkungendesAlkoholismussind .Der
PerzentsatzderminderwertigenMenschheitwerdevonJahrzuJahrgrösser;dieminderwertigenMenschenfallenselbstverständlichdemWohlfahrtswesen
zurLastunddieAusgabenfürdieWartungdieserMenschenscionganzbedeu¬
tende .WasdieWaisenhausfürsorgeanlange,müssefestgestelltwerden,dass
dieWienerWaisenhäuserihrenCharaktergeänderthaben.Zumbiologischen
Waisentumsoi dassozialeWaisentumgekommenunddashabedenCharakterder
Anstaltvollständiggeändert .DieGemeindesetzealles daran,umaufallen
GebietenderFürsorgedenAnforderungenderZeitundderVerhältnisse

nachzukommen.
Stadtrat Dr .AltmaMotzkounterzicht das gesamteGebictderFür¬

soæge einer eingehenden Besprechung .Fast alle Zweige der Fürsorge haben
sehr bedeutendeAbstricheerfahren ; sowurdenzumBeispiel dieAusgaben788
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fürdieGesundheitsfürsorge,dieimJahre1930noch39MillionenSchil¬
lingausgemachthaben ,auf29MillionenSchillingherabgesetzt.In
der ganzen Fürsorge bestche zwischen dem Personalaufwand und demAuf - ¬

wandfür Lebensmittelin denAnstaltenein krassesMissverhältnis .
WährendzumBeispielder Personalaufwandfür die geschlossenenAnstal¬
ten der Jugendfürsorgemit 3 MillionenSchilling veranschlagtsei ,
seien die Kostenfür die Lebensmittelnur mit 747 . 000Schillingvor- ¬
gesehen .DieRednerinstellt denAntrag ,die Post fürErhaltungsbei -¬
träge ,die imVoranschlagmit 13 MillionenSchilling eingesetztist ,
um1 Million Schilling auf 14 Millionen Schilling zuerhöhen .

DieVerhandlungenwerdenabgebrochen;nächsteSitzungmorgen,Mittwoch ,16Uhr.

Aktion"Winterhilfe.
EineSubventionderGemeindeWien.

Am15 .Dezemberfindet unter Mitwirkung eines vomKuratorium
der„Winterhilfe"eingesetztenKunstkomitceseinegrössereAnzahl
von Veranstaltungen zu Gunsten der „ Winterhilfe "in Theatern ,Kinosund
sonstigen Vergnügungsetablissementsstatt .Dadas WienerIustbar -¬
keitsabgabegesetzeine generelleAbgabenbefreiungfür diesenZweck
nichtermöglicht ,die SchmälerungdesErtragesdurchdie Abgabeaber
vermiedenwerdensoll ,hat der Bürgermeisterverfügt ,dass derMa¬
gistrat dem Gemeinderat den Antrag stelle ,einen Betrag ,der der Hö¬
hederLustbarkeitsabgabefürdieseVeranstaltungenentspricht ,als
Subventionzubewilligen .

789
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Der städtische Voranschlagfür das Jahr1932 .
DerWienerStadtsenat setzte heute gemeinsammit demstädtischen

FinanzausschussdieBeratungenüberdenVoranschlagderBundeshauptstadt
Wienfür das Jahr 1932 fort .Zur Verhandlung steht die Verwaltungsgruppe
für WohlfahrtswesenundsozialeVerwaltung.

In FortsetzungderSpezialdebatteverlangtVizebürgermeisterHoss,
dersichausführlichmitdemBürgerspitalfondsbeschäftigt ,dieAufstellung
einesInventarsundeineZusammenstellungderGründedesBürgerspitalfonds,
dievonderGemeindeverbautwordensind .DerRednerwarntvoneinseitigen
SparmassnahmenimFürsorgewesenSiegeeignetsind ,die Fürsorgenurzuschä¬
digen .Sparmassnahmensollennurin zweckentsprechenderWeisedurchgeführt
werden .MancheAnstaltenhabeneinenderart hohenPersonalstand ,der mitder
ZahlderPfleglingein garkeinemEinklangstehe .Hinsichtlichder"Winter¬
hilfe "wünschtder Redner ,Nassfür die Abgabeder Lebensmittelpaketeein
ausreichendgrosserKreisvonGeschäftsleutenherangezogenwerde,um
die AbgabederPaketeklaglosdurchführenzukönnen.

GemeinderatStögerstellt an denReferentendie Anfrage ,obes
richtigsei ,dassVersorgungsheimpfleglinge,wennsieeineihnenzugewiese-¬
neArbeitnichtmachen ,in dasVersorgungsheimin Mauerbachtransferiert
werden .DerRednerbeschäftigtsichmitdemBetrieb/WärmestubenundderOb-¬
dachlosenheime.IchselbsthabeeineNachtimObdachlosenasylverbrachtund
dort erschütternde Erfahrungen gemacht .Essind im Asyl schreckliche Zu¬
stände ,derenAbstellungwirunbedingtfordernmüssen .Währendfrüherdieno¬
terischenTaugenichteabgesondertgehaltenwurden ,müssenjetzthochanstän¬
digeLeute ,dieplötzlichin grössteNotgeratensind ,mitdiesenLeutenzu¬
sammenschlafen .EsgibtauchkeineKleiderablage ,sodassdieLeutegezwun¬
genaind ,in denKleidernzuschlafen .MeineVerstellungenbeiStadtratPro¬
fessor Dr .Tandlerwarenjedocherfolglos ,weshalbwirneuerlichverlangen
müssen ,imObdachlosenasylWandelzu schaffen .GemeinderatStögerbeschäf¬
tigtsichdannmitderBekämpfungdesAlkoholismusundersucht,dieZahlder
TrinkerfürsorgestellenzuvermehrenundinsbesondereindenSchulenmehrAuf-¬klärungsarbeit zuleisten .

GemeinderatAngermayerwünscht,dassdieAbgabevonSäuglingswä¬
schean reiche Leuteeingestellt werde ;GemeinderatUebelhörverlangtdieEin-¬
stellungdesstädtischenSteinmetzbetriebes,derdasprivateGewerbeaufdas
empfindlichatschädige.GemeinderatKrammerbemängelt,dassdieBürokrati-¬
sierung der FürsorgeunliebsameVerzögerungenin der Aktenerledigungherbei¬
führe .In denstädtischenKinderhortenwiein der Schuleüberhauptdürfeunter
keinenUmständenPolitikbetriebenwerden.Siezüchtenin denHorteneinen
Nachwuchs,derIhnenselbsteinmalschwereSorgenbereitenwird. .

In seinem Schlusswort stellt Professor Dr .Tandler unter anderem
fest ,dass für den heurigen Winterdrei Lokalitäten bereitgestellt sofen .
die in 24 Stundenals Wärmestubenetabliert werdenkönnen ,MitdiesendreiWärmestubenwerdedie GemeindeimBedarfsfalleinsgesamt8 Wärmestubenbe- ¬
treiben .DieZahlder Pfleglingesteige vonJahrzu Jahr .WährendimOktober
1929 nur 11 . 427Pfleg Päge ,im Oktober des Vorjahres 15 . 310Pflegebeiträ
ge ausgezahltwordenseien,sei die Zahlder PflegebeiträgeimheurigenJahr
auf19 . 511gestiegen .VoneinerEinschränkungdiesesZweigesderFürsorge
könnedaherunmöglichgesprochenwerden .DerVorwurf,dieGemeindeversuche
auf Kosten der „ Winterhilfe "zu sparen ,müsse nachdrücklichst zurückgewiesen
werden .Bei der „Winterhilfe "zeige sich eine erfreulicheEinmütigkeit,ein
selcherVorwurfsmgeeignet ,dasschöneWerkschwerzuschädigen .Unrich¬790



RATHAU PONDENZ
II .Blatt

Herausgeberund verantw .Redakteur :
KARL HONAY

Wien ,amDezemer151.
tig sei ,dassdieErledigungvonFürsorgeaktendurchbürokratischeMass¬
nahmenverzögertwerde ;dieFürsorgererwaltungbemühesich ,dieZeitder
Erledigungder Aktenauf ein Mindestmassherabzudrücken.

Damitist die SpezialdebatteüberWohlfahrtswesenundseziale
Fürsergeabgeschlossen.DievorgesehenenPositionenwerdengenchmigt ,der
AntragPr .Motzkowirdabgelehnt .

DasReferatüberdieVerwaltungsgruppe"Wohnungswesen"erstattet
amtsführenderStadtratWeber.Erführtaus ,dassbisjetzt45. 851Wohnungen
fertiggestelltwordensind ;imBaubefindensichgegenwärtig. 179Wohnun-¬
gen,sodasszurErfüllungdesganzenWohnbauprogrammes( 60. 000Wohnungen)
noch . 970Wohnungenzu errichten sind ,Ausserhalb desWohnbauprogrammes
der Gemeindesind noch . 714Wohnungen( Notstandsprogramm1923 ) ,190Weh- ¬
nungenaufGrundderHeimbauhilfeund571WohnungenausdemTitel derBun¬
deswohnbauförderungerrichtet worden ,zusammen. 475Wohnungen .Mithin
werdennachFertigstellungdererwähnten. 970Wohnungeninsgesamt65. 475
Wohnungenerbautsein .Vom1 .Jännerbis 30 .SeptemberlaufendenJahres
wurden . 322Parteienmit Wohnungenversorgt .Am . Oktoberwarenbeim
Wohnungsamte12 . 37eWohnungssuchendevorgemerkt .Ausserdembemühensich
115. 000ParteienumTauschihrergegenwärtigenWohnung.Dievorgemerkten
Parteiensetzensichzusammenaus . 058ParteienvomJahre1927 ,. 229Par-¬
teienausdemJahre1928 ,. 907ParteienausdemJahre1929 ,. 751ParteienausdemJahre1930und . 435ParteienausdemJahre1931.DassderAndrang
zumWohnungsamttrotz derErhöhungderZahlderWienerWohnungenvon540. 000aufrund600. 000nochimmereinganzgewaltigerist ,hatseineUrsachein
der ständigansteigendenZahlder Eheschliessungenundin denvielen ,klei
nen und schlechten Wohnungenaus der Vorkriegszeit .Währendin denJahren
1909bis1913inWien95. 015Eheschliessungenvollzogenwurden,beträgt
dieZahlderEheschliessungenin dnJahren1919bis1923nichtwenigerals
132. 795undvon1924bis30 .SeptemberdiesesJahresnichtwenigerals131 . 922 . Aufje 100neugegründeteHaushaltein denJahren1909bis J "enilel sin Wohnungszuwachsvon45 ' 9Prozent ,während

der Wohnungszuwachsin dn Jahren 1919 bis 1923
auf ' 6Prozentfiel .In denJahren1921bis 30 .Septmbe -diesesJah-¬

res beträgtderWohnungszuwachsaufje 100neugegründeteHaushaltejedoch
schon39Prozent .Purchdie umfassendeWohnbautätigkeitderGemeindeWien
hatnichtnurdieserProzentsatzeinebedeutendeVerbesserungerfahren,
sondernes ist auchdie durchschnittlicheWohndichtein denWienerWohnun¬
genvonh 1/4aufrund3 Köpfezurückgegangen .DasAnsteigenderZahlder
Eheschliessungenist danufzurückzuführen,dassin derVorkriegszeitdie
MehrheitderheiratsfähigenMännerin einemLebensaltervon28bis30
JahrenzurHaushaltsgründungschritt,währendheutedieHaushaltsgründung
vielfachschonvom22 .Lebensjahreanerfolgt .Dadurchseienummindestens
50. 000Haushaltemehrgegründetworden.DerReferentstellt fest ,dassesin einer Zeit dr Wohnungsnotin WiennochimmerleerstehendeWohnungen
gibt . Hierkönntenurzur RegelungdesWohnungsmarktesein brauchbaresGesetzüber den " ohnungsnachweisAbhilfe schaffen .

St . . Biberspricht ausführlich über das Wohnungsproblem .Erbe - ¬
merkt ,dass die Mietzinsean die Verhältnisse viel zu geringangeglichen
wurden ;das sei ein volkswirtschaftlich unmöglicherZustand .Gegenwärdigaber eine Mietzinserhöhungvorzunehmen,haltenwir für eine glatte Unmög¬
lichkeit und für eine Provokation der Bevölkerung .Der Rednerbeschäftigt
sich dann mit dem Bericht des Rechnungshofes und stellt schliesslich den
Antrag ,das Kontrollamt habe eingehend zu überprüfen,ob eine weitere Be- ¬
trauung der Gesiba mit städtischen Siedlungsbauten vom Satandpunkte der
WirtschaftlichkeitundSparsamkeitgerechtfertigtsei ;dasKontrollamthabeinnerhalb 4 Wochen an den zuständigen Ausschuss zu berichten .

DieVerhandlungenwerdenabgebrochen .NächsteSitzungDonnerstag.791 . . -
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DerstädtischeVoranschlagfürdasJahr1932.DerWienerStadtsenatsetzteheutegemeinsammitdemstädtischen
FinanzausschussdieBeratungenüberdenVoranschlagderBundeshaupt -¬stadt Wienfür dasJahr1932fort .

ZurVerhandlungstehtdieVerwaltungsgruppe„Wohnungswesen".In
derSpezialdebattesetztStadtratBiberseineamMittwochbegonneneRede
fort .ZurFragedergeplantenErhöhungderWohnbausteuerführtderRedner
aus ,dassdieWirtschaftsverhältnisseüberaustrostlosseien .Siemachen
eineRegulierungderMienzinsevollkommenunmöglich,weshalbaucheine
BelebungderprivatenBautätigkeitnichteintretenkönne.DieEinstellung
derBautätigkeitderGemeindeWienwürdedahereinesolkswirtschaftliche
Katastrophesein . Esfragesichnur,inwelchemAusmassedieöffentlicheBau¬
tätigkeitfortgesetztwerdensalle .DieBeschlüssedersozialdemokratischen
VertrauenspersonenkönnenunterkeinenUmständenverwirklichtwerden.Wir
habenkeineReichenmehr,IndustrieundGewerbeseienverschuldet,wersoll
nundie ErhöhungderWohnbausteuertragen ?VonderErhöhungderWohnbau¬
steuerwürdediegrössteZahlderMietobjektederIndustrie,desHandelsund
desGewerbes,diegrössteZahlderGeschäftslokalebetroffenwerden,die
sichnurmitgrössterMühenochaufrechterhaltenkönnen.WennSiedieletz-¬
tenResteeineraltenKulturvernichten,könntedieserSchadenniemehr
gutgemachtwerden .DievorgeseheneSkaladerErhöhungderSteuerseidaher
eineUnmöglichkeit.VergleichemitBundeskändernoderHauptstädtenvonBun-¬
desländernanzustellen,seiunmöglich,dajadortganzandereVerhältnisse
alsin Wiensind .Wirverlangen,dassderFinanzreferentbeidergeplanten
ErhöhungderWehnbausteueraufdiefatsächlichenVerhältnisseäussersteRück¬
sichtnehme.DerRednerbeantragtschliesslich,denamtsführendenStadtrat
fürdasWohnungswesenzubeauftragen ,dafürVorsorgezutreffen ,dassbeiden
städtischenWehnhausbautendieFeckenderletztenStockwerkenachgrössterTunlichkeitinHolzkonstruktioninAusführungkommen.

GemeinderatUebelhörwendetschebenfallsgegendiegeplanteEr¬
höhungderWohnbausteuer.DiegeplanteSteuererhöhungmüssealsvolkswirt-¬
schaftlicherUnsinnbezeichnetwerden.Handel,IndustrieundGewerbebrechen
zusammen,derletzteGroschenBetriebskapitalsei aufgezehrt,eineErhöhungder Steuer sei daher ganz unmöglich .Aber nicht nur ausvolkswirtschaftlichen ,

auchauspelitischenGründenmüssemansichmitallerSchärfegegendie
Steuererhöhungwenden,weilSieja mitIhrenWohnbautenParteipolitikbe-¬
treiben,wiedieParteisekretariatein denstädtischenNeubautenbeweisen.
Zudemkommenoch ,dassdieArtundWeisederBemessungderWohnbausteuer
zurschärfstenKritikherausfordere .DieErhöhungderWohnbausteuerwerde
bei uns auf den grössten Widerstandstossen .

GemeinderatKrammersprichtsichgleichfallsgegeneineErhöhung
derWohnbausteueraus .EineErhöhungderWohnbausteuerwürdeunseremWirt¬
schaftslebendenletztenStossversetzen ;HundertevonArbeiternundAnge-¬
stelltenwürdendurchdiesenNiederbruchihreArbeitverlieren.DieErhöhungder Wohnbausteuerwürdeein grauenhafterGewaltaktsein .ZudenPosten
"Siedlungsbauten "und„Kleingartenesen"bemerktderRedner,dassdieGemein-¬
deaufdiesenGebietennochzuwenigleiste .SowohlderSiedlungsbauwiedas
KleingartenwesenseienfürdieGrosstadtvoneminenterBedeutung,dieauf
keinen Fall unterschätzt werdendürfe .

GemeinderatStögererklärt ,der leere Platz ,auf demdasBürgerver¬
sorgungshausstand ,beweise,dassauchdieschönsteWahlgeometriezunichte792
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gemachtwerdenkönne.EsseieineschwereSündeanWien,denaltenBür-¬
gernunddenWienernüberhauptgewesen ,in einerZeit derWohnungs-¬
undWirtschaftsnotdasalteBürgerversorgungshausniederzureissen .DerRed-¬

nerstellt denAntragaufEinsetzungeinerWohnungskommissien ,deren
Zusammensetzungdafürbürgt ,dassbeiVergebungderWohnungenin denstäd-¬
tischenWehnbautenlediglichdieBedürftigkeitentscheidet.

In seinemSchlusswortbemerktStadtratWeberaufeineAnfrage,
dass für künstlerischenSchmuckder Wohnhausbautenvon1923an bisheute
rund1 MillionSchillingaufgewendetwordensei undetwa300Zivilarchi¬
tektenfür denWohnhausbauherangezegenwordenseien .BezüglichderFinan-¬
zierungdesWohnhausbauesmittelseinerAnleiheverweistderRednerauf
dieVerhältnisseinDeutschland.DortseienjetztdieStädteverschuldet,
dieBaugenossenschaftenstehenvordemZusammenbruch,dieWohnungenkönnen
nichtvermietetwerden.AndiesenVerhältnissenlassesicherkennen,dass
dasWienerSystemdaseinzigrichtigesei .EssteheausserFrage,dassder
Wehnhausbauin Wienmit Rücksichtauf die wirtschaftlichenVerhältnisse
unbedingtfortgesetztwerdenmüsse.DerVorwurfderparteimässigenWchnungs-¬

vergebung treffe auf keinen Fall zu ;die Wohnungsvergebungwürde
durchdie AnnahmedesAntragesStögernurpolitisiert werden,wasent-¬
schieden abgelchnt werdenmüsse .

DiePositionenderVerwaltungsgruppe„Wohnungswesen"werdenge¬
nehmigt ;der AntragBiber ( Gesiba )wirdangenommen.

DasReferatüberdieVerwaltungsgruppe"TechnischeAngelegenhei¬
ten "erstattetamtsführenderStadtratRichter .Erführtaus ,dassfürdie
Ausgestaltung der Wasserversorgungsanlagen ' 13Millionen Schilling ,für
Kanalbauten600 . 000Schilling ,für die VerbesserungderHauskchrichtab-¬
fuhr100. 000Schilling ,fürdieöffentlicheBeleuchtung750. 000Schilling
präliminiert worden seien .Starken Einschrankungen seien die Ausgabenfür
denStrassonbauunterworfenworden .GegenüberdemAufwanddesJahres1930
von17 MillionenSchilling trete eine Verringerungum11 MillienenSchil¬
ling auf 6 Millionen Schilling ein .

Stadtrat Biberbeantragt ,denMagistratzu beauftragen ,mitaller
BeschleunigungdieNeuabfassungderstädtischenPreistarifezuvollenden
unddemzuständigenAusschussein diesbezüglichesArbeitsprogrammunver¬
züglich vorzulegen ,den für die Erhaltung von Kirchon ,Kapellen undPfarr¬
höfenausgesetzten Betrag von . 000 Schilling auf 14 . 000Schilling und den

für die Erhaltung von Denkmälernund DenkmalbrunnenvorgesehenenBetrag
von . 500Schillingauf . 000Schillingzu erhöhenunddenKreditfürdiePest "StrassenerneuerungenundNeurrstellungen "nach"Strassenerneuorung'
und " Neubau von Strassen "gesondert anzufordern .

Vizebürgermeister Hoss erklärt ,die bedeutenden Abstriche beimStrassenwesenseiensehr zu bedauern .DurchdieseAbstrichewerdederohne-¬
hin nicht gute Zustand des Strassennetzes schwereSchädenerfahren .Es
wäre überaus wünschenswert ,der Strassenpflege mehr Aufmerksamkeitzu
schenlen ,vor allem der Bekämpfung der Staubplage .Mit den für die
Strassenerhaltung vorgesehenen Beträgen werde auf keinen Fall das Aus¬
langen gefunden werden .Trotz der wirtschaftlichen Verhält nisse dürfe
die Reichsbrückenfrage nicht von der Tagesordnung verschwinden .DerAusbau
der elektrischen Strassenbeleuchtunglasse nochimmerviel zuwünschenübrig .

. . Angermayerbringt Beschwerdenüber die städtischeDampfwä¬
scherei und die städtische Reparaturwerkstätte in dr Steinbauergasse vor .Der Personalaufwand bei beiden Betrieben sei gegenüber demSachaufwand
unvergleichlich hoch .Das Strassennetz befinde sich in einem Zustand ,der
viel zu wünschenübrig lasse . St .R .Kunschakbezeichnet den Zustand derWie- ¬
ner Strassen als skandalös ;die Schncesäuberung werde ebenfalls sehr ver¬
nachkässigt .Nacheinigen Bemerkungendes GemeinderatesStöger überdie
SchnecsäuberungwerdennachdemSchlusswortdes BerichtorstattorsdiePositionen der Verwaltungsgruppe" TochnischeAngelegenheitengenchmigt .
Der Antrag Biber auf Erhöhungder Fosten für die Erhaltung vonKirchen
und Denkmälern wird abgelehnt ,die übrigen Anträgeangenommen .

Die Verhandlungenwerdenabgebrochen,nächste SitnungFroitag .793 - - . - —
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Strassenarbeitenin derBeigittenau .
DieVollendungdeserstenBauteilesdergrossenstädtichenWohn-¬

hausanlageaufdemEngelsplatzin derBrigittenaumachtesnotwendig,nochheuerdiefürdieBesiedlungderAnlageerforderlichenStrassenherzu¬
stellen .DemBaufortschritt entsprechend soll daher ein Teil dernordsest¬
lichenRandstrassedesEngelsplatzesunddiedemöffentlichenVerkehrfrei-¬
stehende Durchfahrt durch dn ersten Hof der grossen Wohnhausanlageherge¬
stellt werden .DieFahrbahnenwerdeneineAsphaltbetondeckeaufBetonunter-¬lageerhalten ,dieGehwegemitRandsteinenabgegrenztwerden.DieGesamt-¬
kostendieservomGemeinderatsausschussfür technischeAngelegenheitenin
seiner letzten SitzungbeschlossenenundvergebenenStrassenarbeitenbetra¬
gen rund 60 . 000Schilling .

SchneefallinWien.
DerstädtischeFuhrwerksbetrieb,demdieSchneesäuberungsarbeiten

obliegen ,hat heutezur Reinigungder StrassenundWege . 169Manneigenen
Personalesbeschäftigt .Diestädtischen Strassenbahnenhabenheutezum
erstenmal im heurigen WinterSchneearbeiter ,undzwarrund . 500Mann,auf-¬
genommen,die zurFreimachungderGleiseverwendetwurden .Diemaschinelle
Schneesäuberungbesorgten214Pferdeschnaepflügeund10Autischneepflüge ;
diestädtischenStrassenbahnenverwendeten342Motorschneepflügeund3

Autoschneepflüge .

DerInvestitionsnachlassbeiderFremdenzimmerabgabe.
NachdemInvestitionsgesetzvom20 .Dezember1929wurdedenBe-¬

trieben ,die der Fremdenzimmerabgabeunterliegen ,vonden zuentrichtenden
Abgabebeträgenfür Vermietungenab 1 .Jänner1930eine Ermässigungvonins -¬
gesamtdreiAchtelngewährt.DieErmässigungvonzweiAchtelnwurdeals
reinerAbgabennachlassohnejedenInvestitionsnachweiszuerkannt,während
dieGewährungdesdrittenAchtelsdieDurchführungvonInvestitionenoder
InstandsetzungenmindestensinderHöhedesnachgelassenenAbgabebetrages
zurVoraussetzunghatte .DenNachweisüberdieseAufwendungenhattendie
Betriebebis 30 .Juni1931vorzulegen.DaeinegrössereAnzahlvonBetrie-¬
bendiesenNachweisnichterbrachthat ,gewährtderMagistratinBerücksich¬
tigungderungünstigenwirtschaftlichenVerhältnisseeineweitereFrist
zurBeibringungdesgesetzlichenNachweisesbis zum31 .Dezemberdeslau-¬
fendenJahres .EineweitereFristerstreckungkannkeinesfallsmehreinge-¬
räumt werden .Im Falle des Versäumnisses der Nachfrist bis 31 .Dezember
müsstederMagistratdieErmässigungderAbgabeumeinAchtelrückwirkend
ausserKraftsetzenunddieentsprechendenBeträgezurNachzahlungvor¬schreibenundeinheben.

GoldeneHochzeiter.
In dervorigenWochefeiertendieEhepaareFranzundMarie

Kriwanek,EmanuelundJosefaMüllner,SiegmundundTheresiaPickundLudwig
undJ lianaReiterdasFestdergoldenenHochzeit .In VertretungdesBür-¬
germeisters erschien amtsführenderStadtrat Linder in der WohnungderJubel - ¬
paare,beglückwünschtesie undüberreichteihnendie EhrengabederStadt
Wien ;demJubelpaarReiter ,dasseinenWohnsitzausserhalbWienshat ,wurde
die Ehrengabedurchdie Postübersendet .

WeihnachtsferienandenSchulenWiens.
DerStadtschulrat für Wienteilt mit :AufGrundeiner Verfügungdes

Pundesministeriumsfür Unterricht werdendie am24 .DezemberbeginnendenWeihnachtsferien an semtlichen Schulen Wiens bis einschliesslich 6 .Jänner
erstreckt . 733
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DerstädtischeVoranschlagfür dasJahr1932.
DerWienerStadtsenatsetzte heutegemeinsammitdem-städtischen

FinanzausschussdieBeratungenüberdenVoranschlagderBundeshauptstadtWien für das Jahr 1932fort .

ZurVerhandlungstehtdieVerwaltungsgruppe"Ernährungs-und
Wirtschaftsangelegenheiten ".DenBerichterstattet amtsführenderStadtrat
Kokrda,dereingehenddasApprovisionierungswesen ,namentlich:dieBe-¬
schickungderWienerViehmärkte,behandelt .DieBelieferungderWienerVieh-¬
märktedurchdasInlandnehmein derletztenZeiteinenerfreulichenAuf¬
schwung. Währendin denerstenelf MonatendesJahres1930derWienerRin-¬
dermarktmit36. 813StücklebendenInlandsrindernbeschicktwordensei ,be¬
tragedieZahlderin denerstenelf MonatendeshewrigenJahresaufdemWienerRindermarkteingstroffenenInlandsrindernbereits59. 743Stück .Noch
günstigergestaltesichderAuftriebvonInlandsschweinenaufdemSchweine-¬
markt .In denerstenelf MonatendesJahres1930beschicktedasInlandden
WienerSehweinemarktmitho. 397StückSchweinen.IndergleichenZeitdes
heurigen Jahres warenes schon181 . 798Stück Schweine ,die das Inlandauf
denWienerMarktlieferte .UeberdiestädtischenLagerhäuserteilt derRe¬
ferent mit ,dass der Betriebein zufriedenstellendersei .DieEinlagerungen
indenstädtischenLagerhäusernbetrugenam1 .Dozember1929rund. 310
Waggens,am1 .DezemberdesVorjahres. 039WaggonsundamDezemberdesheurigenJahres . 900Waggons.

VizebürgermeisterHosserklärt ,diestärkereBelieferungder
WienerViehmärktedurchdasInlandseiüberausbegrüssenswert .DerRednetbe-¬
sprichteingehenddasSchul-undFortbildungsschulwesen;ererklärt,dieWie-¬nerSchulverhältnisseseienschlechterdennje ,undverlangtdieSchaffung
eineseigenenSchulreferatesmiteinemverantwortlichenReferentenimRahmen
derGemeindeverwaltungsowieeineHerabsetzungderBeiträgederGewerbe-¬treibenden für dieFortbildungsschulen .

GemeinderatStögerwünscht,derReferentmögedenBerüchtenüber
einegeplanteVerlegungdesNaschmarktesdurcheineoffizielleErklärung
entgegentreten.BezüglichdesSchulwesensstellt derRednerfest ,dass
seit 1923bisheuteüber12MillionenSchillingfürdieunentgeltlicheAbga¬
bederLernmittelaufgewendetwordenseien .NichtsdestowenigerseidasZiel,
dassichdieGemeindegesteckthabe ,nichterreichtworden,dennmiteinem
BleistiftundeinemHeftkommendieKindernichtausunddieElternmüssten
erst recht die notwendigenLernmittelkaufen .DerRednerbeantragt ,dieun¬
entgeltlicheAbgabevonLernmittenanBesitzendeeinzustelln,dafüraberdenKindernunbittelterElterninderSchulpauseMilchunentgeltlichzuver-¬abfolgen .

GemeinderatUebelhörerklärtunteranderem,dieGewerbetreibenden
empfindenesalsUnrecht,einenhöherenBeitragfürdieFortbildungsschulen
alsdieGemeindeleistenzumüssen,ohneeinenEinflussaufdieSchulverwal¬tung zubesitzen .

NacheinigenBemerkungendesGemeinderatesKrammerverlangtGemein¬
deratAngermayerAufklärungüberdenSchuldenstandderstädtischenDager¬
häuser .BeiderPost"Baustoffebeschaffung“werdendieallgemeinenUnkosten
verhältnismässighochpräliminiert;derBetriebscheinevollkommenunrentabel
zusein .BeimWirtschaftsamtsei derPersenalaufwandmitüber785. 000Schil¬
ling vorgesehen ;der Sachaufwandbetrage rund 404 . 000Schilling .In demSach¬
aufwandseiennichtwenigerals 326,000SchillinganallgemeinenUnkosten
inbegriffen .DerRednerverlangtentsprechendeAufklärungen.795
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StadtratKokrdaerklärtin seinemSchlusswort,voneinerVerle-¬

gungdesNaschmarktessei keineRedeunddie Gerüchte ,die voneinerVer-¬legungwissenwollen,entbehrenjederGrundlage.Ergibtdiegewünschten
Aufklärungen,woraufdie Positionender Verwaltungsgruppe"Ernährungs-undWirtschaftsangelegenheiten "angenommenwerden .DerAntragStögerwirdab-¬

gelehnt . Amtsführender Stadtrat Linder berichtet über die Verwaltungs - ¬
gruppe"AllgemeineVerwaltungsangelegenheiten".Erführtunteranderemaus,
dasstrotzSparmassnahmenbeiderFeuerwehrneueGerätefür191. 000Schil¬lingangeschafftwerden.DieSchlagfertigkeitderWienerFeuerwehrseinach
wievorvorbildlich .BerPersonalstandderGemeindewachewerdeauf200Mannherabgesetzt .

GemeinderatUebelhörmeint ,dasstrotzdesbedeutendenAusbaues
des Feuerschutzesnamentlichdie Vorsorgebei denTheaternnochimmeraus¬
baubedürftigsei .DerRednerverlangtdieDrucklegungdesstenographischen
ProtokollesderGemeinderatssitzungenundbeantragtschliesslich ,denfür
die FörderungvonTheater - undMusikaufführungenfür ArbeiterundAngestell-¬
te vorgesehenenBetragvon20 . 000Schillingauf50 . 000Schillingzuerhöhen.

GemeinderatStögererklärt ,dass die Gemeindemit derKinozensur-¬
stelle Vogel-Strausspolitikbetreibeundstellt denAntrag ,denMagistratzu
beauftragen ,eineVorlagezwecksNovellierungdesKinogesetzesauszuarbei¬ten ,diedemLandtagzurBeschlussfassungzuübermittelnist .Ineinemzwei-¬
ten Antragverlangtder Redner ,dennachWienzuständigenBesitzerndergol-¬
denenTapferkeitsmedailledasBürgerrechtderStadtWienzuverleihen.

GemeinderatAngermayerbemängeltdie UngleichheitderDarstellung
desPersonalaufwandesbei denverschiedenenKapiteln ;teilweiseist derPer¬
sonalaufwandspeziellveranschlagt ,teilweisejedochnurin derallgemeinen
PostderVerwaltungsgruppe"PersonalangelegenheitenundVerwaltungsreform "
zufinden .WennSienichtdenVorwurfderVerschleierungertragenwollen,
müssenSie mitdieser Verrechnungsmethodesofort aufräumen .DerRedner
stellt denAntrag ,nochvorderBgratungdesVoranschlagesimGemeinderat
denPersonalaufwandfürdieeinzelnenBetriebedetailliertnachHaupt-und
Nebenbezügen,Aufwandsgebühren,allfälligenRemunerationen,Ruhe -undVersor-¬
gungsgenüssenusw . ,nachBetriebenunterdenBetriebsausgabengeordnet,oder
durchBeibringungderfrüherbestandenenSonderausweisebekanntzugeben.

NachdemSchlusswortdesReferentenwerdendiePositionender
Verwaltungsgruppe"AllgemeineVerwaltungsangelegenheiten "genehmigt.Die
AnträgeUebelhörundStögerwerdenabgelchnt.

StadtratBreitnerberichtetkurzüber„BilanzundBedeckung".Ge-¬
meinderatUctelhörpräzisiertdenablehnendenStandpunktderMinderheit,wo-¬rauf dasKapitel„BilanzundBedeckung"genehmigtwird .

DasReferatüberdie Wirtschaftspläneder städtischenUnternehmun¬
generstattetVizebürgermeisterEmmerling.AnNeuherstellungen,Inventaran. .
schaffungenundwertvermehrendenErneuerungenseienbeidenGaswerken' 88
MillionenSchilling ,beidenElektrizitätswerken' 60MillienenSchilling,
beidenStrassenbahnen3151MillionenSchilling,beimBrauhaus500. 000Schil-¬
lingundbeiderLeichenbestattungsunternehmung98. 000Schilling ,zusammen
15 ' 60MillionenSchillingvorgesehen .MitAusnahmeder Strassenbahnenver¬
anschlagenalle Unternehmungeneinen Ueberschuss .VizebürgermeisterHoss
bringtBeschwerdenüberdenStrassenbahn-undAutobusverkehrvor ,GR. StögerwünschtAufklärungüberdenStandder Versuchezur EntgiftungdesGases;
GR. Angermayererklärt ,dassan denAbgangbei denStrassenbahnennurdie
VerwaltungdesBetriebesschuldtragendseinkönne. GR. Krammerbringteben-¬falls BeschwerdenüberdenStrassenbahnverkehrvor ,GR. UebelhörverlangtdieRückzahlungderseinerzeitgeleistetenVorauszahlungenfürGasundStrom.796
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NachdemSchlusswortdesReferentenwerdendieWirtschaftspläne
der städtischenUnternehmungengenehmigt.

Damitist die Beratung über den Voranschlagund dieWirtschafts¬
plänefür1932imWienerStadtsenatundimstädtischenFinanzausschussabgeschlossen.

DerVoranschlagfür1932wirdnunmehrdemGemeinderatderStadt
WienzurBeratungundBeschlussfassungvorgelegt.DieGemeinderatsverhand -¬
lungenbeginnenamkommendenMittwoch.

Feuerbestattung des Malers HansTemple .
AufAnordnungdes Bürgermeisterswird die EinäscherungderLeiche

desvorkurzemverstorbenenMalersHansTempleunddieBeisetzungder
AscheehrenhalberaufKostenderGemeindeWiendurchgeführtwerden.Die
Einäscherungfindetmorgen,Samstag,um12Uhrmittagsin derFeuerhalleder
StadtWienstatt .

SchneefallinWien.
DerwährenddesganzenTagesherrschendeSchneefallhattrotz

allenVorkehrungeninWienauchVerkehrsschwberigkeitenhervorgerufen.Der
städtischeFuhrwerksbetrieb,demdieSchneesäuberungsarbeitenin denWiener
Strassenobliegen ,hattebereitszeitlichmorgensseingesamtesPersonal
in denDienstderSäuberungderStrassenvomSchneegestellt .Diestädti -¬
schenStrassenbahnenhattenausserihremeigenenPersonalüberdiesetwa
3500SchneearbeiterzurFreimachungderGleiseaufgenommen .Dergesamte
Maschinenpark,Pferdeschneepflüge,MotorschneepflügeundAutoschneepflüge,
warsowohlvomstädtischenFuhrwerksbetriebwieauchvondenStrassenbahnen
in Betriebgesetztworden .Nachmittagssetzte dannungefährum15Uhrein
besondersstarkerSchneefallein ,dereinigeStundenhindurchingleicher
Stärkeanhielt .DieDirektionderstäätischenStrassenbahnen,diealle
Schneesäuberungsmaschinenunddasgesamtefür die Schneesäuberungbestimmte
Personalin ständigerBereitschaftgehaltenhatte ,liesssofortalleSchnee-¬pflügezurFreimachungdesgesamtenNetzesausfahren.ZurVerhütungvon
ereisungenwurdenauchalle GleisanlagenderStrassenbahnmitSalzbestreut.

UnmittelbarnachRückkehrderSchneepflügewurdensie zumzweitenMalezur
BefahrungdesganzenNetzeseingesetzt.DadurchkonntenUnterbrechungen
undEinstellungenvonStrassenbahnlinienverhindertwerden .Estratenje-¬
dochbei einzelnen Linien zumTeil beträchtliche VerspätungenimStrassen¬
bahnverkehrein .DadieSchneepflügenatürlichlangsamerfahrenmüssenals
diePersonenführendenStrassenbahnzüge,sinddiese Verspätungenerklärlich;
die unmittelbarnachdenSchneepflügenfahrendenStrassenbahnzügemussten
Verspätungenerleiden .GrössereVerspätungenimStrassenbahnbetrieberga¬
ben sich ,wennPferdefuhrwerke oder Lastautomobile längere Zeithindurch
nichtweiterfahrenkonntenundaufdenGleisanlagenstehenblieben .Bis19
Uhrwarenjedochalle Verkehrsschwierigkeitenbei denstädtischenStras-¬
senbahnenbehoben .
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SitzungenimRathaus.
DerGemeinderatder Stadt Wienhält in der kommendenWocheam

Mittwoch ,DonnerstagundFreitagSitzungenab .DieSitzungenbeginnenum
17Uhr ,amFreitagjedocherst nachSchlussder für 17Uhranberaumten
Sitzung des Wiener Landtages .In den Gemeinderat ssitzungen werdeninsbeson¬
dereder Voranschlagder BundeshauptstadtWienunddieWirtschaftspläne
der städtischen Unternehmungenfür das Jahr 1932zur Verhandlungkommen.

AmFreitagfindetum17UhreineSitzungdesWienerLandtages
statt .

. - . - .
Die Abgabenertragsanteile Wiensfür1931 .

Wienhat als GemeindeundLandfür die zwölfMonatedesJahres
1931als VorschüsseimSinnedesAbgabenteilungsgesetzes88,892. 000Schil-¬
lingerhalten .EssinddabeidieVorschüsseaufdieBenzinsteuerundKraft-¬
wagenabgabe,umeinenrichtigenVergleichziehenzukönnen,ausgeschieden
warden ,weil sie nicht eine Mehreinnahmebedeuten,sondern den Ersatz fürdie
früherbestandeneSondersteuerWiensaufKraftwagendarstellen .AufGrund
derursprünglichenApgabenteilung,wiesie bis zum31. Dezember1930inKraft
war ,hätte WienAnspruchauf137,703. 000Schillinggehabt .Aberselbstdie
verkürzteAbgabenteilunghätteWiennochimmer108,4ho. 000Schillingbringen
sollen .DerungünstigereErfolgist auf die Wirtschaftskrisezurückzuführen .DiegewaltigeMindereinnahmevon18,811 . 000Schillinghat schonimLaufedie¬
ses JahreszugrossenBudgeteinschränkungengeführtundist dieHauptursache
desausserordentlichgedrosseltenVoranschlagesfürdasJahr1932.

DieSchneesäuberungsarbeiten .
Zur Reinigung der Strassen ,Plätze und WegeWiens von denSchnee - ¬

massenhatderstädtischeFuhrwerksbetrieb ,demdieSchneesäuberungsarbeiten
obliegen ,heute . 050MannvomeigenenPersonalund . 241Schneearbeiter
verwendet ,die für die Schneesäuberungaufgenommenwordensind .Diestädtische

Strassenbahnenhabenfür dieFreimachungderGleise . 422Schneearbeiter
aufgenommen .Ueberdiessind für die maschinelleSchneesäuberung281Pferde-¬
schneepflüge ,342Motorschneepflüge ,2 Autoschneepfügeund13Autokehrzüge
undfürdieSchneeabfuhr59Kabswagen,92Pferdelastwagenund9Autolast-¬
wagenin den Dienst gestellt worden .

. .
Investitionsnachlass bei der Nahrungs - oderGenussmittelabgabe.

DasWienerLandesgesetzvom20 .Dezember1929hat für die derNah¬rungs-ocerGenussmittelabgabeunterliegendenBetriebe ,einenNachlassvon20
Prozentier Abgabefür das Jahr 1930gewährt .Es hatten demnachdieBetriebe
vonder imJahre1930zu leistendenNahrungs- oderGenussmittelabgabeblossvier Fünfteleinzubezahlen .DerNachlassvoneinemFünftelwaran dieBedin¬
gunggeknüpft ,dassein Petrag,dermindestensebensohochist wiedernach¬gelasseneAbgabebetrag ,für Investitionenoder InstandsetzungenimBetrieb
verwendetwerde .DieAbgabepflichtigenhattendemMagistratbisspätestens

» .JunidiesesJahresdieNachweiseüberdie imJahre1930durchgeführten
InstandsetzungenoderInvestitionenvorzulegen.BerMagistrathatjedochfest-¬
gestellt ,dasseinegrössereAnzahlvonBetriebenjederBranchediesen
Nachweisbis heutenicht beigebrachthat .DerMagistratwäredaherberechtigt ,
in diesenFällendieErmässigungrückwirkendausserKraftzusetzenunddie
entsprechendenBeträgezur Nachzahlungvorzuschreibenundeinzuheben.

Mit Rücksicht auf die ungünstige Wirtschaftslage sieht sichderMagistratjedochveranlasst ,eineweitereFristzurBeibringungdesgesetzli
chenNachweisesbis zum31 .Dezemberdes laufendenJahres zu gewähren .EineweitereFrisberstreckungkannaber keinesfalls mehrgewährtwerden ;imFalle
eines Versäumnissesder neuenFrist bis 31 .Dezembererfolgt unbedingtdie
NachtragsvorschreibungundEinhebungdesNachlassbetrages.
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DieKosteneines SchulkindesinWien.
In Wiengehengegenwärtig140 . 590Kinderin eineNormalschu¬

le und . 274Kinder in eine Sonderschule . Essind daher insgesamt142 . 864
Kinder ,die eine städtische Normal - oderSonderschule besuchen .DerKostenauf - ¬

wandfür ein Schulkindüberhauptstellt sich auf 179 ' 66Schilling ;derKosten-¬
aufwandfür einKind ,daseineNormalschulebesucht,istgeringer ; erbeträgt.
471' 93Schilling .BedeutendhöherstellensichdieKostenfüreinSchulkind
einerSonderschule; siemachen957 ' 79Schillingaus .In keinemVergleichezu
diesenKostensteht der Kostenaufwandfür die unentgeltlicheAbgabederLern¬
mittel an ein Schulkind ; erbeträgt bloss ' 48Schilling .Darausist zuerse -¬
hen ,dasseineAenderungdesbestehendenSystemsetwain derWeise ,dassdie
unentgeltliche Abgabe der Lernmittel an die Beibringung eines Armutszeugnis - ¬

ses geknüpftwürde,fürdas Budgetder Gemeindemateriell keinenennenswerteBedeutunghätte .
. . .

DerAktienbesitzder GemeindeWien.
Bei der gemeinsamenBeratung des Voranschlages für dasJahr

1932durchdenStadtsenatunddenFinanzausschusshat FrauStadtratDr .
MotzkoAuskunftüberjeneAktienverlangt,dievonderGemeindeseinerzeit
unterBerufungaufdasSozialisierungsgesetzerworbenwordensind.

StadtratBreitnerteilte dazufolgendesmit : Eshandeltsichumdie Aktienvon23 Gesellschaften .DieGemeindehat dafür 2,621 . 000Kronen
bezahlt .SelbstverständlichsindseitherDividendenvereinnahmtworden,die
weit über diesen Betrag hinausgehen .Vorallem anderenaber wurdenvielfach
zustehendeBezugsrechtenichtausgeübt,sondernveräussert .Lediglichausdie-¬
semAnlassehat dieGemeinde3,029 . 000Kronenvereinnahmt.DergesamteAnschaf¬fungspreisist also ausschliesslich aus demVerkaufeder Bezugsrechtegetilgt
worden . Essteht daher dieser gesamte Aktienbesitz mit Null zu Buch .Am25 .No- ¬

A

vemberwarderKurswert1,911 . 000Schillingundistyentsprechendderseit -¬
herigenBewegunghöher .Dabeiist das Eigentumvon5 ProzentderAnkerbrot-¬
werke nicht mitgerechnet,weil diese Aktie an der Bärse nicht notiert ist .
DieGemeindehat alsoausderseinerzeitigenInanspruchnahmedieserAktien
keinenwieimmergeartetenVerlusterlitten,sondernbesitztdarineinenan-¬sehnlichenVermögenswert.

EntfallendeSprechstunde.
Uebermorgen,Mittwoch,entfälltwegendienstlicherVerhinderung

dieSprechstundebeimstädtischenFinanzreferentenStadtratBreitner.
. . - . - . - - . - ¬

StrassenbahnfahrpreisundAutobusverkehram8 .Dezomber.
Morgen ,Dienstag ( Feiertag ) ,giltauf der Strassenbahn und

Stadtbahnder Werktagsfahrpreis .DieFrühfahrscheine,Hin -undRückfahrscheine,
Wochenkarten ,Arbeitslosen - undFürsorgefahrscheine haben daher Gültigkeit .Die
Hin - UndRückfahrscheineundWochenkartengeltenfür die Rückfahrtschonvon
11 Uhran. Hingegensind die Schüleranweisungenungültig .DieBeförderungvon
Hundenist vonBetriebsbeginnbis 9 Uhrundvon16 Uhrbis 18 Uhrnichtzu- ¬

lässig .
Morgen ,Dienstag( Feiertag ) ,verkehrendie städtischenAutobus-¬linien wie anWerktagen.

- . .- . —. —. —.— .—. - . - ¬
SitzungdesGemeinderatesder StadtWien.

Uebermorgen ,Mittwoch,tritt der Gemeinderatder Stadt Wienum
17 Uhr zu einer Sitzungzusammen .
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AbsagederGemeinderatssitzung
Mittwoch,den9 .Dezember,unddiefolgendenTage,

solltenSitzungendesGemeinderateszurBeratungdesBudgets1932statt¬184 . .

finden .WegeneinerErkältungdesReferentenStadtratBreitnermüssen
jedochdie SitzungenvonMittwochundDonnerstagentfallen .Dieerste
Budget-SitzungdesGemeinderatesfindetdaheramFreitag ,den11 .De¬
zember ,imAnschlussandie für 5 UhrnachmittagseinberufeneSitzung
desWienerLandtagesstatt .
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AnsgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.
IndernächstenZeitwerdenin derLeopoldstadtdieStur. -¬

gasseuadEngerthstrasse,aufderLandstrassedieViehmarktgasseundPfarrhof¬
gasseundin HietzingderBahndurchlassEinwanggassederWestbahnmitöffent
lichæerelektrischerBeleuchtungversehen.DieAufträgefürdienotwendigen
Installationsarbeitensindbereitsvergebenworden.

- - . - . - . - . - ¬
EntfallendeSprechstunde.

Uebermorgen ,Freitag,entfälltdieSprechstundebeimstädti¬
schenFinanzreferentenStadtratBreitner .

- . - - - ¬
VondenBezirksvertretungen.

DieBezirksvertretungNeubauhältmorgen,Donnerstag,um18Uhreine öffentliche Sitzungab .
DieBezirksvertretungWähringtritt ebenfallsmorgen,Donners-¬

tag ,um17 Uhr zu einer Plenarsitzungzusammen .
DieBezirksvertretungBrigittenauhältgleichfallsmorgen,Donnerstag ,um19UhreineöffentlicheundvertraulicheSitzungab.

—. —. —.— .—. —.—
196. 667GasabnehmerinWien.

Wiedie Direktionder städtischenGaswerkemitteilt ,habenam
30 .NovemberdiesesJahres496. 667KensumentenGasvondenWienerstädtischen
Gaswerkenbezogen.GegenüberdemStandimJahre1913bedeutetdieZahlder
Gasabnehmeram30 .NovemberdiesesJahresmehralseineVerdoppelung,daam31 .Dezember1913die Wienerstädtischen Gaswerkebloss 211 . 815Konsumenten
mitGasversorgthatten .ImvergangenenNovemberhabendiestädtischenGas-¬
werke. 318Gasmesserneuaufgestellt ,798Gasmesseranlagenvergrössertund
198Neuanschlüssedurchgeführt.DerVerkaufvonGasgerätenundKoksöfen
"MusterWienerGaswerke"warimBerichtsmonateeinreger ;eswurdeninsgesamt576Gasgeräteund412Koksöfen"MusterWienerGaswerke"verkauft.

— . . — . - . - ¬
FreieArztstelle .

ImStatusdesstädtischenGesundheitsamtes(Abteilungder
AerztederstädtischenHumanitätsanstalten)gelangtfürdieLandesheil-und
Pflegeanstalt" AmSteinhof "dieStelleeinesAbteilungsvorstandesder"Pfle¬
geanstaltfürFrauen"mitdensystematigirtenAnfangsbezügenundVorrückungs-¬
möglichkeitenderGruppeIa,Klasseh,Stufe1 desGehaltsschemasderstädti¬
schenAngestelltenzurBesetzung.DieBedingungenderAnstellung,dienach
zweijährigerzufriedenstellenderDienstleistungeinedefinitivewird,sind:
österreichischeStaatsbürgerschaft,DoktoratdergesamtenHeilkunde,mindestens
zweijährige Spitalspraxis ,mehrjährigefachärztlicheAumbildung.Gesucheum
dieseStelle ,die mitdenentsprechendenPersonaldokumenten,demNachweisdes
aneinerinländischenUniversitäterlangtenDoktoratesderHeilkunde,fernerdemNachweisüberdieösterreichischeBundesbürgerschaftundüberdieentspre-¬
chendefachärztlicheAusbildungbelegtseinmüssen,sindbislängstens15.De-¬zemberimBüroderVerwaltungsgruppefürPersonalangelegerheiteneinzubrin¬gen .BereitsimDienstederGemeindeWienstehendeBewerberhabenihreGesucheimDienstwegevorzulegen.DiesenGesuchenist nurderNachweisüberdieent¬
sprechendefachärztlicheAusbildunganzuschliessen .DenbereitsimDienste
stehendenBewerbernbleibtdieallenfallsbereitserworbenedefinitiveAn¬
stellungsowiederallfällige höhereRanggewahrt .DieGesuchesindmiteinemBundesstempelimBetragevon1 Schilling ,die Gesuchsbeilagen ,sofernesie
nichtohnehinbereitsgestempeltsind ,miteinemBundesstempelimBetragevon je 20 Groschenzuversahen .801 —. —. —. —- ¬-
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SteuernachlässefürdieWinterhilfe.
In Abendblätternist imBerichtüberdiegrosseVeran¬

anstaltungderWinterhilfeam18 .Dezemberauchmitgeteiltworden,
Stadtrat Breitnerhabeangeordnet ,dass die EinhebungderLustbar¬
keitsabgabefürdieVeranstaltungenandiesemTagezuentfallenha-¬
be .Demgegenüberwirdfestgestellt,dassStadtratBreitnereinesol-¬
cheAnerdnungnichtgetroffenhatundsieauchnichttreffenkönn-¬
te ,weilniemandberechtigtist ,einegesetzlichvergeschriebene
SteuernachBeliebennachzulassen.Geradedeshalbist auchden
verfassungsmässigberufenenKzrperschafteneineVorlageunter-¬hreitetworden,dievorsieht,dassderWinterhilfeeineSubventioninderHöhederfürdieVeranstaltungenam18 .Dezembervorge-¬
schriebenenundgesetzmässigzuleistendenLustbarkeitsabgabege¬
währtwerde.EswerdenalsodiegesetzlichenVorschriftenüberdie
VorschreibungundEinhebungderAbgabenauchindiesemFallowieim¬
merstrengeeingehaltenwerden;derGemeindeWienwerdenjedochausdiesenVeranstaltungenkeineEinnahmenzufliessen.802
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DerGesundheitszustandderWienerBevölkerung .
Das Gesundheitsamt der Stadt Wien legt den Bericht der

städtischen Amtsärzte über den Gesundheitszustand der Wiener Bevölkerung im
vergangenenOktobervor .AusdemBerichtegehthervor ,dassimOktober
. 470AnzeigenüberanzeigepflichtigeKrankheitenerstattet wordensind ,

das sind um287 Anzeigenmehrals im Oktober 1930 .Vonden Anzeigenbe¬
trafen198Scharlacherkrankungen,151Diphtherieerkrankungen,274Varizellen¬
erkrankungenund23ErkrankungenanKinderlähmung .AnScharlachwaren479
Wienerund19Ortsfremde ,anDiphtherie440Wienerund11Ortsfremdeund

an Kinderlähmung 20 Wiener und 3 Ortsfremde erkrankt .Die Zahl derSchar¬
lachtodesfällebetrug3 ,diederDiphtherietodesfälle17 .Ausserdemsind
imBerichtsmonate23AnzeigenüberBauchtyphuserkrankungen ,183Anzeigen
überParatyphuserkrankungenund2AnzeigenüberRuhrerkrankungenerstattet
worden.AnBauchtyphuswaren13Wienerund10OrtsfremdeundanParatyphus
vorwiegendAngestellte und Bedienstete des allgemeinen Krankenhauseser¬

kæænkt .

GestorbensindimvergangenenOktoberinWien. 143Men-¬
schen ,vondenen122ortsfremdwaren .AlsTodesursachensindin 493Fäl¬
lenKrankheitenderKreislauforgane,in345FällenbösartigeNeubildun¬
gen ,in 227FällenTuberkulosealler Artundin 223FällenKrankheitender
Nerven-undSinnesorganegemeldetworden.200AnzeigenhabenalsTodesur¬
sachenAtmungskrankheitenund15 )AnzeigenKrankheitenderVerdauungsorga¬
neangegeben .NachdenTodesfallanzeigensindimBerichtsmonate166Men¬
scheneinesgewaltsamenTodesgestorben.

SitzungendesWienerLandtagesunddesGemeinderatesderStadtWien.
Morgen,Freitag,tritt um17UhrderWienerLandtagzueiner Sitzungzusammen.
UnmittelbarnachSchlussderLandtagssitzungfindeteine

SitzungdesGemeinderatesderStadtWienstatt.
WarnungvorunbefugtenSammlern.

In derletztenZeitwurdebeobachtet,dasseineReihevonPersonenunterBerufungaufdieAktion„Winterhilfe"SammlungeninWienver-¬
anstaltet .DieGeschäftsstellederAktion"Winterhilfe"erklärtausdrück¬lich ,dassniemandberechtigtist ,fürdieAktion"Winterhilfe"in denHäu¬
sernundaufderStrassezusammeln.DergrosseSammeltagder"Winterhilfe"
wirdam20 .DezemberabgehaltenunddurchehrenamtlicheHelferundHelferin¬nen ,diemiteinerLegitimationversehenwerden,durchgeführtwerden.

ay
AutobusverkehramSilbernenSonntag.
WiedieDirektionderstädtischenStrassenbahnenmitteilt,werden/Sonntag,den13 .Dezember(SilbernerSonntag),inderZeitvon8Uhr

30bis19UhrdieAutobuslinienI,IIundIII ,diedurchdieInnereStadtführen ,in Betriebstehen .
VondenBezirksvertretungen .

Uebermorgen,Samstag,hältdieBezirksvertretungLeopoldstadtum18 Uhreine öffentliche Sitzungab .
DieBezirksvertretungMargaretentritt amMontag ,den14. .

Dezember,um17UhrzueineröffentlichenundvertraulichenSitzungzusammen .
DieBezirksvertretungMeidlinghält amDonnerstag,den

17 .Dezember ,um18 Uhreine Plenarsit zungab .803 - .
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WIENERLANDTAG .
Sitzungvom11. Dezember1931.

PräsidentDr .DannebergeröffnetdieSitzungum17Uhr10 .
Die Vorlagebetreffend die AenderungderGeschäftsordnung

desWienerLandtageswrnacheinemBerichtedesStadtratesLinderange¬nommen .
Abg .Henglreferiert namensdesImmunitätskollegiumsüber

ein ErsuchendesStrafbezirksgerichtesWienI umZustimmungzur strafge- ¬
richtlichenVerfolgungdesAbg .Waldsam.EshandersichumfolgendenFall :

4 Der jetzige Abgeordnetedes HeimatblockesLichteneggerhat imSep¬
temberdes Jahres1930zu einer Zeit,als er nochnicht in denNationalrat
gewähltwar ,beleidigendeAeusserungengegenchristlicheGewerkschaften
gerichtet.DieseüberreichtengegenAbg.LichteneggerdieKlage,unterdessenwurdeLichteneggerimNovember1930in denNationalratgewähltunddasich
dieBehandlungdesAuslieferungsbegehrens,daswegendesAbg.Lichtenegger
andenNationalratgestelltwordenwar ,hinauszeghatdasGerichtam12.
FebruardasVerfahrengegenLichteneggereingestellt,8Tagespäterwurde
LichteneggervomNatienalratausgeliefert.NunhatLichteneggerinderZeitung
unabhängigenGewerkschaftimMai1931denchristlichenGewerkschaften
vorgeworfen,siehättenmitderKlagesolangezugewartet,bisderTermin
versäumtwarundsiedenProzessnichtmehrzuführenbrauchen.Daraufhinist
in derZeitungderchristlichenMetallarbeitergewerkschaftam31. MaieinAr¬
tikelerschienen,indemNationalratLichteneggeralsgrossmäuligerSöldling
derAlpineundalsVerleumderbezeichnetundaufgefordertwurde,dieZeitung
zu kla gn. Lichteneggerklagteundin der ersten Verhandlunggegendenver-¬
antwortlichenRedakteurhatsichAbg .Waldsamals VerfasærdesArtikels
bekanntundebensoineinemzweitenArtikelinderselbenZeitung.BaraufhinhatLichteneggerdieKlage( agegendenAbg .Waldsamausgedehntundumsei
ne Auslieferung ersucht .Das Immunitätskollegiumhat einstimmigbeschlossen ,
demLandtagzuempfehlen ,demAusliefrungsbegehrennichtstattzugelen,da
essichhierumeineAngelegenheithandelt ,diemitderpolitischenTätigkeitdesAbg.Waldsamzusammenhängt.NamensderMinderheitimImmunitätskollegium
erklärt Abg .Hengl ,die Minoritätsei für denAntrageingetreten ,weilsie
derAnsichtsei ,dassein Mandatarin seinerpolitischenTätigkeitgeschützt
werdenmüsseundweildemAbg.LichteneggerdurchseineKlagegegenden
verantwortlichenRedakteurderZeitungohnehindieformaleMöglichkeit
gegebenist ,verSerichtseinenRechtsstandpunktzuwahren.

DerLandtagbeschliesethierauf ,demAuslieferungsbegehrennichtstattzugeben.
SchlussderSitzung17Uhr20.
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Budgetberatung .
WIENERGEMEINDERAT

Sitzungvom11 .Dezember1931.
BürgermeisterSeitzeröffnetdieSitzungum17Uhr25.

undbemerktzunächst ,dass die BeratungdesVoranschlages. . apo - ¬" - für das Jahr 1932zunächstzurückgestelltwerde ,daStadtrat
Breitnererkranktist . Erkönneübrigensmitteilen,dasssichStadtratBreit-¬
rer bereits auf demWegeder Besserungbefinde .

OhneDebattewerdengenehmigtderRechenschaftsberichtunddie BilanzderZentralsparkasseunddesKreditøereinesderZentralsparkasse
der GemeindeWienfür das Jahr 1930 ,Baurechts -undDarlehensverträgemit
dergemeinnützigenBau -undWohnungsgenossenschaft"Gartensiedlung"undmit
dergemeinnützigenSiedlungs -undKleingartengenossenschaft"Antaeus"der
NeubauderStrassenbeiderstädtischenWohnhausanlageEngelsplatzimXX.
Bezirk(voraussichtlicheKostenS 60 . 000 )sowiedasErgebnisderUnfalls-¬

fürsorge der Gemeinde Wien im Jahre 1930 .

Vizebgm. EmmerlingberichtetüberdieWirtschaftspläneder
städtischenUnternehmungenfürdasJahr1932. Erbemerktzunächst,dassdie
Präliminierung derAnsätze , der wirtschaftlichenUnternehmungenmit
RücksichtaufdieungünstigenwirtschaftlichenVerhältnisseausserordent-¬
lichvorsichtigvorgenommensei .TrotzdemsindauchfürdasJahr1932In¬
vestitionenbeidenstädtischenUnternehmungenimGesamtbetragevonS15' 6Millionenvorg sehen ,wobeies sich umNeuherstellungenhandelt .Davonent - ¬
fallenaufdasGaswerkSchilling' 8,aufdieElektrizitätswerke' 6,
aufdieStrassenbahnenSchilling ' 5Millionen,aufdasBrauhausSchilling
500. 000undaufdieLeichenbestattungsunternehmungSchilling98.000-Die
wichtigstendieserInvestitionenbetreffenimGaswerkSimmeringdieAusge¬
staltung der Koksförder -undAufbereitungsanlagenunddie Ausgestaltungder
Stromversorgung ,imWerkeLeopoldaudieAusgestaltungderDampferzeugungs¬
undWarmwasserheizanlagesowiederErweiterungundAusgestaltungderKohlen-¬
undKoksförder-undAufbereitungsanlagen ,fernersindgrössereBeträgefürdie
AnschaffungvonGasbehälternfür 15. 000Kubikmetersowiefür Gasmesservor¬
gesehen . Wasdie Elektrizitätswerke betrifft ,so wurdehier seit Jahrenein
grosses Ausbauprogrammdurchgeführt ,das imJahre 1932beendetwird .Ueber
dieses Programmhinaus werdenim Kraftwerk Simmeringund imKraftwerk
Engærthstrasseje eineViertelmillionSchillingverwendetwerden,fürNeu¬
anschaffungenin denUnterwerkenSchilling 200. 000,fürVerteilleitungen
undHausanschlüsseSchilling1,200. 000fürTransformatoren800. 000Schilling
undfür verschiedeneandereHerstellungenein Betragvoneinigenhundert¬
tausendenSchilling ,für dieZählerbeschaffung' 2Millionen .Diestädtischen
Strassenbahnenhabennicht wiedie anderenbeidengrossenUnternehmungendie
nötigen Geldmittel zur Verfügung und müssen sich daher auf dasAllernot¬
wendigste und Wichtigste im Jahre 1932beschränken . .Insbesondere ist für
dieErneuerungvonGleisen ,WeichenundKreuzungeneinBetragvonnahezu

' 6Millionen ,beidenStrassenbahnenundüber200. 000Schillingbeider
Stadtbahn vorgesehen .Beim Brauhaus sollen einige Anschaf fungen kleinerer
Art gemachtwerden ,bei der Leichenbestattunghandelt es si ch umdie Ansehaf¬
fungvonLeichen -undTransportkraftwagenunddenAusbauderAufbahrungsräu¬
me .In diesemZusammenhangteilt Vizebgm.Emmerlingmit ,welcheInvestitions -¬
ausgabenvondenstädtischenUnternehmungenin denletztenJahrenbisein¬
schliesslich1930gemachtwurden.VomGaswerk64' 3,vondenEletrizitätswerken
194' 5,vondenStrassenbahnen152,vmmBrauhaus11' 6,vonderLeichenbestattung805
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' 6Millionenundvonder AnkündigungsunternehmungeineViertelmillion .
ImganzenwurdenalsoindenletztenJahrenüber12hMillionenfürInvesti¬
tionenausgegebenunddamitderBeweiserbracht ,dassdieGemeindeveraltungbestrebt ist ,die Werketechnischauf der Höhezuhalten .

Vizebgm. EmmerlingmachtsodannnähereMitteilungenüberdasPräliminaredereinzelnenUnternchmungen,wobeiernochmalshervor¬
hebt ,dassmitdergrösstenVorsichtpräliminiertwordensei .Wasdie
Gaswerkebetrifft ,sowirdeineVerkaufsmengevonrund298,000. 000Kubik-¬
meternerhofftundes ist anzunchmen,dassEndedeskommendenJahres
515 . 000Gasmesserin Verwendungstehenwerden .DerdurchschnittlichePerso¬
nalstandist mit705Angestelltenund2406Bedienstetengegen701Angestell-¬
teund2512BedienstetenimJahre1931angenommen.Dennochsinddiesozialen
LeistungenumrundSchilling34o. 000höherals eineFolgedererhöhtenBei¬
träge der Unternehmungzur Pensionaksse .DieKostender öffentlichenBeleuch¬
tung sind entsprechendder fortschreitenden Elektrifizierung umrund
Schilling600. 000geringer .DieKörperschaftssteuerist in derHöhederBe-¬
messungfür dasJahr1928zuzuglicheinerentsprechendenRezerveangesetzt.
DieAbschreibungenbelaufensich aufdurchschnittlich . 5 21610Prozentgegen6 'ProzentimVoranschlage1931. DieEinnahmenausderGas¬

abgabe beruhen auf der erwähnten Annahmeeiner Gasabgabe vonrund
298MillionenAubikmetern,dieGrundgebührist mitrundSchilling4,000.000
eingestellt .Die Gaswerkerechnenmit einemGebarungsüberschussvonSchil¬
ling 71 . 000 .

BeidenstädtischenElektrizitätswerkenist derVerschlech¬
terung der Wirtschaftsverhältnisse dadurch Rechnunggetragen ,dass demWirt - ¬
schaftsplanwesentlichgeringereMengender Erzeugungunddes Verkaufsals
imVorjahrezugrundegelegtsind .Stromerzeugungund- Bezugwerdenzusammen
mit 500MillionenKilowattstundengegen580imvorigenJahre ,derGesamtser
stromverkaufmit358MilliorenKilowattstundengegnAloimVorjahrean¬
genommen .Vonder Stromerzeugungentfallen 172Kilowattstundenauf dieWiener
Werke ,53aufEbenfurth ;derStrombezugausdeneigenenWasserkraftwerkendürfteüber96MillionenKilowattstunden ,derFremdstrombezugüber178
Millionenerreichen.DieErhöhungderAbschreibungssummeyersißtsichausder
VermehrungderAnlagewerteundzwarist diedurchscnittlicheAbschreibung
mit ' 5Prozentangenommen.AuchderWirtschaftsplanderElektrizitätswerke
schliesst mit einem Ueberschuss ab .

DerWirtschaftsplanderstädtischenStrassenbahnenzeigt
dieAuswirkungenderallgemeinenwirtschaftlicnenNotbesondersdeutlich.
FürdasJahr1932wirdnurmiteinerBeförderungsleistungvon545,000.000
FahrgästenaufStrassenbahnundaufStadtbahnundaufdiesenbeidenEinrich¬
tungen nur mit einer Fahrtleistung von über 117 Millionenegkilometer
gerechnet .Die Beförderungsleistung ist um ' 8Prozent geringer angesetzt

alsdasvoraussichtlicheErgebnisdesJahres1931betragenwirdundsiewirdgegendie Höchstfrequenzdes Jahres 1928ummehrals 16 Prozentgeringer
sein .DieFregenzdesAutobusbetriebesist um3 Prozentgeringerangenommen
als das voraussichtliche Ergebnis 1931 . S0traurig dies 3ist ,
mussdochfestgestellt werden ,dassin anderenStäd . tender Rückgangnoch
vielgrösserist .DiePersonalbezügesindum6 Millionengeringerangenommen
als dasErgebnis1930 ,imDurchschnittdesJahres1932wirdmit2330be-¬
nchäftigtenPersonanwenigergerechnetalsamBeginnderArteitsintensi¬
vierung .DieSteigerungdersozialenAusgabenum ' 3Millionnist nurauf
die ErhöhungderPensionsbeiträgezurückzuführen.DieAbschreibungensindmit
17 ' 7Millioneneingesetzt,also um ' 8Millionenmehrals imVorjahr ,was
darauf zurückzuführen ist ;dass die Abschreibungsbeträge für die Investi¬806
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tionendesJahres1931unddiehalbenAbschreibungsbeträgefürdieInves-¬
titionendesJahres1932zuderAbschreibungssummefürdasJahr1931dazu-¬
kommen,dagegenfastnichtswegfällt,weilnochkeinewesentlichenAnlage-¬wertezurGänzeabgeschriebensind.DieEinnahmenderStrassenbahnundStadt-¬
bahnwerdenum14Millionenkleinersein ,als imJahre1930 .Dieserzube-¬
sorgendeneuerlicheEinnahmenrückgangerklärtzurGenügedasungünstigeErgebnis,denGebarungsabgangvon12 ' 5MillionenbeiStrassenbahnund
Stadtbahn,von876. 600beimAutobusbetriebundvonl50. 000beimElektrobusbe-¬
trieb .DieserStandderUnternehmunglässtInvestitionennurimbescheidens-¬
tenAusmassezu ,undzwarsollendiesezumTeilausAbschreibungsbeträgen ,
zumTeil durchKreditabmachungengedecktwerden.

BeimstädtischenBrauhauswirdgegenübereinerErzeugung
von400. 000HektoliternundeinemVerkaufvon376. 000HektoliternimVor-¬
jahreinfolgedesstarkenRückgangesdesBierkonsumsmitbloss270. 000
bezw.253.800Hektoliterngerechnet.DerGebarungsüberschusswirddahernur
mitdrhalbenHöhedesVorjahres,dassindSchilling100. 000prälimi¬
niert . BeiderLeichenbestattungergibtsicheineVerringerungderallgemeinenUnkostendurchgrösstmöglichsteSparsamkeitbeiderInstandhaltungderFi¬
lialenundeineErsparnisbeidenMaterialieninfolgedesRückgangesderHolzpreise .Die

DiestädtischeAnkündigungsunternehmungist imGrossenund
GanzenvonderWirtschaftskriseunberührtgeblieben,eskanndaherauchfür
daskommendenJahrwiedereinGebarungsüberschussimbisherigenAusmassan¬
genommenwerden .

Abschliessendstellt Vizebgm.Emmerlingfest ,dassallestädti
schenUnternehmungenmitAusnahmeder Strassenbahnenbei sehrvorsichtiger
PräliminierungeinenUeberschussvorsehen.ErbittetumAnnahmederWirt-¬schaftspläne.(LebhafterBeifallbeiderMehrheit.

. . Schelz( . . ) bemängeltzunächstdas Investitions¬
programmderstädtischenUnternehmungen . Währendfür 1931fürInvestitionen
59MillionenSchillingpräliminiertwordensind ,sindfür1932fürdie
geammtenUnternehmungenan Investitionennur15 ' 6MillionenSchillingver-¬
amschlagt .Diein dieser schwerenZeit notwendigeBelebungderWirtschaft
wirddurchdieseInvestitionennichterreicht .BeiderBesprechungdesWirt-¬
schaftsplanesdesstädtischenGaswerkesbemerktderRedner,dass ausdem
Rechnungsabschlussfür 1930zuersehenist ,dassriesigeMengenvonKoks
unverkauftgebliebensind .WährendderWienerGaskoksimEinzelverkauf
per100Kilogrammetwa1oSchillingkostet,kosten100KilogrammimGross-¬
handel7 Schilling20bis8 Schilling .DieSpannungzwischendemKleinver-¬
kaufspreisunddemGrossverkaufspreiserscheintunszugross .Umdieunver¬
kauftgebliebenenKoksmengenabzusetzenundderWienerBevölkerungentge-¬
genzukommen,wärees angezeigt ,denKoksimKleinhandelctwasbilligerzu
verkaufen .Bei der Besprechungdes Wirtschaftsplanesder städtischenElck¬
trizitätswerkebeschäftigtsich . . SchelzausführlichmitdemZillingsdor¬
ferKohlenbergbau .DerletzteRechnungsabschlussdesZillingsdorferWerkes
wurdefür das Jahr 1929vorgelegt .DorRechnungsabschlussfür 1930ist
bisheutenochnichtvorgelegtworden,weilmannichtweiss ,wasmanhinein¬schreibensoll .Das¬ ZillingdorferKchlenbergwerkwurdeimLaufeder
Jahrein GrundundBodenverwirtschaftet . Eswurdedort eingrenzenloser
Raubbaubetriebenundviele MillionenSchilling wurdenverpulvert .Einegrosse
ZahlvonBergarbeiternwurdeinfolgeEinstellungvonArbeitenbrotlosge-¬
macht .Jetzt wirdmit demWerkein allgemeinerAusverkaufdurchgeführt.
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InZillingsdorfwurdeaucheineWerkskoloniemit252Wohnungengegründet .
Siebestehtaus22Häusern,9Baracken,1Kindergarten,1Schule,lärztli-¬
chenLaboratorium ,1 landwirtschaftlichenBetriebundaus46JochGrund.
DieErhaltungskostenfürdieseKoloniebetragenjährlichrund65. 000
Schilling .DieganzeKoloniewirdnunderGemeindeZillingsdorfgeshhenkt-¬
Wirhabenverlangt ,die Kolonieentwederfreihändigzuverkaufenodersie
dem Ebenfurther Werk anzuschliessen . Esist aber weder das eine noch das

anderegeschehen .NunwirdimFrühjahrderletzte TagbauinZillingdorf
eingestellt . Sosehen Ihre VerwaltungskünstebeimZillingdorfer Werkaus .
Von1919bis 1928hattedasWerknichtwenigerals 11Direktoren; esist
dahergarnichtverwunderlich,dassesmitdemWerksoweitkommenmusste.
Insgesamtmachtder SchuldenstanddesZillingdorferBergwerkes11,000. 000
Schillingausunddie se riesige Schuldmüssendie Konsumentendesstädti¬
schenEl ktrizitätswerkeszahlen .Beider BesprechungdesWirtschaftsplanes
der städtischenStrassenbahnbemerktder Redner ,dassdie Schuldendieses
Unternehmensvon1925bis1930über83MillionenSchillingbetragen.Der
Verkehrwirdheuteschonsoweitgedrosselt ,dassaufdemRingum7Uhr
abendseineStrassenbahnbereitseineSensationbedeutet .Währendimver-¬
flossenen Jahr für die Erhaltung des Oberbaues ' 6Millionen Schilling ver - ¬
ausgabtwordensind,sindfürdieseZweckefür1932bloss ' 8Millionen
Schillingvorgesehen.SiebetreibenbeimOberbauderStrassenbahnenden
gleichenRaubbauwieinZillingdorf .WährenddesletztenSchneefalles,der
nur eine Höhevon3 Zentimetereæreichte,bliebvon4 Uhrnachmittagsbis
7 UhrabendsdieStrassenbahnstecken .Damussmansichwohlfragen,wie
dannder Verkehrbei einemSchneefall vonvielleicht einemhalben Meteraus- ¬
sehenwird .DawerdendieWienerüberhauptzuFussgehenmässen .AmSchlusse
seinerAusführungenerklärt . . Schelz ,dassdie MinderheitdieWirtschafts-¬
pläne für die städtischen Unternehmungenablehnt .

. R,Haider( . . )beschäftigtsich insbesonderemitdem
Wirtschaftsplanfür diestädtischenStrassenbahnen. Ererklärt ,dassbeidie-¬
semUnternehmenvoneiner planvollen Verwaltungnicht gesprochenwerden
kann .DieStrassenbahnenveranschlagenfür 1932einenFehlbetragvonrund
12MillionenSchilling .Wennnunbehauptetwird ,dassdie jetzigeDefizit-¬
wirtschaftbei derStrassenbahnausschliesslichaufdieWirtschaftskrisc
zurückzuführenist,mussfestgestellt werden ,dassdie UrsachederDefizit¬
wirtschaftbei denStrassenbahnennurdie ganzfalscheFührungist ,denn
in denJahren1927bis 1930gabes keineWirtschaftsknise undtrotzdem
schlossenauchdieseJahremitsehr erheblichenAbgängenab .Für1932ist
eine Beförderungsleis tung von 515 Millionen Personen veranschlagt .Dasbedeu¬

tet gegenüberdemVorjahr einen erheblichen Rückgang ,der aber durcheinen
dichterenVerkehrwettgemachtwerdenkönnte . WennSie das AnsehenderStadt
Wienaufrechterhaltenwollen ,danndürfenSie denStrassenbahnverkehrin
seiner jetzigen Formunter keinen Umstandenweiterbetreiben .

. . Haiderbezeichnetes als einenSkandalsondersgleichen,dassdieHo¬
heitsverwaltungbei derunentgeltlichenBeförderungderArbeotslosen ,die
ja ansichamPlatzeist,auf KostenderStrassenbahnverwaltungdenfeschen
Kerlspielt .DadurchgehendenStrassenbahnen120 . 000SchillingimJahrver¬
loren . Erbezeichnet ;als eine der wichtigsten Ursachendersinkenden
Frequenzunddamitauchder sinkendenEinnahmendenEinheitstarif .End-¬
lich müsstezu demZonensystom,das in dr ganzenWeltbesteht ,übergegangen

1 .werden . Esist ungerechtundunsozial , eine Fahrt von Hütteldorf nach
HeiligenstadtdenselbenBetragzuverlaßpen ,wiefür eineFahrtvomGürtel
zumRing .DieEinführungeines geringerenTarifes für kürzereStreckenwürde808
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dre Frequensswolfelrosstolgeru . DerRednerkritisiert sodann ,dasstrotz
desAuftragesdesHandelsministeriumsbei denStrassenbahnenam1 .Mai
kein Dienstgemachtwurde ,weil die Politiker in der Verwaltunges sowoll-¬
ten .DerStrassenbahnist dadurcheinBetragvon300. 000Schillingentgan-¬
gen .WirkönnenunsnichtdenLuxuseinesFeiertagesaucham1 .Maileisten .
InHinkunftmögeauchaufdiesemGebietOrdnunggenachtwerden.ZumSchlusse
erinnertderRedneraneineBemerkungin derArbeiterzeitungvom26. April
1929 ,woeshiess ,dassdieVerfügungüberdieMehrheitderStimmennichtdazuberechtige ,überdie Minderheitrücksichtsloshinwegzugehen.DieMehr¬
heit in derstädtischenVerwaltungmüsstenachdiesemPrinziphandelnund
dürffenicht ,wiesieesbishertut ,dieMinderheitrücksichtslosnidertram¬
peln .( LebhafterBeifall bei der . . )

GR.Dirisamer( . . )bezeichnetedieVerhältnisseaufder
Strassenbahnals unerträglich .DieDrosselungdesVerkehrs,dieVergrösserung
derIntervalleunddieVerkürzungderFahrzeiteh,dieimZugederRatio-¬
nalisierungvorgenommenwurden ,hat die Folge ,dasssich bei jederHalte-¬
stelleförmlicheVolksversammlungenbilden .UmdenVerkehrreibungslosund
raschabwickelnzukönnen,müsstenauchdieTriebwagensoumgebautwerden,dassvorneeineEinsteig-bezw-Aussteiggelegenheitist .Auchmüssteverfügt
werden,dassnuraufdereinenSeitedesWagenseingestiegenundaufder
anderenausgestiegenwerdendarf .DerRednerkritisiert sodanninsbesondere
die Strassenbahnverhältnisseauf der Reichsbr - ückeundwirft derMehrheit
vor ,dass sie aus Mangelan Voraussichthier nicht schonlängst eineAen¬
derunghabeplatzgreifenlassen . Wennauchin derheutigenschwerenZeit
vielleicht an einenUmbauder Reichsbrückenicht gedachtwerdenkann ,müsste
wenigstens derStrassenbahnverkehr a jenseits derReichsbrücke
nachKagranverbessertwerden .FernerbemängeltderRedner ,dassdieStrassen¬
bahnlinienvonFloridsdorgnachJedlesee ,Strebersdorf ,KagranundLeopon¬
daunureingeleisiggeführtwerdenunddassaufdiesenStreckendieInter¬
valle viel zu gross sind,Er verlangt ferner die FührungeinerStrassenbahn¬
linie durchdieJedleseerstrassesowiedurchdieTroststrasseimX .Bezirk,
ferner die Weiterführungder Linie durchdie Erdbergerstrasse zumElek¬
trizitätswerrkundGaswerknachSimmeringoderwenigstensdie Erzielungeiner
VereinbarungmitderPressburgerbahnnachderRichtung,dassaufdieseBahn
umgestiegenwerdenkann .Er beschwertsich ferner über die gressenInter¬
valleaufder2erLinieundweistdaraufhin ,dassdieUeberfüllungderStras-¬
senbahneneineUeberlastungderSchaffnarzurFolgehat ,wasnichtnurzu
einer Vermehrungder Zahlder Schwarzfahrer ,sondernauchdazuführt ,dass
die Schaffner infolge Nerbosität oft nicht den richtigen TondenFahrgäs-¬
ten gegenüber finden .Das rollende Material ist in einem so schlechten Zu¬
stand ,dassmansichüberdieSteigerungderZahlderUnfällenichtwundern
darf .DieFahrermüssenoft ihreganzeKraftaufwenden,umeinenWagenzum
Stehenzubringen ,weildieBremseversagt .AuchdieSicherheitseinrichtun¬
gensindvielfachganzunzulänglich .Schliesslicherklärt derRedner ,dass
er gegendieWirtschaftsplänestimmenwerde .(LebhafterBeifallbeider. . )

GR.Dr .Wagner( . . )bemerktzunächst,derGemeinderatsollteder Unte rnehmungendie Tatsache ,dass diesmaldie Wirtschaftspkäne/vordemBudgetberaten
werden ,dazubenützen,umdie Wirtschaftsplänegründlichdurchzubesprechen.
WenndieMitgliederdesGemeinderatesnunmehrin dieLageversetztsind ,die
SatuationderstädtischenUnternehmungenrichtigzubeurteilen ,soist
dies lediglich demUmstandezu danken ,dass der Rechnungshofineiner
kaufmännischrichtigenWeisedenGemeinderatüberdie LagederUnternehmunger
unterrichtet hat .Der vomRechnungshof
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der Verwaltungder grossenstädtischen Unternehmungenausgesprochenen
Anerkennungkönnenwir uns nur anschliessen . Wirstatten denen ,diedort
mit übermenschlicher Kraft versuchen ,Ordnung zu schaffen und auchden
FunktionärendesRechnungefhofesunserenDankab . Esist aberausserordent -¬
lich schmerzhaft ,dassdiemit so gutemErfolgeingesetztenBemühungen,die
städtischen Unternehmungenzu sanieren ,durrch die EntwicklungdesWirt- ¬
schaftslebens in den letzten Jahrenn ausserordentlich gehemmt ,wernnicht
überhauptunmöglichgemachtwurdg .Rechnenhadie Wirtschaftsplänemit
einemRückgangder Geschäfteder Unternehmungennahezuauf allenGebieten.
Allerdingsist die Vorsichtin der Finanzierungbei denInvestitionenzu
weitgetrieben .Denndie Investitionspolitikder Unternehmungengewinnteine
besondereBedeutung ,wennmansich vor Augenhält ,dass die sogenannteInves - ¬
titionspolitik deyHoheitsverwaltungnicht als wertvermehrendbezeichnet
werdenkann .Auchdie AbschreibungenundRücklagender Unternehmungenwerden
für das Jahr 1932 sehr ungünstig beurteilt Hiebei bleibt die Frage offen ,
welcheSummeanAbschreibungenfür dieStrassenbahnenin Betrachtgezogen
wird .DieSenkungderAbschreibungen ,ausdenenin früherenJahrenInvesti¬
tionenbestrittenwurden,gibteinennichtsehrberuhigendenAusblickfür
die Zukunft ,Dagøgenhat sich ,wieausdemBerichtedesRechnungshofesher¬
vorgeht ,das Verhältnis der eigenen bu den fremden Geldern bei denUnter - ¬
nehmungenausserordentlich gebeseert und nur bei den Strassenbahnen ist
dieses Verhältnissehr ungünstig .WasinsbesonderedasElektrizitätswerk
betrifft,so ersieht manaus demBerichtdes Rechnungshofeseinen Teilder
SündenderVergangenheit.Die . Werkehörenin immergrösseremUmfange
auf ,Produzentzu sein undwerdenimmermehrzumZwischenhändler. Eswäresehr
zuerwägen,obdasso kemmenmussteundobdasimInteressederstromkonsu¬
mierendenBevölkerunggelegen ist . Wärenicht die Hoheit auf demGebietedes
Elektrizitztswesens zwischenBundundLänderngeteilt ,so hätte manviel¬
leicht günstigereZeitendzubenützenkönnen ,umeinengrossenTeilunse-¬
rer reichlich vorhandenenMassenkräftein elektrische Energieumzuwandeln.
DieKonzessionierungbezw .FinanzierungdesgrossenPonauwerkesbeiPersen-¬beughätte ,wennsichdieGemeindeWiendaranbeteiligthätte ,einensehr
grossen Einfluss auf die StrombelieferungundStromproduktionvonWien
nehmenkönnen .Die Verhandlungenüber den Ausbauder WasserkräftederEnns
zeigenso recht deutlich ,wiesehr ein übertriebenerFöderalismusaufdiesem
GebieteSchadenstiften kann .DieElcktrizitätswerkewerdensich beiEintritt
günstigererWirtschaftsverhältnisseentschliessenmüssen ,in weitgrösserem
Umfangeals bisherStremproduzentzuwerden 'deFinanzierungvonWasser¬
kräftenwäreeinewirklichwertvermehrendeAnlageandersalsderBauvon
Wohnungen.Ausdemvom. R,SchelzerörtetenTatbestandergibtsichfürden
Gemeinderatdie klare Færderung ,dasssobaldwiemöglichmitZodlingderf
Schlussgemachtwerdenmuss ,Manmögemit dieser Politik ,ein totalpassi¬
vesUnternehmenlediglichausPrestigegründenaufrechtzuerhaltenSchlussma¬

chen .
DieStrassenbahnenmachendas GegenwartselendallerShhie¬

nenbahnenmit .DieStrassenbahnverwaltungsollteerwägen,obnichtauchwir
ähnlicheVersuchemitdensogenanntenSchienenautomobilenmachensollten
wie die Franzosen ,Versuche ,die einen sehr zufriedenstellenden Verlaufnehmen
sollen . Wiedie Verhäktnissebei den Strassenbahnenheute liegen ,ist die
Prognoseabsclutungünstig .Eswärevielleicht die Pflicht der mitderAuf¬
sicht über das Eisenbahnwesenbetrauten Behördenzu untersuchen ,ob beiden
bestehendenVerhältnissennochdie nötige Betriebssicherheitauf denStrassen¬

schauderhaftbahnenvorhandenist .DieVerhältnisseauf denStrassenbahnensindeinfach810
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Zu den heutigen Zuständen bei der Strassenbahn hat nur dåe ganzdema- ¬
gogische Personalpolitik geführt .

DerRednerkritisiertweiter ,dassdieKostenfürdieöffent-¬
liche BeleuchtungdenGas - undElektrizitätswerkenaufgelastetherden. Wenn
manein wahres Bild über die Wirtschaftlichkeit eines Unternehmenserhal¬
ten will,muss manes vonallen ihmzukommendenLastenbefreien .Dadurch,
dass die Kosten für die öffentliche Beleuchtung den beiden Werkenaufge - ¬
rechnet werden,wirdder Ueberblicküber die Wirtschaftlichkeitderbeiden
Unternehmungengestört .DieKostenfür die öffentlicheBeleuchtunghaben
nicht die beidenUnternehmungen,sonderndie Hoheitsverwaltungzutragen ,
weshalbauchdie AnregungdesRechnungshofes,der dieseAenderungwünscht,
vollkommen begründet ist .

Wirmüssenfeststellen ,dassausdenZifferndesVoranschla¬
ges,der den Zusammenbruchder bisherigen Finanzpolitik darstellt,keine
Aenderung des bisherigen Systems zu ersehen ist . DeshalblehnenwirauchdieWirtschaftsplänederstädtischenUnternehmungen ,die
das gleiche zeigen,ab .( Beifall bei derMinderheit ) .

GR .Daffinger( . . )erklärt es für eineUnmöglichkeit,
Wirtschaftspläneaufzustellen,ohnezu wissen,wiedas laufendeJahrabge-¬
schlossenhat . BeidenvorliegendenWirtschfftsplänenist dasZillingdorfer
KohlenbergwerkunterdenTischgefallenundauchderReferenthatdarüber
nichtsberichtet .Fernerkritisiert derRedner ,dassbei derstädtis chenStras-¬
senbahn die Schweissarbeiten auf Kosten der Investitionskredite durchge - ¬
führt werden sollen,statt vielmehr solche Arbeitenaus
denlaufendenGeldernzu bestreiten .DerRednerspricht dann/dasZilling-¬
dorfer Kohlenbergwerk .In das Werkwurde Dollaranleihe hineingepumpt,es
wurdeSchachtumSchachtgebaut,undkaumwarendieSchächtefertig ,wurde
berichtet ,dassdieganzeArbeitumsonstist .VomTiefbauist mandannwieder
zumTagbauübergegangenundjetzt mussdasElektrizitätswerkfürdieganzen
SchuldenundSünden ,die beimZillingdorfer Kohlenbergbaugemachtwurden,
aufkommen.BeiderBesprechungdesWirtschaftsplanesfür dieStrassenbahnen
bemerktder Redner ,dasstrotz Intensivierungundtrotz AusschindungdesPer¬
sonales dieses Unternehmennur Riesendefizite aufweise . WürdenSieden
Zonentarifeinführen ,würdedie WienerBevölkerungdie Strassenbahnenbestimm
mehrin Anspruchnehmen .( Beifall ) .

. . Stöger( . . )erklärt ,dass die Strassenbahnen imJahre
1913mit einemUeberschussvon ' 7MillionenSchilling abgeschlossenhaben .
DerRechnungsabschluss1929weistjedocheinenAbgangvon19Millionen
Schilling auf .Dasssich der einstige gewaltigeGebarungsberschussineinen
Gebarungsabgangverwandelt hat ,liesse darauf schliessen ,dass entwederdie
Fahsrpreisverbilligt oderderVerkehrverbessertwodenist .Beidesist

nicht der Fall .Ein Zug mit loonFahrgästen ergab in der Vorkriegszeit eine
Einnahme von 3 Schilling,im Jahre 1929 musste der gleiche Zug 120Fahr¬
gäste befördern ,warf jedoch nur 25 ein halb Schilling ab .Dabei wurde in
der Vorkriegszeit für die Verzinsung und Tilgung der Tramwayanleihe1
FrozentderGesamtausgabenaufgewendet,heuteerfordertdie Verzinsungund
Tilgung des investierten Kapitals nur die Hälfte dieses Prozentsatzes .Auch
das Personal ist nicht vergrössert worden ,die Ueberfüllung der Wagenist
schrecklich ,die Intervalle sind bedeuzend grösser als im Frieden undkurze
Streckenwareneinmalviel billiger als heute .Fürdie Strassenbahnhat
das Wort von der Verdorfung Wiens seine volle Berechtigung .Dasselbe gilt

für die Autobusse. SiebeginnenspätundmachenfrühSchluss .DieZahlder
Schwarzfahrerauf denAutobussenist ausserordentlichgross .DerRednerführ
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I1 .Dezembschliesslich .Beschwerdedarüber ,dassviele Haltestellentafelnschwerer¬

kennbarsind .VielleichtliessesichdurchAnbringungvonAluminiumtafeln
amelcktrischenDrahtAbhilfeschaffen.DerRednererklärtschliesslich,gegendie Wirtschaftsplänezustimmen( LebhafterBeifallbei der . . )

GReUebelhör( . . )betreibtdie Rückzahlungderseiner-¬
zeitvondenKonsumentenvonGasundelektrischemStromgeleistetehVoraus-¬zahlungundstellteinenbezüglichenAntrag.GeradeinderZeitderheutigen
WirtschaftskrisesolltendieVorauszahlungenrückvergütetwerden,dadie
in BetrachtkommendenBeträgefürsehrvielein derheutigenZeitderNot
einewahreHilfebedeutenwürden.DerRednerweistsodanndaraufhin,
dasseineHerabsetzungdesGaskokspreiscsheute ,dadieGewerbetreibenden
aufeincSenkungderGestchungskostenbesondersbedachtseinmüssen,mehrdennjeamPlatzewäre.EineHerabsetzungdesGaskokspreiseskönnteumsoleichterzugestandenwerden,alsdieGaswerkesehrgrosseVorräteanKokshaben,andenensieVerlustebiszu15und20Prozenterleiden.DerRedner
bittetfernerdenReferontenderFragederEntgiftungdesGasesmitRück-¬
sichtaufdiesichhäufondenUnfällcbesonderesAugenmerkzuschonkenundfragtihn,wieweitdieindieserRichtungangestelltenVersuchegediehen
sind . ErbeschwertsichsodannübergewissePraktikenderOrgaiederGas-¬
werke.SoistvorkurzerZeitineinemFroseurgeschäft,dazaufdieVerwen-¬dungvonGasangewiesenist ,einKontrollorganerschienen,hatdenWarmwas-¬
serapparatunddenGasofenbeanständetundtrotzdesEinsruchesderAnge¬
stelltenbeideplombiert,ohneeineFristzugewähren,wodurchderBetrieb
augenblicklichstillgelegtwurde.EinpaarMinutenspäteristzufälligder
Gaskassiergekommen,ihmwurdevondemVorfallMitteilunggemacht,erlief
demKontrollorgannachunddiesesentschlosssichnun,nocheinelhtätigeFrist für dieInstandsetzungzugewähren .DerleiDingedürftennichtvorkom¬
men.DerRednerführtsodannebensowieimVorjahredarüberBeschwerde ,dass
inHernalsaufderselbenLiniemehrereWagenhintereinanderverkehrenunddanninlangenIntervallenkeinWagenkommt,AuchhiermüssteAbhilfegeschaf-¬
fenwerden .Fernerbeschwerter sichdarüber ,dassmancheSchaffner. . .
mit ,denFahrgästenineinemungebührlichemTonverkehrenunddasszufrüh
abgeläutetwird,wodurchUnglücksfällegeradezuhervorgerufenwerden.Eine
adereUnartderSchaffnerist dasWechselnderTafelnvorderEndstation.
SchliesslichwrlangtderRednerdieErrichtungvonWartehäuschen,insbeson¬
derebeiderUraniaundbeimVerkehrsbüro(LebhafterBeifallbeider. . )

StadtratBiber( . . )erinnertdenVizebürgermeisterandas
seinerzeitgegebeneVersprechen,jenenBetrieben ,in welchendieMotore
nurzeitweisein Betriebsindhinsichtlichder Grundgebührin watestemMasse
entgegenzukommen. EshandeltsichhiæroftumGebühren,diehundertund150
ProzentderSrromrechnungausmachen. WennmandieseGrundgebührdamitbegrün¬
det ,dassderStrombereitgestelltwerdenmüsse ,soist dasnureineAus¬
rede ,dennfrüherkonntendie . WerkeohneeinesolcheGrundgebührmit
grossemEffolgwirtschaften.EsmüssteendlichvonderGeschiftswertdieun¬
erträglicheLastdieserGrundgebührgenommenwerden .DerRednerbringtso-¬
dannVerkehrswünschefür den . Bezirkvor .In diesemBezirkmüsseenschon
langediebestehendenLinienausgebautwerden.Insbesonderewäreesnötig.
eineVerbindungmitMeidlingundmiitdemLaaerbergzuschaffen .Schliesslieh
verlangtderRednerdieAnbringungvonWendezeichenbeigefährlichenStellenderStrassenbahn .( LebhafterBeifallbeider . . )
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VizobürgermeisterEmmerlingerwiderteingehondauf dieBe- ¬

schwerdenundWünsche der Rednerder Minderheit .Die städtischenUnternch-¬
mungenwürdengewisssehrviel Investieren,weildiesfür dieallgemeine
WirtschaftvongrossemVorteilsei . Aberes stchenebendie notwendigenMit-¬
tel nicht zur Verfügung .DerRechnungsabschlussder Unternehmungenfürdas
Jahr190warschonimAprilfertig ,dochhatdieVorlageandenGemeinderat
sich deshalbverzögert,weilauf die Berichteder Kontrollstellengewartet
werdenmusste .DerbemängelteTarifderStrassenbahnschautinWirklichkeit
andersaus .VordemKriegewarder Durchschnittsfahrpreis16Heller,also23
Groschen ; heuteist er 22 * 9Groschen ,doch muss hiezu die Benützungder
Stadtbahngerechnetwerden ,für die vor demKriegseperat gezahltwerdenmuss-¬
te . Schliesslich ist heute die soziale Staffelung des Tarifes in einemUm¬
fangausgebaut ,wienie zuvor . Wasdie Rückzahlungder Vorauszahlungenbei
denGas -undElektrizitätswerkenanlangt,sohandlees sichhierumeineFra¬
ge der Verrechnungundkeineswegsumeine Entlastungder Konsumenten.Die
Summeder Vorauszahlungenbeträgtbei beidenWerkenfünf MillionenSchilling .
Wird dieser Betrag den Werken genommen ,dann müssen sie sich dieses Geld
beskhaffenunddie Konsumentenmüssendie Zinsenin derFormerhöhterTa-¬
rife bezahlen .Die Grundgebührist keineswegs eine neueEinrichtung,sondern
schon vor dem Kriege mussten Depots und Kautionen erlegt werden .DieGaswerke

unterstützen jede Möglichkeit ,die auf eine Entgiftung des Gasesabzielt .
Leider sind alle bis jetzt gefundenenMittel unverwendbar .DieBeschwerden
überdie GebarungdesZillingdorferBergbauessindunbegründet .Alleswurde
auf Grundvon Sachvers tändigengutachten durchgeführt und es trifft dieGe¬
meindeverwaltungnicht die geringste Schuldan der SchliessungdesWerkes,
die eben eine unbedingte wirtschaftliche Notwadigkeit war .Der Rednerstellt
mit Befriedigungfest ,dass der Führungder UnternehmungenauchvonSeite
der Opposition Anerkennung gezollt wurde .Dass der Föderalismus auf demGebie :
der Elektrizitätswerkschaft Schaden stiftet,ist gewiss richtig .Hinsichtlich

der Grundgebührwerdedurch eine Klasseneinteiluhg unddurch Gewährungvon
Rabatten bis zu 70 Prozent eine gerechte Staffelung möglich gemachtD .

Vizebgm.EmmerlingäussertsichsodannzudenWünschenaufWiedereinführung
des Zonentarifes auf den Strassenbahnen und stellt fest ,dass derZogentarif
sichwohlvomStandbunkkeinesKaufmannes,nichtabervomStandpunkteiner
öffentlichen Verwaltung empfehle .Würde die Fahr nach Kilometern berechnet ,

so müssten alle Begünstigungen wegfallen ,es würde dann aus der Strassenbahn
einer öffentlichen Verwaltung die Strassenbahn einer kapitalistischen Unter¬
nehmung werden .Der gegenwärtig geltende Tarif hat spviele soziale Seiten
und so viele Vorteile ,zumBeispiel auch hinsichtlich der Möglichkeitder
Ueberwandenungvoneiner Fahrt zur anderen ,dass sich nur darausdieTatsache

erklärt ,dass wir unter allen Grosstädten heute den geringsten Rückgangan
Frequenzzu verzuichnenhaben . Wirbringen wirklich auf der Strassenbahndie
sozialen Notwendigkeiten mit den Grundsätzen einer wirtschaftlichen Betriebs
führung möglichst in Einklang .( Lebhafter Seifall bei der Mehrheit ) .

Die Wirts chaftsbläne werden genehmigt ,der Antrag Uebelhör
abgelhnt .

Schlussdr Sitzung22Uhr10 .
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SitzungenimRathaus .
Der Gemeinderatder Stadt Wienhält in der kommendenWo¬

che amMontagundan denfolgendenWerktagenmit AusnahmedesSamstages
Sitzungenab ;dieSitzungenbeginnenum17Uhr .ZurVerhandlungkommtder
Voranschlagder BundeshauptstadtWienfür das Jahr1932.

AmDienstagder kommendenWochetritt um10Uhrder
WienerStadtsenatzueinerSitzungzusammen.AnschliessendandieSitzung
desStadtsenateshält dieWienerLandesregierungeineSitzungab .

- . - - ¬
DerRettungsdienstderWienerGemeindewache .

Bekanntlichhat die WienerGemeindewacheeinenöffent¬
lichenRettungsdiensteingerichtet,derdieAufgabehat ,beiUnglücksfäl¬
lenersteHilfezubieten.NachdemnunvorliegendenBerichthatdieserRet¬
tungsdienstder GemeindewacheimMonatNovemberin 678Fällen Hilfege- ¬
leistet ,undzwarbei17Unglücksfällenund661somstigenVerfällen .Dabei
ist 20verletzten ,119erkranktenund539sonstgefährdetenPersonenHilfegebetenworden.

. . . - . - ¬
EinfuhrvonViehundFleischnachWien.

BewilligungenderViehverkehrsstellenotwendig.
Durcheine heuteimBundesgesetzblattverlautbarteVer¬

ordnungwirdfürWienundWienerNeustadtauchderAussermarktbezugvon
geschlachtetenRindern,geschlachtetenSchweinenundgeschlachtetenKälbernundvonFleischvonRindern,SchweinenundKälbernalsbewilligungspflich¬
tig erklärt .Vem13 .DezemberandürfendahergeschlachteteRinder ,Schweine
undKälberundFleischvonRindern,SchweinenundKälbernindasGebietvon
WienundWienerNeustadt ,auchwennsie zumVerkaufeausserhalbderMärk-¬te bestimmtsind ,nurdanneingebrachtwerden ,wenneineBewilligungder
OesterreichischenViehverkehrsstellevorliegt .

Es wird eindringlich gewarnt ,bewilligungspflichtige Vieh¬
oderFleischlieferungenohnedievorgeschriebeneBewilligungvorzunehmen;
Uebertretungenwerdenstrengegeahndetwerden;überdiesmussimFalleeiner
UebertretungderVorschriftenmitdemVerfalldergeliefertenWarengerech¬net werden .- ¬

AblenkungdesBahnhofrundverkehres.
In der kommendenWochewirdin denNächtenvonMontag

aufDienstag ,TienstagaufMittwoch,MittwochaufDonnerstag,Donnerstagf
FreitagundFreitagaufSamstagdieBahnhofrundliniewegenArbeitenauf
demMargaretengürtelstatt über denäusserenüber deninnerenMariahilfer¬
gürtel -Gumpendorferstrasse -ReinprechtsdorferstrassezumMatzleinsdorfer
platz geführt .DieAblenkunggilt für beideFahrtrichtungen.

—. —. ——.—. —. —.- ¬
VendenBezirksvertretungen .

Die Bezirksvertretung Margaretentritt übermorgen ,Montag,
um17 Uhrzu einer öffentlichen undvertraulichen Sitzungzusammen .

AutobusverkehramSilbernenSonntag.
Wiedie Direktionder städtischenStrassenbahnenmit¬

teilt ,werdenmorgen ,Sonntag( SilbernerSonntag ) ,in der Zeit von8
Uhr30bis19UhrdieAutobuslinienI,II undIII ,diedurchdieInnere
Stadt führen,in Betriebstehen .

814 . . —.—. —. —. —.- .
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Budgetberatung .

WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom14 .Dezember1931.

AmletztenFreitaghatderGemeinderatderStadtWiendie
WirtschaftsplänederstädtischenUnternehmungenfürdasJahr1932genehmigt.
InderheutigenSitzungbegannderGemeinderatderStadtWiendieBeratungüberdenVoranschlagderBundeshauptstadtWienfür dasJahr1932 .Ler
städtischoFinanzroferontStadtratBreitnerleitetedieBudgetberatungmiteinomausführlichenBerichtein :

"SeitKriegsendeist esfürdieöffentlichenVerwaltungen
eineunendlichschwicrigeAufgabegeworden,ihreVoranschlägehalbwegsrichtizuerstellen .UnterdengegenwärtigenVerhältnissenaberauchnurmitan-¬nähernder Genauigkeit vorauszusagen ,wie sich in den nächsten 12Monaten

dasWirtschaftslebenindiesemLandeundinseinerHauptstadtgestalten
wird ,wieimunlösbarenZusammenhangedamitdieEinnahmenWiensseinwer¬den ,ist einfachunmöglich.DerdeutscheReichskanzlerhatdieLagedahin
gekennzeichnet,dassTagfürTagdieZerrüttungderWoltwirtschaftfort-¬
schreite .EinblinderWirtschaftskriegvonungeheuremAusmassseientbrannt,
derdieWohlfahrtaller VölkerderWaltzuuntergrabendrohe .Inden
nächstenWochen,soerklärtDr .Brüning,müssees sichzeigen ,obdiese
KriseohnegleichenbeschworenunddieWeltnochrechtzeitigvorderZer¬
störungihresWohlstandesgerettetwerdenkönne.AngesichtssolcherZustän-¬
deist jedeVorhersageeinRätselraten.Tatsächlichsindin 27Ländernder
WeltDevisenvorschrifteneingeführtworden,diesichalsschwersteHemmnis-¬
sedesWarenaustauschesdarstellen .Diealsunerschütterlichgeltendeong¬
lischeWährunghatrundeinDrittelihresWerteseingebüsst.DasGleicheist
beidenWährungendervomKriegverschontgowosonenskandinavischenStaatenz
zuverzeichnen.DieBankvonFrankreichweistVerlusteaus ,diedasFünf-¬
facheihresAktienkapitalesundihreroffenenReservenausmachen.Siever-¬
danktnurdemEingreifendesfranzösischenStaatesihreRettung.

LieZahlderArbeitslosenin derWeltwirdaufrund22
Millionen geschätzt .In Deutschlandallein sind es über 5 Millionen !Für
OesterreichwirddieZahlderunterstütztenArbeitslosenEndeNovemberdie-¬
sesJahresmit273. 658ausgewiesen.UmdiegleicheZeitdesVorjahreswaren
esbloss237. 821.EsliegtalsoeineSteigerungummehrals 15Prozentvor.DieeingetreteneVerschlechterungist inWahrheitweitärger .DieZahlder
Ausgesteuertenist gestiegen ,die Kurzarbeithat in starkemMassezugenom¬
men .DerüberallsichvollziehendeGehalt -undLohnabbauschwächtinaus¬
serordentlichem Masse die Kaufkraft der Bevölkerung und verschärft die Kri - ¬

SO . DasgrauenhaftesteKapiteldergleicheinerfürchterlichen
SouchedenVolksorganismusverwüstendenArbeitslosigkeitist dieArbeits-¬
notderJugend.Esist keinWortstarkgenug,dieGefahrzuschildern ,von
der eine Menschheitbedrohtist ,die der heranwachsendenJugendauchnicht
die bescheidensteArbeitsgelegenheitzu bieten vermag .Dasgilt nunschon
seit Jahrengenauso für denLehrjungenin der Werkstatt ,wiefür dieAbsol-¬
ventenaller ArtenvonFachschulenundin gdeichemMassefür die Hörerder
UniversitätundTechnik .Siealle pechenvergebensanlauterverschlossenen
Türen .Anstellungssperre,AbbauimeigenenBotriebsist dietrostloseAnt-¬
wort ,die ihnen auf zahllosen Bewerbungenüberall wird .Es ist eine Woltder
HoffnungslosigkeitundderVerzweiflung,die sichfür die Jugendauftut .Das
selbstverständlicheMenschenrecht,sichzubetätigen ,die Kräftezuentfalter
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wirddieser Jugendeinfachversagt .Dasist die stärkste QuelledesRadikalis
musvonrechtsundvonlinks .Demin derFormderSchaffungvonArbeitsmög-¬
lichkeitenentgegenzuwirken ,gilt dasBemühenderGemeindeverwaltung .Darauf
ist es auchzurückzuführen,dassderAnteilWiensanderArbeitslosigkeit
sich imfortgesetztenRückgangbefindet .

ImJahre1923sindvondenArbeitslosenOesterreichs54' 7Prozentauf Wienentfallen .ImNovembervorigenJahreswarenes 37 ' 8Pro-¬
zent .Heuer sind es 35 ' 4Prozent .

Leiderzwingendie Verhältnisseauchdie WienerGemeinde-¬
verwaltung im kemmendenJahre zu harten Einschränkungen .Schondieäussore
FermdesVoranschlageskennzeichnetdieSparsamkeit,dieeintretenmusste.
DiewertvermehrendenAnschaffungen,dieimJahre1930diehoheSummevon
123MillionenSchillingausmachten,sindaufknapp55MillionenSchilling
herabgesunken.DiegeplanteErhöhungderWohnbausteuersolleinesodringend
wünschenswerte Erhöhung dieser Leistung ermöglichen .

DerVoranschlag1932ist mitderfestenAbsichtaufgestellt
worden,dieAusgabenimRahmenderEinnahmenzuhalten .ZudiesemZwecke
musstengegenüberdemJahre1930vondnkassamässigwirksamenAusgabennicht
weniger als 86 Millionen Schilling oder 18 3/4 Prozent abgestrichen wer- ¬
den .VonderHärtediesesEingriffeskannmansichkaumdiorichtigeVorstel-¬
lung machen .DieAusgabensenkungbei der Hoheitsverwaltungdes Bundesbe¬
trägt schonunter Rücksichtnahmeder einmalig für Schuldentilgungeingesetzte
100MillionenSchillingbloss 8 Prozent .Keinesder österreichischenBundes
ländermussteindenKürzungenseweitgehenwieWien,dasallerdingsauch
als einzigesdurchdieAbgabenteilungdieempfindlichstenVerlusteerlittenhat .

TrotzdemwirdderVorwurferhoben ,dassderVoranschlagviel zu optimistischabgefasstsei .In denfrüherenJahrenist genaudie
entgegengesetzteAnklageerhobenworden .Jeder Voranschlagwurdealsviel
zu pessimistisch bezeichnet .Wirverschliessen keineswegsdie Augenvor
jenenSchwierigkeiten,mitdenendie Wirtschaftbei unsundin derganzenWwltringt .

UnterdemSchlagwortderAutarkieversuchtjedesLand,
dieEinfuhrzudrosseln ,undgibtsichderkurzenSelbsttäuschunghin ,dassesdabei die eigeneAusfuhrwerdeungestört betreiben können .BeimIm- ¬
port werden alle möglichen Artikel als überflüssig erklärt und daran ver¬
gessen ,dass das eigeneLandvomExportgenauso überflüssigerWarenleben
muss .Diese Selbstgenügsamkeit müsste letzten Endes denmittelalterlichen
ZustandvordemEntstehendermodernenIndustrieherbeiführenundinMassen¬
verelendungenden.DieineinemsolchenGradenochniedageweseneKrisedes
Misstrauens ,deren sichtbarer Ausgangspunkt der Zusammenbruchder Credit¬

Anstaltgewesenist,untergräbtalleGrundlagendesherrschendenWirtschafts-¬
systems. All 'dasverkennenwirkeineswegsundwirsehenauchdeutlich,mitwelcherschrecklichenHilfslosigkeitmanbeiunsundanderwärtsanden
verantwortlichen Stellen den Problemengegenübersteht .Das Absterbeneines
fehlerhaften ,unbrauchbargewordenenWirtschaftssystemsbedeutetabernoch
keineswegsdas Weltenende .Das erscheint nur jenen so ,die sich andiese
untergehendeWirtschaftsordnungklammern ,weil sie sich eine andere ,hesse¬
re nicht vorzustellen vermögen .Das immerstärker sichtbar werdendeVer¬
sagen des individualistischen ,des kapitalistischen Wirtschaftssystems nö - ¬
tigt den Staat an allen Orten zu Eingriffen .So wird ,ob man es zugestehen

will oderkünstlichzu vertuschensücht ,der unaufhaltsameHerrschaftsbe¬
ginnder Planwirtschaftin die Wegegeleitet .Schliesslichmussjadoch816
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dieVernunftsiegen .Deshalblehnenwiresauchbewusstab ,einenVoran-¬
schlagderWährungs-undWirtschaftskatastrophezumachen.Daswäreeine
schädlichePolitik ,nurgeeignet ,Panikhervorzurufen .Manwüssteaber
auchwirklichnicht ,wieeinsolchesBudgetderVerzweiflungausschauen
sollte.SinddarindieGehälterundLöhnemitderHälfte,miteinemVierteldesderzeitigenAnsatzeseinzusetzen?SollenalleHumanitätsanstaltenein¬schliesslichderIrrenhäusergesperrtworden,weildieganzeWeltzum
Tollhausgowordenist ?MussmansichschonjetztaufsChaoseinrichtenunddieangefangenenBauteneinfachunvollendetstehenlassen?Taswäredoch
wahrhaftigsinn-undzwecklos.DienotwendigeVorsichtwurdeallerdingsbe-¬
obachtct.Eswird1932förmlicheinFreijahreingelegt.Ausgestaltungs-,Erhaltungsarbeiten,dienichtzwingenderNatursind ,erfahreneinenAuf-¬
schub.IndiesemSinnealsostelltdernächstjährigeVoranschlag1932keinNormalbudgetdar .Wirsindunsvielmehrdessenbewusst,dassmancheDrosse-¬
lungen,essciinsbesonderederStrassenbauerwähnt,indiesemAusmasse
nurvorübergehendenCharaktertragenkönnen.WievoreinemSturmwerdendieSegeleingezogen,ummöglichstgeringeAngriffsflächenzubieten.ImAusbau
desNetzesderWohlfahrtseinrichtungen ,dersichimletztenJahrzehntviel-¬fachineinemsehrraschenTempovollzogenhat ,tritteinePauseein .Kleine
undveraltoteAnstalten,diemitungünstigenVerpflegskostenarbeiteten,kom-¬
menzumStillstand.DabeiwirdaberselbstverständlichfürUnterbringungaller Pfleglingevorgesorgt .

AufdemGebictodesWohnhausbaucsmusstenEinschränkun¬genverfügtwerden.Für1932stchenvorläufignur50MillionenSchillingzur
Verfügung.DieseSummereichtaus ,dieangefangenenWohnhausbautenzube¬onden.EsfehltaberdasGold,nouczubeginnen.ZudiesemZwecke,und
weil1933überdiesdieWirkungderBundesaktionaufhört,isteineErhöhungderWohnbausteuerboabsiichtigt.KürzlichistdieserPlanimNationalratalseineVerzwoiflungstatderGomeinderatsmehrheitbezeichnetworden.VonVer-¬
zweiflungistgarkeineRede!EshandeltsichumdieplanmässigeHeranzichungeinerzurVerfügungstehendenReserve.DiosteuerlicheBelastungderMict-¬
räumeist inWienweitgeringeralssonstinOcsterreich.JetztisteineteilweiseHinaufsetzungnotwendggeworden.Eswirdnatürlichnochausrei-¬
chendGelegenheitsein ,sichmitdieserVorlageeingehendzubeschäftigen.
Feststchtindess,dassweitestgehendaufdieWirtschaftskriseRücksichtge-¬
nommenwordenwird .Diebreiten Schichtender InhabervonWohnungenund
GeschäftslokalensollenwonjederErhöhungderSteuerbewahrtwerden.Rund
90ProzentallerAbgabepflichtigenwerdenvonvornchereinfreibleiben.Ganz
andorsalso ,wiebeidonallgemeinenMietzinssteigerungen,diesichmitder
ZustimmungdesNationalratesvollzogenundauchdieallerärmstenWohnungsinhaberbetroffenhaben .SelbstredendhatosdenGegenstanddersortfäl-¬
sigstenErwägunggebildet ,obesnichtdochbessersei ,vonjedwederSteuer-¬
rhöhungabzuschen.DenvorgebrachtenBedenkenstchtabermitweitüber-¬wiegenderKraftdieNotwendigkeitgegenüber,dieArbeitslosigkeitzu
bekämpfenundauchdenAnsprüchenderWohnungswerber,vondenennochvielesich
ineinerüberausungünstigenLagebefinden,docheinigermassenRechnungzutragen .EshatauchderBunddasGleichgewichtin seinemBudgetkeineswegs
lediglichdurchKürzungderAusgabenhergestellt.Esgeschichtdiesvielmehr
sehrausgiebigdurchSteuererhöhungen,dieüber90MillionenSchillingbringen
817
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sollen .AllerdingswirdbeimBundnichteinekleineAuslesederLeistungs-¬
fähigston,sonderndieMassederBevölkerungzurZahlungherangezogen.SobeiderBesoldungssteuer ,diealleöffentlichenAngestelltentrifft ,
beiderKrisensteuer,beiderBenzin -undBiersteuer ,beidem2oprozen-¬
tigen Zuschlag zurZuckersteuer .

Trotzaller WirtschaftsnotvermagdieGemeindedieLeistun¬
gendochin einemsehrweitenUmfangeaufrechtzuerhalten .DieAusgabenfür
dasFürsorgewesengehensogarnochüberdieErgebnissedesJahres1930
hinaus.BeidenAngestelltensindnurgeringereKürzungeneingetretenals
beianderenVerwaltungen.EsistdiesausschliesslichderTatsachezuzu¬
schreiben ,dassdieHoheitsverwaltungWienssichvomSchuldenmachenfrei¬
gehaltenhat .ImmerwiederhatseiteinemJahrzehntgeradedieserPunkt
denGegenstandderstärkstenKritikgebildet.Eswurdegeradezualseine
VerpflichtungderGemeindeverwaltungproklamiert,auchdiekünftigenGenera-¬
tionenzumZahlenheranzuziehen.WäredieGemeindediesenverhängnisvollen
Weggegangen,hättesienurdieWohnhausbauten,nichtauchdieanderenIn¬
vestitionen ,aufdieseWeisefinanziert,somüssterunddieverdoppelteWohn-¬
bausteuerdurchJahrzehnteausschliesslichfürdenAnleihedienstverwendet
werden.VonirgendeinerFortsetzungderWohnbautätigkeitkönntegarkeine
Redesein .NurderUmstand,dassdieAnleihenderHoneitsverwaltungweniger
als einhalbesProzentderAusgabenerfordern ,hatdieschwerstenRück¬
wirkungenderKriseaufdasGemeindebudgetabgewehrt.DarinliegtderGrund,
dassungeachtetder Abstricheder Voranschlag1932nochimmereinen
hohensezialnCharakteraufweist.93MillionenSchillingfürdasWohl-¬
fahrtswesen,70 ' 6MillionenSchillingfürdieSchule ,vorläufig50Millio-¬
nenSchillingfür denWohnhausbau!Dasist die Verwendung,die 82*Pro-¬
zentaller Steuereinnahmenfinden !AberselbstwennirgendeinZufalles
gefügthätte ,dassunmittelbarvorder Sperrealler AnleihemärktejustWien
nocheine Obligationsschuldhätte aufnehmenkönnen ,so wäreauchdasnicht
nützlichgewesen .Eswürdenurdie zwingendnotwendigenSparmassnahmen
verhindert ,denGegensatzzwischenWienunddenübrigenVerwaltungenun¬
erwünschtverschärfthaben .Auchauf einenanderenLichtpunkt ,diegute
LagevonGas -undElektrizitätswerk,dieverhältnismässignocherträglicheder

/Strassenbahn,vorallemaberaufdiederBevölkerungin derNotsodien-¬
lichen niedrigenTarife seihingewiesen.

DieGegenwartist vollvonSchwierigkeiten!DieZukunftliegtganzimUngewissen!DennochglaubenwireinenVoranschlagderZu¬
versicht ,desVertrauensvertretenzudürfen .Analle ,die gutenWillens
sind ,dieWienlieben ,ergehtderRuf ,gerademitRücksichtaufdie
schwereZeit andr Erreichungder gestecktenZieletatkräftigmitzuar-¬
beiten .( LobhafterBeifall ) .

818



0 0KRATHAUSAURLLSPONDENZ
V ,Blatt

Herausgeberundverantw .Redakteur:
KARLHONAY Wien ,am1l .Dezomber1e

DieGeneraldebatteunddie DebatteüberdieVerwaltungs-¬
gruppe EI werden unter einem abgeführt .

St . . Kunschak( . . )erinnert daran ,dass er bereits ge- ¬
genenüber demVoranschlag für das Jahr 1931 den Standpunkteingenommen
habe ,dassdieserVoranschlagaufdiegegebenenWirtschaftsverhältnisse
nichtdie gebührendeRücksichtgenommenhabeunddasser nureinereinme¬
chanische Ausrechnungvon Ziffern darstelloeDiesen Standpunkt müsseer
auchgegenüberdemVoranschlagfürdasJahr1932aufrechterhalten.DasRück¬
gratdesVoranschlagesbildendiesogenanntenGemeindeabgaben.DieseAbgabenAarergetsind . als der Finanzreferent das ganze System derstädtischen

Hei Aiepfand benfe i wrvdeSteuernvorgelegthat ,vonihmselbstinihrerfinanzpolitischenGeltung)
2 . ! .worden ,in demer sagte ,dassdieseSteuernbei Wiederkehreines2 .6 . .
stabileudeldwerteseinerUeberprüfungunterzogenwerdenmüssenunddass
manchedieser Belastungennur in einer Zeit sinkendenGeldwerteserträglich
seien .DieseseineAeusserunghatSt. . Breitnerseit demvollständigverges-¬
sen . FieInflationist längsteinemstabilenGeldwertgewichen,eshatsogar
eineZeitgünstigerKonjunkturgegeben,aberandenAbgabensystemdesJahres
1932wurdenichtdasGeringstegeander,esseidenn,dassmandiesesSystem
Diskalischnochbedeutendausgebautundverschöechterthat(Zustimmungbei
der . . )Esist geradeimgegenwärtigenAugenblickeetwas ,misslich,andenseinerzeitigenAusspruchdesFinanzreferentenerinnernzumüssen,weil
andieStellederInflationdiegrosseWirtschaftsnotgetretenist mitetwas
ähnlichenWirkungen ,wiesie die Inflationhervorgebrachthat undweilman
dahernichtsoohneweitersbehauptehkann ,dassdergegenwärtigeAugenblick
günstigwäre,denSt . R,Breitnerzuveranlassen,nunendlichdasfeierlichge-¬
gebeneVersprecheneinzulösen. WenneinsolchenAsinnenheuteanihnmit
RücksichtaufdiefürchterlichungünstigeSituation ,indersichauchdie
FinanzenWiensbefinden ,nichtgestelltwird ,kanndasdochnichthindern,
einzelne der ärgsten Auswüchseund der bedenklichsten WirkungendesWiener
Abgabensystemsaufzuzeigenunddamitauchgleichzeitig nachzuweisen ,dass
derFinanzreferentüberdasMassdessen ,wasunterdemTitel"Zuversicht"
gerechtfertigtwerdenkann,hinausgegangenist .Daist zunächstdieFürsorge-¬
abgabe . Esist oft die Frageaufgeworfenworden ,obdiese Abgabe,dieinWirk-¬
lichkeiteineProduktionssteuerist ,nichtalle Eigenheiteneinerproduk¬
tionshinderndenSteueransichträgt .DieseWirkungderSteuermussgerademit
RücksichtaufdiegegenwärtigeNetderProduktionbæsonderskräftigbetont
werden .DieFürsorgeabgabewirdgegenüberdemJahre1931mitSrn -e ..

geringeren Ergebnis : itaneneingesetzt .1Dann Saek. 4 t sichderRückgangdesWirtschaftslebensin Wiensehrchrastischaus .
In allen Staatenringsumuns wirddie Steuerpolitik protektionistischge¬
führt ,alle habenin dereinenoderderanderenFormSteuermassnahmenge¬
troffon ,die den Exportsehr wesentlichbegunstigen .Mit Rücksichtaufdiese
Sachlagehabenwir imvorigenJhr beantragt ,dassdie Fürsorgeabgabein¬
soweitrückvergütetwerde ,als sie in ihremquotenmässigenAnteilaufExport¬

damalsgüter entfälltr Der Angragwurder : azugewiesen ,aber nichterledigt
undwir stel len ihn heuerheuerlich .AuchvonhervorragendenFührernder
Mehrheitsparteiwurdedaraufhingewiesen,dassdergrössereTeilderAr¬
beitslosigkeitaufdnRückgangdesExportszurückzuführenist . Wennüber
diese Tatsachebereits ein einheitliches Urteil sich herausgebildethat,so
gibt dies wohldas Rechtzu verlangen ,dass seiten der GemeindeWiender
Exportindustrie durch die Rückvergütungder Fürsorgeabgabeentgegengekommen
und ihr der Konkurrenzkampf wesentlich erleichtert werde .UnsereQuali¬
tätswaren ,bei denendie LohnquoteeinenbedeutendenTeilderProduktions¬
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kostenausmachtsindja imAuslandenochimmerbegehrtundeineRückver¬
gütungderFürsorgeabgabewäredeshalbeinewesentlicheHilfefürdieExport
industrie .DiezweiteSteuerdieinBetramhtkommt,ist dieHauspersonal-¬abgabe .Es ist etwas Tragisches um das Beschick dieser Abgabe .Sie wurde in

derJugendzeitderheutigenGemeindeverwaltung,in denMaienzeitenderpoliti-¬
schenDemagogiegeschaffen .Schondamalshabenwirerklärt ,dasssietrotz
aller gegenteiligenBehauptungeneine asozialeAbgabesei .Daswurdeimmer
bestritten ,liegtaberheuteoffenzutage. Undzwarsowohlhinsichtlichdes
StandesderHauhhalteundihresPersonalswieauchdesErträgnissesderAb-¬
gabe.Hierzeigtsichganzdeutlich,wiemandurchSteuererhöhungen ,dienicht
aussachgemässen,sondernausreindemagogischenErwägungenherauserfolgen,
letztenEndesdasSteuerobjekterschlägt .SeitdemJahre1928 ,inwelchem
diestarkeErhöhungderAbgabenvorgenommenwurde,istdieZahlderHaushal-¬
te mitsteuerpflichtigemHauspersonalumnichtwenigerals 1260gesunken
( HörtHörtbeider . . )DazuhatgewissderwirtschaftlicheNiederbruch

dasSeinigebeigetragen. Aberebonsounbestrittenist ,dassdieSpitzen-¬
leistungenandieserAbgabedurchdieHöhederAbgabewesentlichabgebaut
wordensind .SeitdemJahre1926ist dr ErtragderSteuervon2,820. 000
auf1,300. 000Schilling ,dasheisstum117Prozentgesunken(LebhafteHört
Hörtrufcbeider . . )UndderErtragvonbloss1,300. 000lässtdieHaus-¬
personalabgabenunmehrnurals eine ganznebensächlichePost imSteuerplan
derGemeindeerscheinen.Seinerzeithatmangesagt ,mantroffemitderAbgabe
denRothschildundandereLeutosehrstark ,könneabermit ,ihremErtragso
undsovieleWohlfahrtsaktevollziehen .Mitder1,300. 000(könnenkeineimpo-¬
nierendenWohlfahrtsaktemehrvollzogenwerden .Dazukommt,dassdurchdiese
AbgabedieZahlderarbeitslosenHausgehilfenausserordentlichvergrössert
wordenist .Es ist heutegar keincStreitfrage mehr ,dass dieEinkommens-¬
verlustedernurdurchdieseSteuerarbeitslosgewardenenHausgehilfendie
EinrahmenausderSteuerwesentlichübersteigen .DasUnglück,dasfürHunderte
ehrlich arbeitender Menschendurchdie Hauspersonalabgabezwangsläufig
herbeigeführtwordenist ,hält garkeinenVergleichausmitdenWohlfahrts-¬
akten ,diemaneventuellmitdemlumpigenErträgnisderSteuernochwirdleistenkönnen(LebhafterBeifallbeidenE .. . )

DieNahrungs -undGenussmittelabgabewarimmereineder
umstrittendsten Steuern .Sie ist nun einmal eine Sonderzuschlagzurallge¬
meinenWarenumsatzstouer.DieseAbgabeist )wögenihrerKonstruktionheftig
umstrürtenwordenundnichtnureinmalist vondenunmittelbarenIntoressenter
allen Ernstes ausgesprochenworden,essei nicht einmal die HöhederSteuer
so empörend ,wio die Schikanen der Eintreibungsorgane ,die demUnternehmer
dasLebenin seinomUnternehmengeradezuzurHöllmachen( LebhafterBeifall
beider . . ) AndiesemZustandhatdasneueGesetzmanchesgeändertund
es ist auchderSturm ,dersichausdiesemGrundgegendieSteuererhoben
hatte ,wesentlichschwächergeworden.AuchvondenMagistratsorganenwird
es wohltätigempfundenwerden ,dass sie jetzt nicht mehrso sehr in derRolle
desPeinigersderGewerbetriebeerscheinenmüssenwiefrüher .DasErgebnis
der Abgabewird für 1932mit 10 ' 6Willioneneingesetzt .DieseZiffer ist ab¬
solut willkürlichangenommen.Richtigist es ,dass das letzteAbgabentei¬
lungsgesetz die Gemeinde Wien berechtigt ,die Nohrungs -und Genussmittel¬
abgabehöchstensbis zueinemBetragvon1o ' 6Millioneneinzuheben.Eswird
der Gemeindealso nur verboten ,darüber hinauszugehen,esist ihr abernicht
untersagt ,darunter zu gehen . St . P,Breitner scheint sich allen Ernstes aufden
Standpunkt zu stellen ,dass die Nahrungs -und Genussmittelabgabe imJahr820
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1522den Estrag von1010millioneneinzubringenhaben ,Dengegnüberist
festzustellen ,dasshier entwederein UebersehenodereinJonglierkunst-¬
stückvorliegt .DieFeststellungderHöchstgrenzedesNahrungs-undGenuss-¬
mittelabgabeertragesmit10 ' 6Millionenist auf einer BasisdesWirtschafts-¬
lebens erfolgt ,die sich sehr wesentlich von der heutigen unterscheidet .

Seitherist derGangaller in BetrachtkommendenGeschäftegegendiedamalige
Verhältnissesoausserordentlichzurückgeblieben,dassmanvondiesenBe-¬
trieben nicht mehrdas Gleicheverlangenunderwartendarf wiezur Zeitder
SchaffungdesletztenAbgabenteilungsgesetzes .St. .Breitneristverpflich¬
tet ,ausdemwirtschaftlichenNiedergangdervondieserAbgabebetroffenen
Erwerbszweigeden gleichen Schlusszu ziehen wie bei anderenAbgaben ,zum
Beispiel der Fürsorgeabgabe .AufeinemGebiet ,auf demohnehinderStreit
überdie BerechtigungundZulässigkeitderSteuerso leidenschaftlichge-¬
führt wirdwieauf demGebietder Nhrungs .undGenussmittelabgabe,anden
TatsachendesWirtschaftslebenseinfachachtlosvorbeigehenzuwollen ,das
ist nureinVersehenodermanmüsstedafüreinenvielschärferenAusdruck
gebraushen .Es ist gegen alle Vernunft ,das Erträgnis der Steuer mit
1o ' 6Millioneneinzusetzen .DasGesetzgibtdemSt. . BreitnerdasRecht ,eine
Erhöhungder Abgabensätzevorzunehmen,wennder tatsächlicheErtragder
SteuerhinterdemBetragvon10 ' 6Millionenzurückbleibt.Ichhalteesfür
ausgeschlossen ,dass das Finanzministeriumundder Nationalrat derbetreffen
denBestimmungdesApgabenteilungsgesetzesjemalsihreZustimmunggegeben
hättenunterderVoraussetzungeinessolchenRückgangesderRentabilitäder
davonbetroffenenBetriebe ,wieer heute Faktumist .Manmussessehrbezwei¬
feln ,oh es der Finanzreferent im Ernst wagenwird ,von dieser Bestimmung
desGesetzesausreinfiskalischenErwägungenundblossgestütztaufden
WortlautGebrauchzumachen,EinsolcherVersuchwäreimVorauszumScheiter
werurteilt,weiler nicht wenrigerbedeutenwürdeals denZusammenbruchder
meistendavonbetroffenenBetriebe ,die Herbeiführungahrereffektiven
Zahlungsunfähigkeit .Daskannundwirdder Finanzreferentnichtwellem. Woll-¬
te er es ,dann wäre er vnn allen guten Geistern verlassen .Ich hegeeine
andere Meinungvon ihm und glaube ,dass keine Zeit vers äumt werdendarfzur
Klarstellungder in der Frageder Nhrungs -undGenussmittelabgabedurchden
ZusamnenbbuchdesWirtschaftslebensherbeigeführtenSachlæge . Esist die
letzte Stunde ,in dieserFragenocheinenAuswegzusuchen ,derdenInteres-¬
sen der Gemeindeentspricht undvondenbetroffenenSteuerpflichtigenüber¬
hauptnochgingenommenwerdenkann .FürdasnächsteJahr musssichder
Finanzreferententscheiden,wieergedenkt,vonSteuerträgern,diebisher
nur unter schwerster Beeintrichtigung ihrer geschäftlichen Geba rungkaum
ein Drittel des vomFinanzreferenten gewünschten Ertrages aufbringen konn¬
ten ,in Zukunft einen umzwei Drittel gesteigerten Ertrag hereinbringenzu

können .

Wasdie WOhnbausteuerbetrifft ,hat der Finanzreferentklar
erkennan lassen ,dass die Anträge auf Erhöhungdieser Steuer kommenwerden .
Ausseinen Ausführungenwarnur der Wegnicht klar ersichtlich i der dabeie
gehalten werden soll .Aus den Berichten des sozialdemokratischen Parteiorgane
und aus einer offiziellen Aussendungder Rathauskorres pondenzweiss
man ,dassin einerVersammlungderVertrausnmännerdersozialdemokratischen
Partei in Wienein Beschlussgefasstwurde,wonachder Klubdersozialdemo-¬
kratischenGemeinderäteermächtigtwird ,imWienerLandtageinenimSinne
derAusführungendesPräsidentendesLandtagesDr .Dannebergausgefertigten
AntragaufErhöhungderWohnbausteuereinzubringen .Dasist ein ganzungewöhr
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licherWeg,Steuererhöhungendurchzuführen .Bisnunhabenes alleParteien
in allen Vertretungskörpernimmerdenin diesenKörjerschaftenverantwort-¬
lichenFaktorenüberlassen ,solcheAnträgezustellenundeswarümmerden
Parteienvorbehalten ,dazuStellungzu nehmen .Nach denebengenannten
VerlautbarungenwärenundieserungewöhnlicheVorgangzuerwarten.Ausden
AusfuhrungendesFinanzreferentenkönntemanzu der Meinungkommen,dassder
AntragaufErhöhungderWohnbausteuervonihmeingebrachtwerdenwird .In
welchemSinne,weissmannicht,aberbeiderMachtfülledersozialdemokrati¬
schenParteiinstanzengegenüberdenGemeindeinntanzenist vontorneherein
anzunehmen,dassSt . R.Breitnernichtsanderesbeantragenwirdalsdas,was
ihmdie Vertrauenmännerversammlungbefohlenhat .DamitwärederZustandge-¬
geben ,dassdieGemeindeWiennichtvonihrenverfassungsmässigenOrganen,
sondernvondersozialdemokratischenVertrauensmännerkonferenzverwaltet
wird .UntersolchenUmständennimmtdieEhre ,denverfassungsmässigenIn-¬
stanzenderGemeindeWienanzugehören,einensehrzweifelhaftenCharakteran
unddasSelbstbewusstseininsbesonderederfreigewehltenOrganemüssteaufeinweitbescheideneresMasszurückgeführtwerden,etwaaufdasderHandlan¬
gersozialdemokratischerParteipolitik(LebhafterBeifallbeider. . )
WasdieSacheselbstbetrifft ,soliegteinAntragnichtvor ,wirwiseen,
nicht ,wasbeabsichtigtwird ,könnenalsogegendiekommendeOhnbausteuer
inihrerkonkretenGestaltnichtpolemisieren.Mankanndazunurgrund¬
sätzlichStellungnehmen.DerFinanzreferenthatdenGedankeneinerErhö¬
hungderWonnbausteueralsabsolutzulässsigerklärtundfestgestellt ,dass
dieWOhnbausteuergegenübereinemgewissenKreisvonMieterneinebedeutende
Anspannungverträgt. Wirerlaubenunsdemzuwidersprechen .Ichmussgestchen,
dassderMann,derdieErhöhungderWohnbausteuerimNationalratalseinen
ktderVerzweiflungbezeichnethat ,meineWenigkeitgowesenist .Ichbleibe

dauchheutebei diesemStandpunkt ,wohlwissend ,dassin Anträge ,dicdiesozialdemokratischeVertrausnmännerkonferenzzumBeschlusscerhobenhat,
eingrossesMassvonDemagogieeingewobenist (Zustimmungbeider . . )Man
zitiert ,wasdieSteuerfürdeneinzelnenWohnungsinhaberausmachtundkommt
voneinigenGroschenimMonatbiszumBetragvonhundertenSchilling .Dasist

V AuitoeindomagogischesSpiel ,dasanderTatsachezerschellt ,dass diese .Erhöhung20MillionenSchillingbruttohereinbringenwill .20Millionen,auf
diesenkleinenKreisvonMieterngelegt ,besagen ,dassdieseMicterargmit-¬
genommenwerdenmüssen'undsie müssenumsoärgrmitgenommenwerden,jeklei¬
nerdieBasisist ,aufderdieErhöhungaufgbautwird .Besondersargwird
sich de SteuergegenüberdenGeschäftslokalenauswirken .Esist keinePhra¬
se ,wennmandaraufverweist ,dassdiegrossenProduktions-undHandelsunter¬
nehmungenvonderFriedenszeithernochgewaltigeFriedenszinsealsGrund-¬
lagoderWohnbausteuermitschleppen.EssinddasMietzinse ,dievondiesenGe-¬
schäftenunterdenheutigenVerhältnissenkaumgetragenwerdenkönnen .Eine
ReiheunserergrossenIndustrie - undHendelsunternehmungenbi lanziertja
seitJahrenschonhartanderGrenzederKridaundbeivielenwerdenesnur
buchhalterischeKniffesein ,diedenTatbestandderZahlungsunfähigkeitver-¬
schleiern .Dasist vielfachdieeinzigeMöglichkeit,dieBetriebsüberhaupt
nachaufrechtzuerhalten.BeivielensolcherUnternehmungenkanndieErhöhung
der Wohnbausteuerumeinige TausendevonSchillingen im JahrderTropfen
sein ,derdiekünstlichaufrechterhalteneAktivitätdieserUnternehmungen
einfachumschmeisstunddamiteinenZustandherbeiführt ,der auf demRücken
vonArbeiternausgetragnals eineKatastrophebezeichnetwerdenmuss .( beb¬
hafterBeifalli der . . )Aufdiesebittere Wahrheitmöchteich dieGo¬
meinderatsmehrheitunddenamtsführendenStadtrat schonheuteaufmerksam822
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gemacht haben und möchte ihm mit aller Einfachheit ,aber ebenso mit allem
Nachdruckgesagthaben ,dass wir der Durchsetzungder Beschlüssedersozial¬
demokratischenVertrauensmännerkonferenznichtnurausGründenderKompetenz
unddesPrestigesdesGemeinderates ,sondernausreinsachlichenErwägungen
denschärfstenWiderstandentgegensetzenworden .( LobhafterBeifall beider. . )

Auchdie Ausgabenseitedes Budgetsbietetaussererdentlich
viel Anlasszur Kritik .Die gegenüberdemBundhochgespannteReduktionder
Ausgabenkst darauf zurückzufuhren ,dass mansich ,solange manglaubte ,noch
aus demVolbnschöpfon zu können ,hinsichtlich der Ausgabengar keinoBo- ¬
schränkungauferlegtunddanichtdieMothodendessolidenKaufmannes,sonde:
vielfach die Methodendes politischen Hochstapplersais massegobondaner¬
kannt hat ( Lebhafter Beifall bei der . . )Die Tragik in derAusgabenpolitik
derGemeindebildetdie Wohnbaupolitik .DerFinanzreferenthättebeiseiner
Polemik gegen dine Wohnbauanleiheauch an denZoit -
punkt in Erwägungzichen müssen ,zu demEas erstemal der AntragaufFinan¬

77 ke
zicrungdesstädtischenWohnhausbauesdurcheine Anleihegestellt wurde .An-¬
leihen macht mandann vernünftigerweise ,wenndie Verhältnisso auf domGold- ¬
markthiefürgünstigsind .Daruberzu chts zheidenwanndieseVerhältnisse
günstigsind,ist oft eine Frage ,überdie manstreiten kann ,undbezüglich
derorzweifellosderMehrheit ,die die Verantwortungzutragenhat ,dielotzte
Entscheidungzukommt .Aberdarüber besteht gar kein Zweifel ,dass vorJahres -¬
frist ,ja selbst noch im heurigen Frühjahr ,die Unterbringung einer Wohnbau¬

anleihederGemeindeausserordentlichegünstigeVerhältnissevorgefundenhät
te unddass manvor Jahresfrist ,vorausgesetztdemWillen ,in der Lagegowe-¬
senwäre ,dieWohnbauanleiheunterzubringen.DannwürdesichaberdieSachlage
ergeben ,dassSie boi einemetwasreduziertenWohnbauprogrammdieMöglich¬
keit hätten ,ohneauchnur das Budgetmit einemGroschenfürWohnhausbauten
zu belasten ,die Wohnbautätigkeitauf mindestens6 Jahro fortzuführen ,wobei
die Deckung des Amortisations - undVerzinsungserfordernisses zur Gänzein
der Wohnbausteuer gegeben wärc .Beit heute sind Sie eingestandenermassen mit

Ihrer Wohnbautätigkeitbei MatthaeiamLetztenangelangt . St .R .Breitnerhat
mit dankenswerter Aufrichtigkeit gesagt ,dass die im Budgetvorgesehenen
Mittel nur ausreichen ,umdie im Baubefindlichen Wohnungenzuvollenden ,
nicht aber umNeubautenin Angriff zu nehmen ,Wirsind ihmdafürausserorde
lichdankbar,weiler damitimVorausschondasbestätigt ,wasichbeweisen
werde ,dass Sie nämlich mit den im Budget vorgesehenen Beträen nicht

nur keine Naubautenin Angriffwerdennehmenkönnen ,sonderndass Sienoch
gewaltigeBeträgewerdenaufbringenmüssen ,umdie in BaubefindlichenWohn- ¬
häuser fertigbringen zukönnen .

Wir haben nach den Rechnungsabschlüssen der Jahre 1928 ,
1929und1930für bereits begonnene .BautendenBetragvon273,00L. 896
Schilling bewilligt .Für diese seit 1928 begonnenen Wohnhausanlagenwurden
nach dn Rechnungsabschlüssen 1927 und 1928 und der folgenden Jahre

194,205 . 819Schilling verausgabt .Hievon kommenGebührenrichtigstellungen
von 38 . 682Schilling und die Ausgabenfür den nicht in Angriffgenommenen
Bau in der Währingerstrasse per 145 . 829Schilling in Abrechnung,sodass
für diesebereits in BaubefindlichenWohnungenrein 194,026 . 308Schilling
verausgabtwordensind .NachdemAusweisüberdie Belastungder für dieIn¬
vestitionen und Inventaranschaffungen beranschlagten Kredite sind bis Ende
desRechnungsjahres1931nochWohnhausbautenum27,486 . 600Schillingsicher-¬
zustellen,so dass die für die Bauten verausgabte Summebis Ende desRechnur
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jahres1931denBetragvon221,512. 900Schillingbeträgt .Undnehmenwir
nunan ,dassdiefürdieseit1928inAngriffgenommenenBautenbewilligten
Beträgevon273,004.896SchillingdurchdieKostendereinzelnenWohnhaus-¬
bautennichtüberschrittenwerden,sowirdnachAblaufdiesesRechnungsjah-¬
res nochein Botragvon51,491 . 988Schillingerforderlichsein .Siehaben
imBudgetfürdasJahr1932fürdieBautenausGemeindemittelnüber34Mil-¬lioneneingestelltundhabennochein Erfordernisvonüber51Millionen
Schilling .Sonachwird- nachdemvonIhnenzurVerfügunggestellten,alsoamt-¬
lichenAngaben-fürdieFertigstellungderinBaubefindlichenWohnhausan¬
lagennocheinBetragvonüber16MillionenSchillingerforderlichsein,
denSie imBudgetsichergestellthaben.

DieWohnbausteuersollnun20Millionenbruttotragen.Davonkommen die Gebuhrenan die Hausbesitzerfür die Einhebungder
Steuervonetwasüber3MillionenSchillinginAbzug,sodasssiemiteinem
Bruttoerträgnisvonrund17MillionenSchillingrechnen.Ichbringeeinen
Abgangvonrund16 ' 6MillionenSchillingherausunddarfdarausdenSchluss
ziehen ,dassdiessicherlichkeinZufallist,wennSiediesenNettobetrag

Erhöhung derausderWonnbausteuerherausbringenwollen,sonderndassSiedie/Wohnbau¬
steuerbrauchen,nurumdiein BaubefindlichenWohnhausanlagenüber-¬hauptfertigzustellen .

DieAufgabe ,die in der städtischenWohnbautätigkeitgelegen
ist,ist zu gross,um von einem einzelnen Menschenund auch vomApparatder
GemeindeWienabsolut verlässlich bewältigt werdenzu können .Mir liegt der
Gedankeganzferne ,dassdasetwaein Beweisfür die SchlechtigkeitdesRefe¬
renten undseines Apparateswäre,sondernich kommezu demzurück ,wasich
vorhinin anderenWortenvonderGemeindegabæmungüberhauptgesagthabe:
esist eineUeberheblichkeit,dieandenFähigkeitenderMenschenscheitern
musste,einsolches Unternehmenklaglos undohneschwereGebrechenzufüh¬
ren .In erster Linie ist für diese Ueberheblichkeit die Suchtpolitischer

HochspappeleiaufSeitederParteidesReferenzenverantwortlich.(Zustimmung
bei der . . )

IchhabemeinenAusführungennurnochhinzuzufügen,dass
wenigstensin demFeuerder unerhörtenNot ,die unsere ganzeWieneratadter¬
griffen hat,in dem Feuerder Sergen ,die die ganzeBevölkerungdurch¬
schütteln,endlicheinmaldieEinsichtdesFinanzreferentenundseiner
MehrheitdenCharakterderStahlhärtein derBeurteilungderMinoritätund
ihrerTätigkeitundin derStellungnahmezuihr verliereunddassderEin¬
sicht Raumgeschafftwerde ,dassin derMinoritätdesWienerGemeinderates
sowohlin ihrer Gesamtheitals in jedemeinzelnenihrer MitgliedereinGeist
lebt ,der in nichtsanderemgipfelt als in demZiel ,dieGemeindeverwaltung
möglichst reibungslos zu gestalten und zu möglichst grossen Erfolgenzu
führenimHinblickauf dasWohlder Mitbürgerdieser Stadt . WennderReferent
in seinenletztenWortengesagthat,esmögeendlichzueinemgemeinsamen
Zusammenwirkenim WienerGemeinderatekommen ,dannkannich diesenWunsch
aufnehmen,ichmussihnabermitderForderungbeantworten:StadtratBreitner,
machenSie denWegfrei ,der zu diesemZiele führt .( LebhafterBeifallbeider . . )
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Stadtrat Biber ( . . ) erklärt ,dass sich die Verhältnisse
seit der letzten Budgetberatungwesentlichverschäfthaben .PasWirtschafts -¬
lebenwirdin seinenGrundlagendurchverheerendeStörungenerschüttert .
Untersolchen Umständenmüsstemanannehmen ,dass das Budgetauf denZusammen¬
bruchderWirtschaftentsprechendeRücksichtgenommenhätte .Gewisssindbe-¬deutendeAbstricheerfolgt,aber die AusganeenbetragenimmernochdieSumme
vonrund 400MillionenSchilling .Nimmtmannunan ,dass vonder WienerBe- ¬
völkerungrund1 MillionMenschenimErwerbslebenstehen,sokommtaufeinen
ErwerbstätigenderBetragvon400Schilling ,dener leistenmuss,umderGe-¬

meinde die Ausgaben von 400 Millionen Schilling zu ermöglichen .Den Ziffern

nachhabenwir wohlein Notbudgetvor uns,aber manmussdochfragen ,wer
schulddaranist ,dasssolcheEinschränkungengemachtwerdenmussten.Wir
antwortendar auf ,dass die Mehrheitdieses Hausesdaran die grössteSchuld
hat . Siehat all die JahrehindurcheinePolitikderStrassebetrieben ,die
an die Existenz unserer Stadt rüttelte .DasSteuersystemsollte nurden
Reichentreffen .Manhatzwarnichtnurdie ,reichenLeutegetroffen ,aber
docherreicht ,dassdieReichenderStadtWiendenRückengekehrthaben. Es
wäresehrinteressantdieZahlderreichenLeutein WienvordemKriegund
jetzt festzustellen .Tiese Politik der Strasse hat sich sehr zumNachteil
der Arbeiter undAngestellten ausgewirkt .DurchIhre Steuerpolitik habenSie
dieWirtschaftgänzlichausgeplündert(LebhafterBeifall).

Rednerbespricht nuneifzelne städtische Steuern .Erbe¬
mängeltinsbesonderedie Bemessungsartder Bodenwertabgabevomunverbauten
Grund.DieBesitzersolcherGrundstückewürdenvorzweiJahrehzurSelbst¬
einschätzung aufgefordert .Der Magistrat hat solange Zeit keine Antwortge- ¬
geben,sodassdie Zensiten annchmenmussten ,dassdie Gemeindemitfatierten
Werteinverstandensei .Aberjetzt hatderMagistratSchätzungenvorgenommen,
die widersinnighochsind .DerFinanzreferentsollte dochRücksichtaafdie
schwierigeLagederBevökerungnehmenundin dieserhartenZeitjedeSchika-¬
nederSteuerträgervermeiden.DieLeutehabengarkeineMöglichkeitindie-¬
ser NotzeitsohorendeBeträgezuzahlen .UnterderNghrungs-oderGenuss-¬
mittelabgabeleiden amschwerstendie mittleren Gastwirtschaften ,diemeist
um 50 Prozent mehr bezahlen müssen als früher . Wirteilen nicht denStandpunk
desFinanzreferenten ,wonachdie 10 ' 6Millionenausdieser Abgabehereinkom¬
menmüssen,weilauchder Nationalrat das Gesetzbeschlossenhat . Esist auch
ein Irrtum anzunehmen ,dass die Lustbarkeitsabgabe ,die im Jahre 1931mit
16 Millienen veranschlagt ist ,im nächsten Jahre noch 15 Millionenbringen
wird . Wasdie Sparmassnahmenanlangt,soverstehenwirIhre Anschauung,dass
Sie das Personal möglichst schonen und bei den Sachausgaben hoheAbstriche
machen .AberSie gehen dabei in einer Weisevor ,die nicht zurechtfertigen
ist . Sowurdendie Ausgabenfür die Schotterstrassenvon3 Millionenauf
370 . 000Schilling gekürzt ,bei denanderenStrassensind nur ' 1Millionen
gegen10 13 Millionenveranschlagt .Dasist schondeshalbunmöglich ,weildurch
die städtischenNeubautenviele Strassengemachtwerdenmüssen . Wirsindkei¬
neswegs dagegen ,dass Wohnungenvon der Gemäindegebaut werden ,aberStadtrat
Weberhat imFinanzausschussberichtet ,dass wir in Wienbereits600. 000
Wohnungenhaben ,sodassauf 3 LeuteeineWohnungkommt .Dasist einesehrdi Frag
erfreuliche Zahl ,die/rechtfertigt,ob wirrklich noch so bedeutende Beträge
für den Wohnhaushauaufgewendetwerdenmüssen .Auchder Rechnungshofhatdies
Frageaufgeworfen.ZurBelebungderWirtschaftkönntenandereInvestitionen
gemachtwerden .Die Erhöhungder WOhnbausteuerist mit Rücksicht auf diegros
seNotlagesämtlicherKreisederWirtschafteinUnding.(StarkerBeifall).825
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St . . Biberbeantragt nun ,den Finanzreferenten zubeauftra¬

gen ,der Landesregierung eine Gesetzesvorlage zu unterbreiten ,durch diedie
Bestimmungendes Gesetzesüber die zeitliche BefreiungvonderWohnbausteuer
aus demTitel der Bauführungüber den31 .Dezember1931zu verlängernsind .

Redner fordert die Mehrheit auf,sich bei ihrer Politik nur
von der Wahrheitleiten zu las sen ,dannwärdedie Minderheitauch in derLage
sein ,zu dieserPolitik Vertrauenzu haben .SolangeaberdasGegenteilzu¬
treffe,kann die MinderheitdemVoranschlagder MehrheitkeinVertrauen
votierenundmüssedahergegendasBudgetstimmen( LethafterBeifall ) .

Dr .Wagner( . . ) .DerVoranschlaghatdieMeinungvonden
hohenKassenbeständenderGemeindebeseitigtundgezeigt ,dassderSachaufwand
soweit er die Wirtschaft zu befruchten vermag,stark verringert wordenist .
Eswerden54 ' 8Millionenals InvestitionenderHoheitsverwaltungausgewie-¬
sen . WirscheidenaberdenWohnhausbauaus,weiler unproktuktivundkeines-¬
wegswertvermehrendist . Wirscheiden auch die Summefür dieGrundankäufe
unddie Beträgefür die Rückständebei der AugartenbrckeundbeimStadion
aus .Dannbleibennur rund ' 3Millionen ,die vonder Hoheitsverwaltungbe- ¬
fruchtendin dieWirtschaftkommenwerden .Tasist einesehrunangenehmeSei-¬
te des Voranschlages .Ihr gegenüber stemt :eigentlich nur eine einzige er - ¬
freuliche Tatsache ,der geringe Schuldendienst .Freilich darf die starke Ver¬
schuldung der städtischen Unternehmungen ,die auch der Rechnungshof fest - ¬
gestellt hat ,nicht unerwähnt bleiben .

DerFinanzreferenthat auchheutewiederdavongesprochen,
dass das vorliegende Budgetkein Nermalbudgetist . Aberdas ist nichtdie
richtige Art ,um zur notwendigen und richtigen Kritik des Voranschlages zu

gelangen .In Wirklichkeitzeigt er das normaleBild der früheranJahre . St .
R .BreitnerwillnurdenLeuten ,dievondiesemBudgetbeunruhigtsind ,sagen,
dasswennwiederbessereZeitenkommen,diealteFinanzpolttikeingeschlagen
werdenwird . WenStadtratBreitnermitdemVorwurftreffenwollte ,dasser
heute in Oesterreichnocheine individualistische Wirtschaftspolitiktreibe ,
wissen wir nicht .In den Kreisen der deutschen und christlichen Bevölkerung
ist dercLiberalismusschonlängst eine Schelle ohneKlangundgerade dieVer¬
treter dieser Kreise hätten eher das Recht ,den Wirtschaftsindividualismus
zu kritisieren als ein Vertreter der sozialdemokratischen Partei die den

IndividualismusderKlassetreibt unddennacktenKlassenegoismus
Es ist wirtschaftlich genommenkein Unterschied ,ob ein Individuumoder
eine KlasseIndividualismustreibt ,da beide immerauf Ausbeutungausgehen.
Wasdas Budgetselbst betrifft,so hat die Tatsache ,dass dieGemeindeabgaben
mit 27 Millionen ,die Ertegsanteile der Gemeinde Wien an den gemeinsamen

Abgabenmit 42 ' 1Millionen unterpräliminiert sind ,genötigt ,konsequenzenin
einervonunseremStandpunktaushöchstunerwünschtenArtzuziehen .Das
Bild des Budgets ist das gleiche ,wie wir es in früheren Jahrenkritisiert
haben .Auf der einen Seite eine viel zu starke Drosselung ,auf der anderen
Seite Ausgaben ,die namentlichnach demheutigen StanddesBudgetsnichtzu
rechtfertigensind .Wennmanz ,B .beimStrassenwesenvoneinerAusgabensumme
von17illionengleichum11Millionenhinuntergeht ,mussdasdieBesorg¬
nis erwecken ,dass mandie Strassen einfach verfallen lassen will .Auchmitdem
sozialen Budget soll man mich nicht allzusehr rühmen .Es ist hier einfach so ,
dass schon die gesetzlichen Leistungen fast alle Beträge dieses Titels für
sich in Anspruchnehmen .Der Redner beschäftigt si ch sodann mit denKapitel

Wehnhausbauten und verlangt ,es möge auf die vom St .R .Kunschak erhobene An¬

klage ,dass bei den bisher abgewickelten Bauprogramm70 Millionen Ueber¬
schreitungenvorgekommensind ,eine erschöpfendeAufklärunggegebenwerden.
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Ausder Erklärungdes St . R.Breitner ,dass imnächstenJahre diebereits
im Baubegriffenen Bauvorhabenvollendet werdensollen , ziehen auch
wirkeinenanderenSchlussalsSt .R .Kunschak.AuchwirprotestierengegendenunwürdigenVorgang,derbisherschonüblichwarunddernunscheinbarauch
wiederbei der Vorlageuberdie Wohnbausteuerpraktiziert werdensoll ,dass
die wichtigsten Gesetzesvorlagennicht vonder betreffendenRegierungsstelle
in einer Obmännerkonferenzder Parteienbela nntgegegehunddannan denLand-¬
taggeleitetvwerden,sonderndassdieOeffentlichkeitüber,doausserordent-¬
lichwichtigeGesetzesvorlagenerstausdenBerichtenübereineParteiver¬
sammlunginformiertwird .DieOeffentlichkeitwirdimmermehrunter denEin¬
druckgesetzt ,dasses für die WienerGesetzeg. bungnureineentscheidende
Stellegebe ,diesozialdemokratischeVertrauensmännerkonferenz .GeradeSie
dieimmervorgeben,dassIhnendieErhaltungderDemokratiesosehram
Herzen liegt ,sollten die Gefahren ,die aus einem solchen Vorgehenentstehen ,

nichtübersehen.DieBevölkerungzeigtohnediesnichtsehrvielVorliebefür
dieDemokratieundihreEinrichtungen. WennSiedurcheinesolcheBehandlung
vonGesetzesvorlagenderDemokratieIhreVerachtungbezeugen,dürfenSiesich
nichtwundern,wenndiesefalschenAnschauungenimmermehrAnhängerinder
Bevölkerunggewinnen.Aberdasist mehreineFragedesTaktsundGeschmacks.
WasIhrenPlandie Wohnbausteuerzuerhöhenselbst betrifft,so sollenvon
dieserErhöhung ,wenndie in dieOeffentlichkeitbedrungenenNachrichtensichtigsind ,10ProzentderBevölkerunggetroffenwerdenunddiesichaus
dicser Erhöhungergebenden20Millionensollenverwendetwerden ,umeinbe-¬
scheidenes Wohnbauprogrammzu verwirklichen . Esist ganz verkehrt ,hicbei
vonderVoraussetzungauszugehen,dassunterdengegenwärtigenMiet -und
WohnverhältnissendiejenigenMenscheneinenübergrossenLebensaufwandbetrei¬
ben ,die eine 3Zinmerwohnungbewohnen .Die Mchrzahlder Beamten ,diefrüher
zumMittel tandgchörten,jetztaberproletarisiort sind ,bewohnensolche"ohnungen.DieseLeute ,derenBezügesostarkgekürztwurden ,mussdiekleinste
Belastungschwertreffen .DieWohnungenbiszueinemFridenszinsvon1801
GoldkronenwerdennichtvonreichenLeutenbewohntunddasGogenteilzu
behauptenist eineDemagogie.Nochvielüblerwirk 'sichdieErhöhungder
Wohnbausteuerfür die Geschäfts -undBürolokaleauswirken ,vondenendie
grosse Massein der zwitenKlasse . Wirwerdenuns gegen einesolche
ErhöhungaufsäusserstezurWehrsetzen ,weilwirdasfüreineganzverfchl-¬
te Politikhalten ,füreineSteuerpolitik,diedaraufausgeht,dasSteuerob-¬
jektzuruiniern .DankbarsindwirdemSt .R .Breitnerdafür ,dasservonder
NotderJugendgesprochenhat .Ermögeaberauchdie ihmzugänglichenStellen
zu beeinflussentrachten ,dass dor Jugendin Zukunftder Zugangzu denArbeit
stellen nicht verschlesenbleibe .Dasgilt für die akademischgebildete
Jugend ,ebensowiefür dieArbeiterjugend. WennOpfergebrachtwerdenmüssen,
ist es ganzwahnsinnig ,dieseOpferganzallein auf die SchulternderJugend
zulegen . AlleregieronenStellenin ReichundindenLähdernwärenverpflich¬
tet ,alles zu tun ,umdieseNotder Jugendzu behebenunddaswäreungleich
wichtiger als die Verwirklichungaller Wohnbaupläno ,da es sich umdieZukunf
unserer Intelligenz und umdie Zukunft unserer Arbeiterklasse handelt .Vor
allem müssteeine Forderungvorwirklicht werden ,wennsie auchnochdóun¬
populärist :der Jugenddarf der Zugangzumöffentlichen Dienstnichtver¬
schlossenwerden .Wennhier SchwierigkeiteninfolgeUeberbesetzungvorliegen,
so köpfemanzunächstdie Spitzon .Daswärewücheine MassregelderSpar¬
samkeit ,weil die Jugendanspruchsloser glemchzeitig aber aucharbeitsfähi¬
ger ist .ZumSchlusseerklärt der Redner ,dasser das ,wasSt .R .Breitner
überdieErhöhungderWohnbausteuergesagthabe ,alseineDrohungauffasse.Wil827
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warnenSie ,diese Drohungzu verwirklichenunddurchIhreKlassenhass¬
gesetzgabungdieBevölkerungdieserStadtaufsneuezureizenundzupeiniger
WirwerdenalleMittelaufwenden,umSieanderVerwirklichungdiesesIhres
Planszuhindern.DasBudgetist nicht ,wieSt .. Breitnersagte,einsoziales
Budget,sonderneinsozialistischesBudget.DiesemsozialistischemBudget
werdenwirunsereZustimmungnichtgeben( LebhafterBeifallbei der . . )

. R.GschladtbesprichtausführlichdieVerwaltungsgruppe
für PersonalangelegenheitenundVerwaltungsreform.Erbemängelt,dassdem
VoranschlagdieserVerwaltungsgruppejedeUebersichtlichkeitfehlt .DieBrut-¬
toausgabenwerdenmit117MillionenSchillingangegetenundin einemNeben-¬
ausweisfinden sich Personalausgabenausserhalb der GruppeI mit21 ' 5
MillionenSchilling,insgesamtalso138' 5MillionenSchilling .InderGesamt-¬
übersichtwerdenderdieGesamtausgabenfürdasFersonalwesenmit180
MillionenSchfllingbruttoangegeben.ErsteinunseingehändigterAusweisgibt überdie FersonalkostenentsprechendAetaillierteAufklärung-DieErsparungenimPersonaletatzeigendieOpfer¬
freudigkeitdesPersonals.DiestädtischenAngestelltenhabeninsgesamt
Gchalts-undLehnkürzungenvon16 ' 2MillionenSchillingaufsichgenommen.
Esistäusserstbedauerlich,dassdiereineinseitigparteimässigeingestelltePolitikdesRathausesinsbesondereimPersonalwesenzumAusdruckkommt.Wir
habenwiederholtdaraufverwiesen ,aufwelchenGebietenin derVerwaltungbedeutendeErsparungenerzieltwerdenkönnten.UnsereAnregungenwurdennicht
beachtetundso hat die Folitik in derVerwaltungzueinerHypertrophie
derVerwaltunggefuhrt .Währendseinerzeitdie gesamtenAgendenderHoheits-¬
verwaltungvomMagistrats-Dircktorund3 Obermagistratsrätenin 4Verwal¬
tungsgruppenbesorgtwurden,habenwirheute8amtsführendeStadträteals
ExponenntendersozialdemokratischenParteiund8 Verwaltungsgruppen.Im
Jahre1913hattebeispielsweisedieStadtbauamtsdirektion5Beamte,heute
hat sie 14Beamte.Darausist zuersehen ,dassIhrePolitisierungderVerwal¬
tungeine bedeutendeVerteuerungzur Folgehat .DerGrossteilderstädtischen

AngestelltenseufztheuteunterdenunerträgmichenpelitischenVerhältnissen
unddiesdazunochmitBezügen,die wahrhaftigganzgeringgenanntwerden
müssen. Wirhaben ,schliesstderRedner,vorIhrerBudgetkunstal leAchtung
verloren .Sie haben in der VerwaltungeinemvollkommenenSchiffbrucher
littenundderVoranschlag1932ist derBeweisfürdievollkommeneDerpusedersozialdemokratischenVerwaltungimWienerRathaus.

DieVerhandlungenwerdenabgebrochen .NächsteSitzungmorgen
Dienstag ,17Uhr .

Schlugsder Sitzung22Unr .
828 Bogenabfertigung22Uhr10 .
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SitzungderWienerLandesregierung .
Morgen ,Mittwoch ,tritt die WienerLandesregierungum3/45

Uhrnachmittagszu einer Sitzungzusammen.

EineLemonstrationkommunistischerArbeitsloserimRathaus.
Heutevormittags warenTeilnehmereines sogenannten"Arbeits¬

lesenkengresses"in dasRathausgekommen,umangeblichalsMassendeputation
Ferderungenzuüberreichen.VorderMagistrat-DirektionunddenPräsidial¬
büreshattensichnach9 Uhrvermittagsungefähr50Personen,meistKommu¬
nisten versammelt ,die stürmischforderten ,empfangenzu werden .DenVer¬
sammeltenwurdeerklärt ,dass nur Deputationenompfangenwerdenkönnten .
Unterlauten Pretestrufen lehnten sie es jedochab ,eine Deputatienzu
entsenden,undfordertenneuerlich ,dassalleVersammeltenempfangenwerden.
SchliesslichtratenunterdenVersammeltenRednerauf ,diezugewalttä¬
tigemVorgehenaufriefen.DadieVersammeltenderneuerlichenAufforderung,
eineDeputationmitihrenForderungenin die Magistrats-Direktionzuent-¬
senden,wiederumlärmendablehnten ,durchdaslärmendeVerhaltenunddie
AbhaltungeinerVersammlungaufeinemGangdesRathausesderAmtsbetrieb
undderParteienverkehrgestörtwurde ,musstederGanggeräumtwerden.

FrischmilchaktionfürKinderArbeitsleser.
DiebishervondenFürsorgeinstitutendurchgeführteFrisch¬

milchaktionfür KinderArbeitsloserwirdab1 .JännervondenBezirks-¬
jugendämternfertgeführtwerden.DievondenFürsorgeinstitutenausgegebe-¬
nenMilchbezugsanweisungenbehaltennurbis31 .DezemberihreGültigkeit.
Ab1 .JännerwerdenvondenMilchabgabestellennurjeneAnweisungeneinge¬
löst ,diedieAmtsstampiglieeinesBezirksjugendamtestragen .Esistda¬
hergebeten,sichrechtzeitigwegenFortsetzungdesMilchbezugesandas
zuständige Bezirksjugendamtzuwenden.

. - - - . - - - ¬
SitzungderBezirksvertretunggømoring.

Die nächste öffentliche und vertrauliche Sitzung derBezirks¬
vertretung Simmering findet am Donnerstag ,den 17 .Dezember ,um 1/2 6Uhr
nachmittags statt .

- . - - ¬
AenderungenimAutcbusbetrieb .

Venübermergen,Donnerstag,anwirddieAutobuslinie18
vonderErdbergstrasse(Rochuskirche )bis zurBaumgasseundvonderSpi¬
talgassebis zumHernalser-Gürtelverlängert .DieAutobuslinie6wird
wirdvondiesemTageannurmehrzwischenAumannplatzundSiebenbrunnen¬
platzgeführtwerden.VonLonnerstaganwirddieAutobuslinie16einge-¬stellt .

AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.
In dervorigenWocheist die neuhergestellteelektrische

StrassenbeleuchtungindenStrassenumdieWohnhausanlage" AmLaaerberg"
in Faveriten,imBahndurchlassimZugederEinwangstrasseinHietzing
undin einemTeile der Strassenumdie WchnhausanlageEngelsplatzund
innerhalbdieserWohnhausanlagein derBrigittenauin Betriebgesetzt

worden .
829
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Budgetberatung
WIENERGEMEINDERAT

Sitzungvom15 .Dezember1931.
BürgermeisterSeitzeröffnetdieSitzungum17Uhr15.EswirdindieTagesordnungeingegangen,dasist dieFortsetzung

derGeneraldebatteundderSpezialdebatteüberdieGruppeII desVoran-¬schlages1932 .
GM. RtinDr .Motzko( E. )bemerkt,dasswondenAbstrichendes

BudgetsdieAbstricheaufdemGebietederWohlfahrtspfflegeamschmerzlichs-¬tenfühlbarseien .GeradehierhättedieMajoritätdiePflichtgehabt,
dasMöglichsteaufzmbieten.DaswarjaderWechsel,denSievormehrals
einemJahrzehntderBevölkerungvonWienausgestellfhabenundtatsächlich
isteinGrossteilderBevölkerungaufdieseIhreMentalitäteingegangen.SiehabennichtdieproduktiveWirtschaft,vondererstdieFürsorgelebenkann,
sonderndieWohlfahrtspflegeals dasPrimärevorangestellt .DieBevölkerung
hatIhnenZeitundMöglichkeitgegeben,ExperimenteaufdemGebietder
Wirtschafts-undSteuerpolitikzumachenundSiehabendurchdieseIhre
PolitikdieWirtschaftskraftWiensausghhölt.Siehabenandengesunden
ForderungenderWirtschaftbösartigeAbstrichegemacht,nurdamitSie
anIhrenParteizielenundIhrerExperimentiersuchtkeineAbbtrdichemachen
müssen. AuchfürdieZukunftkönnenwirleidernichtsBessereserwarten.Unddochist dieArbeitslosigkeitineinStadiumgetreten ,dasvorallem
derWohlfahrtspflegeganzneueundgewaltigeAufgabenstellt .Demgegenüber
ist leiderIhrFürsorgeingeniumineintraurigesStagnierengeraten.Siehabenjanichtsgetan,alsandenAufgabenderFürsorge,dieesschoninder
Vergangenheitgab ,weiterzubauen.SiehabenkeineneuenGedankenindieFür
sorgegebrachtundvorallemnichts getanzur BekämpfungderArbeits¬
losigkeitinihremWesen.DieHilfe,diedargebrachtwerdenmüsste,müsste
voralleminderRichtungneuerExistenzgründungenliegen .JederQuadrat¬meterBodenmüssteausgenütztwerden,indemmandamitExistenzfürsörge
schafft .EinegrosszügigeBodennutzungskolonisationwäreheutemehrdenn
jeamPlatze.DamitbefassenSiosichgarnicht .DieNotderArbeitsäosenträgteinenganzspezifischenCharakter.EshandeltsichumMenschen,die
nichtdurcheigenesVerschuldeninNotgekommensind ,sondernumMenschen,diealledengutenWillenunddieVoraussetzungmitbringen,sicheine
Existenzzuschaffen.EsistnichteinVersagendesEinzelnen,sonderneinVersagendesgesellschaftlichenGanzen=Unddarinliegtauchdiepsycho¬
logischeWurzelfürdasEntstehenallerdieserradikalenBewegungen.Wir
müssenausdenWarnungszeichen,dieunsdieseRadikalismenvonlinksund
rechtsgeben,dieLehreziehen,woderrichtigeWegliegt .SiewollenunsfürdenRechtsradikalismusverantwortlichmachen.AuchderRechtsradika¬lismus ,ist ,wennauchin scharfemKampfegegenSieindenletztenWurzeln
seinesWesensIhnenvergandt,ausIhremGeistegeborenundstehtIhnenin
seinenletztenTendenzenvielnäherassuns ,Unsist er kulzurellsoweitent¬ferntwieIhreAnschauungen,Wirlehnenesab ,fürdieseRichtungirgendwie
verantwortlichgemachtzuwerden( LebhafterBeifallbeiderE . . ) AuchwirsindmitdemWirtschaftswesenvonheuteundderWeltwirtschaftsWeisederWeltwirtschaftsweisevonheutenichtzufrieden.AberwirschendentiefstenGrunddesVersagens/darin ,dassSieaufmaterialistischerGrundlageaufgebautist undwirerhoffer
eineRegenerationdesWirtschaftswesensnichtdavon,dasswiralleszusammen¬
reissen ,sonderndasswirdieserWirtschafteingeistigsittlichesFunda¬
mentgeben,dessenErstesundoberstemMetivdasderVerantwortlichkeitje¬desEinzelnenfüral le ist .EndenWeisungen ,diedieQuadragesimoanno¬830
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unsgibtsehenwirdieBahn,diewirzugehenhaben,umdenEinzelnenmitder
GesamtheitzuverbindenunddasWirtschaftslebenmitdergeistigsittlichen

verlangenKulturder Gemeinschaft.In Bezugauf die Wohlfahrtspflegeaber 1wirdieserNotzeitgegenübereinegesteigerteAnspannungundAuswertungaller
fürsorgerischenKräftedie nurgefundenwerdenkann ,wennin loyalerArt
alles zusammengefasstwird ,was fürsorgerisch tätig sein will und wasden
BeweisderfürsorgeischenLeistungsfähigkeiterbrachthat . DerAufbaudes
WohlfahrtswesensinWienhättesichinderRichtüggderbestenOrganisation
vollziehenmüssen .Sie habenvonAnfangan das genaueGegenteilgemacht.
Sie haben sich nur von Ihrem Machtrausch und Ihrer Parteigier gegenwdie
religiös eingestellteFürsorgeleiten lassen .Sie habenimJahre1923die
Verträgemit den geistlichen Schwesternin den WienerAnstaltengekündigt ,
dannhabenSiediefreiwilligeFürsorge,namentlichdieCaritas ,abgeschaltet
unddamitsie überflüssig werde ,in einemrasendemTempoeine ganzeReihe
vonFürsorgesanrichtungengeschaffen .VondiesemZeitpunktan ist dauFürgorge
budgetderGemeindeganzgewaltiggewachsen.HortederfreiwölligenFürsor¬
gewarenschonda ,SiehabenimmermehrGemeindehortegeschaffen.ImJahre
1920hat es schonüber30MutterberatungsstellenderfreiwilligenFürsorge
gegeben .Sie habenvomJahre1921 ,woes 15/städtischenStellengegebenhat
bis zumJahre 192920 neuegeschaffen „Undjetzt sagt der VerwalterderWohl- ¬
fahrtswesens ,dassvonden35Mutterberatungsstellen30zuvielsind . Dahat
manz :B .im VII . Bezirkneben die Tagesheimstätten Kinderhorte undKinder - ¬
gärten der Caritas in unmittelbareNäheganzähnlicheGemeindeanstaltenhinge
setzt .Nichtandersist es/Simmering.Manist von57KindergärtenimJahre
1924auf96imJahre1929hinaufgekommenundjetzthabenwir107. DieFolge
davonist ,dassIhre undunsereKindergärtennicht voll ausgefülltsindund
dassdarausnurdoppelteAusgabenentstehen .Dasist ganzunsinnigundzweck¬
widrig . Dadurchund durch die Ausschaltungder geistigenFürsorgepersonen
ausder städtischenKinderfürsorgehat manungeheureSummendesFürsorgekre¬
dits dauernimmobilisiert .Sowendetmanfür die geaamtenLebensmittelinden
Kinderfürsorgeanttalten747. 000SchillingaufundfürdasPersonalindiesen
Anstalten ' 1Millionen .Bei einemsolchenMissverhältniswird dieFürsorge
zumUnsinn .Sie habendie FürsorgeunsererReligiosenausgeschaltetundbedenl
nicht ,dass .FürsorgearbeitdurchdiefreiwilligeHingabeganzbesondereh
CharaktergewinntunddassWiedurchdieAusxchaltungdieserSpitzenleistunge
der . . : .WFürsorgedie Fürsorgeüberhaupterschlägt ,Jetzt hat maneine
AnzahlvonWaisenhäuserngeschlossenundbehauptet ,dassdieaprtent-¬
lassenenKinderin anderenAnstaltenuntergebrachtwerden.Wohinkommendiese
Kinder ?Budgetärist dafürkeineVorsorgegetroffen .Abstrichehat manauchir
deroffenenFürsorgegemachtundmanmachtsie leiderauchbeiderFürsorge
fürdieAlten .DieseAbbtridhhtunwirklichweh. WirhabendiegrosseBefürch¬
tung ,dass Sie die grausamePraxis der Abweisungvon GesuchenumErhaltungs¬
beiträgeauchimJahre1932verschärftfortführenwerden .AufdemGebietder
Tuberkulosenfürsorge,aufdemvonIhrerVerwaltungsehrvielgeschehenist ,
wollen Sie fast eineinhalb Millionen ersparen .Alle diese Abstrichewerden
demBudgetnichtaufholfen ,dennsie vergrössernundvergröbernnurdieNot.
WirkönnenmitdemWeg ,denSieeinschlagenin keinerWeisezufriedensein
undkönnenSie immernurermahnen ,gemeinsammitallenwasFürsorgebereit
ist ,zuarbeiten .GeradedieErfahrungenmitderWinterhilfezeigen ,dassdies
der richtige Wegist .Es ist erhebendzu sehen,wiehier wirklichdieganze
BevölkerungvonWienmithilft ,nurdeshalb ,weilsich diese Aktianüberden
ParteizankundParteihadererhebt .Manlernedarausauchfür diestädtische
FürsorgeManhenSieendlichAbstrichevonIhremHassegegendiefreiwillige.vor allem die religiös eingestellte Fürsorge Dann ist es möglich ,dass das

WohlfahrtswesenWiensauchder Wohlfahrtder Bevölkerungdient ( Lebh .Beif . )831
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. R,Pfeiffer ( . . ) erklärteinleitend ,dass der Uebergangvon
derdopischenzurkameralistishenVerrechnungimGemeindehaushaltsicher¬
lichzubegrüssenist ,geradeaberbeimvorliegendenBudget,dasbedeutende
Abstrichebeinhalte ,sich insoferne unangenehmauswirkt ,da dieUebersichtlich¬
keitleidet .ImvorliegendenBudgetsinddieLandes-undGemeindeabgabenund
die Zuschläge zu den Bundesabgabenum27 Millionen Schilling geringer wer - ¬
anschlagtals der ErtragimJahre1930 . Eswäresehrerfreulich ,wennmit
diesemMinderansatzeineSteuererleichterungeintretenwürde.Dastrifftaber
leider nicht zu .Die Ansätze mussten geringer veranschlagt werden ,weil
die Wirtschafts - undSteuerkraft nachgelassen hat ,weil die bisher erziel¬
ten Erträge nicht mehrhereingebrachtwerdenkönnen .DerOesterreicherlei¬
det untereinemganzfürchterli henSteuerdruck .In der Schweiz ,wodie
Erwerbsverhältnisseviel günstiger liegen ,zahlt der Bürger8 Prozentvon
seinemEinkommenanSteuern.InOesterreichabertrotzderbedeutendgerin¬
gerenErwerbsmöglichkeitenwirddas EinkommendesStaatsbürgersmit29
Prozentbesteuert ,dasdreifachegegenüberdemSchweizerStaatsbürger.Daraus
ist zu ersehen ,wieausserordentlichhart der SteuerdruckinOesterreich
ist . Dazukommtnochdie Vielfältigkeit unserer Steuern ,die schondazuge¬
führthat ,dasssichdieBevölkerungaufdiesemGebietnichtmehrauskennt.
EinWienerSteuerträgermiteinemgarnichtbedeutendenBetriebistgezwungen,
sich zur Evidenzhaltungder Steuernjemandenzu halten .Es ist daherselbst -¬
verständlich ,dass in der Bevölkerungnicht nur der RufnacheinerSteuerer¬
mässigungnacheiner Revisionde :Steuersystems ,sondernaunhnacheinerVer¬
einfachungdesSteuersystemslautgewordemist .DasSteuersystemderWiener
Rathausmehrheitist unzeitgemäss. Esist inderZeitderInflationentstanden,in Verhältnissen ,die heutenicht mehrzutreffen . Eswirdtrotzdemaufrecht¬
erhalten .Unddiesdazunochin einerZeit,inderdieWirtschaftvollständig
zusammenbricht. Wirmüssendahereine grundlegendeRevisiondes WinerSteuer¬
systemsforderneineVereinfachungdesSteuersystems,dieauchdenQuälereien,
denendieBevölkerungausgesetztist,einEndebereitet .NichtnurinWien,
auchin denBundesländernist derRufnacheinemSteuerstreiklautgeworden.
Esist diesderAusdruckderVerzweiflung ,dennwernahbeinemSteuerstreik
schreit ,kannsichunmöglichüberdieentsetzlichenWirkungeneinessolchen
Streikesklarsein .EinSteuerstreikist eineunmöglicheSache .Dassaber
derRufnacheinemSteuerstreiklautgewordenist ,darauserwächstunsdie
Pflicht ,nachMittelnundWegenzusuchen ,umdieSteuerlasterträglichzu
machen .DerRednerbespricht danndie Abstrichebei den Positionen derein¬
zelnen Verwaltungszweige ,kommt auf die beabsichtigte Erhöhung der Wohn¬
bausteuerzusprechen,wobeiererklärt ,dassderbeabsichtigtenErhöhungder
WohnbausteuerderschärfsteWiderstandentgegengesetztwerdenwird .Diestar¬
kenAbstricheimStrassenweseneindüberausbedauerlich.Eswirdfürden
StrassenbauundStrassenerhaltungumungefähreinDrittelwenigerausgegeben
werdenals imJahre 1913 . MankanndazuohneUebertreibungsagen ,dasseine
VerluderungderWienerStnæssensehrzubefürchtenist .DieKürzungenimBud-¬
getsindunterdemDruckeinerausserordentlichenNotzustandegekommen.Es
fragtsichnun,aufwelcheWeisedieseNotgemildertwerdenkönnte .Nach
unsererMeinungist esnotwendig,denZinsfussherabzusetzen,dieVerwaltungzt
vereinfachenundetwaserzieherischaufdieBevölkerungzuwirken.InderBe¬
völkerungist mansichüberdieschlechteLageunsererHandelsbilanznicht
klar .Daherkommtes ,dassau “demNaschmarktfastkeineösterreichischenWarer
sondernnurausländischeWarenzufindensind .In dieserHinsichtmüsstesich
dieBevölkerungsicherlicheinegewisseReserveauferlegen.DieBevölkerung832
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müssteauchdazuerzogenwerden ,mitihremGeldeeinwenigrationellerum¬
zugehen .Es wäreviel besser ,das Geldfür eine zweckmässigereErnährungund
zweckmässigereBekleidungauszugeben,alsdiesheutederFallist .Zuder
wirtschaftlichenNotkommtnunnochdiepolitisheNot .Der15 .Juli unddas
VerhaltendersozialdemokratischenParteiundihrerFührerhatvielenMen¬
schenzu denkengegeben . Esist daherselbstverständlich ,dassin derBe¬
völkerungderWillezurAbwehrentstandenist .DieBevölkerungist nichtnur
nachlinks ,sondernauh nachrechts radikalisiert .Ich kanndersozialdemo¬
kratischenParteidenVorwurfnichtersparen,dassgeradesieeswar ,dieden
BodenfüreinenRechtsradikalismusgeschaffenhat ,obwohlsiealleshättetun sollen ,umden Gedankender demokratischenRepüblikzu .Ansehenzu
bringen.SiehabendenKlassenhassgesät unddadurchschwereGegensätzege¬
schaffen .Sokommtes ,dassdieBewölkærungnachTatenruft ,. jedemzu¬
Bubelt ,derihr Tatenversprichtaundschonin derVeranstaltungjedesAuf¬
marscheseineTatsieht . Durchderlei StimmungennütztmanderDemokratienich
Esist einetragischeSchulddersozialdemokratischenPartei ,dassgeradeh

sie derartige : .1 züchtetunddassgedarein uneereLandederGedan¬
kedesLeditimismusgrossgewordenist .WirNationalgesinntesehennachwie
vorindempolitischenundwirtschaftlichenZusammenschlussallerDeutschen
unserZukunftsideal,wirerblickenaberkeinegrössereGefahrgegenüberder
ErreichungeinessolchenZielesalsdenGedankeneinerDonauföderationund
desLegitimismus,UndwirbekämpfendaherdiesebeidenStrömungenmitdem
grösstenNachdruck.NebenanderenGründenist auchdieserGedankengangdafür
massgebend,dasswirethischundmoralischAnhängerderdemokratischenRepub¬
liksind,InderwirdieeinzigeMöglichkeitsehen,dieSelbstständigkeit,des
Staatessozuærhalten,miediesfüreineVereinigungmitdemdeutschenMutterlandenotwendigist .DiedozialdemokratischeParteihat in denganzenJahren
nichtsgetan ,umbeiderösterreichischenBevölkerungdenGedankender
demokratischenRepublikzuAnschenzubringen,siehatdurchihreKlassen¬
kämpferischeGehössigkeit,durchihreSteuerpolitikunddadurch,dasssieso
grosse Gogensätzezwischender Stadt WienunddenBundesländerngeschaffen
hat ,dengutenRufunsererVerfassunggeschädigt .BerRednererklärtschlies
lich ,dassergegendasBudgetstimmenwerde.(LebhafterBeif. . . . .)

. Rtin .Schlösinger( . . )erklärt ,ihreParteisei immerfür
Sparsamkeitin derVerwaltungeingetretenundhabeauchverschiedeneKapitol
aufgezeigt ,beidenengespartwerdenkönne .AufdemGebietedesVolksschulwe
sonsdürfenSparmassnahmennurmitdorgrösstenVorsichtgetroffenwerden.
DasgeadeGegenteiltut dieVerwaltungderMehrheit.SeitdemJahre1927
ist dieZahlderSchülerum20. 000angewachsen,dieZahlderLehreraberum5ooverringertworden( HörtHörtbeider . . )DasgeschahschonineinerZeit
dadieGemeindeübergrosseUeberschüsseverfügte ,dasie sichdenLuxus
gönnte,dieGemeindewachezugründenundihrenStandimmerfortzuerhöhen.
Manmussdaherder Mehrheitdie Schuldgeben ,wennsich heutedieVerhältnis
seimSchulwesennichtmehrmeisternlassen .Einmalhatmansichgebrüstet.dassdieHöchstzahlderSchülerineinerKlasse30seinwerde.HeuteistderDurchschnittderSchülerzahlin denKlassen34,jaes gibt Klassenmitüber!
Schülern. DerLehrermangelmachtsichzunächstfühlbarin demMangelaneinei
notwendigenLehrerreservefürdenSupplierungsdienst.Wirhabenimmerdarauf
hingewiesen,dasseinFortschreitendosLehrermangelsunerträglichistund
dassosdagegennurdieeincHilfedurchNouanstellungengibt .Inderchrist¬
lichsozialenAerasindnoueSchulenentstandenundgeradein denProlotarier
bezirkenwahreSchulpaläste. VonderMehrheithörtmanwohlgrosseWortedes
Selbstlobsaberes wurdeunterihremRegimedieeineSchulein Kagrangobaut
obwohlinvielenBezirkendasgrosseBedürfnisnachSchulenbesteht.833
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Hauermussten im . Bezirkwieder 1200 Umschulungenstattfinden ( HertHört
beider . . ) ,weildieSchulräumefür dieKindernichtausreichen .InStadlau
kam es zu einem Schultreik des Eltern - vereins ,da die Kinder ,die in der
Schulenicht untergebrachtwerdenkonnten ,einfachnachHirschstetten ,das
ist einehalbeStundeweiterumgeschultwurden( HörtHörtbeider . . ) .Im
Laufeder letztenJahrewurdenhundertevonKlassenaufgelassen ,so z ,B.
im Jahre 1929 trotz eines Zuwachsesvon 2500 Schülern nicht weniger als 159
Klassen( HörtHörtbeiderEL . )ImJahre1929/30warenrund10 . 000Kinder
von den Umschulungen betroffen ( Hört Hört bei der . . )Die Ueberlastung des ge

samtenLehrerpersonalsmitdemSupplierungsdiensthateingeradezuuner¬
träglichesMasserreicht . Wennmanweiterhinso RaubbauanderNervenkraft
derLehrertreibt ,wirdmanvoneinerSchulsperrewegenLehrermangelsnicht
mehrweitentferntsein .Dasfällt besondersschwerins Gewichtgegenüber
der Tatsæhe ,dass 200bis 300Junglehrer auf ihre Anstellungwarten .Im
LehrerstandmachtsicheinegewisseUeberalterungbemerkbar.Diejüngsten
Lehrkräfte sind mit wenigen Ausnahmen34 Jahre Alt . Keinanderes Bundesland
ist derJunglehrerfragesoausgewichenwieWien.InNiederösterreichwurden
seit 1919 . 115Junglehrerangestellt( HörtHörtbei der . . ) ,jaNieder¬
österreichstellte sogareine AnzahlWienerLehrerein .AuchinSteiermark,
SalzburgundTirol gibt es einen klaren AnstellungsplannachwelchemJungleh¬
rer angestellt werden .Die Lehrerschaft hat namentlich in der Zeit derSchul¬
reformeineUnzahlunbezahlterUeberstundenaufsichgenommen ,aberdieMehr¬
leistungen ,dieihr jetzt zugemutetwerden ,treffendasSchulweseninseinem
innerstenLebensnerv. DasKlassehlehrersystemist für die 4 .Klassebereits
durchbrochen,dieunteren3 KlassenhabenwohlihreeigenenKlassenlehrer,
aber der Lehrermussdanebenin der Hauptschule2 bis h Stundenabdienenund
zwarauchin Gegenständenfür die eineFachprüfungvorgeschriebenist .VonderLehrerschafthatmaneindoppeltesNotopferverlangt ,dasfinanziellc.
dassie mitderübrigenBeamtenschaftträgt ,trifft sie schonhartgenug,viel härter leidet die Lehrerschaftunter den Dienstverschärfungen .DieAr¬
beitsleistung ,die von der Lehrerschaft gefordert wird,ist einMehrfaches
vonder normalenArbeitsleistung .DerLehrerkanneinfachnur das Fensumseine
Lehrstoffeserledigen,erkannnichtaufdieIndividualitätderKindereingehe
auchnicht auf die seelische Fühlungnahmemit denKindern ,weil ereinfach
keineZeitdazuhat .DieHauptschuldirektorensindbei derAufstellungdes
Stundenplanes in Verzweiflung geraten .An manchen Schulen mussten ,da die den

HauptschulenzugewiesenenVolksschullehrernurWanderlehrersind,5bis6pro¬
vosorischeStundenpläneaufgestellt werden .In denSchulengehtes heutewie
in einemTaubenschlagzu .Sie findenimmernochMittel ,umeineneueUnruhe
in die Schulen hinennzutragen .Die Leidtragenden sind die Kinder .Beisolchen
Sparmassnahmenhört die Schuleauf ,ein Organisamuszusein ,sie wirdzueinem
Mochanismusherabgewürdigt.DieLehrerklagenallgemeinüberUeberanstregung,
daanihnenRaubbaubetriebenwird ,SietragenmitderVerantwortungfürdas
Budget auch die Verantwortung für das Schulwesen . WennSie sich dieser Ver¬
antwortungbewusstsind ,müssenSie unsereAnträgeannehmen,die imStandesind
die grösstenMisständeimSchulwesenzubeseitigen ,unddie dennormalenBe¬
treib der städtischenSchulengewährleisten. (Beifall ) .— . . Dr.Henglbesprichtzunächstdie Bodenwertabgabevomvorbau¬

Mten Grund .Sie wurdeals Zwecksteuereingeführt,umdie Mietzüschüssezudecken.
MitdemErtragderSteuersicht es aberganzandersaus .ImJahrc1930ergab
dieSteuer ' 7MillionenSchilling ,dieMictzuschüssebetrugenabernur:450 . 000Schilling .Im Voranschlag für 1931 sind als Ertrag der Steuer 2Millio - ¬

nenSchillingveranschlagt ,für die Mietzinszuschüsseabernur750. 000Schil .ling .ImvorliegendenBudgetist derErtragmit ' )MillionenSchillingvor .834
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geschen .Die Mietzinszuschüssesind jedcch nur mit 1 Million Sehilling ver¬
anschlagt .MitdiesemMissverhämtniszwischenErtragder Steuerundderen
Zweckbestimmungmussaufgeräumtwerden.DerRednerstellt denAntrag ,den
amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe für Finanzwesen zubeauftra¬

gen .binnen6 Wochenein Verzeichnisjener StrassenundPlätzevorzulegen,
in denenHäuserderBodenwertabgabevomverbautenGrundunterworfenwurden.
DasGesetzüberdieBodenwertabgabevomunverbautenGrundist voreiligbe¬
schlessenworden ,MancheBestimmungensindüberhauptundurchführbar.DasGe¬
setzselbstbeinhaltetschwereHärtenfürdieGrundbbsitzer.Eswurdeuns
wohleineNovelladrungdesGesetzesversprochen ,abertrotzdembestehtdas
Gesetznochbisheutein seinerunmöglichenForm.EinesolcheNovellierung
müsstevorallemdie Befreiungder WohlfahrtsinstitutionenvonderAbgabe
bringen .Ganzunerträglichist dieAbgabeauchfürSportvereine,denenjede
Lebensmöglichkeituntergrabenwird .Weiterswärees nötig ,dieGrenzeder
Steuerfreiheit für Kleingärten und Schrebergärten auf mindestens1000
Wuadratmeterzuerhöhen .WeitersmüssteimGesetzeausgesprochenwerden ,dass
wennvonderParteiin gutemGlaubenLandwirtschaftlicheNutzungangenemmen
wurdeund trotzdemdas Befreiungsansuchenabgewiesenwird ,keine
Kontumazeinzutretenhat ,sonderndasseineSelbstschätzungeintretenkann.
Sehrungünstigist es auch ,dassdie BesitzervonverpachtetenLiegenschaften
ohneEinvernchmenmit denPächterndie Einschätzungvornehmenkönnen .Das
AufreizendeanderEinschätzungist aberAhreWillkürlichkeit.Nebeneinan¬
derliegendeGrundstückewerdenganzverschiedenbewertet ,auf Verkäufein
der Umgebungwirdbei der SchätzungkeineRücksichtgenommenundauchOffer¬
tenderGemeindewerdenbeiderEinschätzungnichtberücksichtigt.DerRea¬
ner stellt denAntrag ,der amtsführondeStadtrat der VerwaltungsgruppeII
werdebeauftragt ,ungesäumteineGesctzesvorlageauunterbreiten ,durchwelch:
dasGesetzbetreffenddieEinhebungeinerAbgabevomgemeinenBodenwertun¬
verbauterGBundflächender in AussichtgestelltenRevisionzugeführtwird.
DerRednerbespricht sodanndie WertzuwachsabgabeundbezeichnebdieseAb¬
gabe ( derheutigen Zeit ,wo die Realitäten zumeist nur mit Verlust abge -
stossen werdenkönnen , zumindest soweit sie den Altbesitz be¬
trifft als ganzungerecht .WirsindkeineFreundeder Bodenschieberundder
Grundspekulanten,müssenaber für einenSchutzdes Altbesitzesunbedimgtein¬
treten DerRednerbeantragtdaher ,denamtsführendenStadtrataufzufordern
ein Gesetz zu unterbreiten ,welches das Gesetz über dieWertzuwachsabgabe
dahinabändert ,dass UebertragungenvonLiegnschaftender Abgabenicht
unterliegen ,wenndermassgebendeErwerbvordem1 .Jänner1919erfolgtist .
IneinerBesprechungderWohnbausteuerkritisiertderRednerdasVerfahren
derParifikation .BeiderParifikationwerdenmöglichstungünstigeVergleichs
objekteherangezogen ,wasoft ein schreiendesUnrechtist .Schliesslich
machtdrderGemeindeverwaltungdenVorwurf,dasssiesehrwenigInteresse
fürdieWienerBodenproduktienzeige .Esist einSchandfleck ,dassWiendas
einzige Bundeslandist ,das keine Landeskulturförderungspost im Budgethat .
DieWienerAgrarierhabenauchvonderstaatiichenWeingärtenerneuerungs¬
aktiongar nichts,weildasLandWienin der BezichungdeinePflichtnicht
erfüllt hat .DerRednerbeantragt ,die Post FörderungderLandeskultur.j5000Schilling und die Verwendungdieses Betrages imEinvernehmen
mitderlandwirtschaftlichenHaupikörperschaftzuregeln( LebhafterBoifallbei der . . )

. R.Preyer( . . )bemerkt,dassdieFinanzpolitikderGemeinde
sehrviel zurWirtschaftskrise ,die gegenwärtigin Wienherrschtundzur
VergrösserungderArbeitslesigkeitin Wienbeigetragenhabe .Vonden19.
verschiedenenWienerAbgabenwerdenindirektauchdieArbeiterundAngestell
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ten betroffen ,die durchdie ZerstönnngdenBetriebsumihrenArbeitsver-¬
dienst kommen. Esist daherfalsch zu sagen ,dassdie GemeindeArbeit
schaffe . WärcdasderFall,sokönntedie Arbeitslosigkeitnichtununterbra¬
chensteigen .Wahrist ,dass die GemeindeverwaltungunddieFinanzpolitik
der GemeindeArbeitsloseschafft .Ein Blick auf die WienerBezirkeindenen
sichdiegrossenIndustriebetriebebefinden ,zeigt ,welcheFrüchtediese
Finanzpolitikgetnagenhat .DiemeistengrossenUnternehmungensindgesperrt
oder stark eingeschränkt .Die Gemeinderatsmehrhentspricht immervon" un¬
seremrotenWien " ,sie werdenbaldvon"unseremtoten Wien "sprechenmüssen.
Die Finanzpolitik hat aber auch ihre verheerenden Wirkungenfür dieArbei¬
ter undAngestelltenschaft .DieFremdenverkehrsgewerbe,dieHotelindustrie
und das GastgewerbehabenBie vollständig zertrümmert .Eine grosseZahl
hat die Betriebe so einschranken müssen ,dass heute nur mehreinsehr
kleiner Bruchteil von Arbeitern und Angestellten dort besch äftigt ist . Sie
selbst spüren dio FolgenIhrer Politik ,da die Erträgnisse derLustbar¬
koitsabgabe ,der Nahrungs -oder GenussmittelabgabeundderFremdenzimmer-¬
abgabevonJahrzuJahrzurückgehen .DieArbæitslosigkeitimHotel -undGast-¬
gowerbehat die geradezuunglaublicheHöhevon8075Personenangenommen.
DabeiverwendenSienochSteuergelderzurFörderungderKonkurrenzunternch- ¬
mungen ,wicder Wök,wodurchsie auch ,da dort ,weiblicheAngestellte ,und
zwarnur spzialdemokratischerganisierte aufgenommenwerden ,dieAngestell¬
tenschaftschädigen .DerRednerschliesstmitdemAppellandenFinanzreferen
ten ,mehrsoziale Einsicht waltenzu lassen ( LebhafterBeifall bei der . . )

St . R.Breitnerbeschäftigtsichin seinemSchlusswortzunächst
mitdenAusführungendesSt. . Kunschak.GewisshatesinderZeit ,alsdas
heutige Steuersystemgeschaffenwurde ,denAnscheingehabtals ob mannach
einemkurzenUebergangwiederzudennormalenVerhältnissenderKriegszeit
werde zurückkehron und das Steuersystem anders gestalten können . Würdeman
aber heute die Abschaffung aller jener Steuern wünschen ,die in der Infla¬

tiongoschaffenwurden ,sowürdedieGemeindeihreganzeBetriebsführung
aufgebenoder zu denin der VorkriegszeitbestandenenSteuernzurückkehren
müssen .Anderorseits muss aber doch berücksichtigt werden ,dass die Abgabon¬

sätze ,wiesie in der Zeit der Inflation festgestellt wurden ,imLaufedor
Jahrewesentlichabgebautwurdenundnochweiterabgebautwordenwären,wenn
uns die Krise nicht daran gehindert hätte .Hante einen solchen weiteren
Abbaudurchzuführenist unmöglich,undderReferentbittet daher ,alledarau
abzielenden Anträgeabzulehnen . DerAntragdes . . Kunschak ,es mögefür
Exporte die Fürsorgeabgaberückvergütet werden ,entbehrt jedesgreifbaren
Inhaltes ,da es unmöglich ist ,den Betrag ,um den es sich hier handelt ,zu
errechnen .Ausserdemhat ein solches Verlangen ,soweit es bloss an Wiengestel

wird undnicht auchan die anderenLänder ,die ja auchdie Einrichtungder
Fürsorgeabgabe kennem ,gar keine Berechtigung . Esist auch eine Selbsttäu¬
schung anzunehmen ,dass durch eine solche Rückvergütung die Ausfuhr belebt
werden künnte .Andiesen 4 Prozent ,die sich im Warenpreise nur etwa mit2
Prozentausdrückenwürden ,krankt unser Exportgowissnicht .Er krankt zumBei
spiel an unseremhohenZinsfuss ,der ermässigt werdensollte . Wiewenigmi
einer solchen Rückvergütung geholfen worden ist ,kann man am besten daraus

ermessen ,wenn man an die hohen Zölle ,die in allen Staaten nunbestehen ,
denkt .Hebtja jetzt Engdandz .B .Zölle bis zu 100ProzentdesWarenpertes
ein .Wasdie Hauspersonalabgabebetrifft ,so ist es richtig ,dasssichdr
abgabepflichtigen Haushalte um 1260 vermindert haben ,davon waren aber

in 939nur 2 Hausgehilfenbeschäftigt undmankanngewissnicht sagen ,dass
Dreiviertel dieser Haushalteihr Hauspersonalnur wegeneiner Abgabevon
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50SchillingvermindertoderihrenHaushaltaufgelösthaben .Vielmehr
drücktsichdarindieWirtschaftskriseaus . Esist ebensoeineFolgedes
grossenwirtschaftlichenZusanmenbruchsundnichteineFolgederHausper¬
sonalabgabe ,wenninfolge des Zusammenbbuchsder Kreditanstalt dinerder
grossenSteuerträgerseinenHaushalteingeschränkthatundihmanderedarinfolgenworden.WennSt. R.KunschakaufdieRücksichtslosigkeitundSchikanen,angeblichdie boiderfrüherenFormderNahrungs.oderGenussmittelabgabe/bestanden

haben ,hingewiesenhat ,so wärenur zu wünschen ,dass manunter denGast¬
wirteneineAbstimmungeinleitet .Eswürdendannsicherlich80Prozentder
Gastwirtesich dahinäussern ,dassdie frühereSteuerweitsozialerwar .
SiewarwirklichvondemGedankengetragen,leistungsfähigeBetriebezur
Zahlungheranzuzichen,dagegendiegrosseZahldermittlemnundkleinen
Betriebeabgabefreizulassen .WennSt. . Kunschakmeint ,dieRegierungund
derN,tionalrathättenniemalsihreZustimmungzueinerautomatischenEr¬
höhungder Abgabeunter gewissenVoraussetzungengegeben ,falls mandieheu¬
tigenVerhältnissedamalsvorausgesehenhätte ,soist erimIrrtum.Ichhabe
den damaligenFinanzministerin der eindringslichetn Weisedaraufaufmerk¬
sangemacht ,wiesich dio Verhältnissegestaltenworden .Ich habees voraller
für unvertretbarerklärt ,einebestimmteKategorievonAbgabepflichtigen

40 . 2 .sosehrzubegünstigen,dleKlubs ,derJokexklub,derSchachklubhabenfrüher
91. 000SchillingAbgabegezahlt ,siezahlenheutenur2000Schilling(Hört
HörtbeiderMehrheit).Dasist wirklichnichtzuvertreen .Fernerhabe
ich daraufhingewiesen,dassdie kleineAnzahlvonDelikatessengeschäften
dievonderAbgabebelastetsindfrühereineSteuervon846. 000Schillingge
zahlt haben ,heuteaber freibleiben .Keinerdieser Betriebeist mitdem
Preisauchnurumein Geringeshinatergegangen( HörtHörtbei derMehrheit).
Ich habe denFinanzminister ferner daraufaufmerksamgemacht ,dass
nicht die allergeringste Rücksichtauf den Konsumrückgaggundauf dieVer- ¬
schlechterung der Wirtschaftslage genommen werde und habe gezeigt ,dass es
unsinnig ist ,ein Gesetz mit einer Nahczahlungsverpflichtungzuformulieren
dieumsohöherist le schlechterdasGeschäftgegangenist .DassindDingedie denAbgabepflichtigenreizenmüssen ,dasist wirklicherSadismus .
( LebhafterBeifallbei derMehrheit) . Eshandeltsichhier umkeinUebersehen
sondernes handelt darum ,dass ein Gesetz ,das håer und imNationalrat
ausgiebigberatenwurde ,eingehaltenwerdenmuss .Manmagsich bemühen,eine
Formulierungdes Gesetzeszu finden ,die keine mechanischeHinaufnumerie¬
rungbedeutetundwirhabenunsereBereitwilligkeiterklärt ,in einemenger
KreiseüberdieDingesachlichzusprechen.GegenüberdenAusführungendes
St. . KunschakbetroffendFinanzierungderWehnbautendurcheineWöhnbau¬
anleihe verweist St . . Breitnerdarauf ,dass dieses Ansinnenvon derMinder¬
heit besonderseindringlich in der Budgetdebattedes Jahres 1925gestellt
vordensei . HättenwiranndamalszurWohnbauanleiheentschlossen ,sohätte
das zur Folge gehabt ,dass wir vom1 .Jänner 1926bis heute 576Millionen
in Anleiheformhätten aufbringenmüssen ,das heisst ,dass wir etwadasEinei
halbfache der Wohnbausteuer verwenden müssten ,um durch Jahrzchnte eine

solche Anleihe zu verzinsen ,St . . Kunschakhat den Abstrich von 18 ' 7Prozont .
den wir vorgenommen haben ,als politische Hochsbap Slei bezeichnet und in

einom Artikel des christlichsozialen Organeswurdedavonggsprecher
dass ungeführ eine Milliarde in einem Botonblock festgefroren sei .Füruns
ist das koin festgefrorener Betonblock ,sondern es werden bald 60 . 000Woh¬

nungensein ,die gar nicht festgefrorensind ,sondernin denen80. 000
bis 100 . 000Kinder aus den elendsten Wehnverhältnissen herause nunmchr

menschenwürdige Unterkunft finden .( Lebhafter Beifall ) .
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Auf don Vorwurf ,dass die sozialdemokratishhe Partei an
derRadikalisierungderBevölkerungschuldtragendsci,erwidertSt. .Breitner
dassdie SozialdemokratiomitdemRadikalismusaufihrer Seiteeinenstar¬
kenKampfzu führenhabe .Eswärenurzu wünschen,wenneinobensolcher
Kampfauchbei denParteiender Minderheitzu beobachtenwäre .Dasist
aber nicht der Fall ,denn Sic habeneinen Vertret er desRechtsradikalismus
zumMinistergemachtunddieVortreterIhrerParteisindmitihmineiner
RegierungbeisammengesegsenDerReferentreflektiert dannaufdieBemerkun¬
gender Oppositionsredenerüberdie Bodenwertabgabe,überdasSchulwesen
undüber die Fremdenverkehreförderungundsagt dannzur geplantenErhöhung
der Wohnbausteuer folgendes :

Waszunächstdie Bemängelunganlangt ,dassdieOeffentlichkeit
erst durch die Rededes Präsidenten Dannebergauf der KonferenzderWiener
Vertrauenmännerder Arbeitor -undAngestelltenschaftunterrichtetworden
sei,so ist meinesEraehtensder VorwurfundemokratischenVorgchensnichtbe- ¬
gründet . Esist doch ganz selbstverständlich ,dass die verwaltendeMehrheit
vor wichtigenBeschlüssendie Zustimmungjener Kreiseeinholt ,die sieim
Gemeinderatvertritt .Geradedas ist wahreDemekratie . DieMinderheitsollte
diesverstehen .Umsomehrals manbeispielsweiseüberdie wichtigstenPläneder bürgerlichenRegierungauserster Handnurdannetwaserfahrenkann,wonr
manVersammlungenin FeuersbrunnederMatzenbesucht .( Beifallbei derMehr¬
heit ,Widerspruchkei derMinderheit ) .

DeräussereGangdieser Gesetzesvorlagewirdsich natürlich
genau so gestalten wie bisher . DieAusarbeitung erfolgt durch denMagistrat ,
die VertretungdurchdenamtsführendenStadtrat fürFinanzen.

St . . Kunschakhat den Standpunkteingnnommen ,dass diePolemik
verfnüht sei ,solangeder Gesetzentwurfnicht imWortlautvorliegt .Dasist zu
begrüssen .DiebisherigeKritik wirdohnewahreGrundlage ,förmlichalsKampf
gegenWindmühlengeübt . DieRichtlinie ,die am28 .Novembergegebenwurde ,war
selbstverständlich nur allgemeines Natur .Es ist zunächst als Grundsatzaus¬
gesprochen worden ,dass die überwiegende Masse der Mieter mit Rücksicht auf
die schwereWirtschaftsnot auchvonjener bescheidenenBelastungfreibleibesoll ,die unter besseren Verhältnissen gewiss vertreten werden kann .Ohne
Festlegung auf eine unäbänderliche Summewurdeangedeutet ,welcheungefähre
Wirkungder Abgabensteigerungwünschenswertist .Seither arbeitet derMagis¬
trat - undich verrate kein Geheimnis ,wennich mitteile ,dass fast TagfürTageine neue Skala entworfen worden ist .An Dutzenden von praktischen Einzel - ¬

beispielen wurdedie Wirkungerprobt .Ich glaube ,dass der Magistratnunmehr
das Zutreffende gefunden hat .Es wird sich erweisen ,dass zu denübertriebeneBefürchtungen kein Anlass vorliegt .Weder die Inhaber von Geschäftslokalen

oder Fabriken ,noch ihre Arbeiter und Angestellten werden durch die geplante
Steuererhöhung einer Katastrophe emtgegengetrieben werden .Davonkanngar
keine Redesein . TretzdemFesthalten an demsozialen AufbauderWohnbauster
demBestræben ,die Lasten gerecht zu verteilen ,die Leistungsfähigen nachMög
lichkeit heranzuzichen ,wird die Grenzlinie desheute wirtschaftlich Zuläs¬
sigen keineswegs überschritten werden .Bei sachlicher Prüfung ,die auchdie
Minderheit ,wie ich voraussetze ,der Vorlage nicht versagen wird,ist meiner
Ueberzeugung nach zu schörfstem Widerstand kein Anlass .Uebrigens wird wohl
sehr bald Gelegenheit sein ,sich mit diesem Gesetze zu befassen .( Beifallbei derMehrheit .

Die Verhandlungen werden abgebrochen .Die Generaldebatte über
den Voranschlag und die Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe II sind
abgeschlossen .Die Abstimmung erfongt m orgen um 18 Uhr .Zum Referat kommt
morgen ,Mittwoch ,Stadtrat Speiser ,der über dic Verwaltungsgruppe für
Personalangelegenheiten und verwaltujgsreform berichtenwird .

Schluss der Sitzung 31 Uhr 55 .

838 Bogenabfertigung22 Uhr20 .
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DieneueWohnbausteuer.
In einer heute abgehaltenen Sitzung der Landesregierungwurde

das Gesetz über die Abänderungder Wohnbausteuereingebracht .Es ist die¬
ser AnlaßvomMagistrat auch dazu benützt worden ,das schonmehrfach
novellierte Gesetz in eine einheitliche Formzu bringen und eineReihe
vonwünschenswertenKlarstellungenundErgänzungenvorzunehmen.Das

Hauptinteressewendetsich naturgemäßder Skalazu .NachdieserRichtung
hin ist zu unterscheiden zwischen Wohnungenund anderen Mietgegenstän¬

den .

. )Wohnungen .
AufGrundeiner fortlaufendgeführtenStatistik gibt esin

Wiengegenwärtig572 . 995Wohnungen .Daruntersind 26 . 094Hausbesorger-¬
wohnungen ,die schon gegenwärtig von der Zahlungeiner Wohnbausteuerbe¬
freit sind und für die also auch die Erhöhungvon vorneherein nicht in
Betracht kommt .Ferner . 315Wohnungen ,denen auf Grund von Gesetzen die
gänzliche Steuerbefreiung zukommt .Nach der vorgeschlagenen Skalasollen
alle Wohnungenbis zum Friedenszins von . 200Goldkronen von demZu¬

schlaggänzlichunberührtbleiben . Eshandeltsich dabeium488 . 781Miet¬
objekte .Es bleiben demzufolge für die Besteuerung insgesamt 55 . 805Woh¬
nungen übrig .Das sind weniger als zehn Prozent des gesamten WienerWoh¬

nungsbestandes .VolleneunzigProzentwerdenalso vondervorgeschlage¬
nen Erhöhung überhaupt nicht berührt .

Vonden55 . 805derErhöhungunterworfenenWohnungenfallen
31 . 936in die Kategorie der Mietzinse von . 201bis . 800Goldkronen .
Dort soll ein Zuschlag von 25 Prozent der geltenden Steuer platzgrei¬

fen ,Dadurch wird eine Mehrzahlung bewirkt ,die mindestens 89Groschen

und höchstens ' 50Schilling für den Monatausmacht .

Die nächste Gruppeder Wehnungenmit einemFriedenszinsvon
. 801bis . 400Goldkronen umfaßt 10 . 739Wohnungen .Der Vorschlaglautet

auf Einführung eines Zuschlages von 50 Prozent zu der bisherigen Wohn¬
bausteuer .Dadurch wird sich eine Mehrzahlung von mindestens 3Schilling

und höchstens ' 50Schilling monatlich ergeben .
In die dritte Staffel des Zuschlages von 75 Prozent zurgel¬

tenden Wohnbausteuerbei einemMietzins von . 401bis . 600Goldkronen
gehören . 807Wohnungen .Je nach der Höheder Friedensmiete wirktsich
der Zuschlag zwischen mindestens ' 76Schilling und höchstens13 ' 88
Schilling für den Monataus .

Wohnungen mit einer Friedensmiete über . 600Goldkronen gibt

es in Wieninsgesamt . 323 . Dasist also nicht einmal ein Prozentdes
vorhandenen Wohnungsbestandes .Dort soll der Zuschlag 1o0 Prozent aus¬
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machen.DieMindesterhöhungindieserGruppeist monatlich1851Schil¬
ling. BeieinemMietzinsvon. 000GoldkronenstelltsichderZuschlag
auf22' 50SchillingimMonat,beieinemMietzinsvon . 000Goldkronen
auf 35Schilling ,bei . 000auf 50Schilling ,bei . 000auf 67 ' 50Schil¬
ling ,bei . 000auf87' 50Schilling,bei . 000auf110Schillingundbei
10. 000auf135Schilling .WohnobjektemiteinemMietwertvonmehrals
10. 000Goldkronengibtes in Wieninsgesamt468. FürdieseKategorie
stellt sichderZuschlagbeispielsweisebeieinemFriedenszinsvon
20. 000Goldkronenauf460Schilling,bei30. 000Goldkronenauf897•50
Schilling,bei40. 000Goldkronenauf . 397' 50Schilling,bei50. 000Gold¬
kronenauf . 897' 50Schilling,bei100. 000Goldkronenauf . 397' 50Schil-¬
ling monatlich .DasObjektmitdemin Wiendorzeitüberhaupthöchsten
MiotwertwirdeinenMonatszuschlagvon. 158Schillingzuentrichtenha¬ben .

. )AndereMietgegenstände.
DaruntersinddieVerkaufslokale,Büroräume,Fabriken,Werkstät¬

tenunddergleichenzuverstehen.DieGesamtzahlinWienbeträgt96. 672,
vondenen . 197ObjektedievolleSteuerfreiheitgenießen.

VonjedemZuschlagbefreitsollenderartigeMietgegenstände
miteinemFriedenszinsbiseinschließlich. 400Goldkronenbleiben.Die¬
seKategorieumfaßt77. 788Objekte.FürdieBesteuerungbleibenübrig

16 . 687 .

DieersteKategorieumfaßt. 949Mictgegenständemiteinem
Mietzinsvon . 401bis . 000Goldkronen.DasAusmaßdesZuschlagesist
25Prozent.DasbedeuteteineMehrzahlungvonmindestens' 25Schilling
undhöchstens ' 13Schilling imMonat.

DienächsteGruppegehtvoneinemFriedenszinsvon . 001bis
. 600Goldkronen.Hichergehören. 400Objekte.DerZuschlagsoll50Pro¬

zentausmachen.DasbewirkteineMehrzahlungvonmindestens' 26Schil¬
ling und höchstens ' 25Schilling monatlich .

IndiedritteStaffoldesZuschlagesvon100Prozentzurgel¬
tendenWohnbausteuerbeieinemMietzinsvonmehrals . 600Goldkronen
gehören10. 338Mietobjekte.Dassindrund10Prozentallervorhandenen
Mietgegenständo,die nicht Wohnzweckendienen .DieMindesterhöhungindie¬
serGruppeistmonatlich18' 51Schilling.BeieinemMietzinsvon.000
GoldkronenbeträgtderZuschlag22• 50Schillingmonatlichbei . 000Gold¬
kronen35Schilling ,bei . 000Goldkronen49• 99Schilling ,bei . 000Gold-¬
kronen57' 50Schilling,bei . 000Goldkronen66' 25Schilling,bei. 000
Goldkronen76' 25Schilling,bei10. 000Goldkronen87' 50Schilling,bei841
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12. 000Goldkronen11250Schilling ,bei14. 000Goldkronen139 ' 17Schil¬
ling ,bei 16 . 000Goldkronen167 ' 50Schilling ,bei 18 . 000Goldkronen197' 50
Schillingundbei 20 . 000Goldkronen229 ' 17Schilling .

Bei einemFriedensmietwertvon21 . 251Goldkronenerreichtder
ZuschlagdicHöhevon250Schillingmonatlichundsteigtdannnichtwei¬
tor an .DieseBestimmungist vonausschlaggebenderBedeutung .DieHöchst¬
bolastungalso ,welchedieMietobjekteerfahren,dienichtWohnzwecken
dienen ,beträgtmonatlich250Schilling .EineSteigerungdarüberhinaus
findotnichtstatt .

. )Befreiung vomZuschlag .
Allen jenen Betrieben ,die der Nahrungs -oderGenußmittelabgabe,

derFromdenzimmerabgabe ,derLustbarkeitsabgabeunterliegen ,wirddas
Rochtzugebilligt ,denaufihreBetriebsräumedieserArtontfallenden
ZuschlagvondengenanntenSonderabgabenin Abrechnungzubringen .Da¬
durch werden etwa . 000Geschäfte aller Voraussicht nach von derSteu¬

ererhöhungunberührtbleiben .DerZuschlagwirdsich demzufolgeimGan¬
zennur auf rund10 . 000Geschäfteoderungefähr10ProzentdesGesamt¬
bestandeserstrecken .

. )Leerstehungen .
Die Frage der Leerstehung war in dem geltenden Wohnbausteuer¬

gesotz nicht ausdrücklich geregelt .Die Praxis des Magistratesstützte
sich auf die Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes .Nun soll die

FestsctzunggenauerNormenerfolgen .
Bei vermieteten Wohnungenund Geschäftsräumen endet die Abga¬

bepflichtmitdemAufhörendesMictvertragessoferneaucheinevoll¬
ständigeRäumungderMietgegenständoerfolgt ist .Geschichtdiesnicht ,
so trifft die PflichtderFortzahlungderWohnbausteuerdenHauscigen¬

tümer .

BeieigenbenütztenMictobjektenkannsichderEigentümervon
derZahlungderWohnbausteuerbefreien ,sofernedasganzeMietobjektgo¬
räumtwird .BeiVillenundPalais stcht die WeiterbenützungderHausbe¬
sorgerwohnungin dembisherigenAusmaßedemAufhörenderSteuerpflicht
nichtentgegen. BeianderenMietobjektenist auchdasVerbleibenderzum
Geschäftsbetricb erforderlichen Einrichtung kein Hindernis für die Er¬

langung derStcuerbefreiung .
Darüberhinaussoll nocheine Sonderbegünstigungfür dasErzeu¬

gungsgewerbein Kraft treten . MitRücksichtauf die Tatsache ,daßeine
Anzahlsolcher Unternehmungenhoute infolge der UngunstderKonjunktur
ihre Betriebsräumenicht voll auszunützenvermag ,wird dieMöglichkoit
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geschaffon ,das Aufhörender Steuer auchfür einzelnoganzoGeschossczu
erwirken . Hiertritt aber die Steuerbefreiung erst vier Monate nach der

erfolgten Anzeige in Kraft und gilt auch nicht für die saisongemäßüb¬
lichen Betricbseinstellungen oder Betriebseinschränkungen .

Es wird auch Vorsorge getroffen für jene Fälle ,daßloorstchende
Theater ,Konzertsäleunddergleichen nur vorübergehendbenützt werden .In
diesen Fällon wirddie Wohnbausteuerfür einzelne Veranstaltungenmit
demDoppeltender sonst sich ergebendenTagesquoteberechnet .

. )Voraussichtlicher Ertrag derWohnbausteuer.
Für das Jahr 1932 ist der Ertrag der bisherigen Wohnbausteuer

mit 35 ' 8Millionen Schilling veranschlagt .Nach der Berechnung desMagi¬
strates wird der Zuschlag einen Ertrag von rund 14,500 . 000Schilling
liefern .Eind vollkommon genauc Ermittlung ist deswegen nicht möglich ,

weil es sich orst zeigen muß ,in wolchem Ausmaße das Abzugsrocht für die

der Nahrungs -oder Genußmittelabgabe ,der Lustbarkeitsabgabe oder der

Fremdenzimmerabgabeunterliegenden Geschäftsräumegeltend gemachtwer¬
den wird . Eskann aber im Allgemeinen angenommenwerden ,daß durch diese
Neuregelung sich der künftige Ertrag der Wohnbausteuer auf insgesamt
rund 50,000 . 000Schilling belaufen wird .
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BUDGETBERATUNG .
WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom16 .Dezember1931.
Der Gemeinderat der Stadt Wien setzte heute die Beratungen über den

VoranschlagderBundeshauptstadtWienfür1932fort .ZurVerhandlungsteht
dieVerwaltungsgruppefürPersonalangelegenheitenundVerwaltungsreform .Berichterstatter Stadtrat Speiser führt aus :

DieWirtschaftslagedrücktauchdemPersonalbudgetderGemeinde
fürdaskommendeJahrdenStempelauf .Nachdemesmirdurchmehralsein
Jahrzehntvergönntgewesenist ,viele Verbesserungender Lebenslageder

ZeiderstädtischenAngestelltenzubeantragen,warichvoreinigehMonaten/gezwun¬
gen ,Vorlagenüberdie Herabsetzungder Bezügeder städtischenAngestellten
zu vertreten .Die Herabsctzung der Bezüge und andere Sparmassnahmenauf
demPersonalgebiete,wieAufnahmssperreundEinschränkungderNebenbezüge,
bringenes mitsich ,dassimVoranschlagegegenüberdemRechnungsabschluss
für das Jahr 1930un 9 MillionenSchilling wenigereingestellt sind .Ich
kannes nur rühmendhervorheben ,dass die städtischen Angestelltentrotz
derHerabsetzungderBezügeihreAufgabenpflichtgetreuundmitvollem
Diensteiferweitererfüllen .DieAufgabe ,demVolkeeinensozialeingestell
ten ,gut eingerichtetenundsparsamgeführtenVerwaltungsapparatzurVer¬
fügungzu halten ,ist durchdasZusammenwirkender GewähltenundAngestell¬
ten gutgelöstworden .DieheutigeschwereZeit erfordertgebieterisch,
dassdieBestrebungen ,dieVerwaltungimmerbesserzugestalten ,imkommen¬
den Jahr energisch fortgesetzt werden .

DieaktivenAngestelltenderGemeindeWienmachennachdemStande
vom1 .August1931bei Magistrat ,Schule ,BetriebenundUnternehmungenzu¬
samnen18 . 688Personen aus .Bei den Unternehmungengibt es . 719Ange¬
stellte und20 . 689Arbeiter ,Beider Hoheitsverwaltunggibt es 6347Beamte,

. 838Lehrer,10. 137Bediensteteund. 614Kollektivverträgler .Fernerware
bei der Hoheitsverwaltungam1 .August1931noch . OhlSaisonarbeiterin
Verwendung.Essind also bei denstädtischenUnternehmungeninsgesamt
23 . 108 ,bei der Hoheitsverwaltungsamt Schulen und Betriebenonsgesamt
25 . 280Personenbeschäftigt .Bomden letzteren sind 20 . 016nachderallge¬
meinenDienstordnungentlahnt ,. ochnachder Feuerwehrdienstordnung,1614
nach Kollektivverträgen und . 646sind Vertragsangestellte .Unter denBeam¬
ten gibt es unteranderem277Juristen ,315Hochschultechniker,195haupt-¬
beruflicheundnebenberuflicheAerzte ,152Mittelschultechniker,739Rech¬
nungsbeamte,953BeamtedesmittlerenVerwalßungsdienstes ,1563Kanzleibean
te .In derHoheitsverwaltungsamtihrenBetriebensind1671Frauen ,in
derSchule3273Frauentätig ,beidenUnternehmungenderStadtalsAnge-¬
stellte 545Frauenundals Arbeiterinnen273Frauen ,In derHoheitsverwal¬
tungsindBeschäftigt:5 Juristinnen ,86Aerztinnen,737Beamtinnen ,517
Kindergärtnerinnenund347Fürsorgerinnen .Ausserdemsind 2979Frauenals
Pflegerinnen ,Köchinnen,Küchengehilfinnen,Hausarbeiterinnenundinähnlichen Verwendungentatig .

Die Pensionsparteiender GemeindeWienmachtenam1 .August1931
insgesamt19 . 794aus .DavonwarenLienstordnungspensionsparteienbeiden
Unternehmungen1134 ,Kollektivvertragspensionsparteienbei denUnterneh¬
mungen 7816 ,Dienstordnungspensiensparteien der Hoheitsverwaltung 6632 ,Le
rerpensionsparteien3836 ,undKollektivvertragspensiensparteienderHo¬
heitsverwaltung 376Personen .

DieBezügederAktivenundPensionistenbetragenimganzen
Kreis der Gemeinde316 ' 1MillionenSchilling .Davonentfallen auf dieim
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Dienste befindlichen Gemeindeangestellten271MillionenSchilling ,aufdie
Pensionisten75 ' 1MillionenSchilling .In derHoheitsverwaltungallein
entfallen auf die im Dienste befindlichen Angestellten 131 'Millionen
Schilling ,auf die Pensionisten 49 ' 9MillionenSchilling .

Die Nebengebührensind für die Hoheitsverwaltung samt Schulenund
Hoheitsbetriebenfür das Jahr '1932mit ' 7MillionenSchillingveranschlagt .
DieseNebengebührenhabenimJahre1930noch11 MillionenSchilling
ausgomafht .Eswerdensomitrund ' 8MillionenSchillingeingespart .Unter
diesen Nebengebühren sind allerdings nicht nur Ueberstunden ,Kommissions - ¬

gebühren ,Fahrtauslagenersatz ,Uebersiedlüngskosten und Reisegebührenvor¬
standen ,sondernauchBezahlungvonUnterrichtsstunden(Religionsunterricht
Unterrichtin Freigegenständen ,Fachunterricht ) ,fernerZulagenfürpro¬
visorischeSchulleitungenundReinigungs -undHeizgebührenfür dieSchulen.

StadtratSpeiserbesprichtdanndie sozialenEinrichtungenfür
die Angestellten ,die Krankenfürsorgeanstaltunddie Darlehensstelle .Dic
Krankenfürsorgeanstalthat imJahre 1930 ' 8MillionenSchilling anAerzte
kosten ,733. 000SchillingfürMedikamente,' 1MillionenSchillinganSpi¬
talskosten ,88 . 000Schillingfür Heilstättenund½30. 000Schillingfür
Landaufenthalte und Erholungsheime ausgegeben .Zu den heutigen Leistun¬
genfür die Krankenfürsorgeanataltgibt die Gemeindejetzt lautVor-¬
anschlag für 1932 noch 60 . 000Schilling an Aushilfen und rund 30 . 000Schil¬

ling unverzinslicheVorschüsse .Vonder Darlehensstellewurdenseit ihrer
GründungimJahre1927nicht wenigerals 27 . 941Darlehenbewilligt .

Der Berichterstatter referiert nun über die Verwaltungs -undBe¬

triebsreformen/imvergangenenJahrefortgesetztwordensindundimnächsten
Jahregarbesendersstarkbetriebenwerdenmüssen.DieMithilfedesgesamten
Fersonales ,der Beamtenund Angestelltenschaft ,der Lehrerschaft undder
Arbeiterschaft ,die schon bisher se viele ReformenzumErfolg geführthat ,
mussich für die kommendeZeit imbesonderenGradeerbitten .In allenAr¬
beitsreformen ,die sich sowohl auf die eigentliche Hoheitsverwaltungans
auf das Schulwesen ,auf die Betriebe der Hoheitsverwaltungundaufdie
städtischenUnternehmungenerstrecken,steckteinegegaltigeArbeitsleis-¬
tung .Nurauf verständnisvolleMitarbeit ,auf volleDienstbereitschaft
auf sparsameEinrichtungimkleinsten wieimgrossenWirkungskreiskönnen
die Gemeindeangestollten aller Art auch in einer so hartenund
schweren Zeit wie die heutige ihre Rechts -und Lohnverhältnisse gründen .

Gehaltskürzungensindjetzt in Oceterreichundin derganzenWeltauf der Tagesordnung .Die Gemeinde Wien hat in dieser Beziehungbisher
grosse Zurückhaltunggeübt .Sic hat ihremPorsonal sowohlin derHoheits¬
verwaltung als in den Unternehmungen geringere Abstriche auferlegt ,als
andere Verwaltungen .Die Höhe der Personalauslagen im Verhältnis zuden
Sachauslagenist allerdings sehr bedenklich .DieGemeindewirft nachdem
Voranschlagrund55 Prozentihrer Gelderfür Sachauslagenundrund15Pro¬
zent für Personalauslagenaus .DiesesVerhältnisist natürlich aufdie
Dauernicht aufrecht zu erhalten .EinewichtigeKomponentezurHerbeifüh¬
rungdiesesVerhältnissesist die starkeEinschnürungder Sachauslagen .Der
Persenalstand wird sich den durch die Kürzungder Sachauslagenbewirkten
Einschränkungenanpassenmüssen.

DieganzenJahre hindurchhat die Gemeindein BezugaufAnstellun
genäusserste Zurückhaltunggeübt .Dasist sowohlvomStandpunktderSchaf
fungvonArbeitsgelegenheitfür die Jugendals auchvomStandpunktderVer
waltungder an einer ErneuerungundAuffrischungder Ständegelegensein
muss ,bedenklich .Die schon in früheren Jahren in vielen Standesgruppenge
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übte und jetzt fast lückenlose Aufnahmssperrewar aber tretzdomnotwendig .
Dic Gemeinde stünde sonst jetzt vor der Notwendigkeit einer grässeren Ab - ¬

bauaktion .Die Ueberführungder überzähligenAngestellten auf andercfrei - ¬
werdende Arbeitsplätze wird im kommenden Jahr eine wichtige Aufgabe des
Persenalrcferat es sein .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .

SteuerbefreiungfürNeubauten.
In der heutigen Sitzung der Landesregierung wurde ein Gosetzes - ¬

entwurf eingebracht ,demzufolge allen Neubauten ,die bis 31 .Dezember
1932fertiggestellt sind ,die Steuerfreiheit im gleichen Ausmassewiebis¬
her zugebilligt werdensoll .Die Vorlage ist domFinanzausschusszurBeratur
zugowiesenworden .

- . ——. ————- - ¬
Palmenverkaufeim städtischen Reserbegarten .

InfolgeBctriebseinschränkungkommenimstädtischenRoservegarten
ctwa 120 Palmen und 60 andere Dekorationspflanzen in der Grösse von ' 50
bis ' 5Meter zu sehr niedrigen Preisen zu Verkauf .Die Pflanzen können
im städtischen Roservegarten ,II . ,Vorgartenstrasse 160 ,von morgen ,
Donnerstag ,an bis einschlicsslich Sonntag ,den 20 .Dezember ,von9Uhr
bis 12Uhrvormittagsbesichtigtwerden.

. . Dr .Stowassor( . . )führt unter anderemaus ,dass die Zeitden
Mahnungender Minderheit Recht gegebenhat ,die Gemeindewacheabzubauen .
DerPersonalaufwandfür die Gemeindewchebeträgt nur mehr554 . 000Schil - ¬
ling . DieNebengebührensind allerdings mit 215 . 000Schilling veranschlagt .
Dieser Betrag ist für den Stand von 200 Mannauffällig hoch .Eineontapre¬
chande Aufklärung daruber wäre äusserst wünschenswert .Der Rednerbemängelt
woiter den Personalüberstand bei verschiedenen Wohlfahrtsanstalten .Im
Zontralkinderheimmit156Kindernsind 213Angestllto ,imWaisenhausDöb-¬
ling mit 18 Eindern 13 Angestellte und in der Erzichungsanstalt Eggenburg
mit 501 Zöglingen 150 Angestellte . DerAufwand für die Nebengebühren wurde
von 5 Millionen Schilling auf 3 Millionen Schilling herabgesetzt .Dasist
ein noch immer beträchtlicher Betrag .Für die Nebengebühren kommeninfolge
der Eigenheit der Wiener Gemeindesteuern hauptsachlich die Steuerbchörden
in Betrscht ,die sohr bedeutende Kontrollkosten verursachen . DerRedner
führt sodann Klage uber die Politisierung der Verwaltung und stellt fen
Antrag ,dass zu allen Verhandlungendes Dienstgeberslohn -unddienstrecht-¬
licher Natur auch die Gewerkschaften der Minderheit als gleichberechtigt

beizuziehen sind ,ferner einen Antrag auf Abänder ung der Dienstordnung für
die Angestellten der Gemeinde in dem Sinne ,dass die Mitglieder der Persona
kommission aus dem Stande der Gemeindeangestellten von denAngestellten
selbst in unmittelbarer ,freier und geheimer Wahl nach den Grumätzen des
Verhaltniswahlrestes gewählt werden .Der Magistrat wird beauftragt .einen
bezüglichen Gesetzentwurf im Einbernehmen mit allen Gewerkschaften der

Gemeindeangestellten auszuarbeiten und dem Gemeinderat ehenstens vorzulege :
Schliesslich den Antrag ,dass der Abzug der Beiträge für den Verband der
städtischen Angestellten von ihren Gehaltsbezügen vom . Jänner 1932anzu
unterbleiben hat .( Lebhafter Beifall bei der . . )

Es wird sodanndie Verhandlungüber die VerwaltungsgruppeIun¬
terbrochen und die Abstimmungüber die Verwaltungsgruppe II umddie zudie - ¬
ser Gruppe gestellten Anträge vorgenommen .Die Ansetze der Verwaltungsgruppe
II werden genehmigt ,Her Antrag Hengl betreffend Vorlage eines Verzeich¬
nisses jener Gassen und Plätze ,in denen Häuser der Bodenwertabgabevom
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verbauten Grundunterworfen wurden ,wird angenemmen .Der Antrag Biberbe¬
treffenddie VorlageeinesGesetzentwurfesüberdie zeitlicheBefreiung
vonderWohnbausteuerist durchdie EinbringungeinerbezüglichenGesetzes¬
vorlagein derheutigenSitzungderLandesregierunggegenstandslosge¬
worden ,sodasseine AbstimmungübæerdiesenAntragunterbleibt ,dieübrigen
zur VerwaltungsgruppeII gestellten Anträgewerdenabgelehnt.

Eswirdsodanndie Debatteüberdie VerwaltungsgruppeIfortgesetzt .
. . Wawerka( . . )bemängeltzunächst ,dass diesmal imVoranschlage

die Bezügeder leitendenFunktionäreder Gemeindenicht wiein früherenVor¬
anschlägendatailliert ,sendernnursummarischangeführtwerden .Ansolchen

et . Esist zumBeippiel nicht mög¬rfteLehrllich festzustellen ,wiegrossedieZahlderandenHaupt -undandenVolks-¬
schulenist . DerRednerbeschäftigtsich sodannmitdenRechtsverhältnissen
derWienerLehrerschaftunderinnertdarah ,dassals die heutigeMehrheit
dieVerwaltungderStadtübernahmdieLehrerschaftin ihrerunterdemNamen
VaugoinscheDienstordnungbekannteDienstordnungdas mddernsteDienstrecht
hatte . . . Diesozialdemokratische Partei hat der Lehrerschaft von diesenRech¬
ten eines nach dem anderen weggenommen .Was in der Dienstordnung der Lehrer - ¬

schaft gut ist ,danktsie der christlichsozialen Partei ,wasschlechtist
ist ausschliesslich eine Schöpfung der sozial demokratischen Partei .Die
alte Dienstordnung war auf den grundlage der reinen Zeitvorrückungaufgebaut
ohne jede Möglichkeit der Bevorzugung von Protekt ionskindern .DieAutoma¬
tik wurdeimmermehrdurchbrochen ,zunächstdurchdas Systemder nachfreiem
ErmessengewährtengeldlichenAuszeichnungen ,dieerst eingestelltwurden,
nademdie sozialdemokratischenParteigängrsiefast ausnahmsloserhalten
hatten .HeutegeschiehtallesnachfreiemErmessen.DieErnennungderSchul¬
leiter ,die Schultersetzungen ,die Schulinspektionen ,ja sogar die Ent¬

lassungdefinitiver Lehrkräfte . DerRednerstellt sodanneine ReihevonAn¬
trägen zur Lehrerfragewobeier bemerkt ,dass eine Reihedieser Anträgeim
Vorjahre der geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesen aber nicht er¬
ledigtwurden .DiesenletzterenAnträgenhabeer diesmaldenAusweggewählt
dass der Bürgermeister aufgefordert wird ,zu veranlassen ,dass über diese
seinerzeit der geschäftsordnungsmässigen Bchandlung zugewiesenenAnträge
unverzüglichberichtetwerde .EinAntragverlangt ,dasszur ErstattungderVor-¬
schläge für die Ernennungvon Schulleitern und Schulleiterinnen eine ausdem
Gemeinderatzu wählendenach demProporzzusammengesetzteKommission
einzusetzen sei .Ein weiterer Antrag ,dass die Zulage denPensionsparteien
rückwirkendin die Bemessungsgrundlageder Ruhe -undVersorgungsgenüsseein¬
zubeziehen sei .Weiters verlangen die Anträge ,dass die Lehramtsanwärter nach
demDatumder Einbringungihrer Gesuchemit Berücksichtigungihrer Quali¬
fikationsowie ihrersozialenVerhältniasezureihenundanzustellensind ,
dass den Lehrerheimkehrern eine persönliche Zulage zu gewähren ist ,die in

dividuellabgestimmtist unebewirkt ,dassdbeLehrerheimkehrerimGehalts--¬
bezugdenanderenLehrerndes gleichenMaturajahrgangesgleichgestelltwer¬

den . . . 41 14 Ferner wird derBürger .
meister aufgefordert ,zu veranlassen ,dass dem Gemeinderat unverzüglich Beric
erstattet wird,über den in der Gemeinderatasitzung vom 17 .Dezember1930
der geschäft sordnungsmässigenBehandlung zugewie senen Antrag Wawerkebetref¬
fend die Novellierung des Hlehrerdienstgesetzes ,insbesondere seines dritten
Abschnittes ,überdenin der Gemeinderatssitzungvom18 .Dezember1925der
geschäftsordnungsmässigen Behandlungzugewiesenen Antrag Schlösinger betrf .
die Schaffungeiner Personalvertretungfür die WienerstädtischenLehrper¬
sonen ,über den in der Gemeinderatssitzungvom17 .Dezomber1930dergeschäfts
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ordnungsmässigenBehandlungzugewiesenenAntrag Wawerka ,der gelautet hat :
ZumZwedkederSupplierungfürdienstverhinderteLehrkräfteist derStatus
der Bezirkshilfslehrkräfte wiedereinzuführen ;Hie hiefürerforderlichen
AnstellungenvonLehramtsanwärternsind unverzüglichdurchzuführen,

über den ebenfalls dergeschäfte
ordnungsmässigenBehandlungWawerkebetreffenddie Wahrund.denRechtes
der Lehrerschaft auf Mitberatung durch die Lehrerkonferenz bei der Ein¬

führungneuerLehr -undSehebücherundschliesslichüberdenAntragWawer¬
ke betrf .die ZusammenfassungsämtlicherAngelegenheitendesSach¬
und Personalaufwande für das Schulwesen in einer eigenenVerwaltungsgruppe
"Schulwesen"( LebhafterBeifallbei der . . )

GR .Pfeiffer ( . . )führt Klagedarüber ,dass dasTätigkeits¬
gebiet und die Einflusssphäre des Gemeinderates sowie die Zahlder
Sitzungendes Gemeinderatesimmergeringer wird . DerGemeinderathatnur
sehr selten Gelegenheit sich mit grossen Fragen zu beschäftigen .In den
VerhandlungendesGemeinderates sprechenfast immernurdie Vertreterder
Minorität. DieMitgliederderMehrheitbetrachtensichnuralsAbstimmung-¬
maschine .Dadurchwird das Ansehendes ganzenGemeinderatesherabgesetzt .
Es bedeutet auch eine Geringschätzung des Gemeinderates ,dass derBürger¬
meister bei den Sitzungen fast niemals anwesend ist . Soschlecht eine
Doppelgeleisigkeit der Landes -und Gemeindeverwaltungwäre ,soschlecht
ist auch die vollständige Identität von Landtagvund Gemeinderat . DerUnter - ¬
schied zwischenbeiden Körperschaftenbesteht lediglich darin ,dass
jede von beiden andere Vorsitzende hat ,dass im Landtag das Rauchenver¬
boten ist und dass die Protokolle des Landtages gedruckt werden .DerRedner
befasst sich sodann mit dem Voranschlag der Verwaltungsgruppe I undstellt
fest ,dass die gesamteVerminderungdes Personalaufwandesgegenüberdem
tatsächlichen Aufwandedes Jahres 1931über 11 MillionenSchillingbeträgt .
Dabeiist zu berücksichtigen ,dass sich die KürzungenderPersonalbezüge
noch schneller auswirkt ,als die des Sachaufwande . DerRednerbeschäftigt
sich sodann mit der Frage der Nebengebühren und bezeichnet es als wünschens¬
wert ,wenn sich der Gemeinderat einmal mit dieser Frage beschäftigen würde .
So gerechtfertigt eine Entschädigung für Reisen zum Beispiel it ,se wäre
es doch notwendig ,dass,gewisse Rechnungskünstder bei Aufstellung von
Reiserechnungeneingeschritten wird . DerRednerstellt ferner neuerlichdie

Forderungen ,dass mit der Politisierung der Gemeindeverwaltungendlich
aufgeräumtwerde .Wiewenigfreiwillig die Zugehörigkeitzu densozialdemo .
kratischen Angestelltenorganisationenist ,geht Aaraus hervor ,dass
heuer der Wiener Zentrallehrerverein bei den Wahlen150 Stimmenweniger
bekommenhat als die Zahl seiner organisierten Mitglieder beträgt .Ueberdie
Aufnahmesperre bin ich anderer Meinungals der Referent . DieAnstellung jun¬
ger Kräfte ist eine unbedingte Notwendigkeit .Auch ht die Gemeindedie
Pflicht ,einem grossen Teil der Eltern die Sorge um die Zukunft der Kinder

durchAnstellungder Kinderbei der Gemeindeabzunehmen .Mit demderzeitigem
System muss unbedingt gebrochen werden .Tretz aller Kritik hat sich auchbei
der Personalverwaltungnichts geändert .DieTendenzencind die gleichenge¬
blieben ;sie machen es uns unmöglich ,für den Voranschlag zu stimmen .( Beifall
bei derMinderheit . )

. R.Lehninger( . . )erklärt ,dassdie FührungderPersonalverwaltung
im wahrsten Sinne des Wortes eine parteipolitische ist . DerRednerspricht
dann ausführlich über die Pensbenskasse der Unternehmungsangestellten ,Diese

Kasseweistein Defizit vonüber11MillionenSchillingaus . Wasbisherfür
dis Sanierungder Kassegetan wurde ,ist nur Flickarbeit .DieKassemuss8
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endlichaufeineGrundlagegestelltwerden,diediePensionenderAngestell¬
tensichert .UeberdieKrankenkassaderStrassenbahnbedienstetenführt
CR. Lehnangenaus ,dasssie ihremeigenenZwecknurin ganzgeringemMasse
nachkommt.DieKassehatinWirklichkeiteinschweresDefizit ,dasaber
vonderVerwaltungdurcheinenwillkürlichenVerwaltungsratsbeschlussmit
HilfedesausserordentlichenUnterstützungsfondesin einemUeberschussver-¬
wandeltwordenist . Diealte saleppeWirtschaftbestehtauchheutenoch.
DieLeistungenderKassensindmangelhaft,dasVerhalteneinigerAorzte,diein IhremLagerstehen ,ist skandalös .AbschliessendverlangtderRedner
dassdieGemeinderatsmehrheitmitdemWahlrechtderAngestelltenschaft
breche,dasdieMinderheitderAngestelltenschaftvonderVerwaltungeinfachausschliesst .( Beifallbei der . . )

In seinemSchlussworterwidertSt . R.Speiæerzunähhstauf dieAus-¬
führungender . RtinSchlösingerüberdasSchulwesan.Erstellt fest ,dass
diedurchschnittlicheSchülerklassenzahlinWien34beträgt,währenddie
durchschnittlicheSchülerklassenzahlandenWienerMittelschulenheuerLh' h
Schülerbeträgt .Mankannruhigbehaupten ,dassin einererstenKlasseeiner
WienerMittelschuledurchschnittlichumeinDrittelKindermehrsitzenals
ineinerWienerstädtishhenHauptschulklasse.Esistmirganzfernegelegen,
deswegendemBundeinenVorwurfzu machen ,sind dochheuteZeitenindenen
manebenvielenBedürfnissennichtnachkommenkann .UeberdieNeuaufnahmen
vonLehrpersonensagt der Referent ,dass die GemeindeWienseit 1919bis
heute579Lehrpersonenaufgenommenhabe .DassindenandernBundesländern
mehrLehrpersonenaufgenommenwerden,ist darauserkkärlich ,dassebendin
anderenBundesländereine viel höhereDurchschnittsschülerzahlderKlasse
haben. SobetrugdieDurchschnittszahlimSchuljahr192½25inWien28' 5
in Niederösterreichaber39 ( 6 ,in Oberösterreich53 ' 1 ,in Steiermark13' 1,
in Salzburg4l ' 6,inKärnten13' 3,inTirol39' 7,in Vorarlberg33undinBurgenland50' . DieAufnahmevonJunglehrernkannnurvomStandpunktedes
Bedarfeserfolgen.In Wiengehtdie Schülerzahlganzenormzurückundich
habeschonvor 11 oder 12 Jahren auf die ständig sinkendeSchülerzahlauf¬
morksamgemachtundersucht ,dassdie Lchrerbildungsanstalten,die jaBundes¬
anstalten sind ,mit Rücksichtauf die stets sinkendeSchülerzahlnichtso
viel Zöglingeaufnchmensollen .MeinemErsuchenaber wurdenichtentsprcchen .
St. . Speiserweistsodanndaraufhin ,dassdieletztenZwangspensionie¬
rungenimJahre 1926vorgenommenwurdenundzwarsind unter denZwangs¬
pensioniertendieAMarxistenin derUeberzahl. DieVerwendungvonVolks-¬
schullehrernan denHauptschulensteht sowohlmitdemLehrerdienstgesetz
wiemitdemHauptschulgesetzinEinklangundist auchpädagogischdurchaus
zulässig . Anden Bürgerschulenwarenfrüber in den Hauptfächernweitmehr
Volksschullehreralsheutein Verwendung.DieLehrerreserveist heuermit
rund50ogrösseralsinvergangenenJahren.DurchdieZusammenlegungder
Klassenwurde ,sounangenehmwieesauchin dererstenZeitempfundenwurde,
sehr viel Gelderspart ohnedass Schadenangerichtetwurde .St . R.Speiser
widersprichtderBehauptungdesGR.Gschladt,dassdieZentral“?. Mdi¬ - 1Tenh ee

angesichtsdes vergrössertenAufgabenkreisesder Landesverwaltunggegenüher
frühers 'hbesondersvermehrthabe ,wasabernichtausschliesst ,dassimZugeweiterer Verwaltungsreformeneine Herabsetzungder leitenden Postenwird
PlatzgreiferWörnen,DassdiesogenannteJaugeinscheLehrerdienstordnunge
sogut ist, . .. dass sie im Jahre 1919unter demEinfluss
einer Minderheitgeschaffenwurde ,vonder vorauszusehenwar ,dass siedie
Mehrheitin diesemSaalewerdenwird .IneinerBesprechungderAusführungen
des GR .Pfeiffer bemerkt St,R . Speiser ,dass die Einschränkung derSitzunge¬849
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desGemeinderatosaucheineArtRationalisierungbedeute .DieMehrheit
beteiligtsichandenDebattendesGemeinderatesnichtnurdurchdieamts-¬
führendenStadträtesondernauchdurchdieReferenten.DassnachPartei¬
diszipiinabgestimmtwird ,dassell nichtnurbeidenSozialdemekraten,
sondernauchbei denChristlichsezialenvorkommen,es soll segarschonNtedtketbeidenGrossdeutschen.vorgekommensein .DassderBürgermeisternicht
immerimGemeinderatssitzungssaalanwesendsein kann ,empfindenwiralle
schmerzlich .Das erklärt sich aber daraus ,dass der Bürgermeister nament¬

lichin derheutigenschwerenZeitvielfachausdienstlichenGründendaran
verhindert ist . St . . Speiserbeschäftigt sich schliesslich eingehendmit
den Anträgender Oppositionundersucht ,sie abzulchnen .DemBudgetseinerVer
waltungsgruppeersuchtor die Zustimmungzuerteilen( LebhafterBeifallbei derMehrheit ) .

In einentatsächlichenBerichtigungstellt GRtinSchlösinger
richtig ,dassdie vonihr gebrachteZahlüberdie AnstellungvenJunglehrern
sich auf jene Zeitspanne bezogen habe,in der eine normalmässige Anstel¬
lung von Junglehrern nicht erfelgt ist .

Damitist dieDebatteüberdieVerwaltungsgruppeI erledigt ,die
Abstimmungwirdin dermergigenSitzungvergenommen.

St . . Tandlerreferiert überden VeranschlagderVerwaltungsgruppe
III,WohlfahrtswesenundsozialeVerwaltung .Einleitendstellt er fest ,dass
es ungcheuerschwergewesensei ,in der Zeit einer Wirtschaftskrisewie
derheutigen ,in derdie VermehrungderallgemeinenNeteigentlicheineEr¬
höhungdiesesBudgetszurFolgehabenmüsste,dasBudgetverkleinernzu
müssen.GegenüberdemJahr1930und1931ist einRückgangin derGesamt¬
summeder Ausgabenzu verzeichnen ,aber dieser Rückganggeht vor allemauf
Kostender Investitionen ,wobeinochder Umstandversöhnendwirkt ,dass
viele Ausgabender vergangenenJahreAusgabenin der Zukunftentbehrlich
machen. Diesgilt zumBeispielvondemBaueinesTuberkulosepavillons,dem
BaudesStadionsundder Anschaffungder grossenQuantitätvonRadium .Ein
VergleichderBetriebsausgabendiesesVoranschlagesmitdenenfrühererVor¬
anschläge fällt sogar zugunsten des heurigen Jahres aus .Im Jahre 1930
warendie reinen Betriebsausgabender VerwaltungsgruppeIII 107 ' 6Millio - ¬
hen ,imJahre1932werdensie109' 5Millionenbetragen,eineErhöhung,die
nur durch Streichung vieler Investitionen ermäglicht wurde . Diein schreck¬
licher Weiseansteigende Arbeitslosigkeit hat auf das BudgetderGemeinde
eine furhhtbareAuswirkung. Zuder beträchtlichenErhöhungderUnterstützunge
gesellensichdie Auswirkungenauf dasorganischeKapital ,ierGesellschaft,
auf die Bevölkerung ,Auswirkungen,die sich in demungeheurenZustromder
alten Menschenin die Versorgungoffenbaren ,in der ungeheurenZunahmeand .derKinder ,die die Gemeindein ihre Fürsorge übernehmenmuss .Im Jahre1929
warenes 11 . 4o0Familien ,deren Kinderdie Gemeindebefürsorgenmusste ,Im
September1931warenes 19. 500. Seitherist dieseZahlnochgewaltiggestie¬
gen . Mandarf sich aber auch darüber nicht täuschen ,dass dieArbeitslosig
keit derElternnichtnuraugenblicklichaufdenErnährungszustandder
Kinder zurückwirkt ,sondern dass sich diese Auswirkung noch Jahre ja
vielleichtnochJahrzehnteäussernwird .Esist einebekannteTatsache ,dass
auf eine besondereSteiggrungder Arbeitslosigkeitin einemgewissenInter¬
vall eine bosondereHinfälligkeitder Kinderundeine besondereInfektions¬
empfänglichkeit 'der Kinderfür Tuberkulosefolgt .Unmittelbarwerdenwir
durch die Arbeitslosigkeit durch die Steigerung derUnterstützungsbeiträge
betriffen .Unsere Beiträge für die Notstandsaushilfe betrag : . M

Ses
gegenübordemJahre1931um3 Millionenmehrundos ist :zweifelhaft,
ob damit das Auslangen würd gefunden werden können .

850
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DieAnforderungen,dieandieGemeindegestelltwerden,gehennahezuanden
RandderErfüllbarkeit.AusdiesemGrundebinichdærangegangen,nebender
FürsorgederGemeinde,zuderdieWienerBevölkerungdurchihreSteuer
beiträgt ,eine freiwillige Fürsorge ,die Winterhilfe zu begründemIchsehe
inihreinenwillkommenenAusbauunsereroffiziellenFürsorge,wobeiaus-¬
drücklichfestgestellt werdensoll ,dassdie Winterhilfenicht etwadie
Stadtverwaltungin ihren Bemühenzu sparenunterstützensoll,sie sollden
MenschendieserStadtdieMöglichkeitgeben,freimelligmitzutunundInalleKreisendas Gewissenwecken .DieGemeindehält für die Winterhilfe1Mil-¬
lion Schilling par ,und hat sich damitvonvornehereinbereiterklärt ,für
die Ausgesteuerten ,für die durch einen Parlametsbeschluss 3 Millionenfür
denganzenBundvotiert wurdenihrenTeil beizutragen. Eswärenursehrzu
wünschen ,dassdie sich imEügenblickergebendenSchwierigkeitenbeiVertei¬
lung dieser Summenan die einzelnen Länder und Gemeindenso rasehwie
möglichbehobenwerden,Ramitdie in Betracht kommendenSummenso raschwie
möglichverwendetwerdenkönnen=ImBudgetist auchwiederdieSummevon
1 Millionfür ausserordentlicheAushilfenan die Arbeitslosenenthalten .
DerungeheureAndrang ,der » e .gelegentlichder Wönterhilfeaktionunsere
Fürsorgeinstitutionenausserordentlichin Anspruchnimmt ,hat zurFolge ,
dasswirdiesenBetragnichtnochvorWeihnachtenzurAusgabebringen
können .DieseAktionwirdvielmehrerst am4 .JännerdeskommendenJahres
beginnen . Trotzaller unsererBemügungenwirdes unsereganzeAnstrengung
kosten ,die Arbeitslosenundvorallemdie AusgesteuertenüberdenWinter
hinwegzubringen. WirgebenderHoffnungAusdruck,dassunsdiesdankder
Winterhilfeerleichtertwerdenwird ,dankjenesUnternehmens,demwirnicht
nur die Beisteuerunggrosser GeldmittelnundSachaushilfenverdanken ,sonder
das auchzeigt ,dass die Solidarität der MenschlichkeitüberallenPartei¬
haderhinwegzuführenimstandeist . DieAuswirkungderArbeitslosigkeit
zeigt sich auch in der geschlossenen Fürsorge ,die immermehrbeansprücht
wirdundderenSchwierigkeitenganzbesondersgrossesind .Umdersteigenden
Arbeitslosigkeit zu begegnen ,habenwir drei neueObdachlosenstellenund
zwarin der Fransensbrückenstrasse ,in der Vierthalergasseundin derAl¬
ingergasse vorbereitet wonurchsiehbeine Vermehrungumrund 1ooo Obda- ¬

möglichkeitenergibt .Ich bin überzeugt ,dass wir damitdas Auskommenfinden
werden .

St . . Tandlerstellt sodannfest ,in welchemhohenMassederBe¬
völkerungskörperunserer Stadt vondemRückgangder Geburtlichkeitbetrof¬
fen ist ,einer Erscheinung ,die heutenahezuüberdie ganzeWeltgehr .Wir
hattenimJahre1931rund17 . 000Geburtenund26 . 000Sterbefälle .Dasbe¬
deutet einen Rückgangder Wiener Bevölkerung umca 9000 Menschen .Daseinzi¬
geErfreulicheandiesenZiffernist derRückgangderSäuglingssterblich-¬
keit,dertrotzderungeheurenArbeitslosigkeitundNotzuverzeichnenist .
RegenübereinerSäuglingssterblichkeitvonmehrals 12ProzentnochimJahre
1922hatten wir imJahre 1931eine solchevonnur ' 1Prozent .Es zeigtsich
dass auf diesemGebietewirklich das Möglichstegeschehenist .Währendsich
im Laufe der letzten 11 Jahre die Zahl der Todesfälle durch Erkrankungen
des Herzens und des Gefässystems nahezu gar nicht geändert hat und die Zahl
der TodesfälledurchTuberkuloseummehrals 50 Prozentzurückgegangenist .
ist beimKarzinomein Ansteigenummehrals das Doppeltezukonstatieren .

hohenDaszeigt,wierichtig die StadtWiengehandelthat ,dasssie trotzder/Aus-¬
gabendie bekanntegrosse Quantität vonRadinmbeschafft unddasRadium¬
institut gegründethat .DiesesInstitut hat sich seit seiner Schaffungganz
ausgezeichnetbewährt ,Wirwerden weis über dieIndividualbehandlung851
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hanausKarzinomfürsorge ,KarzinomdiagnostikundKarzinomberatungsstellen
zuerrichtenimstandesein ,eineAktiondesnächstenJahres ,dieimBudget
nichtaufscheint,weilsiekeinebesonderenKostenverursachenwird .St. R.Tandlererwähntnoch,dass ,währenderfreulicherweiseunsereStadtvonEpide-¬

mien ganzbewahrtbleibtundwährendesgelungenist ,diefurchtbare
SeuchederTuberkuloseinungääublichemMasseinzudämmen,ebensodieZahl
derGeschlechtskrankheiten,dieZahlderIrrsinnsfälleinstetemAufsteigen
begriffenist unddassesalleMühekestet ,dieFürsorgefürdieseständig
steigendeZahlvonUnglücklichennechzutwältigen. St. . Tandler
schliesstunterHinweisdarauf ,dasswirfürsorgerischeinersehrschweren
ZeitentgegengehenmitdemAppell analle ,inderFürsorgenachKräftenmitzuhelfen( LebhafterBeifallbei derMehrneit).

ER. Dr. Apneld( . . )bemängeltzunächst ,dassdiestädtischeFür¬
sorgeverwaltungderprivatenFürsorgeundinsbesonderederkatholischen
CaritasaufjedemGebietschwereHinderhissein denWeglegt . Dasbeweist
dasVorgehenderstädtischenFürsorgeverwaltungaufdenGebietederMutter-¬
beratungundin vielenanderenZweigenderFürsorge.SpeziellaufdemGebiete
der Mutterberatungsuchtdie städtischeFürsorgedie private Fürsorgeaus¬
zuschalten.Dadurchist dieGemeindegezwungen,fürdieMutterberatungsstellen
mehrGeldauszugeben ,als notwendigist,weshalbdie Ansätzefür dieMutter-¬
beratungsstelleninihrervorliegendenFormgegendenGrundsatzderWirt-¬
schaftlichkeitundZweckmässigkeitderVerwaltungverstossen .Dienächsten
AusführungendesRednersbeschäftigensichmitdemSpitalswesen ;dazuerklärt
GR. Dr.Arnold,dassdieSpitälereinenUnterbelaghaben,derinfolgederSpar¬samkeitderöffentlichenVerwaltungendurchDrosselungenbeiderAufnahme
herbeigeführtwird .BesonderseingehendsprichtderRednerüberdiekatholi¬
scheSeelsorgevorallemin denWienerstädtischenKinderspitälern.Erbe¬
mängelt,dassandiesenSpitälerndiekatholischenSeelsorgergehindertwerder
ihrerBerufspflichtnachzukommen.DasisteinargerVerstossgegendieReli¬
gionsfreiheit . DieSpitalsverwaltungenundProf .Tandlersindnichtbe¬
rechtigt ,einenSeelsorgerin der Ausübungseiner Pflicht in denArmzu
fallen ;sieverletzendamitgesetzlichgewährleisteteRechte.Solangesolche
ZuständeimWohlfahrtswesenherrschen ,müssenwirdenVoranschlagablehnen.( Beifall ) .

BürgermeisterSeitzkommtamSchlussederSitzungaufdenVorwurfdes . . Pfeifferzurück ,dassderBürgermeisterbei denSitzungendesGemein¬
deratesseltenanwesendsei .Ichmussfeststellen ,dassich ,soweitesmeine
anderenAmtsgeschäftegestatten ,immerimGemeinderatanwesendbin .EsistabereinebekannteTatsache,dassbeimBürgermeistersehroftDeputationenund
VorsprachengeradezueinerZeiterfolgen ,zudermeineAnwesenheitimRat¬hause angenommenwird .So habe ich gestern 5 Deputationen - undmanchevon
ihnen in wichtigen Dingen -empfangen und heute war ich eine Zeit lang durch

parlamentarischeVerhandlungenverhindert ,imGemeinderatanwesendzusein .
AuchimParlamentkönnenderBundeskanzlerunddie MitgliederderRegierung
ausähnlichenGründennichtimmerandenVerhandlungenteilnehmen.Daraus
machenwirals OppositiondemBundeskanzlerunddenMitgliedernderRegierungkeinenVorwurf. WennGR .Pfeifferbeanständethat ,dassderBürgermeistervon
WiengleichzeitigeinFunktionäreinerpolitischenParteisei ,soistdieskeine neueErscheinung .Die BürgermeistervonWienwarenauchinfrüheren
ZeitenmassgebendePolitiker . Esist auchgutso . WehederStadtWien,wennein Bürgermeisterin der Politik des Staates sonst nichtsbedeutete !

DieVerhandlungenwordenabgebrochen.Fortsetzungmorgen,Donnerstag,17Uhr .
Schluss der Sitzung 22Uhr .

Bogenabfertigung22 Unr25852
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AusserordantlichoNotstandsaktionderGomeindeWienfürarbeitslose
Wiener .

DerWienerMagistratverlautbart:
ZurLinderungder durchdie langdauorndeArbeitslosigkeitgeschaf¬

fenenbesonderenNotlago,diesichindenWintermonatenbesondersempfindlich
auswirkt,erhaltenwirindenVerjahrenarbeitsloseWienereineeinmaligeNotstandsunterstützung .

BezugsberechtigtsindnachWienzuständigeundin Wienwohnhafte
bedürftigeArbeitslose ,undzwarFamilienorhalter,diemehrals 20Wochen
arbeitslossind ,undausgesteuerteLedige ,VerwitweteodergetrenntLe¬
bende ,die keineFamilienerhaltersindundnichtin einemFamilienverban¬
deleben .

FamilienerhalterohneKindererhalten10Schilling ,Familien¬
erhalter miteinemoderzweiunmündigenKindern10SchillingundeineLe¬
bensmittelanweisung ,FamilienerhaltermitmehralszweiunmündigenKin¬
dern10SchillingundzweiLebensmittelanweisungonundausgesteuertoLe¬
dige ,VorwitweteodorgetrenntLebende,diekeinoFamilienorhaltersind
undnicht in einemFamilienverbandoloben10Schilling .

Diefür die FamilienerhalterbestimmtoeinmaligeNotstandsunter-¬
stützung kommtfür eine Familie nur einmalig zur Auszahlung ,und zwarauch
dann ,wennbeidoTeile( Gatte ,Lebensgefährte)arbeitslossind .

DieausserordentlicheeinmaligeNotstandaunterstützungistvon
Bezugsberechtigten,diegewerkschaftlichorganisiertsind ,beiderzuge¬hörigenGewerkschaft ,vongewerkschaftlichnicht organisiertenBezugsbe¬
rechtigtennurbeimzuständigenFürsorgeratanzusprechen .

InbeidenFäklenentscheidetsowohlüberdieAnspruchsberechtigungwieauchüberdasAusmassder einmaligenNotstandsunterstützungnachvor-¬
hergegangenerUeberprüfungdasFürsorgeinstitutjenesBezirkes,indemder
AnspruchswerberseinenständigenWohnsitzhat .

Personen ,die imGenusseeiner Altersfürsorgerentestehen ,werden
in die einmalige ausserordentliche Notstandsaktion für arbeitslose Wie- ¬

ner nicht einbezogen .
DieanspruchsberechtigtenPersonenwerdensichnachMassgabeder

AnfangsbuchstabenihresFamiliennamonsan- einembestimmtenTagevom4 .
Jänner1932angefangenunterBeibringungderAnweisungihrerGewerkschaft
oderihres zuständigenFürsorgerates ,der ArbeitslesenkarteunddesFür¬
sorgeblattesin derZeitvon8 bis12UhrimFürsorgeinstituteihresWehn-¬
bezirkeseinzufindenhaben .DieeinzelnenAusgabetagewerdenimWegeder
PresseunddurchAnschlagin denFürsorgeinstitutenrechtzeitigverlautbart

werden . - . - - - -- . -- ¬
NeueKurseanderHaushaltungsschulederStadtWien.

AnderHaushaltungsschulederStadtWien ,Mariahilf ,Brückengasse
3 ,undLandstrasse ,Petrusgasse10 ,beginntamkommendenJännereine
ReiheneuerKurse .EswerdenvormittagsundabendsKochkurse,ausserdem
ein Kursfür SchnellkücheundKursefür WeissnähenundKleidermachenab¬
gehaltenwerden .AnmeldungenundAuskünftein der Schulleitung ,Telefon
B25- - 19.
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Budgetberatung .
WIENERGEMEINDERAT

Sitzung vom17 .Bezember1931 .
BeginnderSitzung17Uhr .DasHaussetztdieSpezialdebatteüber

denVoranschlagderVerwaltungsgruppefürWohlfahrtswesenundsozialeVer-¬
waltungfort .

. R.Hörmayer( . . ) tadelt ,dassdurchunötigebürokratischeMass-¬
nahmendie ErledigungvonGesuchenumErhaltungsbeiträge,Aushilfenundder¬
gleichen sehr stark verzögert werde .Dies führe zu einer Verschärfung derNot
lage der Gesuchssteller .DerRednerbespricht einzelne GebietederFürsorge ,
wobeier verlangt ,dass der Arbeitder FürsorgerätemehrWürdigunggeschenkt
werdensolle .Schliesslichersucht . R.HörmayerumehesteDurchführungei¬
ner Notstands - undKohlenaktionfür die Fürsorgebedürftigen .( Beifall ) .

GR .Pfeiffer ( . L)weist zunächstdarauf hin ,dass imheurigenVor¬
anschlagfür die Lebensmittelin denAnstaltenweitgeringereBeträgeprä¬
liminiert sind als in den Vorjahren .Es sollte berücksichtigt werden ,das
die Krankeneine Einschränkungweit schwerer ertragen als dieGesunden .
Wirwürdeneine beruhigendeErklärungdesamtsführendenStadtratesdarüber
wünschen,dasssich die Verkörtigungin denAnstaltennichtverschlechtern
wird .Der Rednerverlangt dann ,dass demAusschussendlich einegemeinsame
BesichtigungderHainburgerAnstaltermöglichtwird .Erstellt mitGenugtuung
fest ,dass die Subventionenfür denKörpersportimGanzenundGrossenin
der bisherigenHöheerhalten bleiben undspricht die Hoffnungaus ,dassdie
Verteilungdieser Beträgein ZukunftwenigernachparteipolitischenGe¬
sichtspunkten vorgenommenwird ,Das Verhäktnis der Sportorganisationen zu¬
einander ist übrigens trotz der Verhetzungenseitens einzelnenpolitischer
Führer ein ganz ausgezeichnetes .Sehr schlecht behandelt werden diedeutsche
Turnervereino.WirbittendenamtsführendenStadtratseinenEinflussbeim
Stadtschulrat dahin geltend zu machen ,dass bei Benützungder Turnsäledie
einzelnen Turnvereine gleichmässiger behandelt werden und dass dendeutschen
Turnvereinen wenigstens die Benützungdejenigen Turnsäle überlassenwird ,
auf die die sozialdemokratischen Vereine keinen Anspruch erheben .DerRedner
beschäftigt sich sodann mit dem Stadion unf führt Klage darüber ,dass bei
Eröffnung des Stadions nicht ein einziger Vertreter des österreichischenvun feglaear

Körpersportzügelassenwurde .Er verweist dar auf ,dass dieStadionbetriebs¬
gesellschaft gegenwärtig noch koine Leitung hat und veglangt ,dass die Füh¬
rung des Stadions zielbewusster und zweckmüssiger wäre .Dazu würde vor alle
der Ausbaudes Innenraumesundde r Flächenausserhaäbder Kampfbahngehö¬
ren .Dass wir die Betriebsgesellschaft aus ihren Betriebsüberschüssennicht
leisten könnanunddie GemeindeWienwird für den Ausbau prnisfrüher
oder später Geldzur Verfügungstellen müssen .Suchder VerkehrzumStadion
muss geregelt werden .Die Worte des St . R .Tandler über die Winterhilfe werden
sicher imganzenHausWiederhallfinden .Auchdie Nationalgesinntenempfin¬
gen grosse Freude darüber ,dass in diesen Stunden der Not anstelle desPar¬
teikampfesder Gedankeder Menschlichkeitgetreten ist ( LebhafterBeifallbe
der . L

GR. Körber( . . )bezeichnete s als sehr bedauerlich ,dassdie
Gemeindeverwaltungihren Pflichten in Bezugauf die Fürsorgenichtnach¬
kommt ,obwohl garade die Mehrheit ,die der Bevölkerung so viel versprochen
hat ,hier besonderePflichten hätte .DerRednerbeschäftigt sicheingehend
mit demBürgerspitalfonds und stellt die Frage ,wiesc es möglich sei ,dassdie
Schulden dieses Fonds so sehr angewachsensind . Wenndas so fort - geht ,wird
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von dem ansehnlichen Vermögen des Fonds bald nichts vorhanden sein .Er
weist sodanndarauf hin ,dass die Gemeindesehr viele GründedesFonds
der Verbauungzugeführt hat ,ohne den Gemeinderat zu befragen und ohnedass
darüberberichtetwürde ,welchesEntgeltdieGemeindefür dieBenützung
dieser verbauten Grundstückean den Fondsabführt .Wir müssenverlangen ,
dass die Gründedes Bürgerspitalsfonds ,die bisher vonder Gemeindever¬
bautwordensind ,demWertentsprechendeingelöstwerden .DasBürgerversor¬
gungshausin der Währingerstrassewurdeangeblich aus hygienischenGründen
demoliert . Derwahre Grundist ein ganz anderer .Die Insassen waren gutealte
Bürger und haben bei jeder Wahlihrer Einstellung entsprechend gewählt .Des- ¬
halbmusstedasHausweg. Heuteist nundort anStelle desvielgerühmten
Wolkenkratzerseine leergebrannteStätte . Wirverlangenauchin diesemFalle ,
dass die GemeindedemBürgerspitalsfonds das demolierte Gebäudeablöst und
entwederdenGrund,aufdemderganzeKomplexliegt ,kauftoderpachtet .Die
Gemeindehat ein Stadionerrichtet undeine ganzunnötigeGemeindewacheauf¬
gestellt . Wennsich die GemeindesolcheAusgabenleistet ,musssieendlich
auchihrePflichtdemBürgerspitalsfondsgegenübererfüllen .(Beifall).Ad . R .Hörmayer:

ImVerlaufeseinerRedehat . . HörmayerdenAntraggestellt,al-¬
len 70 Jahre unddarüber alten erwerbsunfähigenundhilfsbedürftigenBe- ¬
fürsorgten den höchsten Unterhaltsbeitrag von 58 Schilling monatlichanzu¬

weisen .
"
Es wirdsodanndie Beratungüber dåe VerwaltungsgruppeIII unterbrochen
unddie Abstimmungüberdie GruppeI durchgeführt .DieAnsatzederGruppeI
werdengenehmigt ,die hiezugestelltenAnträgederMinderheitabgelehnt.

In Fortsetzung der Debatte zur Verwaltungsgruppe III führt
GR. Prinke( . . )aus ,es sei anzuerkennen ,dass dieGemeinde

auf einzelnen Gebieten der Fürse . :. esentliche Fortschritte erzielt habe .
Diesgilt insbesonderefür die gess ' losseneFürsorge .In der heutigenZeit
derNotmussaberauchin deroffenenFürsorgealles getanwerden ,umdie
grosse Not wenigstenseinigermassenzu lindern . Diein denVoranschlag
eingestellten Beträgevon16 ' 6Millionen ,die diesemZweckdienensollen ,
sind viel zu gering .Heutegibt es in Wienrund 14l . o00Arbeitslose ,wovon
rund 50 . 000ohnejedes Einkommensind . Vorallem müsstediesenAusgesteuer¬
tengeholfenwerden.(GR.Nachtnebel:Warumsteuertmansovielaus ,wenndie
Not so gross ist ? )Es müssen vom Bund bei seiner finanziellen Notlage die
grössten Anstrengungengemachtwerden ,umdieArbhitslosenunterstützung
überhauptnochaufrechterhaltenzu können .Auchdie Gemeindehat sichniema
umihre Leistungspflicht gegenüber den Arbeitslosen gedrückt ,aberder
dafür eingesetzteBetragist zu gering .Umdenhier entstehendenPflichten
gerecht zu waden ,könnte man auf anderen Gebieten spanen .So ist es eine
VergeudungvonGemeindegeldern ,dass öffentliche Kindergärten ,dienicht
voll ausgenützt werden ,nebenprivaten Kindergärtengehalten werden .Auch
an denBetriebenfür Säuglingswäschekönntenmindestens200. oo0Schilling
erspart werden .Staüt :für die Hinterbliebenen der Opfer des 15 .Juli
Ho. 000Schillingeinzusetzen ,wasauf die FamilieumgerechnethooSchilling

ergibt ,sollte man diesen Familien denselben Betrag geben wie den ausge¬

steuerten Arbeitslosen .Aucheine Erhähungder geringen Pfründenwäream
Platze . Ebensohätte eine Kürzungdes Betragesfür die Wärmæstubenunter¬
bleibensollen . DerRednergedenktsodannder aufopferndenBereitschaft .
die die gesamte WienerBevölkerungbei der Winterhilfe gezeigt hat ,sowi
der Aufopferungmit der sich die Beamtenin den Dienst der Aktiongestellt
haben und ersucht St . . Tandlereinigen Uebelständeg ,die sich bei dieser
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Aktionergebenhaben ,abzuhelfen.GeradediebeidieserSktiongemachten
Erfahrungensollten die Gemeindeverwaltungbelehren ,dasgeinewahre
Fürsorgenurmöglichist ,wennalle Ständezusammenwirken.(LebhafterBei¬
fall bei der . . )

St. . Prof .Dr .Tandlerstellt fest ,dasssichdieKlagengegen¬
überderWohlfahrtsverwaltungverringerthaben ,ja dasshie unddawenn
auchin schüchternerFormmit demWohlfahrtswesenZufriedenheitgeäussert
wurde. St . . Tandlerbeschäftigt sich sodanmit den Ausführungendereinzel¬
nenDebatterednne .Für die AusgesteuertenwurdeimvorigenJahre 13Mil-¬
lionenaufgewendet,fürdasnächsteJahrsind16Millionenveranschlagt.Zusammenmit der à Million ,die bei denSachaushilfendazugekommenist ,ist
daseine Steigerungum4 Millionen .DieKindergärtender Gemeindewurden
in der Zeit der Herrschaft der Christlichsozialen übernommen .Dieersten
Kindergärten im Jahre 1890 ,die letzten im Jahre 1919 . Wirhaben also le¬
diglichin einerGereitsvorgefundenenTendenzweitergearbeitet . Wenndie
private Fürsorgeuns immerrät,nicht Soppelgeleisig die Fürsorgezube¬
treiben undzu sparen ,kannich diesen Rat nur zurückgeben ,dennineiner
ReihevonBezirkenwurdennebenunserestädtischen Kindergärtennachher
Kindergärtender Karitas gesetzt . Wiegering die Mengeder anbegüterte
FrauenabgegebenenKinderwäscheist ,gehtdaraushervor ,dassanFrauen ,die
in Sanatorien entbundenhaben ,von im Ganzen11 . 167Wäschepaketenbloss
162abgegebenwurden .Durchdie Verlegungder Anmeldungenfür dieErlangung
der Säuglingspaketenvonden Jugendstellen an dieMutterberatungsstellendurch BegüterteerschwerenwirdenBezugdieserPakete/underhoffenunsdavoneineErspar¬
nis . DieKlagenüberdie WinterhilfesindgegenüberdemerzieltenErfolge
minimal . Wirhabenin der ersten Wocherund85 . 000LebesmittelpaketeimBetr
von100 . 000Schillingausgegebenundmusstenangesichtsder Höhedieses
Betragesbei der zweitenVerteilungdie Massnahmetreffen ,dassdieVertei-¬
lungnuran AusgesteuerteundNotstandsunterstützungsempfängererfolgt .
Wirhoffenaber ,dass,wennsichdieLagederWinterhilfekasseimJänner
bessern wird ,diese Restriktion aufgehobenwerden kann. St . . Tandlerbe¬
schäftigt sich sodannausführlich mit der Rededes GR .Arnoldundbemerkt
GR. Arnöldhabeeine ReihevonDingenbehauptet ,bei denenWirkdichkeitund
Widergabein Widerspruchstehen .SeineAnsichtüberdie privateFürsorge
habedernichtgeändertundwerdeer nichtändern . Essei immerseineMeinung
gewesen ,dass die private und öffentliche Fürsorge miteinander arbeiten

sollen ,dassaberdie Oeffentlichkeitdie Verpflichtunghat ,für allezu
sorgen . Sogeht es natürlich nicht ,dass die Fürsorgeeiner Stadt blossin
derAuszahlungderMittelbesteht ,dieFürsorgeaberdenPritatenüberlas¬
sen wird . St .. Tandlerverwahrt sich sodann mit aller Entschiedenheitgegen
den ihm vomGR. ArnoldgemachtenVorwurf ,dass er nicht voll und ganz beide :
WahrheitgebliebenseiundführtanderHandvonProtokollendenNachweis,
dassdemGR .Arnoldin demgegenständlichenFalle- es handeltsichum
das MeidlingerStiftungsheusein Irrtum unterlaufen sei .GegenüberdemVor¬
wurf ,dass die Gemeinde .Aufnahmevon Kindern in Kjöster ,sogerne die
Gemeindedafür zahlenmüsse ,vonder Zustimmungder Gemeindeverwaltungab¬

hängigmache ,weistSt. . Tandlerdaraufhin ,dassdie frühereGemeindever¬
waltungdurch einen Gemeinderatsbeschlussdie Aufnahmeeines jedenPfleg¬
lings ,für denein Kostenbeitraggeleistet wurde ,in das HausderBarmher¬
zigkeit ausdrücklichvonder Zustimmungdes Magistratsabhängiggemacht
habe( HörtHörtbeiderMehrheit) ,FüreinensolchenPfleglinghatdiefrü .
here Gemeindeverwaltungauf Grund desselben Beschlusses 6 Kronenmonatlich
an dasHausder Barmherzigkeitgezahlt( HörtHörtbei der Mehrheit ) .Dem
halte mandie Zuwendungengegenüber ,die die Gemeindean dasselbeInstitut856
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leistet .Sie bewegensich zwischen 121 . 000und 133 . 000Schilling imJahr .
Nichtrichtigist esawh ,dassdieGemeindeausErsparungsrücksichtenden
Betriebin denSpitälerneingeschränkthätte .DieEinschränkungdesSpi¬
talsbetriebes ist vielmehreine Folgeder ausserordentlichgrossenNot
undfindet sich auchüberall sonst .Sosind 30Prozentaller deutschenpri¬
vaten und öffentlichen Spitäler leer .Die ausgesteuerten Arbeitslosenver¬
lierenihreKrankenkassenundfindendaherkeineAufnahmein denSpitälern
und das in Arbeit befindliche Arbeiter kann sich ehe nicht halb - ¬
tod ist nicht entschliessen seine Arbeitsstätte zu verlassen ,weiler
fürchtenmuss ,arbeitsloszuwerden(LebhafterBeifall . . Mehrheir).Mit
grosser Entschiedenheit nimmt ,St . . Tandlersodanngegen den Vorwurfdes
GR.ArnoldStellung ,dass dieSeelsorgeimLeopoldstädterKinderspitalvon
der Gemeindeverwaltungbehindert werde .UnterHinweisauf einGutachten
des Magistratesführt er denNachweis ,dass die GemeindedemPriester
vertragsmässig sogar zur Seelsorge verprlichtet .Im LeopoldstädterKin¬
derspital warschonvorder Uebernahmedurchdie Gemeindeeinregelmässi¬
ger Besuchder Kinderdurchkatholische Seelsorger nicht üblich .DerMa¬
gistrat stellt ausdrücklich fest ,dass ein allgemeines Verbot derBesuche
vonSeelsorgernin demSpital durchdenMagistratnicht ergangenseiund
dassauchderAnstaltsleiterimGegenstandeeinvernommenerklärte ,dass
vonder Anstaltsleitungein solchesVerbotniemalsergangenist . DerMa¬
gistrat stellt weiterfest ,dass in denKinderspitälerndnWünschender
KinderundderengesetzlicherVertreternachErfüllungihrerreligiöser
Bedürfnissejederzeitentsprochenwerde ,dassdieZustimmungderEltern
eingeholtwird ,ist keinerleiBeeinträchtigungreligiöserGefühle .Eine
BeeinträchtigungkirchlicherPechtewürdenurvorliegen ,wenauchden
Wünshender Kindeseltern nicht Rechnunggetragen würde ,was aber nicht der
Fall ist .St,R . Tandlerschliesst die se seineAusführungenmitderBemer¬
kung,er werde ,e solange es sich vor einem Ideal der Menschheit ,sei
es Religion oder Weltanschauunghandelt ,denen ,die bestimmtsind fürdieses
Ideal zu kämpfen ,denRespektnicht versagen .WennGR. Arnoldmiraberden
Vorwurfmacht ,ich hätte ins Blitzblaue gesprochen ,mussich ihmerwidern ,
dass ich für die Förderung dieser Edeale mehr getan habe als er ( Lebhafter
Beifall bei der Mehrheit ) . Esist eine Ironie ,wennein Theologeeinen
Anatomenzur Sachlichkeitauffordert ( LebhafterBeifall bei derMehrheit). -¬
GRtinMotzko : Daswarnicht mehrBlitzblau ,das warschonaschgrau! -St. R.
TandlerschliesstmitdemAppellin dieserschwerenZeitgemeinsamund
friedlich zusammenzuarbeiten( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .

GR. Dr .Arnold( . . ) berichtettatächlich ,dass imFalle desMeidlin¬
ger Stiftungshauses aus den wenigen Sätzen des Referates nicht klar geworde :
ist,um was es sich eigentlich handelt .Prof .Tandler hat sich wirklich an
die BeamtenschaftgewandetumAuskunftüberdie HöhederVerpflegskosten.
Ichberichtigetatsächlich ,dassunsereAuffassungin demdürftigenReferat
ihre Begründunghatte .ImFallederUnterbringungvonKindernberichtige
ich tatsächlich ,dass nicht die vorherigeUnterbringungder Kinderinder
Anstalt der Anlass zumStreit war .Der Streit hat damit begonnen ,dass dieGe
meinde von 1923 an die Zahlung der Verpfäe gskosten an sämtliche katholische
Anstalten einstellte und die schon bewilligten Verpflegskosten auch dann
einstellte,wenn die Anstalt gewechselt wurde und die Kinder in einer katho¬

lischen Anstalt untergebracht wurden .Dieser Streit stellt sich nicht soharn
los dar ,wie Prof .Tandler es glauben machenwollte .Im Falle derAngelegenhe
der Spitalsseelsorge berichtige ich tatsächlich ,dass ich mit Prof .Tandler
dreimal gesprochen habe .Ich berichtige tatsächlich ,das s derKooperator
Schebek früher ohhe Befragung der Anstaltsleitung das Spital betreten konn¬
te und sich jetzt jedesmal darauf berufen muss ,dass er im einzelnenFallevon den Eltern gewünscht wird ,( Beifall bei der . L

Zur Verhandlung kommtdie Verwaltungsgruppe für Wohnungswesan.857
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DieDebatteüberdenVoranschlagderVerwaltungsgruppe
für Wohnungswesenleitet StadtratWebermiteinemausführlichenBerichtein :

WieschonSt .R .Breitnerhervorgehogenhat ,ist fürden
WohnhausbauimBudgetnurder Betragvon50MillionenSchillingvorgesehen .
MitdiesemBetragist allerdingsnurdie FortFührungundFertigstellung
der derzeit imBaubefindlichen . 200Wohnungensichergestellt .Vielleicht
lässt sich durch Ersparungen und durch eine allgemein einsetzende Verbilli¬
gungein Betraghereinbringen ,mit demnochder Bauvoneinigenhundert
Wohnungenbegonnenwerdenkönnte .Keineswegsaber wirdes möglichsein ,den
Restvon . 900Wohnungenzur VollendungdesBauprogrammesin Arbeitzuneh¬
men ,wennnicht neue Gelder für diesen Zweckzur Verfügunggestellt werden .

Eine Einschränkung der Wohnbautätigkeit ist heute doppelt
schmerzlich .Doppelt nicht etwa nur wegender noch immerbestehendendrücker
denWohnungsnot,mehrnochwegendernochimmerumsichgreifendenArbeits¬
losigkeit .Ist dochbekannt ,dassdieBautätigkeitfür denGangderWirt-¬
schaft voneinschneidenderBedeutungist unddasskeinProduktionszweig
sovielfür ArbeitslöhneaufwendetwiedasBaugewerbe.Mindestens60Pro-¬
zent der gesamtenBaukostenbetragen die Arbeitslöhne .DerBudgetansatz
für das laufende Jahr beträgt 96 Millionen Schilling ;rund 58Millionen
Schillingdavonwurdenfür Arbeitslöhneausgegeben.Nimmtmandasdurch¬
schnittliche Jahreseinkommeneines Arbeitersmit3000Schillingan -das
wirklicheEinkommenist geringer- ,so ergibt sich ,dassbei denBautender
GemeindeWienimlaufendenJahr19. 200ArteiterBeschäftigunggefundenha-¬
ben .Dabeisindin dieserSummedie Arbeitskräfte ,die bei derUrproduktion,
bei derGewinnungdesHolzes ,desEisens ,derverschiedenenBaustoffeund
beim Transportwesen tätig waren ,nicht eingerechnet .

Der Wohnhausbauder GemeindeWienist aber nicht nurfür
die Wirtschaft unserer Stadt von überragender Bedeutung ;auch dieübrigen
BundesländerhabenanderBautätigkeitderGemeindeWieneinennichtunbeder
tendenAnteil .SowurdenimJahre1930ausdenBundesländernBaustoffeim
Betragevonrund14 ' 5MillionenSchillingbezogen.

DieBautätigkeitderGemeindeist alsoproduktiveArbeits-¬
losenfürsorgeimweitestenSinnedesWortes;geradedeshalbwäreeineEin¬
schränkungderBautätigkeitganzbesonderszubeklagen .DieseTatsachewerden
wirunsbeiderBeratungderVorlageüberdieErhöhungderWohnbausteuer
vor Augenhaltenmüssen.

Uoberdie Bautätigkeit selbst ist zu berichten ,dassbis
zumheutigenTage51. 326Wohnungenhergestelltwordensind .Imlaufenden
Jahrewurdenmehrals . 000Wohnungender Benützungübergeben .ZurVollen-¬
dungdes Wohnbauprogrammes( 60 . 000Wohnungen)ist nochder Bauvon. 970
Wohnungenin Angriffzunehmen .NachFertigstellungdererwähnten. 970
Wohnungenundderauf18BaustellensichimBaubefindlichen. 179Wohnunge:
werdeninsgesamt65,475Wohnungenerbautsein .

ImheurigenJahr sind bis 1 .NovemberdurchdasWohnungs-¬
amt . 710Parteienmit22 . 773PersonenmitWohnungenversorgtworden .Währe
demWohnungsamtmonatlich rund 500 Wohnungender verschiedenen Grössein
städtischenNeubautenzurVerfügungstehen ,wurdenindenersten11Monaten
des heurigenJahres durchschnittlich im Monat820Wohnungsmuchendevorge- ¬

merkt .
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Es drängt sich die Frage auf ,warum/Wientrotz demgros - ¬

senWohnungszuwachs,dereinschliesslichderprivatenBautenmit55. 000
bis 60 . 000Wohnungenbeziffert werdenkann ,und trotz demBevölkerungsrück -¬
gang von über 2,000 . 000auf ' 8Millionen Einwohner noch immereine so
grosseWohnungsnotbesteht .DieBeantwortungdieserFrageist nichtschwer.

Durch den Geburtenrückgang und die Kriegsverluste ist im

ZusammenhangmitdemWohnungszuwachsdie KopfzahlproHaushaltundWohnung
von ' 25auf ' 2Köpfezurückgegangen.EineVerminderungderHaushalteist
trotzdemBevölkerungsrückgangnichteingetreten.DerWohnungszuwachswur-¬
de zumgrössten Teil durch die gesteigerte Zahl derHaushaltsgründungennach demKriegewettgemacht.

DurchdieBeseitigungderWehrpflichtunddurchdenWeg-¬
fall andererHemmunngensetztenachdemKriegedieHaushaltsgründungbei
denMännernin derRegelschonmitdem22. Lebensjahrein ,in derVor-¬
kriegszeit heiratete die Mehrheitder Männerim Alter von28 bis 30Jahren .
DadurchhatsichdieZahlderHaushalteschätzungsweiseumho. 000bis
50 . 000erhöht .In denJahren1914bis 1918haben77 . 129EhepaaredenHaus-¬
halt gegründet ,in denJahren1919bis 1923nichtwenigerals132. 795. Der
Jahresdurchschittvon1914bis 1918betrug15. 400 ,dervon1919bis1923
hingegen 26500Haushaltsgründungen .Daraus ergibt sich ,dass von 1919bis
192355. 666Haushaltemehrgegründetwordensind ,als in denJahren1914
bis 1918 .

Undlegt mandie Eheschliessungendes Jahrfünftes 1909- ¬
1914derBerechnungzugrunde,sozeigtsich ,dassnachdemKriepebei
gesunkenerBevölkerungszahlum37. 780Haushaltemehrgegründetwordensind .
DieseZahlenbestätigen meineAnnahme ,dass sich die Zahlder Haushalteseit
demJahre 1914um4o . 000bis 50 . 000erhöhthat .

Esmussweiterbeachtetwerden ,dssderWienerWohnungs-¬
marktnicht nur die in Wienauftretenden Wohnbedürfnissezubefriedigen
hat ,sonderndasser auchvonWohnungssuchendenausallenGemeindenderUm-¬
gebungstark in Anspruchgenommenwird .Ausserhalb Wienswurdebekanntlich
nursehrweniggebaut .VordemKriegewarenzahlreichein Wienbeschäftigte
Familienbestrebt ,in einer Gemeindeausserhalb Wienszu wohnen ;jetzt voll - ¬
ziehtsichderumgekehrteProzess ;zahlloseHaushaltederUmgebungWiens
suchen jetzt nicht nur aus Ersparungsgründen in Wienihren Wohnbedarfzube¬
friedigen ,sondernweilsie drausseneineWohnungnichterhaltenkönnen.
EinederweiterenUrsachendernochimmerstarkenNachfragenachWohnun¬
genist auchin der SpannungzwischenHauptmietzinsundUntermietzinszu
suchen ;die Spannungist so gross ,dass die Masseder Untermieteraus
wirtschaftlichen Gründeneine selbstständige Wohnunganstrebt .

DieschwereeHemmungen,die beimWohnungstauschzuüber-¬
winden sind ,verhindern eine bessere Verteilung des Wohnraumes .VieleHaus- ¬
inhaber - es gibt auch rühmlicheAusnahmen -verhinderndurchVerweigerung
derZustimmung,wennsichzweiParteienzumTauschgefundenhaben,dieFunk-¬
tion diesesRegulatorsamWohnungsmarkte.Dazukommtnoch ,dassbeijeder
Neuvermietungder Mietzinsdas Zweitausendfache ,das heisstpraktisch
auf das Fünftausendfache steigt .Aus all diesen Gründen bemühen sich daher
beimWohnungsamtederzeit nicht weniger als 115 . 000tauschlustige Parteien
umdenTauschihrer gegenwärtigenWohnungmit einer Wohnungin einemHaus
der Gemeinde .

DerMangeleinesVermiebungszwangesfreigewordenerWoh¬
nungenund das Begehrenvon hohenAblösenund Goldmietzinsenführenzwangs- ¬859



läufigzuverhältnismässigvielenLeerstehendenWohnungen.Larüberwird
allgemeinmitRechtgeklagt .Hierkönntenurein GesetzüberdenWohnungs-¬
nachweisAbhilfeschaffen .DasGesetzmüssteeinenAnmelduingszwangfreige-¬
wordenerWohnungenbeimstädtischenWohnungsnachweisbeinhaltenundderGe-¬
meindedas Rechtgeben ,in Wohnungen ,die nach Freiwerdennicht binneneiner
kurzenFrist vermietetwordensind ,einen Mietereinzuweisen .DasGesetz
müssteaberauchdenWohnungstauschregeln ,undzwarin derWeise ,dasses ,
wennsichzweiParteienzumTauschfinden ,dieHausbesitzerverhaltenmüsste
einemTauschzuzustimmen,wennniht berechtigteGründegegendieZustimmung
sprechen .In strittigen Fällen müsste den Parteien auf kurzem Wegeein
Appellentwederandie MietkommissionencderaneigensvonHausbesitzern
undMieternbestellte ständige Kommissionenzustehen .

NichtohneEinflussaufdie NachfragenachWohnungenbeim
Wohnungsamtesind auch die Kündigungen .Im Jahre 1930 wurden 12 . 103Haupt - ¬
mieterund . 785Untermieter,zusammenalso17. 888Mietergakündigt .In
denersten10MonatendåesesJahreserfolgten13. 513Kündigungen.Selbst
wennnurein Drittel aller KündigungenrechtskräftigwurdeunddieGekün¬
digten vomWohnungsamteeine Wohnungbegehrten ,wärendamitschonallein
einemJahrezur ErbauunggelangendenWohnungenkonsumiert .Einschwerer
Nachteilist esauch ,dassdiedurchKündigungfreiwerdendenWohnungenin
der Regel nicht von Mietern ,deren Wonnbedarfam dringendsten ist ,bezogen
werdenkönnen ,sonderndasssie meistnurandie zahlungskräftigstenMieter
vergebenwerden .

Nichtzuletztist dieWohnungsnotauchaufdenBestandkleinstorundschlechtesterWchnungenzurückzuführen .NachderWohnungs-¬
zählungimJahre1917 ,dieinsgesamt554. 545Wohnungenergab ,wareninWien
67 . 960Kabinettwohnungenund10 . 865Wohnungen,die nurauseinemeinzigen
Zimmerbestanden.Vondiesen78,025Wohnungenhattennur37. 426eineKüche.
Weitergabes in Wiendamals196. 631WohnungenausZimmerundKücheund
130. 535WohnungenausZimmer-Kabinett-Küche.EinegrosseZahlMieter
suchtvonlängstunzulänglichgewordenenundschlechtenWohnungenloszu-¬kommen .

Durchdie Erbauungvonmehrals 50 . 000Wohnungen,diedie
Gemeindebishererrichtethat ,ist einegewaltigeVerbesserungin denWie-¬
ner Wohnverhäktnisseneingetreten .Leider liegen statistische Erhebungen
überdieWohnverhältnissenichtvorgobwohlsie für dieBeurteilungdes
wirklichenZustandesvongrösster Bedeutungwären .Abereineschätzungswei-¬
se Berechnungergibt ,dassin Wienauf ' 7PersoneneinWohnraumentfällt .

Es ist gewisskein unzuLässigerOptimismus ,wennmanbehaur
tet,dass die Zeit nicht mehrferne ist ,in der die WohnungsnotinWien
überwendenseinwird .ZudieserSchlussfolgerunggibt unsdieBevölkerungs-¬
statistik Anlass .Bekanntlichist seit 1913der Geburtenrückgangeinganz
enermer .DieWirkungdiesesRückgangesscheintamschärfstenin denWiener

7 /Schulenauf .WährendimSchuljahr1913/1hdie WienerVolksschulenvon
237. 737Kindernbesuchtwordensind ,betrugdieSchülerzahlimSchuljahr
1926/27nur 115 . 531 :das ist ein Rückgangum122 . 206Einder .DerGeburten
rückgangwirdsich aufdemWienerWohnungsmarktin einerstarksinkenden

Zahlder Haushaltsgründungenauswirken .Derzeittritt er nurdurcheinen
RückgangderWohndichteteilweiseinErscheinung.NacheinerBerechnungdes
HofratesDr .HeckewirddieZahlderEhen,dieheuteimJahrenochimmer
17,000beträgt ,imJahre1935auf11. 000zurückgehenunddannrapidbiszum860
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Jahre1942auf . 000Ehensinken ,Manwirddahermitdemdannvorhandenen
WehnraumnichtnurreichlichdasAuslangenfinden ,sonderneswirdauch
eineentsprechendeAnzahlvonWohnungenleerstehen .Diesekeineswegser-¬
schöpfendaufgezähltenTatsachenbweisen,dasswirmitdemBauvonKlein-¬wohnungennach lange nicht aufhören können und dass wir mit unserer Woh¬
nungspolitik den richtigen Weggehen .

UnterBerücksichtigungdervoraussichtlichEnde1932fer-¬tiggestelltenWohnungenwirddie Wohnhäuserverwæltungeinschliesslichder
Notstands-undSiedlungsbautenEnde1932über63. 547Wohnungenund. 432
Geschäftslokaleverfügen.AusserdemsteheninVerwaltungstädtischerBe-¬triebe ,UnternehmungenundAnstalten . 964Wohnungenund162Geschäfts-¬
lokale ,sodassEnde1932dergesamteBestand69. 511Wohnungenund. 594
Geschäftslokalebetragenwird .ZudenWohnhausanlagengehören33zentrale
Dampfwäschereienund63zentraleBadeanlagen.DieMietzinsewerdenim
kommendenJahr7,741 . 130Schillingbetragen.

IchkannmitBefriedigungfeststellen ,dassdiestädti-¬scheWohnhäuserverwaltungmit keinennennenswertenSchwierigkeitenzu
kämpfenhat .DieMietzinselaufenregelmässigein ;derMietzinsrückstand
betrugEndedesVorjahres180. 000Schilling,dassindnichtganz3Prozentdes Mietzinsesüberhaupt.

AusdemVoranschlagist zuersehen,dasssichdieGemeindeWienbemüht,imRahmenderihrzurVerfügungstehendenMitteldieihrge-¬
stellten Aufgabenkraftvoll zu erfüllen .( Beifallbei derMehrheit) .

GR.Ullreich( . . )sprichtausführlichüberdasKleingartenwe¬
sen . WiedasvorliegendeBudgetzeigt,hatdieGemeindedieKleingarten¬
förderung,aufdiesiesichseinerzeitsovielgetanhat,soziemlich
abgebaut,WährendimJahre1930fürdieKleingartenförderungnoch180. 000
Schilling,fürdasJahr1931noch161. 000Schillingveranschlagtwurden,sindheuernurmehrdafür22. 000Schillingvorgesehen.Dasist einsehrkräf¬

tigerAbstrich. DerRednerführtsodannBeschwerdedarüber,dass dasAus-¬
massderGemeindesiedlungenimmerkleinerwird .DieMehrheitistselbst
daranschuld ,dasssieheuteüberdieStadtgrenzennichthinauskann,dasieseswar,dieauspolitischenGründendasStadtgebietvondemflachen
Landabgeschnürthat .TrotzdemwäreesbeieinigemgutemWillenmöglich,
sowohäinnerhalbwieausserhalbdesStadtgebietesLandfürdieSiedlerzuerschliessen .In der Kleingartenförderunggeschieht seitens derGemeingar nichte mehr . 852

GR.UllreichbeschäftigtsichsodannmitdemstädtischenWohnungs-¬
wesenundtritt derMeinungdesSt. . Weberentgegen,dassbaldeinefühl¬
bareLinderungder Wohnungsnotzu verspürensein werde .NachdenMitteilun¬
gendesStadtratessindzwarnur11,300Wohnungsbedürftigevorgemerkt,es
sindabernichtwenigerals15. 3hoGesumheeingebrachtworden.Dasheisst,33. 980Gesuchesindabgewiesenworden.VondieserZahlist sicherlichder
überwiegendeTeilwohnungsbedürftig.SolangewirnochBarackenlagerinWinhaben ,kannvoneinemNachlassender WohnungsnotkeineRedesein .Dazu
kommtnoch ,dassimJahre1932Gemeindeneubautennichtbegonnenwerdensolle
Angesichtsdieser Sachlagemüsstealles getanwerden ,umdieprivate
Bautätigkeitzufördern .
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Eine Behinderungder Siedlungsbetätigungist/dass die Gemeindevon
Gründen,dievonGenossenschaftenzurVerbauungdurchihreMitgliederer¬
worben worden sind ,die Bodenwertabgabevomunverbauten Grundeinhebt .
DasbedeutetnatürlicheinestarkeBehinderungdergenossenschaftlichen
Bautätigkeit .In letzterZeitwurdeauchdasstädtischeSiedlungsamtauf¬
gelassen ,wassicherals Beweisgeltenkann ,dassSie ,für dieSiedlungs¬
betätigunggarnichtsübrigHaben. DervorliegendeVoranschlagzeigt ,
wie wenig Sie für die Kleingartenförderung tun wollen .Sie werdenwahr¬
sdheinlichbei nächster Gelegenheitauch die Kleingartenstellesang¬
und klanglos verschwindenlassen .Die Wohnbauförderungsaktion ,beider

manches- ichwill es zugeben - verfehltwar ,ist jetzt zu Endegegangen .An
ihrer Stelle müsste die städtische Wohnbauförderungtreten .Ichdenke
mirdie Sacheso ,dassdie Gemeinde50Prozentder BaukostenausdenMitteln
der Wohnbausteuerals Darlehen auf die zweite Hypothekgibt .Dieandere
Hälftesoll derBewerberaufbringenoderer soll sich dasGeldaufdie
ersteHypothekverschaffen .Ichstelle daherfolgendenAntrag:

Trotz der mehrfachmehrjährigen Wohnbautätigkeit ist es derGe¬
meinde/Wiennichtgelungen ,die Wohnungsnotin Wienin fühlbarerWeisezu
mildern .Diesundder Umstand ,dass imJahre 1932keineNeubauteninAngriffe
genommenwerdenkönnen ,zwingtzur Erschliessungneuer Wege ,umdieSchaffung
vpnWohnungennicht nur auf die Bautätigkeitder Gemeindebeschränktzu
halten .Auchdie Wirtschaftskrise fordert gebietzisch eine möglichstum¬
fassendeBautätigkeit .ZudiesemZweckeist die pribateundbesondersdie
genossenschaftliche Bautäbigkeit durch Schaffung einer städtischen Wohn¬
bauförderungsaktionheranzuziehen.AlsGrundsatzwärenhiebeiinAussicht
zu nehmen :die Hälfte desEAtrages der Wonnbausteuerwird alljährlich zur
Gewährung von Hypothekarkredit gegen 1 prozentige Verzinsung für zwei¬

stellige Darlehen im Ausmassvon 50 Prozent der Gestehungskostengewidmet .
Für solderart begünstigte Bauten kann vorgeschrieben werden ,dass sebis
zu 75 Kleinwohnungen hethalten ."

/0 Wirwollen Ihnen durch unseren Antrag die Möglichkeitgeben ,auf
ei nemanderenWegezu grässerenErfolgenauf demGebietedesWohnungs¬
wesens zu kommen( Lebhafter Beifall bei der . . )

DieVerhandlungenwerdenabgebrochen .NächsteSitzungmorgen
17Uhr .

Schluss der Sitzung 21 Uhr 50.
Bogenabfertigung21 Uhr55 .
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BUDGETBERATUNG .
WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom18 .Dezember1931 .
Beginnder Sitzung17 Uhr .DasHaussetzt dieSpezial

dabatte überdenVoranschlagder Verwaltungsgruppefür Wohnungswesenfort .
. . Millik( . . ) bemerkt ,dass die private Bautätigkeit ganzer¬

schlagen ist .Nunschränken auch Bundund die GemeindendieBautätigkeit
ein . DieseSituation führt zum Ruin der Wirtschaft . Wenndie Bautätigkeit
ruht,ruhtalles .IchwarnevordenMassen,anderenSpitzedasGespenstdes
Hungersstaht .Nur ein Zusammenarbeitenkann die Situation verbessern undnu
der Eeg vom Rathaus ins Parlament oder umgekehrt kann den Bedürfnissen Re¬
chnungtragen . DerRednerbringt sodannKlagenüber die Rauchplageinden
städtischen Wohnhausanlagenvor .DieRauchplageist auf die Heizungmit
Kokszurüclzuführen ,wodurchdie Kaminesehr austrocknen .Der Mörtelfällt
ah und so entstehen Fugen ,durch die der Rauch in dåeNachbarwohnungen
eindringt . Esist gewissnotwendig ,dass der Gemeindefürausserordentliche
Zeiteneine gewisseAnzahlleerstehenderWohnungenzur Verfügungstehen .Es
soldenaberbereits derenzuvielesein .DerRednerverlangthierüberAuf¬
klärung sowåe über ,die Zinsrückstände in den WohnbautenderGemeinde
( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR. Holaubek ( . . )bemerkt ,nahhdengrossenWortenüber
den Aufbau Wiens müsse die Mehrheit jetzt froh sein ,die begonnenenBauten

fürtzuführen .VonNeubautenist keineRedemehr .DerRednerbeschäftigtsich
sodannmit den Wohnungszuweiseungenund verlangt ,dass diese: gerech
undohneRücksichtuafdasParteiinteresseerfolgen .Da53 . 000neueWohnung
geschaffen ,das heisst 53 . 000Mietparteien mit ihrenFamilienangehörigen
untergebracht wurden ,sollte manmeinen ,dass dadurchdie Wohnungsnotsehr
erheblich eingeschränktwordenist .Demist aber nicht so . Mankanndasnur
so erklären ,dass unter den 53 . 000sehr viele sind ,die gar nicht wohnungs- ¬
bedürftig waren ,sonderndie nur aus Gründender WahlstrategieeineWoh¬
nungerhaltenhaben .AnnderAufhebungdesWohnungsanforderungsgesetzesträt
die SozialdemokratieeinenerheblichenTeil der Schuld ,da dasWohnungs-¬
amt ,das bei Besetzung der Wohnungenin den Gemeindehäusern sehr vorsich¬
tig ist ,den Hausherrenalle die Parteien zugewiesenhat ,die maninden
Wohnhausbautender Gemeindenicht habenwill .GR. Holaubekverlangtweiters
dass die private Wohnbautätigkeitmöglichst gefördert werdeund dassange¬
sichts der grossen Wohnungsnot ,jeder verfügbare Raumin denGemeindebaute
auchwirklichWohnzweckenzugeföhrtwerde .In dieser Zeit mussderLuxus
von Heimen ,Horten ,Parteisekretariaten usw .in Gemeindewohnhäusernauf¬ - ¬
hören .Meiters verlangt er die Einsetzung einer parirätisch zusammengeset
Kommission,die die Zuweisung;ier Wohnungsnzuüberprüfenhätt undwen
det sich dagegen ,dass das Intervontionsrecht der Gemeinderäteiier Min¬
derheit in Wohnungssachenso sehr eingeschränkt wordensei ( LebhafterBei¬
fall bei der . . )

GR. Daffinger( . . )woistgfaraufhin ,dass/tfotzderErhöhung
der Wohnbausteuerdoch nicht möglich werdenwird ,neue Wohnungenzuschaf¬
Dasist angesichtsdes grossenWohnungsbedarfes,der nochimmerbesteht
sehr bedauerlich .Die Minderheit hat durch Jahre geraten ,den Wohnbaudurc
eine Anleihe zu finanzieren .Damithat mansolange gewartet,bis dieMöglich
keit einer Wohnbauanleiheverschüttet war .In einer Kritik derWohnungsber-¬
gebungen stellt er fest ,dass sich trotz aller Anstrengungen des Bundesund
trotz der Wohnbautätigkeitder Gemeindebisher nochkeine fühlbareVer¬
ringerung der Wohnuggsnotbemerkbargemachthabe ,Er beschäftigt sichsodan863
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mit den Mietzinszuschüssenyundstellt fest ,dass zur Dotierungdieser
Mietzinszuschüsseeine eigene Zwecksteuer ,die Bodenwertabgabevomverbauter
Grundgeschaffen wordensei .Nunhat diese Abgabein den letzten zweiJah¬
ren ' 6Millienengetragen ,währenddie GesamtsummederMietzinszuschüsse
in drei Jahren bloss ' 4Millicnenausmacht .Dasheisst ,derAusgleichs¬
fondwarfür die Gemeindeein glänzendesGeschäft .Schliesslicherklärt
der Rednergegendas Budgetzu stimmen( LebhafterBeifall bei der . . )

Eswirdsodanndie Abstimmungüberdie VerwaltungsgruppeIIIvor¬
genommenunddie Ansätzedieser Gruppegenehmigt .DerAntragHörmayerwird

abgelehnt .
Sodannwirddie Debatteüberdie BruppeIVfortgesetzt .
GR. Schiener( . . )bemerkt ,der Voranschlagzeige ,dassdie

Politik der Gemeindevollständig Schiffbruch gelitten habe .Alles wasan
Wertenin derStadtvorhandenwar ,ist dankdieserPolitikvernichtetworde
DåesozialdemokratischeGemeinderatsmehzheithabeZinskasernengeschaffen,
die der Stadt nicht zur Zierdegereichen . Ihre
Wohnbaupolitikhal der Bevölkerungfast 1 MilliardeSchillinggekostet .
DasFallen dee Mieterschutzgesetzeswirdder Bevölkerungdie Augenöffnen ,
dassSiein WieneinekünstlicheWohnungsnotgeschaffenhaben ,unterder
die ganzeBevölkerungleidet .SolangeIhreSteuerpolitikeinewirtschafts¬
feindlicheist ,werdenwir gegendenVoranschlagstimmen .( Beifall) .

GR .Heinrich( . . )stellt fest ,dass schonimJahre 1931diestädtische
Bautätigkeitumein Drittel derfür dasJahrveranschlagtenWohnungenzu¬
rückgebliebenist . Fürdas Jahr 1932sind nur50MillonenSchillingfürdie
Bautätigkeitveranschlagt ,weshalbvoneiner grosszügigenBautätigkeitin
diesemJahre nicht gesprochenwerdenkann .DieseEinschränkungwirdden
Wohnungslosenund Obdachlosendas nächste Jahr zu einen derschlimmsten
Jahre machen .Ueberdie Vergebungder Wohnungensagt der Redner ,dassdie
WohnungsvergebungnichtimmernachdemGrundsatzederBedürftigkeitge¬
handhabtwird . DieWohnungsvergebungdurchdasWohnungsamtrichtet sichin
denmeistenFällennachderParteizugehörigkeitdesWohnungswerbers. Bei
derBeurteilungderWohnungsbeüüftigkeitwirdebenfallsnichtimmerder
gleiche Masstabangewendet .Getadelt werdenmussauch ,dass denVertretern
der Minderheitbei Vorsprachenim Wohnungsamtvonden Referentenüber
höheren Auftrag jede Auskunftserteilung verweigert wird ,währenddieMitgl :
der der Mehrheit im Wohnungsamtein und ausgehen . )Beifall ) .

DieVerhandlungenwerdenabgebrochen .NächsteSitzungMontag ,17Ul
Schlussder Sitzung18 Uhr50 .864

Bogenabfertigung19Uhr .
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DieneueWohnbausteuer.
ImFinanzausschusswurdeheute die Generaldebatteüber dasneue

Wohnbausteuergesetzabgeführt .Stadtrat Breitner verwieseingehenddarauf ,
dasses nachdenausserordentlichgrossenAbstrichenamGemeindebudget
unerlässlich gewordensei ,eine neue Einnahmezu erschliessen ,umdie
für alle Gewerbeso bolebendeWohnbautätigkeitentsprechenderweitern
zukönnen .DerWirtschaftskrisewurdebeiAusarbeitungdesGesetzesweitest.
gehendRechnunggetragen .Vor allem dadurch ,dass 90 Prozent aller Steuer¬
trägerüberhauptvonjederBelastungfreibleibenunddassbei denGeschäf-¬
ten ,Büros ,FabrikenundWerkstättendiein denhöchstenStufeneintreten-¬
deVerdoppelungmiteinemBetragvon250Schillingmonatlichbegrenztwurde .

In deranschliessendenDebatteverwiesGR. AngermayeraufdievielzuknapgeFrist ,diedemAusschussfürseineBeratunggesetztworden
sei ,wodurches unmöglichgemachtwurde ,sich mit allen EinzelheitenderVorlagebekanntzumachen.Esmüssedie Befürchtunggehegtwerden ,dassdie
ErhöhungderWohnbausteuerdenAnstosszuEntlassungengebenwerde ,zumal
bei sehr vielen Stadtgeschäften diewirtschaftliche Lage bereits eine sehr
ungünstigegewordenist .SoweitdieSteuersichaufWohnungenmitUnter¬
mietenbeziehe ,sei eineUeberwälzungaufdiesezugewärtigen,wodurch
die schonjetzt sehr hohenZahlungendieser Kategorieeine weitereVer¬stärkung erfahren werden .

GR. Stögerführteaus ,dassschonbeiderjetzt geltendenSteuer
sehrvieleGeschäftsleuteundWohnungsinhabergezwungenseien ,Unterteilun¬
gen vorzunehmen ,unddass dies insbesonderein der Inneren Stadtseines
Wissensin einemhohenMasseder Fallsei .

GR. Krammerverwiesauf jene Teile der Beamtenschaft ,dieaus
früherenbesserenZeitennocheinegrössereWohnunginnehaben,anihr
hängenunddurchdieSteuererhöhunghartgetroffenwerden.Esmüsseauchdaranerinnert werden ,dass die PrivatschulenundauchsolchevonKongrega¬
tionenin ganzungerechtigterWeisezur Zahlungherangezogenwerden .Die
GemeindeerfahredurchdiesePrivatschuleneinewesentlicheEntlastung
bei ihremeigenenAufwandundsollte ,statt vondiesen ObjektenSteuern
einzuheben ,sie eigentlich pro Schülerangemessensubventionteren .Soweit
es sich selbst umGrosswohnungenhandle ,werdedie Steuer prohobitivwirken
eine Abwanderung von Wien zur Folge haben und alle jene Kreise schädigen ,
die aus diesemAufwandsonst Nutzenziehen .

GR. Uebelhörlegt dar ,dassgeradeunterdengegenwärtigenVer-¬hältnissen eszwi ngendnotwendigsei ,die Gestehungskostenzusenken .VjgDurchdiese - werde gerade das Gegenteil bewirkt .Wennauchnicht
verkanntwerdensoll ,dassdurchdenWohnbaueineBelebungderWirtschafthervorgerufenwird ,so wäredies aberviel zuteuererkauft .

St . . Biberverwies darauf ,dass eine Beurteilung der Erträglich¬
keit derin AussichtgenommenenSteuersätzenurdannmöglichwäre ,wenndem
AusschusseinegenaueListealler betroffenenZensitenvorgelegtwerdenkaul.A .

» Esmüsseauchhervorge ““werden ,dass die ErhöhungderWohnbau¬
steuer ,die eine bevorrechtete Forderung darstellt ,sich bei allen Aus¬
gleichen noch unerwünschterals bisher geltend machenwerde .Aufdiese
WeisekommenregelmässigdiewahrenGläubigerzuSchaden.Vomsozialen
Standpunkteauswäreauchzufordern,dassbeidengrösserenWohnungendie865
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Wohnungsdichteberücksichtigtwerde .Essei docheinganzwesentlicher
UntersahiedimAufwand,obeinekinderreicheFamilieodereinJunggeselle
mehrereRäumefür sich in Anspruchnimmt .DerRednerführt dannnoch
eingehendaus ,dass der WienerLandtagüber diese Vorlagenichtallein
entscheidenkönne ,da der RegierungimSinnedesFinanzverfassungsgesetzes
beieinerSteuerbelastungvonmehrals14ProzentfürdaseinzelneObjekt
dasEinspruchsrechtzustehe.AusdiesemGrundewerdeesnotwendigsein,
noch wesentliche Aenderungenverzunehmen .

St . . Breitnererwiderteeingehendauf die vorgebrachtenBedenken.
VonirgendeinerkatastrophalenWirkungkönneganzundgarnichtgesprochen

werdenund auch ein Personalabbauaus demTitel der Wohnbausteuersei in
Wirklichkeitvollkommenunbegründet .Jedenfallsstehedemgegenüberals
unbedingterVorteildie Tatsache ,dassmitdemErtragderWohnbausteuer
3000bis looo Arbeiterganzjährigbeschäftigt undmehrals 1000neueWoh¬
nungenhergestellt werdenkönnen .Wasdie EinspruchsmöglichkeitderRe¬
gierunganlangt ,so handeltes sichkeineswegsumeinezwingendeVerfassung
bestimmung ,sondernnur umein Rechtder Regierung .Bei einer ganzenRei¬
he vonSteuererhöhungenin denBundesländernwurdeschonbis zu 28Prozent
gegangen ,ohnedassdie RegierungeinenEinsprucherhobenhätte .Sollte
siedieswiderErwartengegenüberderWienerVorlagetunundeineAusnah-¬mebehandlungeintretenlassen ,so wäreebenauchdie Regierungdafürver¬

antwortlich ,wennzur SicherungdesnotwendigenSteuerertrageseinweniger
sozialerStufenaufbauals derjetzt geplanteplatzgreifenmüsste .Dieab¬lehnende Haltung der Minderheit sei umsomehr zu bedauern ,als bei der

BeratungdesBudgetsanierungsgesetzesdesBundesimOktoberdiesesJahres
die sozialdemokratischeMinderheitimNationalratunterHintanstellung
aller parteimässigenBedenkenfür dieses Gesetzgestimmthabe ,daseine
FüllevonunangenehmstenBelastungengebrachthabe .Sobeispielsweise
ausserder so bedauerlichenKürzungder BezügederBundesangestellten
die Krisenstauerschonbei einemEinkommenvonmehrals 2400Schilling ,
diedrückendenZuschlägezurBiersteuerundZuckersteuer,dieErhöhung
der Benzinsteuer ,die Kraftwagenverkahrssteuer .St .. Breitnergibtder
ErwartungAusdruck ,dassauchdie MinderheitimGemeinderatangesichts
der so schwierigen Verhältnisse die gleiche Haltung einnehmen undeine
einmütige Beschlussfassung ermöglichen werde .
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DasneueWohnbaustevorgesetz.
DerFinanzausschusserledigteheuteinmehrstündigerBeratungdie

SpezialdebatteüberdasneueWohnbausteuergesetz,inderenVerlaufeAbg.
Kunschakeine Reihe von Anträgen stellte ,die zur Annahmegelangten .So
wurde die Begünstigung der tagweisen Berechnung der Steuer für die Vermie- ¬
tungoderBenützungleerstehenderTheater ,KonzertsäleundVersammlungslo¬
kale nicht ,wie in derVorlage nur bei einer Benützung vonwe¬
nigerals 10. Tagen,sondernbei einer Benützungbis zu 14Tagenvorgssehen.
ImgleichenParagraphwarfestgesetzt ,dass ,wennnachBeendigungeinesMiet
verhältnisses oder einer sonstigen vertragsmässigen oder vertragslosen Be- ¬
nützungvonMietgegenständenMobilienin derWohnungzurückbleiben,derHaus-¬
eigentümerzur Entrichtungder Wohnbausteuerverpflichtet wäre .Nunmehr
wurdeaufAntragdesAbg ,Kunschakfestgelegt ,dassderHauseigentümernurdannzahlungspflichtigist ,wenndie Mobilienin seinemInteresseimMiet-¬
gegenstandverbleiben .Ein weiterer Antragdes Abg .Kunschakbeziehtsich
darauf ,dass im Falle der Betriebseinschäänkungim Erzeugungsgewerbedie
teilweise Leerstehungder eigenbenütztenMietgegenständeauch zuberück¬
sichtenist ,wennnichtnurein ganzesGeschoss ,sondernauchirgendein
selbstständiges Objekt leersteht .Die Abschreibung der Steuer bei einer
anerkannten teilweisen Leerstehung soll bereits vom Beginn des dritten Mo¬

nates nach Erstattung der Anzeige und nicht ,wie im Entwurf vorgesehenwar ,
erst vomBeginn des 5 .Monates wirken .In den Bestimmungenüber die ver¬
gleichsweiseFeststellungdesMietwerteswurdedie Frist fürEinwendungen
von 8 auf 14 Tage erstreckt ,Schliesslich wurde auch bei der Bestimmung
über die Zuziehungvon Sachverständigen das Vorschlagsrecht desSteuerpflic
tigengenauumschrieben.Weiterswurdeein AntragdesAbg .Krammerangenom¬
men ,wonachdie in der Zeit vom1 .Jänner1932bis zur KundmachungdesGe¬
setzes fällig gewordenen Zuschläge nicht schon spätestens am 14,Tage ,sonder
erst spätestens innerhalb drei Wochenzu entrichten sind .DieZahlungsfrist
fürdenHauseigentümerwurdevom15 .TagenachderKundmachungaufhWoche:
nachder Kundmachungausgedehnt .EineReihestilistischer Vereinfachungen
wurde auf Antrag des Abg .Uebelhör angenommen .In der Debatte verwiesAbe
Kunschakdarauf ,dass die Verdoppelungder Steuer von Wohnungenbeigros - ¬
sen Objekten in manchen Fällen zur Auflassung des Haushaltes und zur gänz - ¬
lichenLeerstehungvonWohnungenführenwerde ,wodurchdasWirtschaftsle¬
ben Wienseine wesentliche Schädigungerfahren würde .Er halte esfür
zweckmässig,dieseBestimmungdesGesetzesnocheinerUeberprüfungzuun¬

terziehen .
AbgelehntwurdederAntragdesAbg .Kunschak,wonachfürdie

Frage der Gemeinnützigkeitals Steuerbefreiungsgrundnur der Zweckder
Anstalten oder Körperschaften als solcher entscheidend sein soll,ohne Be¬

betgeffenden
rücksichtigung des Umstandes ,ob für den/Zweck aus öffentlichen Mitteln
bereits vorgesorgtist ,weil die Landesregierungauchjetzt schondieMögl
keit hat ,die von ihr gegebenenRichtlinien in diesem Sinne zuändern
und es nicht zweckdienlich ist ,irgendeine UmschreibungderGemein¬
nützigkeitvorzunehmen;die EntscheidungmussderLandesregierunganheim
gestellt werden .
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SitzungenimRathaus.
InderkommendenWochetrittamMontagum17UhrderGemeinderatder Stadt Wienzu einer Sitzungzusammen.
AmDienstagfindet um10Uhreine SitzungdesWienerStadtsenates

statt .Unmittelbarnachder Sitzung des Stadtsenates findet eineSitzung
der WienerLandesregierungstaat .

DerWienerLandtagtritt amDienstagum16UhrzueinerSitzungzusammen . . —
StarkeBelegungderLagerräumeindenLagerhäusernderStadtWien.

Die Lagerhäuser der Stadt Wien haben infolge grossen Warenandran¬

ges ihre Kommittentendaraufaufmerksammachenmüssen ,dass Getreideund
FuttermittelnachwievorzwarzumdirektenUmschlagvonSchiffaufWag¬
gon und im Durchzugsverkehr übernommenwerden ,dass jedoch bis aufweite - ¬
res wegen ausserordentlich starker Belegung der Lagerräume Getreide und
Futtermittel zur Einlagerung und zum Umschlag auf Fuhrwerk via Lager
nurnachMassgabefreiwerdenderLagerplätzeübernommenwerdenkönnen.
DieKommittentender Lagerhäuserder Stadt Wienwerdendaherersucht ,
sich vor der Disponierungvon Getreide und Futtermittel auf oderüber
Lager mit der Direktion der Lagerhäuser ins Einvernehmenzusetzen .

Die städtischen Bäder währendderWeihnachtswoche.
In der Weihnachtswochesind die städtischen VolksbäderamDienstag ,

den 22 .Dezember ,und amMittwoch ,den 23 .Dezember ,von 13 Uhrbis 19Uhr ,
am Donnerstag ,den 24 .Dezember ,von 8 Uhr bis 18 Uhr und am Sonntag ,den
27 .Dezember ,von 8 Uhrbis 13 Uhrgeöffnet .Amalienbad ,Theresienbad ,Jör - ¬
gerbad und Floridsdorferbad haben in der WeihnachtwwochenormalenBetriet
Am25 ,und26 .Dezemberbleibensämtlichestädtischen Bädergeschlossen .

- .
DieRechnungsabteilungendermagistratischenBezirksämterbleibenvom24,

bis 31 .Dezember geschlossen .
Die Rechnungsabteilungen der magistratischen Bezirksämter ,die auchals

Einhebungsstellen für Steuern und Abgabenfungieren ,bleiben wiealljähr¬
lich vom24 .bis einschliesslich31 .Dezemberfür denParteienverkehr
geschlossen ,weil in dieser Zeit die Steuerkonten abgeschlossen werden .
Fürdie ErledigungunabweislicherFälle undfür die AusgabevonPostspar
kassen - Erlagscheinenwird Vorsorgegetroffen ,sodass die Möglichkeitder
EinzahlungvonSteuernundAbgabenkeineBeschränkungerfährt .868 - -
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SitzungdesWienerLandtages .
Morgen,Dienstag ,findetum4 UhrnachmittagseineSitzungdes

WienerLandtagesstatt .
- . - ¬

DerWettbewerb„ WienimBlumenschmuck".
Feierliche Preisverteilung imRathaus .

Gestern vormittags fand im Festsaale des WienerRathausesdie
feierliche Uebrreichung der anlässlich des Wettbewerbes„ Wienim
Blumenschmuck "verliehenen Auszeichnungen an die Preisträger statt .

ImgrossenFestsaalehattensich ausserdemKomiteeder Aktionviele
GemeinderäteundFunktionäreder WienerBezirkemit denPreisträgern
und ihren Angehörigen eingefunden .Die Verteilung der 637zuerkann¬
ten Preise nahmin Vertretungdes BürgermeistersamtsführenderStadt-¬

rat Karl Richter vor .
Vonden637Preisträgernan demWettbewerb„ WienimBlumenschmuck"

erhielten 16 Teilnehmerden ersten Preis im Betrage von 50Schilling ;
denzweitenPreis - 25 Schilling - erhielten 105Preisträger ,wäh-¬
rendderdritte Preis- 10Schilling- 516Teilnehmernzuerkanntwor-¬den war .

Im Namendes Komitees begrässte Gemeinderat Hofbauer die erschie¬
nenen Festgäste und sprach allen Mitarbeitern an der Aktionden
Dankfür ihre MüheundArbeitaus .In VertretungdesBürgermeisters
sprachamtsführenderStadtratRichterüberdie Bedeutungdesvon
der GemeindeWienseit Jahren veranstalteten Wettbewerbes„ Wienim

Blumenschmuck " . " Wien geniesst denRuf !
sagte Stadtrat Richter, "dieStadt der Gärtenzu sein .SeitJahren
ist die Gemeinde Wien auch emsig bemüht ,das Bild der Stadt durch
die Schaffung immerneuer Gärten und Anlagenund durch dieständige
Pflege vorhandener Grünflächen und Gärten zu verschönern .Nichtzu¬
letzt verdankt Wiendiesen seinen Rufaber auch der treuenMitar¬
beit aller WienerBlumenfreunde ,die sich vonJahr zu Jahreifriger
der Zucht und Pflege der Fensterblumenhingeben .Das zeigt auchdie
ständig wachsende Beteiligung an demvon der GemeindeWienveran¬
stalteten Wettbewerb„ Wienim Blumenschmuck " ;währendsich imJahre
1924andiesemWettbewerbnur217Parteienbeteiligt hatten ,nahmen
im Jahre 1931 bereits 1116 Teilnehmer an diesem Wettbewerbteil ,
der sicherlich ein wertvolles und erfolgreiches Mittel unseresBe¬
strebers ist ,immermehrNatur in die Steinwüsteder Stadt zuzau¬
bern " .Stadtrat Richter dankte sodann allen TeilnehmernamWettbewerb
für ihre MüheundArbeit ,aberauchfür ihre Liebezu denBlumenund
ihren Schönheitssinn und nahmdie Verteilung der 637 Preisevor .
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BUDGETBERATUNG.
WIENER GEMEINDERAT

Sit zungvom21 .Dezember1931 .
Vizebgm .Hosseröffnet nach17Uhrdie Sitzung .DasHaussetztdie

SpezialdebatteüberdenVoranschlagderVerwaltungsgruppefürWohnungswe-¬senfort .
GR. Dr. Wagner( . . )erklärt ,dassderVoranschlagderVerwaltungs¬

gruppefürWohnungswesenanSchwindsuchtleide ;dieseTatsachewerdedurch
die AusführungendesReferentennochbestärkt .In demBerichtüberdie
BettelsuppedesBudgetshatStadtratWeberseinerBescheidenheitkeineGren-¬
zengezogen .StadtratWeberprophezeitgerne ,aberimmerdaneben .Schonvor
JahrenhaterdasEndederWienerWohnungsnotprophezeit,abereinEndeder
Wohnungsnetist nochimmernichtabzusehen.InseinenAusführungenhatsich
derReferentnallen /ZweigenseinerVerwaltungsgruppebeschäftigtaber
aufdenVõrwurfdesSt. . Kunschak,dassbeimWohnungsbauUeberschreitungen
ven70MillionenSchillingvorgekommensind ,
hatSt. . Webernichtgeantwortet.NachVollendu,,dernochfehlendens
6970WohnungenwerdennachdenAusführungendesReferentenrund65. 500
Wohnungenfertiggestelltsein .DasistwirklicheineungeheureLeistung,
diebesser,alsmanbefürchtenmusste,zurVollendunggekommenist .Manmuss
feststellen ,dassbeidiesergigantischenArbeitUnsauberkeitenhurAusnahmen
waren .Beider Verwaltungeinesso ungeheurenWohnungsbestandeswirdesal -¬
lerdingszuallerhandUnzukömmlihkeitenkommen,wechalbrechtzeitiganeine
dezentralisierteOrganisationderWohnhäuserverwaltunggedachtwerdenmuss.
FürdenWohnungsbauwurdenrund50MillionenSchillingveranschlagt;zisht
mandavondenPersonalaufwandvon ' 7MillionenSchillingab,sobleibtfür
denWohnbaueinsehrbescheidenerBetrag .DiesekolossaleEinschränkungdesWohnhausbaueswirdnichtnurderWienerArbeitsmarkt ,sondernauchder
Arbeitsmarktder übrigenBundesländerzu spürenbekommen.

GR. Dr .Wagherbeschäftigt sich sodannmit der städtischen Wohnhäuser¬
verwaltungundbemerkt,dassdieseinderZukunfteinegrössereBedeutung
gewinnenwerdeals bisher .Nunstellt derRechnungshofdieausserordennliche
frappierendeTatsachefest ,dassdieMietzinsein denGemeindehäusernnicht
nacheinkeitlichenGrundsätzengeregelt sind ,sonderndass in denGemeinde¬
häuserndieunterschiedlichstenMietzinseaufgebautaufdenunterschied¬
lichstenGrundlagenvorkommen.IneinergrossenAnzahlvonohnhausanlagen
sind die Mietzinseauffallendniedrig . Esist ein unerträglicherZustand,
dassdie GemeindeWiendurchihre WohnhausverwaltungspolitikMieterzwder¬
lei Kategerienschafft . Wennder Gemeinderatder Anschauungwar ,dass einZu¬
shhussausdemAusgleiehsfondserstdannzuerfolgenhabe ,wenndasVier-¬
tausendfachedee Friedenszimmesüberschritten wird ,kannauchverlangt
werden ,dass die Zinse in den unter grossenOpfernder Bevölkerungerrichte -¬
tenWehnhausanlagenderGemeindewenigstensallmählichaufdiesesNiveau

. gebrachtwerden . Esist auch ganz unvertretbar ,dass die Mietzinse inden
meindewohnhäusernvoneiner Amortisationsquoteganzfreigelassenwerden.

DieErhöhungderMietzinsekönnteauflangeJahreverteilt werdenundwür¬
de daher im Anfangnur ausserordentlich bescheiden sein ,wobeiwirganz
damit einverstanden wärnn ,dass gewisse Ausnahmenfü .Arbeitslose und
Ausgetsteuertegetroffenwerden .Eswäreaberunbedingtnotwendig,dassaus
diesenMittelneinzureichenderErneuerungsfondsfür doestädtischenWohn-¬
hausanlagengeschaffenwird .AufkeinenFallgehtesan ,durchzuniedrig
gehalteneMietzinseeinenTeilderBevölkerungzusubventicnieren.Der870
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RednetstelltfolgendenAntrag:„DerMagistratwirdbeauftragt. fürdie
FestsetzungderMietzinsefürWohnungenindendemMietengesetzenichtun¬terliegendenWohnhäusennundWohnhaus-undSiedlungsanlagenderGemeinde
demGemeinderateAnträgevorzulegen,denenzufolgezunächstalleMietzinse
dengesetzlichfestgesetztenHauptmietzinsenfürWohnungeninAlthäusern,
sofernediesenichterreichtsind ,unverweiltangeglichenwerden; 2.zur
VorlageandenGemeinderatAnträgeauszuarbeiten ,denenzufolgedieMietzinse
fürdieobigenWohnungenineinemjährlichmehransteigendemMassederart
zuerhöhensind ,dassausdiesenErhöhungsbeträgeninnerhalb60Jahrendie
KostenderErneuerungdieserWohnungengedeckterscheinen.(LebhafterBeifallbei der . . )

St. . WebernimmtinseinemSchlusswortezunächstzudervonGR.Kunschakin derGeneraldebattegemachtenBemerkungStellung ,dassmitden
imBudgetfürdieFertigstellungderBauarbeitendeanächstenJahresvor-¬
gesehenenSummendasAuslangennichtwerdegefundenkönnenundbringezur
WiderlegungdieserBehauptungeinenvonderDirektiondesRechnungsamtes
unddesStadtbauamteseingeholtenBerichtzurKenntnis,ausdemsichfol¬
gendesergibt :SeitBeginndesJahres1928wurdenfür Wohnhausbautenaus
eigenenMittelnder Gemeinddebisheutean SachkreditenundNachtragskrediten
nichtwieangegebenSchilling273,004. 876sondernSchilling276,929. 112
genehmigt. DastatsächlicheGelderforderniswirdjedochnichtdiesenBetrag
in seiner vollenHöhe ,sondernnacheiner genauenUeberprüfungdesStadt-¬
bauamtesblosseineHöhevonSchilling246,525. 600erreichen ,sodassmit
einemMindererfordernisvonrundSchilling30,403. 000nachFertigstellungsämglicher in obigo Summoder Sachkredite einbezogenenBautenzurechnen
sein wird . DieBedeckungdes sich ergebendenrichtiggestelltenKostenerfor¬
dernisscs in der Höhevon Schilling 246,525 . 600ergibt sich aus derSumme
der in denJahren1928bis 31 .Oktober1931bereitsbezahlrtanKostenbe-¬
träge vonSchilling 194,026 . 000aus denfür denZemtraumvom1 .November
bis 31 .Dezember1931bereits sichergestelltenAufrechnungsbeträgenper
Schilling27,187. 000zusammenSchilling221,513. 000.ImVergleichmitobiger
Erforderniszifferergibt sich für die Fertigstellungder BautenausEigen¬
mittelnnocheinGelderfordernisvonSchilling25,012. 600.ImVoranschlag
1932sindfüdicHerstellungvonWohnhaus- undSiedlungsbautenausEigen¬
mitteln unter Zurcchnungder PersonalkostenrundSchilling 36,700 . 000vor-¬
geschen .GegenüberdonfrüherormittoltenErfordernisbetragvonSchilling25,012 . 600verbleibtnochein BgtragvonSchilling11,687. 400.Ausdiesem
Betragwirdfür die Fertigstellungderbereits in AngriffgenommenenSied¬
lungsbauteneinErfordernisvonSchilling4,017. 000nochzubestreitensein,
aodass der nunmehrverbleihence Restbetrag vonSchilling 7,670 . 4oozur
LeckungunvorhergesehenerMehrkostenvonBautengegenüberdenrichtiggestell.
ton Sachkrediten ,ferner zur BestreitungvonKostenevenzuellnochzugeneh¬

migender neuer Bauten verfügbar bleibt .

St . . Webernimmtsodannmit aller EntschiedenheitgegendieBehauptung
desSTR.KunschakStellung ,dassBaukostenüberschreitungenvorliegen .EsTanelta

nter offenbar eine Verwechslung Zuschusskrediten . Bau- ¬
kostenüberschreitungen. v .LautGemeinderatsbeschlussvomJahre1927sind
30 . 000Wohnungenzuerbauen .In diesemBeschlussist keineRededavon ,dass
zurAusführungdieser30 . 000Wohnungenein bestimmterBetragbudgetmässig
vorzuschen sei .Nunwirdqwohl im Budget eines jeden Jahres eine Baurate
zwecksLurchführungdes Baupppgrammeseingesetzt ,aber die wirklichenBau¬
kostenfür daskommendeJahrkannderVoranschlagklarerWeisegarnicht871
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a vorausschen ,os handelt sich imBudgetimmernurum
eine Schätzungder voraussichtlichenBaukostendes kommendenJahras ,der
die Erfahrungendes vorflossenenJahres zugrundegelegtworden .Für dieFrage
WirklicherBaukostenüberschreitungenoder Unterschreitungenkommenledig¬
lich dic äuf Grundder Kostenvoranschlägein AnspruchgenommenenSachkrodi¬
to in Frage ,die imAusschussIVangesprochenundbeschlossenwerden. Wenn
mit einemsolchen Sachkredit das Auslangennicht gefundenwird ,wirdein
Zuschusskreditangesprochon ,der ausführlich begründetwird .Einevollstän¬
dige Klarheit über die wirklichen Kosten des WohnhausbauesderGemeinde

Vwirdmanerst beimAbschlussdesBauprogrammes körmerf ,os ist aber
beiderangeführtenSachlageganzirrtümlichüberhauptvonUeberschreitun¬
gen oder Unterschreitungen der Kosten zu sprech . s .Ebersowenig kanngesagt
werden ,dass wir das Bauprogrammnicht eingehaltsn hätten .Nachdemerwähn- ¬
ton Gemeinderatsbeschlusswarenwirverpflichtet 30 . 000Wohhungenzubauen
wobeider Bercchnungeine 28 quadratmeter grosseWohnungzugrundegelegt
wurde .In Wirklichkeit hat aber die Durchschnittsgrösse der in denJahren
192 bisb *1931 erbauten Wohnungen nicht 38 ,sondern Ah Quadratmeter be¬

tragen ,Wennmannunfür jede Wohnungeine Grössevon38Quadratmetern
zugrundelegt ,ereibt sich ,. . *2 ,

dasswirzudemGesamtflächenausmass ,daswirzuverbauenhatten ,nocheine
Mehrfläche ,der rund9000Wohnungenentsprecher derbanten

Len Einwändungendes GR. Ullreich betreffend dasKleingartenwesen
hält St . . Weberentgegen ,dass für die Errichtung von Kleingärten fast
4MillionenQuadratmeterGrundzudemgmringfügigenPachtzinsvon2Groschen
perQuadratmetervonderGemeindezurVerfügunggestelltwurden.Hiertut
dieGemeindemehrals irgendeineandereGemeinde.In einerBesprechungder
BeschwerdengegendieWohnungsvergebungenweistSt. . Weberdaraufhin,wie
unendlichschweressei ,eineMethodederWohnungsvergebungzufinden,2die vollste Zufriedenheit schafft . . . A Im Jahre 1930wurden
nichtwenigeral 115. 000ParteienimWohnungsamtempfangenundabgefertigt.
Dabeistehen demWohnungsamtim Monatrund 520Wohnungenzur Zuweisungzur
Verfügung,währendzumBeispielimNovembernichtwenigerals 1820gericht-¬
liche Kündigungenvorgenommenwurden( HörtHört bei der Mehrheit ) .DassGe- ¬
meinderäten der Zutritt zu einzelnen Beamtendes Wohnungsamtesnicht
ermöglichtwird ,ist ganzselbstverständlich ,daskommtauchin keineman¬
derenAmtevor .VorsprachenkönnenlediglichimBürodesStadtratesoder
beimLeiter deeAmteserfolgen .Wiesehr auchin dieser BeziehungdasBüro
desStadtratesin Anspruchgenommenwird ,gehtdaraushervor ,dassimvori¬genJahresnichtweniger ;ils 98. 000EingabenvonParteienerledigtwurden.
DenBefürchtungender GR. WagnerundDaffingergegenüberstellt St . R.
Webernochfest ,dass mes auchim nächstenJahre möglichsein wird ,mit
Neubautenzu beginnen ,unddass für das Jahr 193350MillionenzurVerfü¬
gungstehenwerden,mitdenenannäherndhooobis 5000Wohnungenwerdenerbau
werden können .Jedenfalls werden wir alles daransetzem ,umden Bau derGe¬
meindewohnungenfortzusetzen .Eshandeltsich hier nicht nurumdieBefrie¬
digungdesWohnungsbedarßes,sondernumeinenwirklichenKampfgegendieAr-¬
beitslosigkeitdurchSchaffungvonArbeitsgelegenheiten.DasAufhörender
BautätigkeitderGemeindewäreunbedingtverbundenmitderSteigerungder
Mietzinsebis zu jener Höhe ,die eine private BautätigkeitermöglichtDaher
halten wir an unserer bisherigen Wohnbaupolitikfest . St . . Webergibtsodann
zu ,dassdie Mietzinsein denverschiedenenWohnhäusernverschiedenesind ,
iedochkonnteauchmit ,denniedrigerenMietzinsendasAuslangengefunden873
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werden,WennausSteuergelderngebautwird ,sindAmortisationsquotenent-¬
behrlich,essei denn ,dassmansicheine Einnahmsquelleschaffenwill .Das lehnen wir sowohl für die Hausherren wie für die Gemd nde ab

(LebhafterBeifallbeiderMehrheit),SchliesslichteißkSt .R .Webermit,
dassdieMietzinsrückständein denstädtischenWohnhäusernimJahre1931
einschliesslichderRückständeausdenVorjahrenrund180. 000Schillingbe¬
tragenhaben ,dassind ' 4ProzentdesGesantertragesdesAahres1930. St.

. WeberersuchaumAnnahmedesVoranschlagesseinesRessorts .(Lebhafter
Beifall bei derMehrheit ) .

DieAnsätzederVerwaltungsgruppeIVwerdengenehmigt,dievon
der Minderheit gestellten Anträgeabgelehnt .

DenBerichtüberdenVoranschlagdesVerwaltungsgruppefürtech¬
nischeAngelegenheitenerstattetStadtratRichter .Erführtunteramderemaus :DasBudgetderVerwaltungsgruppefürtechnischeSngelegenheitensteht
gleichfalls angesichtsder wirtschaftlichenNotunseresLandesimZeichen
grössterSparsamkeit,SchonimLaufedesJahres1931musstenSparmassnahmen
einsetzen ;eineganzeReihevonArbeiten ,diefürheuervorgesehenwaren,
gelangtenichtzurAusführung,dadie Mitteldazunichtvorhandenwaren .Die
finanzielleAuswirkungdieserErsparungenwirderstimRechnungsabschlusszumAusdruekkommen.

SchonbeiderBesprechungdervorhergehendenBudgetkapitelwurdedas
Jahr1932einFeierjahrgenannt,dasheisst ,essollenbeiallenZweigen
nichtunbedingtnotwendigeArbeitenunterbleiben .Dementsprechendwurde
auchdie Erhaltungder Ohjekteauf das Notwendigebeschränkt .DieseMass¬
regelist sicherbedauerlich ,abersie ist zuverantworten ,daimallgemei¬
nendie städtischenObjekteeinensehr gutenErhaltungszustandaufweisen
undohneSchadeneinePausdvoneinemJahrertragen .Wasnotwendigist ,um
dengutenZustandaufrechtzuerhaltenundgrössereSchädenzuverhinden,
wirdselbetverständlich geschehen .GrössereInvestitionen Redochsindim
Jahre 1932nichtvorgesehen.

ImFuhrwerksbetriebwurdenderLastkraftwagenbetrieb,Strassenpflege
und die Werkstätten zusammengezogen .Da dadurch eine Reihe vonWertdurch¬
führungenentfallen ,verringertsichderAufwand;er verringertsichaber
vor allem dadurch ,dass im Vorjahr Investitionen im Betrage von1,137 . 000
Schilling vorgeschen waren ,währendim Jahre 1932 nur dienotwendigsten
AnschaffungenvonKübelnimBetragevon190,000Schillingvorgeschensind .
Der Präliminaransatz desGartenbetriebes für das laufendeJahr
3,207 . 800Schilling :Für1932boträgtdieserAnsatznur2,394 . 120Schilling ;
dasentsprichtotwaeiner25prozentigenHerabsetzung.BereitsimLaufe
desJahres1931wurdendie Ausgabenbedeutend eingeschränktunddadurchEr¬
sparungenin derHöhesonca 20ProzentdesVoranschlageserzielt .DieIn¬
vestitionstätigkeitwurdebereitsimlaufendenJahresehreingeschränkt ;für
1932sindkeineInvestitionenpräliminiert .DieGartenanlagenwerdenim
Jahre1932nicht so sorgfältig gepflegtwerdenkönnen ,wiein denVorjahren;
trotzdem ist aber die Gewährgeboten ,dass keine dauerndenSchädenentstehen

werden .

ImBäderbetriebvollziehtsichunaufhörlichderUebergangvonden
teueren Dampf- undWannenbädernzu denbilligeren Brausebädern .DerBesuch
der Bäder ist im Jahre 1930 neuerlich gestiegen und erreichte die Zahlvon
10,961 . 396Personen ,um500 . 000mehrals imJahre 1929 .DerB,suchder
Sommerbäderbetrug im laufenden Jahro 1,775 . 000Personen ,dieKinderfreibäder
hatten einen Rückgang ,weil gerade während der Ferien das Wetter amschlech¬
testenwar .DieVolksbäderhattenbis EndeNovemberdesheurigenJahres
einenBesuchvon5,210 . 124Personen ,rundum11,000Personenmehralsim874



V .Blatt
NDENZ

Herausgeberundverantw.Redakteur:KARL HONAy
Wien ,am2l . Dozembor1931 .

Vorjahr ,derallerdingsnichtgenügte ,umdenAusfallbeidenDampf-,
Wannen-undKurbädornwiederwettzumachen.DerobligateSchwimmunterricht
war von 102 . 300Schulkindernbesucht .

DieDampfwäschereiunddiestädtischenWerkstättenwerdeninbe¬
schränktem Umfangeweitergeführt .

DiegrössteEinschränkungerfährtderStrassenbau .FürdiesenZweig
wurdenimlaufendenJahr10,310. 000Schillingvorgesehen.DurchdenZwang
zu ErsparnisseninfodgeVerschlechterungder finanziellen LagederStadt
wurde eine Anzahl zun Erneuerung vorgesehener Strassenzüge nicht mehr
ausgeführt ,so dass bei dieser Post allein Ersparungenvon rund5,000 . 000
Schillingerzielt wurden .FürdasJahr1932wuundennur2,113. 000
Schilling vorgesehen ,ein Betrag ,mit demnur dann ein Auslangengefunden
werdenkann ,wennsichderNoubauvonStrassenaufjeneGebictebeschränkt,
in denenstädtischeWohnbautenerrichtetwerden .Fürdie laufendeErhal¬
tungwerdenfast dieselbenBeträgeaufgewendet ,wiein denVorjahren .Da¬
durchist wenigstensdieGewährgeboten ,dasseineweitereVerschlechterung
desZustandesunsererStrassenvermiedenwird ,wennauchdieTatsache,
dasskeineVerbesserungerfolgenkannan sich sehr schmerzlichist .Der
StrassenwalzenbetrieberfährtgleichfallseineEinschränkung,daauch
keineMakadamerneuerungenoderNeuherstellungenerfolgen .Eswerden8 -10
Walzeneingestellt .

Das Budget für Brücken -und Wasserbauten ist dadurch entlastet ,daas
die Augartenbrückefertiggestellt ist undnurmehrkleineRestzahlungen
imBetragevon150 . 000Schilling für die Uferbautenzu erwartensind .Leider
ist dieFragederReichsbrückezueinerbrennendenFragegeworden. Waswir
immerschongewussthaben ,aberdie Bundesverwaltungniemalseinbekennenwollte,ist nunmehramtlichfestgestellt worden :dieTragfähig¬
keitderBrückeist infolgeihreshohenAltersunddesschlechtenMaterials
erschöpft ;ein Neubauist ein GebotdringendsterNotwendigkeit .In derletzte
ZeithabenschonBeratungenderTechnikerübereinenNeubaustattgefunden;
die Gemeindehat sich prinzipiell bereit erklärt ,einenBeitragzumBauder
neuen Brücke zuleisten .

Bei der Wasserversorgung wurden weitere Fortschritte gemacht .ImGebie
dererstenHochquellenleitungwurdevoreinigenWocheneinGutangekauft.
auf demeinigekleineQuellenentspringen .DerUmbaudesPötschacherSchöpf¬
werkesist vollendet .ImGebietder zweitenHochquellenleitungist sowohl
dieFassungderSeisensteinquelle,alsauchderBauderbeidenKraftwerke
undder Fernleitung vollendet .DerStromwird bereits nach Wiengeleitet .
AndemStollenbei Hendorfwirdgearbeitetunder wirdimJahre1933fertig
gestellt sein .ZurVerbesserungder Wasserversorgungderhöhergelegenen
GebieteWienswurdenfür die HochbehälterSteinhof ,KrapfenwaldlundHacken¬
berg Drucksteigerungswærke gebaut .Die Vorarbeiten für die Errichtung eine .
Grundwasserwerkeswerdenfortgesetzt .

ImBetriebKanalisationswesenwirdderAufwandNürNeubautenvon
1,800 . 000Schillingauf 600 . 000Schillingherabgesetzt . DerimJahre192h
begonneneAusbauder öffentlichen elektrischen Beleuchtungist heuteso
weitvorgeschritten ,dassgegenwärtig26 . 510elektrischeLampeninBetrieb
sind ,die sich auf rund 760 Kilometer Strassenlänge verteilen .Währendbis

zum Jahre 1924 nur 5 Prozent der gesamten Strassenbeleuchtung mit elektri¬

schemLichteausgestattctwar ,beträgtder Anteilder elektrischenBeleuch¬
tung nunmehrüber 60 Prozent .ImVergleichzu der GasbeleuchtungmitAuer- ¬
brennernhatdienunmehrbestehendeelektrischeBeleuchtungeinevier¬
bis fünffachegrössereBeleuchtungsstärke.Durchdie Elektrifizierungder
öffontlichenBeleuhtungsindbisjetzt28. 100Gaslampenentbehrlichge¬874
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wordon .Der ecsumtstund der orrentrichen vasbereuchtung betragt dorzeit

16. 480Gaslampen.ImVII. undVIII .Bezirkeist dieclektrischeBeleuchtung
voll ständigdurchgeführt,nachdemVoranschlagedasJahres1932sollen
diBezirkeVIundXIVdieelcktrischeBeleuchtungebenfallsimganzenUm¬
fangeerhalten .AusschlaggebendfürdieEinführungderelektrischenBeleuch¬
tungist derUmstand,dassderGemeindeWiendurchdenAusbauderWasser-¬
kräfteausreichendelcktrischerStromzurVerfügungstehtunddadurchder
für dieöffentlicheGasbeleuchtungnotwendigeBezugvonAuslandskohleer¬
ppartwird .DadurchdieElektrifizierungderöffentlichenBeleuchtung
bisjetzt28. 400Gaslampenentbehrlichgewordensidd ,sokanndiedadurch
ersparte Kohlem15. 000Tonnenjährlich angenommenwerden .Ferner
wurdedurchdie HerstellungderöffentlichenelektrischenBeleuchtungdie
österreichischeIndustrieundArbeiterschaftweitgehendbeschäftigt. Dass
in manchenunbedentendenSeitengassenschoneineelektrischeBeleuchtungeir
erichtetist ,währendin anderenverkehrwreichenStrassennochdieGas-¬

beleuchtungbesteht ,hat darin seine Begründung ,da eine Bedienungvonein - ¬
zelnen Gaslampeninnerhalb der elektrischen Beleuchtungsgebiete sehr
hohe Instandhaltungs -und Bedienungskostenerfordert ,anderseits durchdie
SerienschaltungeinenachträglicheEinbezichungeinzelberLichtstellenindas
elektrischeBeleuchtungsnetznichtmehrmöglichist .Esmussdaherderwei¬
tereAusbaugruppenweiseerfolgen ,wodurchdiefürdenVerkehrweniger
wichtigenNebengasseneineelektrischeBeleuchtungerhalten .(Lebhafter
Beifall bei derMehrheit) .

GR. Erban( . . )bemängelt ,dass die Gemeindefür die Erhaltungder
PfarrhöheundPatronatskirchenfastgarnichtaufwende. DieMatzleinsdor¬
ferkirchebefindetsich in einemZustand ,der eine Renovierungunaufschieb¬
barmacht.SeitJahrenbemängeltwirschon,dassderStanddesStrassenreini¬
gungspersonalsein viel zugeringerist . DieStrassenreinigunglässtdaher
sehrviel zu wünschenübrig .BezüglichdesGartenswesensbemerktderRedner,
dasses viel besserwäre ,wenndie GartenpflegeprivatenGärtnernübertragen

werden unddie städtischeGartenverwaltungnurein Aufsichtsorgansein
würde. DieGartehverwaltunghat viel zu weniggelernte Gärtner ,dasmeiste
Personalsind Hilfsarbeiter ,die für die Gartenarbeitnicht geschultsind .
Zuunterlassen wäreauchder Blumendetailverkauf durchden städtischenRe¬
servegarten ,da dadurchdie privaten Handekgärnnergeschädigtworden .Die
städtische Wäschereiunddie Werkstättensind gewerbeschädigende .Betriebe .DieGemeindeverwaltunghatkeinRecht ,ArbeitenfürprivateKundendurchzu¬
führen . Dastraurigste Kapitel in dieser Verwaltungsgruppe ist derStrassen¬
bau ;mankannohneUebertreibungsagen ,dassdie WienerStrassendieschlech¬
testenStrassenEuropassind .Spczielldie Makadamstrassenweisansiealten
SchlaglöcheraufundauchdasBitumenhat sichnichtals dasgepriesenebest
Strassenmaterialcrwiesen .ImInteressedesGewerbeswärees unbedingtnot¬
wendig,Strassenherstellungenbeschleunigtdurchzuführen .Sowarheuerdie
Nussdorferstrassefast 6 Monatefür jedenVerkehrvollkommenabgesperrt,
wasnatürlich den dortigen Geschäftsleuteneinen kolessalen Schadenbrachte .
Für die Wasserversorgung Wiens ist der Bau einer Nutzwasserleitung
dringendeNotwendigkeit .Wenneine Besserungder finanziellen LageWiensein¬
tritt ,mussdicGemeindesofortandieErrichtungeinessolchenWerkesschrei
ten . BeiderAufstellungderstadtischenPreistarifewärees sehrempfeh¬
lenswert ,wennzu den Verhandlungenmit den Genossenschaftenauch einSub¬
komiteedes Ausschussesfür technighheAngelegenheitenbeigezogenwerden
würde .(Beifall ) .

GR. Dirisamer( . . )bomerkt ,dass schonmit Rücksichtauf denFromden¬
verkehrder Erhaltungder Gartenanlagenein besonderesAugehmerkzugewendet875
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werden müsste .Strassenherstellungen wurden im Jahre 1931 schonnicht
durchgeführt ;was horgestellt wurde ,wareen lediglich Strassen bei städtischen
Neubauten .DieseStrassenherstellungengehenauf Kostender anderenWinner
Strassen ,die fast alle dringendreparaturbedürftigsind .DieMakadamstras¬
sen sind sicher eine gute Art vonStrassen ,aber nur dort . woes keineStei¬
gung gibt .Bei leichten Schneefällen sind diese Makadamstrassenfür Pfer¬
defuhrwerkeeinfachunpassierbar.InsolchenFällenmüssteGrandtpfaaster
verwendetwerden .DieFrageder Reichsbrückehätte schonlängstgelöstwerden
müssen .Wennauchder Bundan der Reichsbrückenicht soviel Interesse ,als
wünschenswertgewesanwäre ,andenTaggelegthat ,so hätte die Gemeindefür
eine befriedigende Lösung der Frage sorgen müssen .Eine unbedingteNotwen¬
digkeit ist der Baueiner Brückeüber denDonaukanalbeimstädtischenElek¬
trizitätswerk .WennSie für das Stadien Geld gehabt haben,mussauchfür
einen unbedingt notwendigenBrückenbauder ehtsprechen de Aufwandsicher¬
gestellt werden .Daalle Positionen der Verwaltungsgruppevollständig unzu¬
länglich sind,lehnen wir den Voranschlag ab .( Beifall )

GR. Daffinger( . . )beklagtsich überdenMangeleinerrationellen
undsachverständigenPflegedesstädtischenGartenwesens .DieBspritzung
derGartenflächenwirdsaudummdurchgeführt(Heiterkeitbeider . . )Einige
Wochenwirdüberhauptnichtgespritztunddannwennes geregnethat ,erschein
plötzlich der Spritzwagen .Der Fasen wird so spät gemäht ,dass erzugrunde
geht .Sodannspricht GR. Laffingerüber das Strassenwesen .Es ist keineBos¬
heit ,wennmansagt ,dass bei Strassenreparaturen undStrassenneuherstel¬
lungeneineinhalbArbeiterbeschäftigtsind ( Heiterkeitbei der . . ) An
einer Stmassenherstellung in der Nuss dorferstrasse in einem Ausmassvon
1o0Quadratmeternwurdemonatelanggearbeitet ,Daredet sich einReferat
auf das andere aus .Er fragt sodann den amtsführenden Stadtrat ,wonach

eigentlich der Mehrverbrauchen WasserbestimmtwirdVielleicht nachder
Halsweite?(Heiterkeitnachder . . )SichernichtnachderKopfquetemulti¬
pliziert mithderAnzahlder Hausbewohner.Es ist auchsehr schwermdiever¬
brauchtenWassermengengenaufestzustellen .DamussOrdnunggemachtwerden
( LebhafterBeifall bei der . . )

St . . Richterweist gegenüberden Beschwerden ,dass der Aufwandfür
Kirchen und Kapellen zu gering eingesetzt sei ,darauf hin ,dass dieErhal¬
tungskostenfür alle städtischenGebäüdewesentlicheingeschränktoderein¬
geseellt wurden .Die Strassenreinigung hat sich in den letzten Jahrenbedeu¬
tend gebessert und ist gut .Dass die Strassenbeleuchtung gutåst,erklärt
einevon der Minderheit sicher als Autorität anerkanntePersönlichkeit ,
nämlich Hofret Skrubel von der Polizeidirektion ,der sagte ,dass Wienzuden
bestbeleuchtestenStädtendesKontinentsgehört ,Sammelkörbesindin Wiender
zeit 7000angebracht .DerStandan gelernten Gärtnernbeträgt 72 ,wasnicht
zu wenigist . DreiBezirkewurdenprivaten Gärtnernzur Pflageübergeben.
Blumenverkäufean Privatpersonc finden pur in den seltensten Föllenstatt .
DieWäschereienundWorkstättenderGemeindehabenniemalsfür Privatege¬
arbeitet . DerStrassenbau dauort manahmal a zuorst dioda¬
ran beteiligten Unternehmungen ,Sür ssenbahnen undElektrizitätswerke
ihren Teil ereldigen müssen .DieListe
nehmenmit den Bezirksvorstehernfestge
Budget seiner Gruppedie Zustimmungzu

der Strassen wird:
setzt .St . . Richter
orteulen( BebhafterBeifall

immerim
bittet ,

Einver¬
dom

bei der
Mehrheit ) .

DieAnsätzo Verwaltungagruppeworden
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DasReforatüberdenVoranschlagderVerwaltungsgruppefürErnährungs¬undWirtschaftsangelegenheitenerstattet Stadtrat Kokrda .DerBericht-¬

erstatter führt aus :
In denAbschlusszifferndesVoranschlages1932ist dasErgebnisder

städtischer Lagerhäusernicht enthalten .DerBetriebder städtischenLager¬
häuserstellt eigeneRechnungaufundzwarschliesster auchfür daskommen¬
deVerwaltungsjahrmiteinemnamhaftenDefizitab .DasVerwaltungsjahr
1931dürfte für die städtischen Lagerhäuserein gpnstigeresResultatbrin¬
genals imVoranschlagangenommenwurde .DerBetriebwarimallgemeinen
schr gut beschäftigt .Er hat am 31 .Dezember1930 einen Lagerstand von
1568Waggonsausgewiesen ;der Lagerstandist derzeit rund hoooWaggons
Ebensosinddie LohnindustricennderLagerhäuser ,wiePflaumenetuvage,Erb¬
senschälanlage und die Kraftfutteranlgge durchgehendgut beschäftigt .Dic
Getreideputz -und Sortiereanlage ist derzeit voll ausgenützt .Dieöffont - ¬
lichenMärtewarendasganzeJahrhindurchsehrgutversorgt .Unan
genehmbomerkbarmachensich vielfachdie sprunghaftenAenderungenaufden
Lebndvieh -undFleischmärkten.Dasist dieFolgederlabilenHandels¬
verträgemitjemenStaaten ,vondenenwirViehundFleischbezichen .Die
fortwährendin Fluss befindlichenHandels - undVertragsbedingungenmitden
einzelnen Staaton bringen es mit sich ,dass im Verlaufe eines Jahresdie
eineoderdie andereAnlageunzlänglichwirdunddie anderenAnlagenhinge¬
gennicht ausgenütztwerden .Sc ist auf die Tatsachezu verweisen ,dasswir
umdie MittedesheurigenJahreseinenabnormalgrossenAuftrichvonLebend¬
schweinen zu verzeichnen hatten .Allc Einrichtungen für dasUnterbringen
undfür dasSchlachtender grossenMengevonSchweinenwarenplötzlichunzu¬
reichend .Hingegenist gegenwärtigder Auftrieb an Lebendschweineneinsohr
geringer ,dafür aber die Zufuhran Schweinefleischin derGrossmarkthalle
ausserordentlich gross .VomJänner bis November1931 sind auf demWiener
Markte59 . 743StückRinderaus demInlandezumVerkaufegestellt worden;
in dergleichenZeitdesVorjahresnur36. 813Stück .Vonderinländischen
Landwirtschaft sind in den ersten 11 Monatendieses Jahres 181 . 798Lebend- ¬
schweineauf den WienerMarktgekommen ,gegenüberho . 397Stück imJahro
1930 .AngestochenenSchweinenkamenheutein den11Monaten309. 198,gegen-¬
üher 205 . 727in den11 Monaten 1930 .Man kann aus dieser Gegenüber¬
stellung die erfreuliche Tatsache konstatieren ,dass dieinländische
SchweinezuchtnamhafteFortschrittezu verzeichnenhat .DerLebendschweine¬
marktdürfte imLaufedes heurigenJahres zu 39 ProzentvomInlandebe¬
schitkt werden .

DieBaustoffebschaffungkonnteimVerlaufedesVerwaltungsjahres
193kmiteinigengeringerenAusnahmenklaglosabgewickeltwerden .DieMenge
der zu beschaffenden Materialien dürfte in den abgelaufenen 11 Monatendes
laufendenJahres 1,080 . 000Tonnenbetragen .DerMagistrat ist schonseit viele
Jahrenbemüht ,die Heizungsanlagendes Magistratesundseiner Betriebemit
Inlandsbrennmaterial zu versorgen .Diese Bemühungenhabenbisher
einen guten Erfolg gehabt ;seit 1927 ,in welchem32 Prozent Inaldnds -und
68ProzentAuslandskohleverbrauchtwurden ,ist dasVerhältnisbereitsim
Jahre 1930 auf Al Prozent Inlands -und nur 59 Auslandskohle gobracht worden .

Zum Schlusso stellt STE .Kokrda fest ,dass das stä - ¬
dtische Wirtschaftsamt allen an ihn gestellten Anforderungenim Verlaufedes
heurigenVerwaltungsjahresvoll undganzentsprochenhat ( LebhafterBeifall
bei dorMehrheit ) .
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GR. Stöger( . . )bemerkt,in dieserZeit derNotkommedenMärkten
undSchlachtvichhöfeneinebesondereBedeutungzu .Hierrä chensichdie
SündenderVergangenheit.DurchJahrewirdvonderMinderheitvergebens
aufdieNotwendigkeitderSchaffungeinerZentralmarkthallehingewiesen.EinemoderneVermarktungder landwirtschaftlichenErzeugnissewärenicht
nur eine unerlässliche Voraussetzungfür eine klagloseApprovisionierung
Wiens,sondernlägeauchimgröstenInteressederLandwirtschaft,diebei
unsimponierendeFortschritte gemachthat .DerRednerweist indiesem
Zusammenhangaufdie Möglichkeit ,deninländischenGemüsebauzusteigernhin .
wozuein ZusammenwirkenvonProduktions - undAbsatzorganisationenundeine
VerbesserungderAbsatzorganisationennotwendigwäre . Esmüssteraschestens
aneineLösungderbrennendenMarktfragegeschrittenwerden.DerRedner
vorlangtweiters ,dassdemGemeinderatüberdasLagerhausreinerWeineinge¬
schenktunddass ihmnamentlichdie Umsätheunddie Mengendereingelager¬
ten Waren bekanntgegeben worden .Er verlangt weiters die Vorlage einer
Kalkulationfür die in denstädtischenBäckereienerzemgtenGebäcksorten
undfordert ,manmögeendlichmitdemWahnsinnSchlussmachen,denbegüterten
Eltern die Schulmittelgeradezunachzuwerfen .Er stellt denAntrag ,die
unentgeltlicheAbgabevonLernmittelnanKinderbesitzenderElterneinzu¬
stollen .Dagogenist in denSchulpausenallen KindernmittelleserEltern
Milchkostonloszu vorabfolgen( LebhafterBeifall bei der . . )

GR .Pfeiffor ( . . )erklärt ,dassos zwecklosist ,beider
BoratungdesVoranschlagesfür die Verwaltungsgruppefür Ernührungs-und
Wirtschaftsangelegenheitenüber das Schulwesenzu sprechen ,datrotz

wiederholtem .Verlangen bis heute noch kein Schulrefcrat besteht und
der amtsföhrondeStdtrat die Verantwortungfür fas Schulwesenablehnt .
Wirmüssenfoststellen ,dasshinsichtlichdesMarktwesnnsdie Gemeindejode
Initiativovermissenlässt . DieMärktesindfürdieGrosstadteineunbeding¬89 .
te Notwondigkeit ,dass sie als soziale Einrichtungen betrachtet worden
müsston .Dic Lagerhäuser zeigen erfreulicherweise eine günstige Entwick¬
lung .Darüberaberdarfnichtvergessenwerden,dasssie eineZinsenlastauf¬
weisen ,dic rund72Prozentdes Gesamtabgangesausmachef .Ueberausbegrüssons¬
wort ist die stärkere Belieferung der Viehmärktedurch das Inland .Zu
bomängelnist ,dasshinsichtlichderZiegdbeschaffungVorauszahlungenan
Firmengeleistct werden . Eswärezu wünschen ,dassdiesemohrjährigenVorträge
abgeändert werden .Notwendigwäre es auch ,wennsich das Wirtschaftsamtmohr
als Ersparungsstelle und weniger als Kaufmannbetätigen würde .Eineganz
überflüssigeInstitutionist die städtischeBäckerei ,die nureineKonkurrenz
des Privatgewerbesdarstellt . DerRednerbeschäftigt sich dannmit derVer¬

gebungvonTurnsälenan Turnvereineundbemerkt ,dass diese Vergebungnach
rein partteipolitischen Grundsätzendurchgeführtwird ,NationaleVereine
wurden aus den Turnsälen herausgedrängt und sozialedemokratische Turnvereine

unentgeltlichohabendieSälebekommen.AlsüberflüssigeAusgabebezeichnetdefRednerdie /
AbgabederLernmittelanKinderreicherEltern .DerartigeAusgabensindin
einer so schwerenZeit wie heute ganz ungerechtfertigt .Eine Frotzelei gerade¬

zu ist die Post von100oSchilling zur Förderungder Landeskultur ,Wasman
damitanfangenwill,ist unerfindlich .WirlehnendenVoranschlagab .(Beifall ) .

. RtinSchöösinger( . . )erklart dassdurchdie Einstellungder
unentgeltlichen Abgabevon Lernmittel an Kinder reicher Eltern einDrittel
des dafür veranschlagten Betrages erspart werden würde .DieGemeindeverwaltung
verzichtetaberauf dieseErsparnis ,weildie unentgeltlicheAbgabeder878
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LornmittelanalleKinderimProgrammdersozialdemokratischerParteic
stcht .BeiderBelcuchtungvonSchulgebäudensollenimkommendenJahr
80. 000SchillingundbeiderBeheizung78. 000Schillingorspartvwerden.Esistzubefürchten,dassdorartigeEinschränkungenzuschwerengesundheit¬
lichenSchädenfür die KånderundLehrerführenwerden .DieRodnerinbe¬
schäftigtsichdannausführlichmiteinemJugendheimdersozialistischen
ArbeiterjugendimstädtischenGebäudePfeilgasse12undstelltfolgendenAntrag :

4 DeramtsführondeStadtratderVerwaltungsgruppeVIist zubeauf¬
tragenimHinblickaufdieMisstände,diesichausderUnterbringungdes
JugondheimesimstädtischenGebäudePfeilgasse12ergaben,dieUeberlassung
desLokalesandenVerbandJugencheimzurückzunehmenunddasLokalderVer-¬wendungals Garderobefür denTurnsaalderMädchenschulePfeilgassc12zuzuführen .(Boifall ) .

es
GR. Dr.Arnold( E,L . )bemängelteazunächst ,dass/imGemeinderatkeinen

fürdieSchulverwaltungderGemeindeverantwortlichenFunktionärgebe.AufdemGebietedesSchulwesernsollFriedeundOrdnungvorgetäuschtwerden,
obzwarsieinWirklichkeitnichtvarhandensind. LerRednerbringteineanihngelangteZuschrifteinesLehrersderSchuleIII . ,Hörnesgassezur
Kenntnis ,in der Bescherdedarübergeruhrtwird ,dassderprovisorische
Schulleiter ,als dasSchulgebetverrichtetwurde ,in die Klassetrat ,das
Gebetunterbrachunderklärte,nachdemLäutzngebeeskeinBeten,mitdem
GlockenzeichenbeginnederUnterricht.DerselbeSchulleiterinteressiertsichsehrfürdenMoralunterrichtderFreidenkerundtreabtfüreinensolchen
KursderFreidenkeninderSchulegeradezuPropaganda.UnterZytationder
entsprechendenBestimmungendesReichsvolksschulgesetzesundzchlreicher
ErlässeverweistderRednerdarauf ,dasses sichhier umeinengrobenVer¬
stoss gegengesetzlicheundadministrativeAnordnungenhandle .InWirklich¬
keitherrschtimSchulwesenKeinFriede .WirlassenunsüberdieTendenzen
IhrermarxistischenSculpolitiknichthinegtäuschen.DerRedmerbehält
sichvor ,überdieMisständeimSchulwesennocheingehendzusprechen.( LebhafterBeifallbei der . . )

St. . KokrdaverweistinseinemSchlusswortedarauf,dassfürdieAppr.
visionirungsanstaltenundAnlagensehrnamhafteBeträgeinvestiertwurden
unddassallesunternommenwerde,umdiezutagegetrebenenMisstöndezubehe¬
ben. DenAntragStögerbezüglichderLernmittelbittet er abzulehnen .Inder
gegenwärtigenwirtschaftlichen Situation werdedurch eine Scheidungder
Schüler und Schülerinnen in bemit undunbemittelten :
reichenseim .EineBeteilungder mittellosenKindermitcistisniddhyesPolge

cht viel zu er -

durchdie mnvonderGemeindesubventionierteMilchpropaganda¬

anstaltenderStadt .( LebhafterBeifallbei derMehrbeit).
Hengl und Stöger werdenabgelshnt ,der Antrag SchBösingerdergoschäfts¬
ordnungsmässigenBehandlungzugewiesen .

St . . Linderroferiert überdie Verwaltungsgruppefürallgemeine
Verwaltungsangelegenheiten.Erverweistzunächstdarauf ,dassieSätze
desVoranschlagesgegenüberdemVorjahreum15Prozentgekürztwurden.
DasHauptersparnidder Gruppebildet die Redusierungder Gemeidewacheauf
200Mannundzwarwirdgichdie Täbigkeitder Gemeindewachemamnchrnurauf
denWachdienstein demstädtischenPolizoigefangenhaus,in denstädtichen
Sammlungenundin denFüesorge -undArbeitslosenämternerstrecken .879

gesellschaftheuteschon .DiestädtischeBäckereibedeutetkeineKonkurrenz
derPrivatbetriebeundleistet sehrwertvolleDienstefürdieHumanitäts¬

DieAnsätzederVorwaltungsgruppeVIwerdenangenommen ,dieAnträge
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DasErfordernisfürdasFeuerlöschwesenist gegenüberdemVorjahreum
Schilling2,100. 000geringerundzwarerklärtsichdieseErsparungdaraus,
dassdie FeuermeldeanlagenimheurigenJahrevollendetwurden ,sodassfür
diesenZweckkeineBudgetpostmehrnötigist .FürdenBauneuerGeräte
derFeuerwehrsindSchilling191. 000vorgesehen.DieSchlagkraftAin /de2

AlarmbereitschaftderBerufsfeuerwehrwirdauchimkommendenJahreweiter-¬
hinverstürktwerden.InfolgeihrermodernenEinrichtungenist nunmehrdie
Alarmbereitschaftvon4 MinutennachFeuermeldunggegeben.Mankannbei
allerBescheddenheitbehaupten,dassdasWienerFeuerlöschwesenaufersterStufestehtunddass dieWienerBerufsfeheuwehr,wiedasAuslandbe¬
hauptet ,dieHochschulefürdasFeuerlöschwesendarstellt .DieBerufs-¬
feuerwehrbesitzt39Feuerwachen,ihr Personalstandbeträgt1059Personen,
darunter22Offiziereund17Brandmeister,dasKabelnetzbeträgt106Kilo-¬
meter ,die Eigenfreileitungen580Kilometer ,zur Feuermeldungstehen1078
mitTelefonverseheneFeuermelderzurVerfügung.DerGesamtgerätestandbe¬
trägt 189Geräte .DieFahrzeugehattenimBerichtsjahr217 . 800Kilometer
zuleisten . Biszum6 .Dezemberd .J .fanden5593Ausrückungenstatt ,davon
3051zurtechnischenHilfeleistung,dieHöchstzahlderAusrückungenaneinem
Tagbetrug419 .Leidersindauch92Falschmeldungenerfolgt .St. . Linder
sprichtin diesemZusanmenhangdenFeuerwehrmannschaftenunddenOffizieren
derFeuerwehrdenDankdesGemeindenatesaus( LebhafterBeifall ).
Aufder Ausgabenseitedes Budgetswurdedie Post fürWahlangelegenheiten
mitRücksichtauf die imkommendenJahrestattfindendenGemeinderats¬
wahlenumSchilling 214. 000erhöht .UnterKunstförderungist diePost
"FörderungderGegenwartskunst"zurGängeunterblieben,jedochist imJahre
1931einBetragvonSchilling100. 000nkchtverbrauchtworden,undwird
dieserersparteBetragfür 1932zurVerfügunggestellt .St . R.Linder
ersucht ,das Budget seiner Gruppe anzunehmen . /Mey

GR. Dr. Kolassa( . . )bemerkt ,es sei richtig ,dassbei derGemeinde¬
wacheAbstrichevorgenommenwordensind .Dochmussbedachtwerden ,dass
derPersonalaufwandfürdieGemeindewachenichtin dieserVerwaltungsgruppe
sondernin der VerwadtungsgruppeI aufscheint ,wodie Ausgabennochimmer
sehr beträchtlichsind .EineHerabsetzungdesStandesder Gemeindewachevon525 auf 209 könnte nur dann als Ersparnis hingestellt werden,wenndiese

300Gemeindewachleuteabgebautwürden.Wirglaubennicht ,dassdasgeschieht
vielmehrsind wirüberzeugt ,dassdiese 300Leutein anderenGruppenVer¬
wendungfinden werden .Dashiesse ,dass amPersonalaufwandfür dieGemeinde
wachenichtserspartwird .WirersuchenhierumAufklärung,SowohldieEin¬
führungder Gemeindewachewie ihre Weiterverwendungauf anderenGebicten
ist eineStarrköpfigkeitderMehrheit ,gegendie wirwieimmerauchheute
ankämpfen( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR. Dr. Wagner( . . )gibt seinerBefriedigungdarüberAusdruck,
dassdieZusammenarbeitmitSt . R.LinderimvergangenenJahreauchfürdie
Oppositioneindurchausbefriedigendeswar .AllerdingswerdenndieMitglieder
derOppositionniemalsaufhören,gegendieGemeindewacheEinspruchzuerhebe
solangesie besteht ,DieAusgabenauchfür denrestringiertenStandder
Gemeindewachesind nochimmerrechtbeträchtlich .

880
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AusserordebtlichbedauerlichsinddieDrosselungenbeiderBerufsfeuerwehr.Wirbegrüssenes ,dassdieBorufsfeuerwehrin derheutigenschwerenZeit
keinerückläufige,sondorneineaufsteigendeEntwicklunggenommenhat .Die
BerufsfeuerwehrgehörtzudenstolzestenEinrichtungenderStadt ,siehat
eincschöneZukunftvorsich. Trotzdemist derAufwandfürdieBorufsfeuer-¬
wohrstarkgedrosseltundmanmusssagen,dassdieseSparmassnahmengerade
beiderFeuerwehrvielzuweitgehendsind. DerRednerbetontdanndieWich¬tigkeitderAgendenderBaupolizeiundderPlanungdesStadtgebietesund
wünschteinenBerichtüberdieGrundprinzipien ,nachdenendieweitereEnt¬
wicklungderStadtinsbesonderenachInkrafttretenderneuenBauordnungvorsich gehensoll .(Beifall ) .

GR. UebelhörverlangtdieDrucklegungdesstenographischenProtokollesdesGemeinderatesundstelltdenAntragdiePostfürdieAbhaltungvon
künstlerischenAufführungenvonArbeiternundAngestellte,dieimVoranschlagvon80. 000auf20. 000Schillingreduziertwordenist ,auf50. 000Schilling
zu erhöhen .( Beifall )

St. . Linderbeschäftigtsichin seinemSchlussworteinsbesonderemitder Frageder Stedtplanungundbezeichnetes als verfehlt ,dieseschwierigeFragegeradein derheutigenschwerenZeitlösenzuwollen .Ergibtnochdie Versicherung ,dass durchdee Einschrääkungenauf demGebietedes
FeuerwehrwesensdieSchlagkraftderFeuerwehrin keinerWeisebeeinträch¬tigt werdenwürde .( LebhafterBeifall bei derMehrheit) .

DieAnsätzeder VerwaltungsgruppeVII werdengenehmigt.
EinzudieserVerwaltungsgruppegestellterAntragKolassaaufAuf-¬kassungderGemeindewachesowitAnträgedesGemeinderatesStögeraufVor¬lageeinerNovellezumKinogesetzundbetreffenddieVerleihungdesBürger-¬rechtesandieBesitzordergoldenenTapferkeitsmedaillewerdenabgelehnt.St . R.Linder referiert in Vertretungdes St . . BreitnerüberBilanzund Bedeckung .
GR. Angermayer( . . )bemerkt ,die Minderheitkritisiere dieVer¬

waltungder Mehrheitnicht nur deshalb ,wielsie zu koststpielig undzuumstöndlichist ,sondernauchwegenihres parteipolitischenCharakters .DieEinführungderMopischenBuchhaltunginallenBetribszweigenundniccht
nurin denkaufmännischenUnternchmungenhatdenVerwaltungsapparatunnötiggelastctundverteuert .AuchwurdederSteuerapparatvielzustarkausgear¬beitet ,wodurcher zu schwerfällig undteuer gewordenist .Einerder
schwerstenFehlerist der Ueberwachungsdienst,der in die heutigeZeitnichtmehrhereinpasst und der die Beamtenschaftmoralisch belastet ,wodrach
er umsoverwerflicherwird . WennwirdenVerwaltungsapparatalsparteipolitisdkritisieren ,denkenwirandie Amtsführungder8 amtsführendeStadtrite ,
die Parteipolitiker sind .Ferrer habenSie durchdie ErrichtungeinerUnzahl
vonBetrieben ,diegegendiePrivatwirtschaftgegründetwurdenParteipolitikbetrieben .Sie habenhier vollständig Schiffbruch gelitten ,nachdemSie
MillionenSteuergelder vergeudethatten .Wirkritisieren auchdasKontrollamt
wegenseinerAbhängigkeitvonderVerwaltungundverlangenseinevollständigeSelbstständigkeitunddie dirckte Berichterstattungan denGemeindcrat.Diefurchtbarste Anklagecrhebenwir gegenIhre Steuerpolitik .Sie ist voll¬
ständigantisozial ,dasic sich nichtaufdie TragfähigkeitderBevölkerungeinstellt .Auch ohne die Woltwirtschaftskrise wären durch Ihrc brutalo und

unvorantwortlicheStouerpolitikdie WienerSteuerträgerzugrundegerichtet
worden.AufderAusgabenseitekönntedasBudgerEinschrankungenerfahren,wennSio sich entschliessen wollten ,Ihre parteipolitische Demagogieaufzugeben .
Der R dner orklärt schliesslich ,seine Partei werdegegen Bülanz undBe¬
deckung stimmen( Rebhafter Beifall bei der . L.

Nachd mSchlusswortedesSt . . LinderwerdenBilanzundBedckhunggenchmigt .
VorsitzendeBockspricht imAuftragdes Bürgermeisters ,derinfolgeVerhandlungenmitderRegierungverhindertist ,derSitzungdesGemeinde-¬rates anzuwohnen ,am Schlusse der Budgetberatung D . „ 1unter gros - ¬semBeifall der MehrheitdemFinanzreferentenBreitner ,denamtsführendenStadträten ,den Beamten ,die an der Zusæmenstellungdes Bidgets und andes - ¬

sen Beratung teilgenommenhaben ,vor allem demMagistrats - DirektorDr .
Hartl ,demObermagistratsratDr .Neumayer,demRechnungsdirektorKnobloch,dem Kontrollamtsdirektor Müllner und allen ihren Mitarbeitern ,den Steno - ¬

graphen ,den Redakteuren der Rathauskorrespondenz und den Vertretern derPresse den besten Dank aus .Ebenso danken wir am Schlus se dieses Jahros
der Bevölkerung für die Einsicht und Geduld ,die sie in der schworen Zeit

der Notaufgebrachthat undhoffen ,dass das kommendeJahr derBevölkerung
doch einige Erleichterung bringen wird .Wir danken auch allen Mitgliedern
des Gemeinderatesfür ihre MitarbeitimverflossenenJahr ( LebhafterBeifall ) .880 Schluss der Sitzung 22 Uhr15 .

Bogenabfertigung 23Uhr
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E IENER LANDTAG
Sitzungvom22 .Dezember1931.

PrasidentDr .DannebergeröffnetdieSitzungum4Uhr25undteilt
mit ,dass die Sitzung bos 5 Uhr unterbrochenwird .

DieSitzungbeginntunterdemVorsitzdesPräsidentenDr .Danneberg
um5Uhr. Eswirdsofortin dieTagesordnungeingegangenundStadtratBreit¬
nerreferiertüberdieGesetzesvorlagebetreffehddieneue"ohnbausteuer.DerBerichterstatter führtaus :

In Zeiteneinerso ausserordentlichenWirtschaftskrise ,wiewirsie
jetzt durchlebenundmit deren Verschärfungleider zu rechnenist ,erwächst
allenöffentlichenVerwaltungenals dieoberstePflicht ,dieweitestgehende
Sparsamkeitzubeobahhten.DasscheinbarbequemeAuskunftsmittel,dieSteuer¬
wätzeeinfachzuerhöhen ,umauseinerschwächergewordenenWirtschaftden
gleichenErtragherauszuholen,mussversagenundist nichtanwendbar.Die¬

Lafatsen Weggeht deshalb auch die WienerVerwaltungnicht . Esist kein
sondernwohlhewussteAbsicht ,dassdiese Vorlageerst zur Beratunggestelltwird ,nachdemder Voranschlag1932seine Erledigunggefundenhat .EinBud-¬
getderhärtestenAbstricheist gesternvomGemeinderatverabschiedetwor¬
den .MiteinemRuckhabendieAusgabeneineVerminderungumnahezuein
Fünftel erlitten .Der Mutzur Unpopularität ,zu Massnahmen ,dieschwer
verstanden werdenund leicht kribisierbar sind ,ist in vollemUmfange
aufgebrachtworden.EsdarfalscharakteristischeTatsachehervorgehoben
werden ,dass die vonder MinderheitzumVoranschlaggestelltenAnträge
ausnahmslosErhöhungenbetroffen haben .Die Streichungenhat dieverwalten-¬
de MehrheitimcigenenWirkungskreisrestlosbesorgt .

Daraus ist aber auch die Berechtigung abzuleiten ,denn dochneue
Einnahmsquellensoweitzu erschliessen ,als dies ohneeine wirklicheGe¬
fahrdunglebenswichtigerInteressen der Allgemeinheitgeschehenkann .Es
mussdaberaber auchder Zweckein solder sein ,dass ihmdieBilligung
weiterKreisederBevölkerungnichtvorenthaltenwerdenkann .Beides
trifft nachMeinungder Mehrheitauf jene Vorlagezu ,die heute domLandtag
unterbreitctwird . Durcheine Erhöhungder Wohnbausteuersollen rund14
MillionenSchillingneugewonnenwerden .DicNotwendigkeithiczugcht
zwingend aus der unbestreitbaren Feststellung hervor ,dass sonst imJahre
1932 kein einziger Noubauder Gemeindebegonnenwerdenkönnte . DieimBud- ¬
get eingesctzton50MillionenSchillingwerdenzurFertigstollungder
bercits begonnenenBautenorforderlich sein .GewisseZwoigedosBaugoworbes
ganze Kategoriender Erzeugungvon Baustoffen ,bestimmteSchichtender
Bauarbeiter würdenalso im kommendenJahr bei der GemeindekeineBeschäf¬
tigungfindenkönnen. Diesin einer Zeit ,in der an eineFortführung
derWohnbauaktiondesBundesnichtgodachtwerdenkannundaufeineprivatBautätigkeit irgendwie nenneswerter Art kaum gerochnet werden " Esmus
aberdabeiauchbeachtetwerden ,dasswohlimJahre1932die ausAnlassde
Aenderungder AbgabenteilungWienaus der Bundesaktionzugebittigten2000
WhnungendemBudgetnochzugutekommen,dassaberfür4933undinZukunft
einc solch Erleichterung nicht mehr vorhanden ist .Die Erhöhung derWohn¬
bausteuersoll einenErsatz bieton undunter der Annahmeungefährglei¬
cher Verhältnisse ,wie sie zur Zeit bestchen ,für die Wohnbaupläne der

Gemeindedauerndrund 50 MillionenSchilling jährlich sichern .Mitden
14 Millionen Schilling könnennach den derzeit herrschendenVerhältnisse
rund1000Wohnungenhergestellt werden .Für die Wohnungsbedürftigeneines
ins Gewichtfallende Zahl .In Löhnenumgerochnetentsprechendie 14 *Mil¬
lionenSchillingderganzjährigenBeschäftigungvon3000bis loooArbeiter83U
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DamitistwohleinemehralsausreichendeBegründungfürdiegeplanteMass¬nahmegegeben .

DieFormderAufbringungdieserSummekannnaturgemässverschieden¬
artigbeurteiltwerden.Esist dieMeinungmöglich,dasseineAuftei¬
lungaufeinerrechtbreitenGrundlageerträglichersei ,alswenndieBe¬
lastungeinemverhältnismässigkleinenKreisauferlegtwird .Angesichts
derTatsacheaber ,dassdieArbeitslosigkeitsprunghaftzunimmt,dieKurz-¬
arbeit eineunausgesetzteSteigerungerfährt ,alle öffentlichenundpriva¬
tenAngestelltenvomLohnabbaubetroffenwerden,dürfenauchansichkleine
Beträgenichtgefordertwerden,gegendiesendtbesondereBedenkennicht
obwaltenwürden .Daherein Aufbauder Vorlage ,bei demvonvornehereinbei
WohnungenundGeschäftenrund90ProzentallerSteuerträgervoneinerZah¬lungfrei bleiben .DieGefahr ,dassdanndenverbleibenden
10ProzenteineLeistungzugemutetwird ,diesichin derPraxisalsuner¬
schwingbarerweistundzuschwerenRückwirkungenetwainderFormdes
AbbauesvonAngestellten undArbeitern ,führt ,ist vermiedenworden .Bei
ruhigerBetrachtungwirdmanein solchesUrteilüberdie Vorlagenichtfäl¬
lenkönnen.1MillionenSchillingineinerPeriodeungünstigerKonjunk-¬turherauszuholen,ohnedassdiesüberhauptfühlbarwürde,istnaturgemäss
unmöglich .Jene ernsten Befürchtungen ,die allerdings in Unkenntnisder
VorlagedesMagistratesgeäussertwurdenunddieGeschäftsweltunnötiger-¬
weise arg beunruhigten ,erweisensich als unbegründet .Bei al lenanderen
MietgegenständenmitAusnahmederWohnungenist dieobersteBegrenzung
desZuschlages250Schillingmenatlichundauchdastrifft erstbeiden
sehrhohenFriedensmietenvonmehrals 21. 000Goldkronenzu .Aberauchbei
denWohnungenist es nureineganzkleineMinderzahlvonObjekten ,diein
empfindlichererWeiseherangezogenwerden .Selbst bei einemFriedenszins
von10. 000GoldkronenmachtderZuschlagbloss133Schillingmonatlichaus .
UeberdieseGrenzegibtes in ganzWien168Paläste ,VillenundGrosswoh-¬
nungen ,diemitRechtdurchnamhafteZuschläge,die imHöchstfallfürdas
bisherüberhauptvorhandenewertvollsteWohnobjekt. 158SchillingimMona
ausmachen,herangezogenwerden .StadtratBreitnerbeschäftigtsichwodann
eingehendmit denBegünstigungen ,die allen jenen Betriebenzugewendet
werden ,die derNahrungs-oderGenussmittelabgabe ,Lustbarkeitsabgabe ,Frer
denzimmerabgabeunterliegen .Praktischist dies einer Steuerbegreiungdiese
rund8000Geschäftegleichzuachten .EinenwesentlichenVorteilgegenüber
dembisherigenZustandbringendieBestimmungenüberdieLeerstehung.Ange-¬
sichtsdessobedauerlichenSchrumpfungsprezesses,dendieIndustriedurch
zumachenhat ,wirddie Kapazitätder Anlagenzur Zeit nur in seltenenFäl-¬
lenvollausgenützt.InZukunftwirdesmöglichsein ,fürstillgelegte
ganzeTrakte ,sogarfür einzelneGeschossenicht nur die Freilassungvom
Zuschlag,sondernauchvenderStammsteuerzuerlangen.AberauchdieEig¬
tümervonVillenetc .werdendieMöglichkeithaben ,allerdingsnurbei
vollständigerFreimachungdesObjektesbåsaufdie bisherigeHausbesor¬
gerwohnung ,die Abschreibungder Wohnbausteuerzu erwirken .Eine Anzahlv
Abänderungsanträgender Minderheit ,die eine sachliche Verbesserungder
Vorlagebedeuten ,habendie ZustimmungdesFinanzausschussesgefunden .Es
darf wohlder ErwartungAusdruckgegebenwerden ,dassauchdieBundesre¬
gierungdensozialenCharakterder Vorlage ,die überauswichtigeZweckbe¬
stimmung,dieArbeitslosigkeitzubekämpfen,dieWohnungsnotzumildern,
würdigenundder Gesetzwerdungkeine Schwierigkeitbereiten wird .( Beifall
bei der Mehtheit) .
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InderGeneraldebattesprichtalsersterRedner
Abg. Kunschak( . . )derbemerkt ,mankönnein die BeratungdesGesetzes nur mit einemGefühlder " Beklemmungeintreten .DerFinanz¬

referentunternimmtesineinerZeit ,dieüberallErleichterungenheischt,einesolcheBelastungzubeantragen,wiesiediesesGesetzallerdingsnur
einemkleinenTeilvonMietern ,diesenabergründlichstbesehert .ImJahre
1919hat derFinanzreferentgelegientlich derBeratungder"Mietzinsabgabe,
derVorgängerinderWohnbausteuerdieseAbgabealseineganzreheFermder
Einkommensteuerbezeiehnet.Diesgilt auchvonderWehnbausteuer .Sieist
einerehe ,brutaleFermderEinkommensteuer .DieEinkommenschieraller
MenschenhatindenZeitenderInflatien ,derWirtschaftskrise,derAr¬
beitslosigkeit unddes Abbaueseine wesentlicheKrüzungerfahren ,auchwenn
diese Einkommennicht in GehaltundLöhnen ,sonderninVermögendeträgnissen
bestanden.St. . Breitnerht daraufhingewiesen,dassauchderBundindieser
ZeiteineReihevonSteuerneueingeführthabe .AbergeradedieserHinweis
sprichtnichtfür ,senderngegendiesesGesetz .DieOpferdiemangerade
denmittlerenundhöherenBeamtendurchBezugskürzungen,durchdieBesoldungs
Krisensteueräuferlegthat ,spielenin jedemHaushalteinesehrfühlbare
Rolle .UndgeradedieseKreisesollenauh hinsichtlichihres Wohnungsauf-¬
wandeseinebeträchtlicheBelastungerfahren ,obwehlesvielgerechterwäre,
ihnenihre Haushalts - undLebensführungzuerleichtern . Wenndahergegendie
WehnbausteuerinweitenKreisenderBevölkerungundzwarweithinausüberden
KreisderdavonunmittelbarBetroffenenEmpörungundMisstimmungherrscht,
sollte das auch STR .Breitner verstehen undwürdigenunder sollte essich
dreimalüberlegen,dieseKreisezuLastenheranzuziehen,diesiekaumtragen
können . Eswirdgasagt,es handlesich nur umrundle Prezet derWohnungs-¬
inhaberundMieter .AberauchdiesesArgumentsprichtgegendasGesetz .Es
ist wohleinkleinerTeilderherangezogenwird ,aberdieserkleineTeilwirddazuverhalten ,einen Betragvon14 + Millionenzu leisten .Derim
BudgeteingesetzteBetragvon36Millionenfür die ganzeWohnbausteuerwird
vonder grossenMasseder Mietenaufgebrahhtundder kleine Kreis ven10
Prezentsoll nunjetzt alleinle Prozentdi ser Steueraufbringen(Hört

Hört bei der . L .LebhafteZwischenrufe )
Abg .Biber : Dasist Diebstahl durch d sGesetz !
Abg .Huber : Dasist Raub !
Abg .Jenscnick : DieHausherrenmeldensich !

Abg .Huber: SoeinblöderKerl(LebhafteEntrüstungsrufebeiderMehrheit)
AEg.Gschladt:SiequalifizierensichjaalseinTroütel
Abg .Jenschfk :Sie wollenein akdemischgebildeterMensch?(Lebhafte

Zwischenrufe )
Abg .KunschakVender Wohnbausteuer werdennicht dieHausbesitzer

sonderndie Mieterbetroffenundwennhier auf einenZwischenruf ,dasderbe
Wort"Blödsinn"gebrauchtwordenist ,sokannichnichtsagen ,dassdieser
Ausdruckunglücklich gewähltist .DenHausbesitzertrifft dieWohnbausteuer
nurdann ,wennes sichumEigenheimehandelt ,dannwirder abernichtaus
als Hausbesitzer,sendernals Mieternbetroffen .Eswirdweiterbehauptet,es
handle sich nur umeine relatüv kleine Belastung des Einzelnen .Siehaben
StaffelndesFriedenszinsesaufgestellt ,die garnichgzutreffen .Siehaben
dieFriedenszinsenamentlichdert ,woes sichumEigenheimehandelt ,wesent¬
lich hinaußparifiziertundvieleLeute ,die imFriedenetwaeinenZinsvon
1800Kronengezahlthabenunddahernurvoneiner25prozentigenErhöhung
getroffen werdensollten ,sind dürchdie Parifizierung in die Stufeder
looprozentigen Erhöhunghinaufgerückt .Wir sind DutzendesolcherFälle

bekannt gewerden .Zum B .hat man einen Villenbesitzer ,der
einen Friedenszins von1800Krenengezahlt hat mit einemZins von1330088u
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Kronenparifiziert .DorMannwürdenachseinemwirklichenFriedenszinsnur:
eineErhöhungderWohnbausteuerum25Prozenterfahren ,kommtaberdurch
dicParifikationindieStufevon100Prezent.Abererkommtauchschon
inderSkalabedeutendhechhinauf.FürdiesenMannwirddieSteuerhöhung,
sogeringfügigsiewäre,wennmanihnnichtparifizierthätte ,glattzum
Ungkück.Esist einBeamter,dessenBezügegekürztwordensind ,erbesitzt
alsletztenRsteineschemaligenWohlstandes. .Eigenheim.DadiesesEigen¬
heimnichtteilbarist unddaaucheinzelneleerstehendeObjekteindiesem
HausnichtinAbfallgebrachtwerden,sonütztesihmauchnichts ,wenner
einigeRäumeabsperrt.DieSteuerkannernichtbezahlen. DasEndewirdsein,dassderMannseinEigenheimverlässt ,sichein .andereWohnungsuchtund
St. . BreitnerwirdnichteinenGroschenSteuerbekemmenunddasHauswird
unrettbardemVerfallüberantwortetsein .Dasist einFallvonHunderten.
EinweitererFallausdem13 .BezirkbetriffteinenehmaligengfossenFab-¬
rikanten ,der vollständigzugrungegegangenist . DerMannwohntineiner
MansardeseinerVilla .SeineehemaligeWohnungin derVillewarmit500
SchillingWohnbausteuerbelastct .Ermüsstevom1 .Jänneran1000Schilling
Wohnbausteuerbezahlen. WegenderhohenSteuerfindeter keinenMieter.
Esbleibtihmnichtsandersübrig ,alsdasObjektvollsändigzuräumen.Der
Effektwirddergleicheseir ,wiein demfrüherenFall .In einemdritten
Fall ,wiederausdem13 .Bezirk,handeltessichumeinen,zugrundegegangenenFabrikanten .DerMannhat sichin denZeitenseinesWohlstandeseine
luzuriöseVillagebaut,dienichtteilbarist . DaerseineWohnungnichtmehrheizenkann ,wohnter in derMansarde.ErfähtteürdieseVildeimJahre
10. 300SchillingWohnbausteuerundnachdorErhöhungsollerüber20. 000
Schillingbezahlen.SeinEinkommenbetnägtødieHälftedavon.DerMannerblickt
seineeinzigeRettungdarin ,die Villademolierenzulassen ,umwenigstens
dasAltmatcrialzuverwerten(LebhafteHörtHörtrufebeider . . )Manwirdda nicht sagen können ,dass das Repräsentanten des Kapitalismus sind .Es
sindarmeMenschen,diees nichtverdienen ,dassmanihnenamEndeihres
Lebenssomitspielt .DiesedreiFällebieteneinesehrdrastischeBestätigung
dafür ,dassderWegdieserSteuerbuchstäblichüberLeichengeht(Lebhafter
Beifallbeider . . )DieSteuererhöhungwirdderWirtschaftWundenschlagon,diedurchdenBaueinigerneuerHäusernichtgeheiltwerdenkönnen.Die
phantastischenZifferndiesesGesetzes-dasgrössteGebäudewirdjaeine
Wohnbausteuervon147. 000SchillingimJahrzubezahlenhaben-werdenzur
Folgehaben ,dassdieEinenaufdenTrümmernihrerHoffnungen,ihrer
LebensarbeitundihresGlückssitzenunddassdieAnderen,diesichnoch
wohrenkönnen ,denStaubWiensvonihrenSchuhenschüttelnwerden .EineReihevonWienerHaushaltenwurdenjabereitsaufgelassenunddiebetreffend
Familienhabensichin derUmgebungWiensangesiedelt .Mirist einFall

Ankaufbekannt ,in welchemdemBetreffenden der *" „ einesSchlossesinder
NähevonWienunddieUebersiedlungseinesganzenHaushaltesdorthinnoch
billigerzustehenkommtals dieAufrechterhaltungseinesHaushaltesinWien
beiBezahlungderWohnbausteuerundderHauspersonalabgabe.Siegebendiesem
GesetzdenCharaktereinerZwangsausweisung(LebhafterBeifallder . . )
ManwirdwiederdemagogischsagenschonwiederredetderKunschak,derein
Arbeitervertreterist ,vondenreichenLeuten .Ich denkeda gar nichtan
diesenMann ,vondemich zuletzt gesprochenhabe ,sonderndaran ,dassdurch
die VerlegungseinesHaushaltesausWienso unssovieleHausgehilfenarbeits -¬
loswerdenunddasWienerGeschäftslebensoundsovielverliert(Lebhafte
Zustimmungbei der . . )Dieser eine Fall wird natürlich jetzt erst recht
Schulemachen.Eswirddavongesprochen,dassesin Wieneinige1o0Paläste
gibt .EsgibtsolchePalästein Wien ,insbesonderesolche ,diefrüheren885
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AdcligeuundfrüherenReichengehört haben ,vondenenaber vieleheute
nichts mehrbesitzen .DiesoPaläste sind nicht einfache Zinskaser¬
nen ,sondern ein Stück Nationalvermögen ,ein Stück Kulturgut der Stadt
Wien( LobhafterBeifallbei der . . )DiemeistenBgsitzerdieserPaläste
könnendie Wohnbausteuernicht zahlen ,weil sie das VermögenundEinkommen
hiezu nicht besitzen .Die Riesenerhöhung der Wohnbausteuer für solc e Pa¬

läste bedeutetdie zwangsweiseRäumung ,die zwangsweiseSchliessungund
die zwangsläufigeäussere und innere Dovastierungdieses Kulturgutes( Leb¬
hafter Beifall bei der . . ) DenBesitzerndieser Paläste wird eswohl
möglichsein ,sich ausserhalbWiensanzusiedeln .AberausdenunterDenkmal¬
schutz stchenden Kulturgütern wird eine Kulturschande werden ( Lebhafter Bei¬
fall bei der . . )Es handelt sich nicht um den Schaden ,der denEigen¬

Mictohiektetümerndieser zuteil wird ,sondern umdie Gefahren ,die sich für
dasWirtschaftslebenundnichtzuletztfür dasKulturlebenderStadtaus
der Wohnbausteuerergeben .AndemGesetz ist gewiss manchesgeändertwor¬
den .Aberos bleibt nochimmerganzunerträglich ,insbesondereimHinblick
aufdie Geschaftslokale.Auchdaist eineVerbesserunginsoferneeingetreten,
als dicSteigerungmiteinemBetragvon250Schillingbegrenztwird .Das
ist gewissfür die grossenundganzgrossenBetriebeeine fühlbareErleich¬
terung,aber die Erhöhungbeträgt nochimmerhin3000Schilling unddie
ganze Wohnbausteuer wird 6000 Schilling betragen . Esist ferner ganz unge¬
recht ,dass manzwiachender zweiten Stufe von 50 Prozent und derdritten
von 100 Prozent nicht durch eine Zwischenstufe von 75 Prozenteingeschaltet
hat .Dassdies nicht geschehenist ,hat zur Folge ,dassschoneineviel
grössereZahlvonGeschäftslokalenin die Stufevon1ooProzenthineinkommt.
Manbedenke auch ,was für eine Ungerechtigkeit der Sprung von 50bis
1o0 Prozent für die Grenzfälle bedeutet .Ferner wird der Betrag von 250Schil¬
ling schon bei einem viel zu kleinenen Friedensmietzins erreicht .Daswird
zur Folge haben ,dass die kleineren und mittleren Betriebe ,die vondersel¬
ben Erhöhungder Wohnbausteuerbetroffen wordenwie die ganz grossenBe¬
triebe in ihrer Konkurrenzfähigkeitarg betroffen werden .Nicht zuver¬

gessen ist auch ,dass am 1 .Jänner des nächsten Jahres ,an demselben Tag ,
an domdie Wohnbeusteuererhöhungin Kraft tritt ,auchdiereichsdeutschen
Notverordnungenin Krafttreten ,die eine loprozentigeSenkungderLöhne,
Gehälter der sozialen Laston ,der Materialpreise undderMictenbringen .
Zu derselben Zeit ,in der manin dembenachbarten Doutschland die PGoduktions¬
koston so tief herabmindert ,bringt manbei uns eine ungeheureErhöhung
dor Wohnbaustouer und macht ua unserer Industrie ganz unmöglich ,mit der

reichsdeutschen zu konkurieren .Auchda mussmanwieder sage ,derWeg
der Erhöhungder Wohnbausteuerführt über LeichendesWirtschaftslebens .
Ich glaube sagen zu dürfen ,dass der Weg ,den Sie gehen ,ein vermessentlicher
ist . Siehabon sich auf Ihren Plan festgelegt und gehen von ihm auchdann
nicht ab,wenn die Welt darüber zugrundegcht .Sie werden die Vorlagezum
Beschluss crheben und werden es Jarauf ankommen lassen ,dass die Befürch¬
tungen ,die wir hegen,erschreckende Tatsachen werden . Wirwarnen Sieein¬
dringlichst ,den Wegzu Ende zu gehen ,und bitten Sie ,zu bedenken ,wasmit

dieser Massnahmeangestellt wird,um dann mit ruhiger Ueberlegung eine Mil¬
derung herbeizuführen .Sie bringen für die Steuererhöhung das gewiss ernst¬
hafte Argument der Notwendigkeit ,die Wohnbautätigkeit fortführen zumüssen .
Die Dinge liegen aber nicht so .Sie brauchen nämlich die 1h Millionen
Schilling umdie in Angriff genommenenBauten überhaupt fertigstellen zu
können .Sie geben das aber nicht zu,obwohles ein viel stärkercs Argument
wärc . Trotzallom sollten Sic aber die Wohnbausteuer aus demSpiollassen
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undsichfragenobSicnichtanderwärtigdasGoldhereinbringenkönnen.
BeidomgeringfügigenBetragvon14 MillionenSchilling,umdenessich
handelt,binich überzougt ,dassSie diesenBetragimInland ,ja ichglaube
sogar ,in Wiensalbst in wenigen Tagen in Formeiner Wohnbauanleiheaufbrin¬
gen werden ,insbesonderedann,wennSie das Projekt dieserWohnbausteuer
fallenlasson( LebhafteZustimmungbeider . . )Wirhabenimmerwiederge-¬
sagt ,dassSie für dic Fortsotzungder WohnbautätigkeiteineAnleiheaufnch-¬
mensollen ,undompfehlenIhnendiesenWegneuerlich .ZiehenSiedieseVorlage
zurückundwirals Oppositionverpflichtehuns,mitzuhelfen ,dassderVersuch
einer Wohnbauanzlcihezu einem günstigen Abschluss gebracht wird .Dasswir
der Vorlagezustimmen ,davonkannkeineRedesein . WirlehnendasGesetzund
jode Verantwortung ab und machenSie ausdrücklich und
fcierlichfürdieFolgenhaftbær,diesichergebenmüssen,wennSieIhren
Wegzu Endegehen .( StürmischerBeifall bei der . . )

Abg .Krammer( . . ) erklärt ,die Mehrheithabemit ihrerSteuorpolitik
aus der ,Wirt ghaft mehr als doppelt soviel herausgezogen ,als Industric¬sorksndkapital . Wirkönnteneiner Steuerpolitik zustimmen ,wennsiewirklich
wertvermehrendeAnlagenschaffenwürden.Diestrifft aberbeiderWohnbau¬
steuer nicht zu ,weildie Wohnhausbautenabsolutnicht amortisiertwerden
sollen . DieWohnbausteuerwarvomallenAnbeginnanin ihrerZweckbestimmung
vielleichtsozialgedacht ,abersie ist undbleibtwirtschaftsschädigend .
SienehmenderBevölkerungRock ,Weste ,die Hoseunddie Unterwäscheundgeben
ihr,wennsie ausgenlündertist,ein paarneueSchuhe .SiehabenmitderWohn¬
bausteuerdie Volkswirtschaftmitzugrundegerichtet. HeutebegründenSiedie
ErhöhungderSteuermitderNotwendigkeit,die Wirtschaftwiederankurbelnzu müssen .Das ist ein Trugschluss ,das ist eine Irreführung .Wenn Sie glaben ,

dassdieWohnbausteuerdieunterstenSchichtenderBevölkerungverschont,
die mittlerenSchichtenfast nichttrifft undnurdie höchstenSchichten
zur Zahlung herangezogen wer den ,so ist das ein Irrtum ,denn die Steueremp¬
findendie untersten Schichtenebensoschmerzlichwiedie eberstenSchichten .
WennHaushalteeingeschränktwerden,wennHaushalteabwandern,wennHandel,
GewerbeundIndustriezu Einschränkungengezwungenwerden ,gehtdiesimmer
aufdie AngestelltenundArbeüteraus ,die dadurchbrotloswerden .Heute
sind Handel und Industrie auf ein Kartenhaus aufgebaut und so versetzen Sie
mit dieser geplanten Steuererhöhungder Wirtschaft den ärgsten Stoss .Solan¬
ge die WirtschaftsolcheSteuernertragen konnte ,habendie Steuernver¬
teuerndgewirkt .Jetztaberist dieWirtschaftnichtmehrimstande ,solche
Steuernzuertragen,darummusssiezugrundegehen.DieSteueristgeeignet.
die halbeoderzumindestdrei Viertel der BevölkerungOesterreichsbrotlos
zumachen .DerZeitpunkt,wanndies eintritt ,scheintnichtmehrinallzu¬
weiterFernezuliegen. DieVorlageist fürunsunannehmbar ,deshalblehnen
wir sie ab .( Beifall bei der . . )

Abg .Dr . Armold( . . )bemerkt ,dass es eine nicht ausgeschöpfteSteuer¬
reserve,wieSt. . Breitnergesagthat,nichtgibt .DerWeg ,denSiemitdieserVorlage einshlagen ,führt über ein wirtschaftliches Leichenfeld .Ihre Steuer¬

politiktreibtdiePrivatwirtschaftzumUntergang. Wasin Russlandmittelsder Diktatur durchgeführt wird ,das gleiche machenSiehierGhlte
als Salonbolschewiken . DerRednerkommtdann auf dieSteuer¬

begünstigungenzu sprechen ,die SchulenundHumanitätsanstalten ,wennsienicht
ausgesprechenenErwerbszweckendienen ,überall eingeräumtwerden .In derVor¬
lage ist nur festgesetzt ,dass solcheAnstaltenvonder SteuerbefreitwerdenH
können - Dasistyeine Ermessenssache ,die in die KompetenzderLandesregierung

fällt .
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Wirhabennichtdie Gewähh,dassdie GemeindedieWohlfahrtseinrichtungen
aller Riehtungenaueh wirklich gleiehartig behandelt wie diesunsere
Staatsgrundgesetze vorschreiben .Nach den Richtlinien des Stadtsenates sind

. . Mädchenmittelschulen ,die vem Bund sunwentieniert werden ,ven der Wohn - ¬

bausteuer als gemeinnützigeAnstalten befreit .Als aber die erste kathöli - ¬
sche Mittelschule auch aus Bundesmitteln subventioniert wurde ,haben Sie

diese Richtlinien abgeändertundbetrachtenseitdemdieses Kriteriumnicht
mehr als massgebend( Lebhafte Hört Hört bei den . . )Für alle anderen
Schulen iit "nach diesen Richtlinien Wohnbausteuerzu bezahlen .Warumwird
nun die Schule des Frauenerwerbsvereines am Wiednergürtel ven der Wohnbau- ¬
steuer befreit ,dagegen die Schulen des kathelischen Schulvereines undzwar
Schulen jeder Art daven getreffen ?Dass der in diesem Gesetzenthaltene
Ermächtigungsparagraph nicht genügt ,zeigtvauch der Kampf ,den unsere Wohl¬
fahrtseinriehtungen seit Jahren gegen die Wohnbausteuer zu führen hatten .
Nebenvielen anderenerinnernwir da nur an die Schulein derKaiserstrasse .
Ihr wurde eine Wehnkausteuer von über 1200 Schilling vorgesehrieben undals

sie Beschwerdeerheb ,hat manihr die Steier auf leee Schilling erhöht ,
um es ihr unmeglieh zu machen ,ein Rechtsmittel zu ergreifen ,Dannmusste
ein wahrer Leidensweg gegangen werden ,um eije Herabsetzung der Steuer zu
erwirken . Esgiwt Wohlfahrtseinriehtungen ,die ,naehdemsie denRechtsweg
besehritten hatten ,. . • 00Schilling zu viel gezahlter Wohnbausteuerzurück
erhielten .Wirwerdenzu deneinzelnenParagrapendes GesetzesAbänderun¬
gen beantragen ,werausaber nicht geschlossenwerdendarf ,dasswir
mit demGesetz in irgendeiner Beziehungeinverstanden wären .Wirbekämpfen
vielmehr das Gesetz als ganzes auf das allerentschiedenste ( Lebhafter Beifall
bei der . . )

Abg .Dr . Wagner. . ) bemerkt ,es sei zweifellos ,dass dieMehrheit
die Absicht hatte ,die Oeffentlichkeit mit der Vorlage zu überraschen und
ihr keine Zeit zu lassen ,sich zu besinnen .Als ein Abendblatt dieMeldung
von einer geplanten Erhöhungder Wohnbausteuerbrachte ,demetierte die ,Rathaus

korrespendenz ' ,dass selche Pläne in greifbarer Form bereits bestehen ,wenige

Tagedarauf legte aber Präsident Dr .Dannebergdersozialdemokratischen
Vertrauenmännerkenferenzdenfertigen Vorschlagder nunin FormeinesGesetzes
den Landtag beschäftigt ,vor .Die Mehrheit war sich dessen bewusst ,dass die
Bevölkerung ,wenn man ihr Zeit gelassen hätte ,sich zu besinnen ,zwingend
zu dem Schluss gekommen wäre ,dass das Gesetz ein Verbrechen ist . Eshandelt

sich bei der Wehnwausteuerumkeine Einkommens -un keine Ertrags - ,sondern
umeine sehr übel geratene Aufwandssteuer und zwar umeine Steuer aufeinen
lebensnotwendigen Aufwand ,Wsbei es den meisten Menschen unter den heutigen

Verhältnissengar nicht möglichist ,sich vondiesemAufwandzubefreien
oder ihn zu verkleinern .DerganzeAufbauder Steuerist verfehlt undgar
erst recht die in dem vorliegenden Gesetz gewählte Konstruktion .In früheren
Zeiten ,als die Finanzwissenschaft noch etwas galt und nicht jeder ,der
es unternahm ,aus einer Volkswirtschaft den letzten Groschen mitbrutaler
Gewalt herauszupressen ,. als Finanzgrösse angesehen wurde ,wäre

. “ erhöhung
einc solche Steuer unmöglich gewesen .Man erklärt ,von der Steuer/werden

nicht einmal ganz 1o Prozent der Zensiten getroffen .Ist man sich dessen be¬
wusst ,dass man kier über einen Teil der Bevölkerung ,und zwar nicht den
wertlosesten ,einen finanziellen Ausnahmszustand verhängt ?Die höchste Steuer¬
leistung wird über 147 . 000Schilling im Jahr betragen ,eine respektable
Leistung ,wenn man bedenkt ,dass es ja nicht diese Steuer allein gibt .Inder
untersten Stufe wordendie Aermstender Armenbetroffen :Dairez . B.
eine dem Redner bekannte arme Witwe nach einem Beamten ,die eine Pension von

135Schilling imMonatbezieht ,aus früherenZeiten eine Wohnung,vonder
888
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sie nur einen Teil bewohnt . AllesWertvolle das die Wohnungenthielt ,ist
längst verkauft .DieWitwebezahlteinenZins,derauf der Grundlageeines
Friedenszinsesvon1200Krenenbemessenist . DerMagistrathatdieWohnung,
da es sich um ein ehemaliges kaiserliches Schloss handelt ,von demaber
absolutnichtbehauptetwerdenkann ,dassmandortsehrgutwohnt ,dieWoh-¬
nungmit1500Friedenskronenperifiziert .BeisolchenLeiten ,die einweit
geringeres Einkommenhabenals Hunderttausendeder unter demSchutzdes
KollcktivvertragesstehendenArbeiterundAngestelltenglaubtmanmitder
Erhöhungbeginnenzu können .Dazukommtnochdie ungerechteBesteuerung
der Geschäftslokale .3600Lokalesind in der ersten ,2400in derzweiten
und 10 . 000in der Rritten und höchsten Stufe .Das heisst ,dass die weit - ¬

aus grösste Zahl der ZuschlagspflichtenLekale in die höchste Suufekemmt
und eine 1oe prozentige Erhöhung der Steuer zu gewärtigen hat ,wodoch
für die meistendieser Geschäfteeine Steuererhöhungum3000Schillingim
Jahr geradezu eine Bedrohung ihrer Existenz ist .Sie werden sich auchgegen
die psychelogischenWirkungendieses ihres Vorgchens zur Wehrsetzenmüssen.
Es st selbstverständlich ,dass die Betroffenenmit allen Mittelnstreben
werden ,sich den Plänendes HerrnBreitner zu entziehen .Dabeiist dieses
Gesetzwiealle BreitnerSteuergesetzemiteiner absichtlichenHärtegear¬

beitet . Daslässt sich beweisen . ander Definition der Bemessungsgrundlage ,
an den Steuerbefreiungenundvor allem an den Bestimmungenüber dieUnter¬
mieter . DerHauptmieterkannnachdenAnordnungendes Gesetzesnur denent¬
sprechenden ,Teil der Steuer auf den Untermieter abwälzen ,kommtaber ,obwohlal

er teilweise ,Untervermietung der Wohnungin Wirklichkeit einekleinere
Wohnungbenützt ,dennoch in die höhere Skala . Esist sehr bedauerlikh .dasses
infolge der Art wie das Gesetz durchgepeitscht wird ,leider nicht möglich
ist ,seine Auswirkungen an einer grösseren Anzahl von Fällen zuüberprü¬

fen,Die Mehrheitbehauptet ,dass geradehier eine Steuerreserveausgeschöpft
werden könne ,da es sich um Bevölkerungskreise handelt ,die bekanntermassen
nicht Anhängerder spzialdemokratischenPartei sind ,In Wirklichkeitwären

In dandere Reserven da ,die ausgeschöpft werden könnten . “ grösstenTeil der

Wiener Gemeindehäuser werden noch Zinse gezahlt ,die weit unter demgeset z¬
lichen Hauptmietzinsen für Althäuser sind .Eine Erhöhungdieser Zinsewäre
nicht nur möglich ,sondernauchgerecht .DurchAufhebungderGemeindewache
könnte eine Million erspart werden und ebenso grössere Beträge durch die
Einstellung der unentgeltlichen Abgabevon Lernmitteln und Kinderwäschean
Begüterte .Ersparungen wären auch bei einer ganzen Reihe anderer
Budgetposten möglich .Der Redner spricht die Erwartung aus ,dass die Bundes¬

regierung gegen das Gesetz Einspruch erheben werde .Er erklärt ,seine Partei
werde sich ,solange es möglich ist ,dagegen wehren ,dass die VorlageGesetz
wird und dann die Mehrheit wegen ihrer unsozialen Gesinnung und ihrer Ge¬
hässigkeit allen Kreisender Bevölkerunggegenüber ,die nichSozialdemekraten
sind ,in Öeffentlichkeit anklagen ( Lebhafter Beifall bei der . . )

Abg .Haider ( . . )wendet sich zunächst gegen einen in derheutigen
ArbeiterZeitungerschienenenArtikel des GR. Witzmann ,in welchembehauptet
wird ,es sei der sozialdemokratische Standpunkt ,in der Steuergesetzgebung
die B,sitzlosen möglichst zu schönen und die Besitzen den zu Steuern mehr
heranzuziehen .Das ist eine Umkehrung der Tatsachen .Richtig ist

dass auf Grund der Breitnersteuern Eausende und abertausende von Menschen

brotlos gewerden sind ( Lebhafter Beifall bei der . L) DieWohnbautätigkeit
derGemeindehabenichtdenZweckbessereWohnungenzuschaffen ,sondern
parteipolitische Ziele zuerreichen .
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Wien ,am . Leeme
Ihre ganze Wohnpolitik ist eine ausgesprochene Betätigung imparteipoliti¬
schen Interesse .Auf den von Ihnen erbauten Wohnhausanlagensollte nicht
stehen : Errichtet aus den Mitteln der Wohnbausteuer ,sondern :Sozialdemo¬
kratische Wählerfabriken .Schonaus diesemGrundemüssenwir gegendieVor¬
lage stimmen .( Beifall bei der . . )

AB.Preyer( . L)bemerkt,dassineinerZeiteinerausserordentlichen
Wirtschaftskrise ,die insbesonderein Wienzu verspürenist ,dieErhöhung
der Wohnbausteuer unbedingt abgelehnt werden muss .Ihre Finanzpolitik ist
eine ausgesprochene Bolschewikenpolitik ( Zustimmungbei der . . ) ,Siegehen
blindlings auf die Wirtschaft los,umalles zugrundezurichten .So sindSie
auch an der Wirtschaftskrise zu einemgrossen Teil mitschuldig . Wirhaben
eineausserordentlichhoheArbeitslosigkeit ,an der Ihre Parteipolitikschuld¬
tragend ist .In einer solchenZeit wärees notwendig ,dass der Bevölkeung
Erleichterungengebotenwerden .BundundGemeindehabeneinenGehaltsabbau
vorgenommen ,nichtsdestoweniger aber erhöhen Sie eine Steuer ,von der dieganze
Bevölkerungbetroffen wird . Wirhaben in Wien115 . 000Arbeitslose .IhrSchlag¬
wort ,Sie müssten die Steuer erhöhen ,um Arbeit zu schaffen ,ist falsch .Das

Gegenteil ist wahr :Sie schaffen immermehr Arbeitslosc ( Zustimmungbeider
. . ,Widerspruchbei der Mehrheit ) .Am3 .Dezemberist Schneegefallen ,Sie

haben aber die Leute ,die sich zu Schneearbeiten angestellt haben ,nachHause
geschickt .Sie haben die Stadt lieber verdrecken lassen .Das ist Ihr Gefühl
für die Arbeitslosen .Als Sie die Wennbausteuer geschaffen haben,haben Sie
die Massen über die Ringstrasse geführt und da kennte man auf Tafeln

lesen : Heraus mit der Wohnbausteuer ! Siehaben ein Patent darauf ,die Massen

für die Schaffung einer Steuer benützt zu haben .Aber Sie erhöhen nicht nur
die Steuer für Wohnungen ,sondern auch für Geschäfte ,Werkstätten undFabriken

Die Leidtragenden an dieser Steuererhöhung werden wieder die Arbeiter und
Angestellten sein .( Zustimmungbei der . . ) .Mas die Unternehmer anhöherer
Steuer zahlen werden müssen ,werden sie bei den Arbeitern undAngestellten

hereinbringen wollen .Abbau und Entlassung werden die Folgen Ihrer

katastrophalen Steuerpolitik sein .Sie haben kein Verantwortungsgefühl Sie

stehen nur auf dem Standpunkt der Machtpolitik .WasSie hier in Wienmachen ,
ist Moskau gleich .In Moskau sprengt man Kirchen mit Dynamit ,Sie sprengen

die Wirtschaft mit Ihrer Steuerpolitik in die Luft .Mit dieser Erhöhung
machenSie in der Zertrümmerungder Wirtschaft einen Schritt weiter .Aufder
einen Seite haben wir die Winterhilfe und die Aktion Jugend in Nob ,auf der
anderen Seite aber vermehrenSie Elend undNot .Ihr Vorgehenist Brutalität .
Aber es wird die Zeit kommen ,in der die gutmütigen Arbeiter und die gutmü¬
tige BevölkerungSie zumToufeljagenwerden .( Beifall bei der . . )

Abg .Daffinger ( . . )nimmt ebenfalls gegen die Erhöhung der Wohnbau¬
steuer Stellung . Ererklärt ,dass er als Obmann der deutschchristlichen Mie¬

gegen
ter/der Gesetzwerdungder Vorlageden schärfsten Protest erhebe .Solltedie
VorlageGesetz werden ,so werdenSie mehrArbeitslose schaffen ,als Sie anAr¬
beiter Arbeit werden geben können .( Beifall bei der . . )

Abg .Pfeiffer ( . . )erklärt ,die Minderheit habe gegen die Vorlage
ArgumentumArgumentvorgebracht aber es habe sich noch kein Vertreter der
Mehrheit gefunden ,der versucht hätte ,die vorgebrachten Argumente zuentkräf¬
tigen . .Die neue Wohnbausteuererschüttere die Ruhe und den Friedenabertause
der von Menschen .Arg betroffen werden von der Erhöhung die Besitzer von

kleinenLandhäusern,die sich ihrenBesitzdurehehrlicheArbeitundgrösste
Sparsamkeit erworben haben .Sie kommendurch die Erhöhung in die schwie¬
rigste Lage,sie werdendie Erhöhungnicht tragen könnenundsogezwungen
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werden ,ihrenBesitzverkaufenzumüssen. Dasist derAusflusssozialdemo¬
kratischer Steuerpolitik .DerRednerweist sodanndaraufhin ,dassalle
grösserenSpertvereinigungenin die höchsteStufe fallen . DerWienerAthle¬
tiksportklubwirdalleineineumüber6000SchillingimJahrerhöhteSteuer
zubezahlenhaben( LebhafteHörtHörtrufebei der Minderheit ) .DieFolfeda¬
vonwirdsein ,dassdieserVereinganzeZweigeles Sportbetriebeswirdauf¬
gebenmüssen.DerRednerschliesstmitderErklärung,dassdiejenigen ,die
für die Vorlagestimmen ,sichdarüberklar seinmüssen ,dasssie inviele
FamilienNot„ElendundSorgehineintræenwerden(LebhafterBeifal,beider. . )

Abg .Angermayer( . . ) bemerkt ,die ernstesten Vorlagen werdenim
Vorlagensobehandelt,als obderLandtageinUnterhaltungslokalwäre. Die
ernstesten Redender Minderheitwerdenvonder Mehrheitentwedermithö¬
hivchenBemerlungenodermitVerständnislosigkeitbeantwortet.Dasistwohl
ein Zeichendes ärgsten Verfalls einer gesetzgebendenKörperschaft .( UnruheimSaale ) .

Abg .Angermayerruft der Mehrheit zu : Dasist ein aufgelegter Skandal !
GehenSie ins BuffettundstörenSiedie Verhandlungennicht(Lebhafter
Beifall bei der . . .StürmischeZwischenrufebei derMehrheit)

Abg .Gschladt : EinLumpengesindel ( EinSkandal sondersgleichen !
Abg .Eisinger : SoeineFrechheit !
Abg .Reimmann: Soein arroganter Kerl ! Soein geistloses Geschwätz !
Abg .Dr. Kolassa: DerLandtagist keinUnterhaltungskokal :
Abg .Eisinger :Jeder niedergebrocheneBankdirektorglaubt unsAuf¬

träge erteilen zukönnen!
Abg .Angermayer :Sie sind ein frecher Kerl !
Abg .Reismann :UndSie ein vertrottelter Hofrat !
Abg .Huber :Jüdischer Lausbub !
Abg .Gschladt :GemeineBandes !
Abg .Kolassa: Dasist die WürdedesLandtages !( Anhaltendelebhafte

Zwischenrufe . - GrosserLärm )
PräsidentDr. Danneberg: Ich möchteeindringlichstersuchen ,nurden

Rednersprechenzulassenunddie VorhandlungennichtdurchLärmzustören .
AufbeidenSeitensindbeleidigendeZwischenrufegefallen ,Siebesserun¬
terlassen werdensollten .Ich bitte ,imInteressederVerhandlung, :
den Rednerungestört sprechen zu lassen ( AndauerndeZwischenrufeundgrosser

Lärm ) pTn
Abg .Gschladt : Dasist ja wirklich .. ef . . ( Dasist eineProvoka¬

tion !
Abg.Dr. Kolassa:Hierist keinUntehaltungiskal(Stürmischeanhaltende

Zwischenrufe !
Abg .Müller: DerHerrKehlsagt ,der Abg .Krammersoll sichaus¬

stopfen lassen !Das ist doch unerhört !( AndauerndeZwischenrufe ! )
Präsident Dr .Danneberg: HerrAbg .Müller ,Sie haben nicht dasWort

( AndauerendeZwischenrufe )
Abg .Müller :Dasist dochkeinegesetzgebendeKörperschaft,Es

ist hier wie in einem Beisel !

Abg .Angermayer:AufwelcheStufedieVerhandlungnimWienerLandtag
gesunkensind ,mögeder HerrVorsitzendedarausersehen ,dass esHerr
Reismannfür notwendig gefunden hat ,mich einen vertrottelten Hofrat zu
nennen( LebhaftePfui - undEntrüstungsrufe bei der Minderheit ,Anhaltende

Zwischenrufe ) -

Abg .Reismann:UndderHerrGschladtsagt :Lumpengesindel!
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Abg.Angerssger:IchverlangedenOrdnungruf(LebhafteZwischenrufe)
Abg .Beiseer :Pfui ,dasssich Akademikersobenehmen!
Abg .Dr. Kolassa: Siehabennicht dasWort !( AndauerendeZwisehenrufe

und gresser Lärm )
Präs .Dr .Dannobeng:IchwerdemirdasstenographischePretekollverle¬

gen lassen und d ann die Entscheidungbreffen !
Abg .AngermayerMib Herrn Remannmich in eine weitere Polemik

einzulassen ,halte ich unter meiner Würde !( Zwischanrufe )
Abg .Reismann: UnterIhrer Würde ?Sie geistloser Hofrat ,ummich

höflich auszudrücken !
Abg .Angermayerbemerkt ,es wäreeigentlich amPlatsegewesen,

den Antrag zu stellen ,dass die Beratung des Gesetzes vertagt wird .Ich
stelle diesenAntragnurdeshalbnicht ,weilihndieMehrheitehnedies
ablehnenwürde ,WirhabenschenimFinanzausschusslebhaft dagegenpretes¬
tiert ,dass das Gesetz so zwischendurchberaten wird . Heutewirdbehauptet ,
das Gesetz habe sozialen Charakter .Davon scheint die Mehrheit selbst nicht
sehrüberzeugtgewesenzu sein .Sonsthätte der Klubdersezialdemokratischen
GemeinderötegleichdenMutgefunden ,desGesetzanzunehmen.Erhatesaber
abgelehntunderst als dassezialdemkkratischeParlamentdiewozialdemo¬
kratische Vertrauensmännerkonferenzden Verschlagangenemmenhatte ,wurdeder
Magistratbeauftragt,ein Elaboratauazuarbeiten .Manhat alse denMagistrat
zu einer Art Exekutivorgander roten Vertrauensmännerversammlunggemacht.
DieWirkungendesGesetzeswerdenSieselbstzuspürenbekommen.Siever¬
schütten sich dadurch die letzte Steuerquelle .Wie Sie die Sache auchdrehen
undwenden ,sicher ist ,dass Sie aus der Bevölkerung14 Millionenneue
Steuern heraushpressen wollen .Glaubt manwirklich ,dass die Wirtschaftdazu
imstande ist ?In Wirklichkeit verfolgen Sie dabei nur die vollständige Durch¬
setzung Ihres Grundsatzes ,das Privatvermögen wegzusteuern .Richtig ist ,wie
St . . Breitner sagte ,dass die Gemeinde keine Schulden hat ,aber die ganze
Bevölkerung von Wien ist mit Schulden überlastet und versucht verzweifelt
nach einem Ausweg .( Lebhafter Beifall bei der . L )Der Tag der Abrechnung
wird noch kommen ,( Lebhafter Beifall bei der . . )

Präs .Dr .Danneberg : ImVerlaufe der Rede des Herrn Abg .Angermayer
ist es zu heftigen Zusammenstössenund Zwischenrufen gekommen .Der HerrAbg .
Reismann hat den Zwischenruf :" Vertrottelter Hefrat "und der Herr Abg .
Gschladt den Zwischenruf "Gesindel "gebraucht .Ich rufe die beidenAbgeordneten
zur Ordnung .Ich richte an alle Mitglieder des Landtages das Ersuchen ,im
Interesse der Wahrungder parlamentarischenWürdesolcheundähnlicheZwi¬
schenrufe zuunterlausen .

Die Verhandlungenwerdenabgebrochen .
NächsteSitzungmergen,Hittwoch ,16Uhr.

Schluss der Sitzung 21 Uhr55
892 Bogenabfertigung22Uhr12



NDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur: lo7KARL HONAY

Wien ,am. 2i . Dezember1931 .

Spenden .
DieNiederösterreichischeEskompte-Gesellschafthat anlässlichdes

WeihnachtsfestesdenBetragvon5000SchillingunddieFirmaJosefTakacs
&Co . ,Tivoligasse32 ,denBetragvon1500SchillingzuHandendesBürger-¬
meisters zur Verteilung nach freiem Ermessengespendet .DerGemeinderat
hat denSpenderndenDankausgesprochen .

FreieArztstelle .
ImStatusdesstädtischenGesundheitsamtes( AbteilungderAerzte

derstädtischenHumanitätsanstalten )gelangtfürdieLandesheil-undPflege¬
anstaltin ÄbbsanderDonaudieStelleeinesAbteilungsvorstandesmitden
systemisiertenAnfangsbezügenundVorrückungsmöglichkeitenderGruppeIa ,
Klasse1 ,Stufe1 desGehaltsschemasderstädtischenAngestelltenzurBeset¬
zung .Die Bedingungender Anstellung,/nach zweijähriger zufriedenstellen¬
derDienstleistungeinedefinitivewird ,sindösterreichischeStaatsbürger¬
schaft ,DoktoratdergesamtenHeilkunde,mindestenszweijährigeSpitalspra¬
xisundmehrjährigefachärztlicheAusbildung.GesucheumdieseStelle ,die
mitdenentsprechendenPersonaldokumenten,demNachweisdesaneinerinlän¬
dischen Universität erlangten Doktorates der Heilkunde und demNachweis
überdie österreichischeBundesbürgerschaftunddie entsprechendefachärzt¬
liche Ausbildungbelegtsein müssen ,sindbis längstens . Jänner1932im
Büroder Verwaltungsgruppefür Personalangelegenheiten ,NeuesRathaus ,einzu¬
bringen .BereitsimDienstederGemeindeWienstehendeBewerberhabenihre
GesucheimDienstwegevorzulegen.DiesenGesuchenist nurderNachweisüber

die entsprechende fachärztliche Ausbildung anzuschliesaan . Denbereits im
DienstestehendenBewerbernbleibt die allenfalls bereitserworbenedefi¬
nitive Anstellung sowie der allfällige höhere Rang gewahrt .DieGesuche

sind mit einemBundesstempelimBetragevon1 Schilling ,dieGesuchebei¬
lagen ,sofernesienichtehnehinbereitsgestempeltsind ,miteinemBundes-¬
stempel im Betrage von 20 Groschenversehen .

. - - ¬
DieRechnungsabteilungendermagistratischenBezirksämterbleibenvom

24 .bis 31 .Dezembergeschlossen .
Die Rechnungsabteilungender magistratischen Bezirksämter ,dieauch

als Einhebungsstellen für Stauern und Abgabenfungieren ,bleiben wieall - ¬
jährlich vom24 .bis einschliesslich 31 .Dezemberfür denParteienverkehr
geschlossen ,weil in dieser Zeit der Steuerkonten abgeschlossen werden .Für
die ErledigunganabweislicherFälle undfür die AusgabevonPostsparkassen¬
ErlagscheinenwirdVorsorgegetroffen ,sodassdieMöglichkeitderEinzah¬
lungvonSteuernundAbgabenkeineBeschränkungerfährt .

- ¬
StrassenbahnfahrpreiszuWeihnachtenundNeujahr.

AmFreitag undamSamstag( ChristtagundStephani - tag) undamNeujah
tag gilt auf der StrassenbahnundStadtbahnder Sonntagsfahrpreis .DieFrüh
fahrscheine ,Hin -und Rückfahrscheine ,Wochenkarten ,Jugendfürsorgefahrschen
ne ,Schüleranweisungen und Schülerfreikarten haben keineGültigkeit . Der
Autobusbetriebist an diesenTageneingestellt .Bie BeförderungvonHunden
auf der Strassenbahn und Stadtbahn ist währenddes ganzen Tageszulässig .

Morgen ,Donnerstag ,gelten auf der Strassenbahn und Stadtbahndie
Hin -undRückfahrscheineundWochenkartenfürdieRückfahrtschonvon11
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WIENER LANDTAG
Sitzungvom23 .Dezember1931.

PräsidentDr .Kolassaeröffnetdie Sitzungum16Uhr
15 . Eswirdin die Tagesordnungeingegangen,dasist die Fortsetzungder
Generaldebatteüberdie NovellezumWohnbausteuergesetz .

GR. Stöger( . . )bezeichnetdieVorlageals durchunddurchunsozial¬
DurchdenErtragderSteuererhöhungwerdendieSchädennichtgutgemacht,
die durch die Erhöhung der Wirtschaft zugefügt werden .Ver Jahren hat die
Mehrheit schon vorausgesagt ,dass durch die Wohnbautätigkeit derGemeinde
die Wohnungsnotbeseitigtwerdenwürde. undvielehabendiesemSirenen-¬
sangvertraut .Manseheheutein die Obdchlosenheime,in dieWärnestuben
und in die Bezirkskommissariate ,wo Obdachlose des Nachts Unterkunft fin¬

denundmanwirderkennen ,wiewenigsichdieseVersprechungenderSozial¬
demokraten erfüllt haben . Wienzählt derzeit nach einer Mitteilung derRat¬
hauskorrespondenz572 . 995Wehnungen .Dalaut Statistik im Frühjahr 1921in
Wienschone . . e869 . 500Wphnungenvorhandenwaren ,beträgtderfaktische
Zuwachsan Wohnungenbloss 32 . 126 .Voneiner BeseitigungderWohnungsnot
kann also keine Rede sein .Dafür haben Sie die private Bautätigkeit und
denHypåthekarkrediterschlagen .Wiewenigwahres iit ,dassdurchdie
Steuererhöhungnurdie Reichengetroffenwerden. ,sei durcheinBei-¬
spiel dargetan .Ein Friseur in der InnerenStadt zanlte bisher 139Schilling
Wehnbausteuer .Künftigwirder monatlichnebst einemZinsvon350 .Schil¬linganWohnbausteuer278Schillingzahlenmüssen.WievielKundenwirder
täglich haben müssen ,um nur dentäglichen Bedarf anWohnbau¬
steuer bestreiten zu können .Das ist kein Ausnahmsfall .Die Vorlagewird
das Schicksal der Hauspersonalabgabe teilen ,deren Erträgnisse vun Jahr zu
Jahrsinken .DerErtragderSteuerwirddasElendnichtannäherndaufwiegen
das durchdie Steuererhöhunggeschaffenwird .WirkönnenIhnenaufdiesem
mörderischen Wegenicht folgen .( Lebhafter Beifall bei der . . )

Abg .Holaubek( . . )wendet sich zunächstentschiedenstgegendie
Behauptungder heutigen ,Arbeiter - Zeitung ,dass die OppositionihreKritik
an der Verlage im Dienste der Hausherren und Villenbesitzer vorbringe .Es
ist ganz falsch zu behaupten ,dass der Vorlage soziale Momenteinnewohnen .
In Wirklichkeit werden immer,wenn vomRathaus Massnahmenunter demSchlagwer
ReichtumundLuxusunternommenwerden ,die breitesten MassenderBevölkerung
davon getroffen .Sie tun so ,als ob in dieser Stadt Honig und Milchfliessen

würde,Und nehmen gar keine Rücksicht auf das hatsächlich bestehende Elend .
BundundRegierungbemühensich ,das Aergstevonder Bevölkerungabzuwenden
und hüten sich vor allem ,neue Steuern einzuführen .Sie haben die Steuernund
Tarife masslos hinaufgeschraubt ,ohne auf die Wirtschaft Rücksicht zunehmen
Bei all demist es kein Wunder ,dass die radikalen Strömungen immermehr
an Boden gewinnen .Das rote Rathaus ist die Brutstätte des Radikalismus .
DieSozialdemokratenbekämpfendenLuxusder Reichen ,sie habensichaber
gerade in der Zeit der Not wiederholt einen Luxus geleistet ,den die Be¬
völkerung nicht verstanden hat .Dahat mandas Krematoriumin einer Zeitder
Not gebaut ,da hat man Geld für dae Erbauung des Stadions gehabt in einer
Zeit ,in der in WienAusgleiche und Konkurse an der Tagesordnung sind undin
der der Selbstmord zum Symbol Wiens geworden ist .Sie ,die patentierten Ar¬
beitervertreter sind unter die Aktionäre gegangen ,Sie haben denAktienstand
der Gemeindeungeheuervermehrt ,Sie sind heute der greste Realitäten¬
und Hausbesitzer in Wien .Sie gaben Kinderwäscheund Schulbücherunentgelt¬
lich an Begüterte ,auch an die von Ihnen sonst so bekämpftenHausbesitser
undVillenbesitzer .SoverwirtschaftenSie dasGeldder Stadtundhabendann
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denMutdurchSteuererhöhungendie WirtschaftderStadtzubelasten .Es
ist ein furchtbaresUnglückfür diese Stadt ,dass ihre Handlungennur
diktiert werdenvomGeistparteipolitischerHerr -undHabsucht .Früherein¬
malhabendie Veranstaltungendes Bürgertums ,so die Maifahrt ,derBall
derStadtWienderStadtLebenskrafteingeflösst .Dasalleswarfür dieAr¬beiterschafteineGeldquelle.GewisshatesdamalsauchElendgegeben,
aber nicht in demUmfang ,wie es heute durch die sinnlose Politik des
Rathauseshervorgerufenwird . Wirhabendie Zuversicht ,dassSie diestrafende
GerechtigkeiterreichenunddassindasWienerRathausbaldwiederderGeist
einziehenwird ,der unter Dr .Luegergeherrschtundder die Stadtzu
AnsehenundBlütegebrachthat ( LebhafterBeifall bei der . . )

Abg .Biber ( . . )erklärt ,dass es Pflicht aller öffentlichen Verwal¬
tungenwäre ,in einersoschwerenZeitfür eineruhigeundsachlicheArbeit
zu sorgen .Dennnur dadurchkönnender BevölkerungErleichterungengeschaffen
werden .Die in Beratung stehende Vorlage hat uns gezwungen ,in eine schärfere
Oppositionzu treten ; nurmitRücksichtauf die schwereNotundauf diebe¬
gründeteAufregungder Bevölkerunghabenwires unter lassenbeiBeratung
dieserVorlagehierimLandtagdasKampfmittelderObstruktionanzuwenden.
Wirsitzenhier ,umGegensätzeimInteressedesVolkesauszugleichen.Das
wirdunsaberhier verwehrt .DieVorlagewirdderart durchgepeitscht ,dass
eine sachliche und gründliche Beratung vollkommen ausgeschlossen ist .Bei

derBeratungderVorlageimFinanzausschusshatessichgezeigt ,dasseine
ReihevenPostenganzfalsch eingesetztwar . Wennnicht die Oppositiondarauf
gekommenwäre,hätteder Landtagdie Blamageerlebt ,einige Tagenachder
Gesetzwerdungder Vorlageeine Novellierungdes Gesetzesvornehmenzumüssen
Wennschonnichtdie Beamtenin derLagewaren ,dasGesetzentsprechenddurch
zuarbeiten,so sind das wir natürlich auch nicht imstande .Ich verweisedabei
auf das Parlamenr .Dortliegen die Dingeganzanders .ImParlamentsuchtdie
Mehrheit mit der sozialdemckratischen Minderheit immer ein Einvernehmen
Im Rathaus aber geht die Mehrheit mit der Minderheit rücksichtslos undin
nicht zu übertreffenderArt um .Sie stellen sich auf irgendetwasein ,das
ist Diktat undmussbewilligt werden .Dadurchwird der MinderheitdieAr¬
beit in diesemHauseäusserst schwergemacht .AufunsereEinwändegegendie
Verlagewirdunserwidert ,wir seien Hausherrenvertreter .Dasist einefaust¬
dickeLüge .( LebhafteZustimmungbei der . . )WasSie mitder Vorlageerrei¬
chen wollen ,ist wahnsinnigesBeginnen .Durchdas vehementeAnsteigender
Progressivität wirdein unmöglicherZustandgeschaffen . Wohnungenwerden
durch Progression und Parifizierung mit einer 600 prezentigen Erhöhungder
Wohnbausteuerbetroffen .SoetwaswäreauchimreichstenLandenichtmöglich
Wirhabenschonim Ausschusseine Liste der Zensiten verlangt ,die vonder
Erhöhungbetroffenwerden.St . R.Breitnerhatdaraufeinfacherwidert,erist
nicht in der Lage,uns einen solchen Beleg zu geben ,das ist zuumständlich .

Wenndie RegierungimParlamentdrübenIhrer Partei einen sonotwendigen
Behelf verweigernwellte ,würdesie von Ihnen alle Titel bekommen .Wenn
Breitner auf den Hinweis auf die ungeheure Steuererhöhung sinwendet ,wenn
Friedenszinsebestündenunddie Haussinzsteuer ,müsstendie Leutenochmehr
bezahlen ,so ist das eine bewussteUnwahrheit .St . . Breitnerbaut dieProgres¬
sion auf die Grösseder Wohnräumeauf .Dasist ein Unding ,denndieGrösse
einer Wohnungsteht in keinemVerhältniszu demEinkommenderLeute. St. R.
Breitner weiss ganz genau ,dass mit einer grösseren Wohnungkeingrösseres
Einkommenverbundenist .Trotzdemaberbehaupteter dies .AlledieseDinge
veranlassenuns ,eine Stellungzu beziehen ,die wir absolutnichtwoll. en.895
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VenderSteuererhöhungwerdenunterandereninsbesondereauchdieEigenheim¬
besitzer betroffen .Sie werdenjetzt mit einer Wohnbausteuerven10. 900
bis 30 . 000Schilling belegt und sind deshalb nicht mehr in der Lage ,ihr
schwererwerbenesHeimzu halten .Sie sind auchnicht in der Lagemehr ,ihr
Hauszu verkaufen ,weil alle Verkaufsversuchean der HöhederWohnbausteuer
scheitern .DieseVorlageist ein Sendergesetzfür Leute ,die sichschen
imtiefstenUnglückbefundenhabenunddenenjetzt jedeMöglichkeitzum
Weiterbestandgenommenwird .HinsichtlichderGeschäftskokalewirdgerade
der Mittelstand des Handelsunddes GewerbesvondemlooprozentigenZu¬
schlag betroffen ,gerade die Schikhten ,die eine Erleichterungunumgänglich
notwendig hätten . Breitnersagt ,dass von der Wohnbausteuererhöhung90Pro¬
zent der Mieter nicht betreffen werden ;aber die 10 Prozent ,die die erhöhte
Wohnbausteuerzahlen müssen ,sind 90 Prozent der Arbeitgeber Wiens .Sie
treffen damit die Mehrheit der Arbeiter und Angestellten Wiens .VieleBe¬
tribe werdenzugrundegehenund Ihre Wählerwerdenbpotlos gemahtwerden .
Es ist eine bewusste Lüge ,wennSie behaupten ,dass durch die Erhöhungder
Wohnbausteuerum3000bis loeo Arbeiter mehrBeschäftigungfindenwerden,
denn dafür werden 3000 bis hooo Arbeiter brotlos werden .Die Betriebe haben
heute durchwegs ein veraltetes Maschinenmaterial . DenUnternehmern wird alles
weggesteuert,nichts kann erneuert werden .Wennmanden UnternehmerndieMit- ¬
tel liesse ,ihre Betriebezumodernisieren ,so wäredasdie nitwendigeBele¬
bungderWirtschaft(Zustimmungbeider . . )AberkeineBelebungderWirtschaf
und nur Steuererhöhung ,die sogar schon soweit geht ,dass manschonFlug¬
dächer besteuert ,obwehd ein Flugdach kein Raumist . DieStaffelung ier Steuer
wiesie vorgesehenist ,wirdeinebedenklicheAbwanderungvonWiennachsich
ziehen .DieFolgedavonwirdsein ,dass wiederviele AngestellteundArbeiter
ihr Brot verlieren werden .Auch erlangen ,es mögen die kinderreihen
Familienberpcsichtigt werden ,ist nicht RechnunggetragenwordenKeine
Rücksicht genemmenwurde ferne ?auf jene Mietobjekte ,die auch heute schon
Goldzins zahlen müssen .Das ist ein glatter Wahsinn .Gar nicht gefallen hat
uns an demVorgehen der Mehrheit ,dass sie zu wenig Mut gehabt hat ,selbst
mit der Vorlageins Hauszu kommen ,sonderndass sie es für notwendigbefun¬
den hat ,zuerst die sozialdemokratische Vertrausnmnnerkonferenz zufragen .
gan will sich durch das Schild „ WienerArbeiter "schützen .Sie werdenuns
nicht glauben machenkönnen ,es wolle wirklich die WienerArbeiterschaft ,
dass tausende von Menschen ,die in einemschwerenExistenzkampfstehen ,so
ungeheuerlich getroffen wenden .Die Wiener Arbeiterschaft ist viel zugut
umseetwas zu verlangen ,nur Sie ,ihre Führer ,sind die Schlechten( Lebhafter
Beifall bei der . . ) Esist unsere Ueberzeugung ,dass ,wenn Wien einen ande - ¬
reme Finanzreferenten hätte ,auch das Finanzreferat anders aussehen würde
und dass dieser Stadt viel Elend und Sorge erspart bliebe ( LebhafterBeifall
bei der . . ) DasElend ,das heraufbeschworenwerdenwird ,die Tränender
WienerBevölkerungsind unzertrennlich verbundenmit der Person deSt . R.
Breither ,der kein Erbarmenund keine Rücksicht kernnt ,und darumschliesse
ich mit dem Ruf :pereat Breitner !( Lebhafter Beifall bei der . . )

St,R . Breitner bemerkt in seinem Schlusswort zur Generaldeba te zunächst

es wäre der Mehrheit weiterwünschter gewesen ,wennsie diese Vorlagenichtnichthätte einbringen müssen und wenn die durch die Krise der Wirtschaft ausser¬

stande gestzt worden wäre ,mit den bestchenden Abgabendie notwendigenBe¬
dürfnisse des Gemeinswesens zu decken .Noch erwünschter wäre es uns gewesen

wenn wir wie wir es ja eine Reihe von Jahren hindurch getan haben ,zugleich

mit dem Voranschlag Steuerermässigungen hätten vorschlagen können .Das ist so
selbstverständlich ,dass es eigentlich überflüssig wäre ,eshervorzuheben .
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Wennich es dennochtue ,so geschiehtes deshalb ,weil eine AnzladvonMin¬
derheitsrednerndieDingesodargestellthat ,alsobdieMehrheiteineganzneuen .besondereFreudedaranhätte ,in einer Zeit der Krise mitSteuerbelas¬
tungenzukommenundals obes zuirgendeinemSystemgehörenwürde,
irgendwelcheSchichtenderBevölkerungzurVerzweiflungzutreibenundsie
aufdemWegederBesteuerungzuenteignen. WenndasdieAbsichtderMehrheit
wäre ,hätte sie mitsolchenSteuererhöhungensehendie ganzenJahre
hindurchkommenkönnem.Dasist nichtgeschehen,weildieNotwendigkeit
hiezunichtvorhandenwar. WennwirabereinerseitsandemVoranschlag
Abstrichevonetwa80MillionenvornehmenmusstenundjetzteineVorlage
einbringen ,um14* Millionenwiederzugewinnen,so ist derZusamenhangzwi¬
schenbeidenso klar erkennbar ,dasses ganzüberflüssigist,nachirgendwel¬
chenanderenGründenfürdieseSteuererhöhungzusuchen.DieNotderVerhält¬
nissotreibt unsdazu ,Ichwillgarnichtsoweitgehen ,zubehaupten,dassdieKritikderMinderheitjederBegründungentbehrt.Naturgemässistkeine
Belastungdes Geschäftslebensheute erwünscht ,auchwenndieWohnbausteuer¬
erhöhungmehrals 90Prozentfreilässt undfür die übrigenBetreffenenin
derBegrenzungnachobennichtvölligunerträglichist .Gewisswerdensich
unter den1o Prozentdie betroffenwerden manchebefinden ,fürdie
dieSteuererhöhungeinedrückendeLastist .AberdemstehtdieNotwendigkeit,
Arbeitzuschaffen ,gegenüber. WirsindnunderehrlichenMeinung,dassdas
Uebel ,dasin dieserSteuerbelastunggelegenst ,kleinerist als dasUebel,
dasdarinbestünde,wennmandieArbeitslesigkeituneingedämmtbestehen
liesse .Vielleicht ist die Minderheitin diesemspeziwllenFall nichtso
rechtin derLage ,objektivzubeunteilen .IchbinderUeberzeugung,dassir¬
gendeine andere Vorlage ,die denselben Ertrag herausholen wollte ,zwarnicht
diebegeisterteZustimmungderMinderheitaberdochnichtdenselbenscharfen
underbittertenWiderstandderMinderheitgefundenhätte wiedieseVorla¬
ge .Ich führe das daraufzurück ,dass der Verwendungszweckdes Ertragsdie -¬
ser Steuererhöhungein solcherist ,der IhrengrundsätzlichenAuffassungen
widerspricht .Sie halten es an undfür sich nicht erwünscht ,dass dieöffent -¬
liche Handdie Bgutätigkeit betreibt .Gewisswäre es für uns leichter zu
wirtschaften,hättemanaufdemGebietedesWohnungswesensnichtneueWege
gehenwollen .Eshätte schonso kommenkönnen ,dasssowieandereEinrichtun¬
gen des Krieges auch der Mieterschutz ein Endegenommenhätte .EinRedner
hat gemeint ,dass dannbei uns ein blühendesBauwesenherrschenwürde ,Wenn
etwas die wahre wirtschaftliche Lage in unserem Lande verhüllt uundnoch
halbwegserträglich macht ,ist es geradedasBestehendesMieterschutzes.
( LebhafterBeifallbeiderMehrheit ) .Daszeigen . B.auchdieVerhältnisse,
Gtesieheutein Berlinbestehen .Wennwirnochimmerdie Hoffnunghegen,

einemso schwerenWinterhalbwegshinüberzukommen,so deshalb ,weileben
der Mieterschutz besteht weil eben unsere Bevölkerung nicht auch die Sorge
umdas tägliche Obdachhat .Bei einer Entwicklung ,die nur zurValorisierung
der Zinse geführt hätte und ohne irgendeinen ZuwachsvonWohnrsumlichkei¬
ten seit der Zeit von1913und1914in Betracht zu ziehen ,würdenwir ausdenT

Realsteuern ,die in den WienerMietzinsen enthalten waren ,auf Grundlageder
Durchschnittszinseder Jahre 1913und1911eine Summevon 206Milliènen
Schilling ziehen können ( Lebhafte Hört Hörtnufe bei der Mehrheit ) ,währendall
die viel verlästertenGemeindeabgabenzusammenimVoranschlag1932mitder
Summevon nur 174 Eillionen eingesetzt sind ( Tebhafte Hört Hörtrufe bei der

Mehrheit. -Zwischenrufe).
Abg . MArnoldDr .: Sie können doch die Wirtschaftslage von heute nicht

mit der damaligen Wirtechaftslage vergleichnn :
Abg .Ir . Wagher. Laswar eineUeberbelastung !897
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St. . Breitner:IchnehmejeneBelastungan ,dieimJahre1913dbestandenhat . Mankannsich dochnicht vorstellen ,dass etwadieZinse
valorisiert aber auf die Steuern zugunsten der Hauseigentümerverzichtet
hätte .( LebhafterBeifallbeiderMehrheit- LebhafteZwischenrufe) .Ich
zeigenur ,dasses bequemereWegegegebenhätte unddasswir,wennwirdiese
Wegegegangenwären ,keineSorgewegender öffentlichenBautätigkeithätten .
EsgebedannalåersingsauchkeinenprivatenWohnbau.Dennwersollte
hauen ,wenntausendeundabertausendeWohnungenleerstehen ?WennAbg .Kun¬
schakdie Wehnbauetsuerals eimeroheFormder Einkemmensteuerbezeichnet
hat ,sowidersprecheichdengarnicht . Esist unsleiderverwehrt,diefeine-¬
re Formanzuwenden ,nämlich Zuschläge zur Einkemmensteuereinzuheben . Wenn
man uns diese feinere Form vorenthält ,müssen wir den Weg . gehen ,die Sympteme

eeines gressen Einkommens oder Vermögend zu . 1,wie wir das bei der
Automebilabggabe .bei der Hauspersonalabgabe ,bei der früherenNahrungs¬
oder Geaussmittelabgabe ,bei der heutigen Nahrungs -oder Genussmittel¬

abgawe ,soweit sie die Nachtlokale betrifft . . dbei der Wehnbausteuertun ,da
: dech in aller Regel die Wohnung der Ausdruck der Lebenshaltung der einzel¬1 .

nen Freise ist .bg .Kunschak hat ferner gemeint ,weil der Bund sich neue
Einnahmenverschafft habe ,müssten wir über einen AbbauderGemeindesteuern
nachdenken ,( eineso bequemeArbeitsteilungkannes nicht geben ,dassdie
bürgerkizhe Mehrheit Steuern erhöht und die spzåaldemokratische Steuerver¬
waltung sich den Kopfdarüber zerbrieht ,wie sie andere ermässigen( sollund
dass etwa wir nach dem Einschränkungen im Voranschlag ,die weit grösser sind ,
als die ,die der Bundvorgenommenhat .noch zuy 'härteren Abstrichen unsent¬
schliessen .VerschedeneMinderheitsredner habensich dagegenverwahrt ,dass
die Wohnbausteuerirgendetwas mit den Interessen der Hauseigentümer zutun
habe,es sei doch eine Abgabe ,die nicht vom Hauseigentümer ,sondern vomMie - ¬
ter bezahlt werde .Das ist äusserlich zutreffend,Aber jede Belastung ,die
durch die Wohnbausteuer den Mietern auferlegt wird ,schmälert rden Hausherrn
die Möglichkeiteiner Erhöhungin der Zukunft .DaswissenauchdieHausherrer
und so finden sich gerade in der heutigen Reichspost Hausbesitzerkundge¬
bungen gegen die geplante Erhöhung der Wohnbausteuer angekündigt sowie ,
die Mitteilung ,dass Massenkundgebungender Hausbesitzer nach Ablaufder
Verbotsfrist stattfinden werden .Mansieht also ,dass hier zweifellos Haus¬
eigentümerinteressen als verletzt erachtet werden ( Abg .Dr .Wagner :Dassind
doch auch Zensiten ! ) . Dassind nicht die Besitzer von Eigenheimen ,sondern
das ist der Reformverband der Hausbesitzer .( Lehafte Zwischenrufe ) .

Dr .Wagher: Irgendwoe wohnt ja auch derHausbesitzer !
Abg .Merbaul : Sie vertreten hier die Interessen Ihrer Partei !

Abg .Dr . WagnerDasist dochnichts anderes als eineHetze !
Abg .Arnold Dr .: Dasist eine Demagogie !( Zwischenrufe )
St . . Broßtner: Ich habe diese Festellung gemacht und jeder wirdwis -dedr 1 Zoe 7 .sen ,waser davonzu halten hat . „ Abg.Kunschakhat auchdarüberBeschwerde

geführt ,dass die Parifikationen des Magistrates zu hart seien . Esist rich¬
tig ,dass der Magistrat bei solchen Parifikationen in einer ganzen Reihe von

Fällen genötigt war ,von der früheren Bemessungsgrundlageabzugehen .Das
spricht aber nicht für eine anzulässige Härte des Magistrates ,sendern ist der
Beweis dafür ,dass früher die Hauseigentümerwohnungen in einer unzulässi¬
gen Weise bevorzugt worden sind .Abg .Kunschakhat mir die von ihmhier
ohne Namensnennungerwähnten 3 Fälle mitgeteilt .Auchich werde diese 3Fälle
auf Grund der Erhebungen des Magistmats ' ohnedie Namenzunennen,besprechen
und es wird sich dann zeigen ,wie übel es ist ,einseitige Informationen
zur Grundlage von Urteilen zu machen ,Abg .Kunschakhat zunächst voneiner
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Wohnunggesprochen ,dieeinenMietzinsven1800Geldkronenhatteunddiemit
einemweithöherenBetragparifiziertwordenist .DieseZiffernsinddurch
Einsichtnahmein denAktkorrigiertwerden .EshandeltsichueneinenFall ,
bei demdie Friedensbewertung24e0Kronenbetragenundin demderMa¬
gistrat zu einer Parifikation ven 8253Goldkrenengekommenist . Eshandelt
sich umeine Einzelvalla mit Parterre ,ersten StockundeinerMansarde,
die das Normalzimmerzu 25Quadratmetergerechmet8 selcherNermalzimmer
enthält ,ausserdemNebenräume ,Bad ,Kücheund se weiter ,einen Gartenim
Ausmassvon120eQuadratmetern,die Ausstattungist einesehrgute ,die
WändehabenHolzverkåeidungen,Stefftapetenusf .AinesofchoWehnungkennte
manimXIII . BezirkimFriedenum2100Geldkronennicht mieten . Wiewenig
. . . .UnrechtdemManngeschehenist ,gehtambestendarausherver ,dasser
gegendiesePafifikationgar nicht berufenhat .( LebhafteHörtHörtrufebei
der Mchrheit. -LebhafteZwischenrufebel derMinderheit) .

Abg .Huber: Siehaben die Leute erst durch die Parifikation gefangen ,
dannsind Sie mit der Wehnbausteuergekommen!

Abg .Merbaul :Wenneing ,di r mit demRevolverdasteht ,mussmansich
plündern las sen ( LebhafteZwidchenrufe )

Präs .Dr . Danneberg :Der Referent hat die Debatteredner nicht un- ¬aet
terbrochen .Ich ersuchedie Herren ,denHerrnReferentennicht zuunter¬
brechen .Soist eineVerhandlungin einemParlamentnichtmöglich(Andauern¬
de Zwischenrufe . Jne "Lh

Abg .Dr. Dostal : ErzählenSie das drübenIhren KollegenimNational¬
rat!

Präd .Dr .Danneberg :Ich bitte ,den Präsidentennicht zuunterbrechen !
Abg .Dr .Dostal: Siesollen das Ihren KollegenimNationalraterzählen !
Präs .Dr .Danneberg :Herr Abg .Dr .Dostal ,ich rufe Sie zurOrdnung !
Abg .Dr .Dostal: HierwerdenSiekeineandereMoralanwendenalsimNationalrat ! anPräs .Dr .Danneberg:IchrufeAbg .Dr .Dostalzumzweitenmalzurerd¬

nung( Zwischenrufe, - Zwischenrufdes Abg .Beisser ) .Herr Abg .Beisser ,Siehaben
nicht das Wortt

St. . Breitner: DerzweitevenAbg .KunschakerwähnteFallbetrifft
gleichfalls ein Objekt im 13 .Bezirk .Der Friedensmietwert betrug 7200

Goldkronen,derMagistratist zueinerBarifikationvon26. 000Goldkronon
gekommen .Das Objekt liegt in einem Garten ,der ein Ausmassvon18 . 591
Wuadratmeternhat ( LebhafteHörtHörtrufebei der Mehrheit ) .ImGartenist
ein PalmenhausimAusmassvon126Quadretmeter,ein GlashausmitSprning¬
brunne ,der Park hat Glasbeleuchtung .In der Ville sind 19 Wohnräume,darunter
ein Empfungsraummon81 Quadratmeternmit einemkunstvoll gearbeitetenMar- ¬
morbrunnen ,Ein Salonvon56 m2 ,ein Speisezimmervon60 m2 ,DieWohn¬
räumehabenStukkplafonds ,Sie Wändesind mit HolzverschallungenundSeiden-¬
damasttapetenausgestattet .Ausserdemsinddort 3 Badezimmerundeinegresse
AnzanlvenNebenräumen.VondenBesitzerwurdegesagt ,er sei soherabgekemmen
dasser in einem Dachkönmerchenwohnenmüsse . Sr n
. Diese Manaarden ,die in einem so grossen Objekt natürlich soaus - ¬
gebaut sind ,dass mansich darunter nicht etwa Dachstübchenvorstellen kann ,
sind 7 Zimmermit einer Fläche von 198 Quadmatmetern( Lebhafte HrtHörtrufe
bei der Mehrheit )mit KücheundSadundein Teil dieses Objektsmit demMiet- ¬

wert von 18 . 936Goldkronenist nach den AufzeichnungendesMagistrates
derzeit vermietet .DerBesitzerhat vondemRiesenausmassderGartenfläche

heuer einen winzigen Bruchteil ,nämlich 784 Quadratmeter dieses lastenfreien
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Grundesverkauftund41 . 000Schillingdafürerlöst ( LebhafteHörtHörtrufe
beiderMehrheit)„AuchdieseParffizierungist einvernehmlicherfolgt.
Derdritte Fallbetrifft einObjekt ,dassimFriedenmit13. 500Geldkronen
bemessenwar ,ein Betragder vomMagistratauf 15,000Geldkronenerhöht
wurde. DasObjektliegtin einemParkmireinerAusdehnungvon11. 784m2.
Esenthält27Wohnräume,daruntereinMusikzimmermit37m2 ,einKinder-¬
spielzimmer von ho m2 ,ein Speiseszimmervon 54 m2,4Badezimmer ,Ateliers ,
Dunkelkammerundalle erdenklichenNebenräume,dannGlashäuser,eineTerrasse
von 1o0m2. DieBalkenflächeallein hat ein Ausmassvon 114m2. Dannsind
nochGaragen, ",Ställe ,Werkstättendort ,in denKellerräumenist eine
Kegelbahnand eine Trinkstube eingebaut . Esist der luxuriöseste Besitzim
Bezirk .DieBau -undGrundkostendieses Objekteswurdenseinerzeitdem
Magistratmit2MillionenGoldkronenangegeben.(LebhafteHörtHörtrufe
beiderMehrheit) .AuchdieseParifiketionist einvornehmlicherfolgt ,obwwar
es in diesemundin demvorangegangenenFallediesenIndistriellenmäg¬
lich gewesenwäre ,durchdie von ihnenbeschäftigtenRechtsanwälte
Einspruchzue heben,wennsiegegaaubthätten ,dassihmenUnreohtge¬
schieht ,AusserdemwurdevondemBesitzerdesletztenObjektesdemMagistrat
das Gutachteneines gerichtlich beeidetenSachverständigehborgelegt ,derden
gesamten Mietwert des Objektes für das Jahr 1911 auf 37,800 Geldkronen

schätzt ( LebhafteHörtHörtrufebei der Mehrheit) .Esist wirkliehkeine
Hörte ,wenndieserBetragauf15 . 000hinaufgesetztwurde .DieseFälleschauer
also ,wennsie aktenmässigschildert ,wesentlichandersaus .Mankannna¬
türlichnichtfürjedeneinzelnen ,derdurcheineAenderungderKonjunktur ,
durch den Kreg oder durch andere Umständezugrundegegangenist ,dieGemeind
verantwortlich machen . DerBesitzer des zweitenerwähntenObjaktesist ein
Schuhfabrikant ,derk ein Hauspersonal von G Personen beschäftigt hat .
Wennmannahhforschenwürde ,würdesichwahrscheinlichzeigendassder
VaterundGrossvatereine ganzandereLebensführunghattenunddassesnie
zu einem solchen Emporstieg des Unternehens gekommen wäre ,wenn sich die

Vorfahrendi ses MannesdieselbenLebensformenderAristokratiezurechtge¬
legt hätten wie er . .Bt . R .Breitner beschäftigt sich sodann mit denwater
Ausführungender Debatterednerund bemerktzu den AusführungendesSt . R.
Biber ,es sei nicht lecht ,darauf ruhig und sachlich zu antworten .St . R.
Biberhat zumindestein DutzendmaldenVorwurfderbewusstenLügegegenden
Referenten erhoben .Lieser Platz legt mir eine besondere Zurückhaltungauf ,
der ich michauchbefleissen werde .Voneiner Behinderungder Minderheitkann
keineRedesein .Dasswir Anregungender Minderheit nicht prüfenwürden ,is
nicht richtig .Wirhabenvon 8 Anträgender Minderheit7 imAuschuss
angenemmen.Ich habeimFinanzausschussan die Minderheitappelliert ,sie
mögees ermöglichen ,dass das Gesetzeinmütigangenommenwird . Daswarnicht
ein Appell an die Gutmütigkeit der Minderheit ,Ich habe da einenVergleich
zur Haltung der sozialdemokratischan Minderheit im Nationalrat angestellt .
die solchenGesetzesvorlageneine nicht so harte Oppositiongemacht ,sondern
die sogar für das Budgetsanierungsgesetz mit seinem schweren Steuermassnahm
mit seinen Kürzungender Beamtengehältergest immthat .Es ist bedauerlich ,
dass meinAppellkein Gehörgefundenhat .Ich musses aber als ganzundemo¬
kratisch zurückweisen ,glenneinzelneRednerder Oppositionan dieRegierunggegen
appellieren ,dass ,domBeschluss des Lanctages eymVeto eingekegt werde .
Ein solches Veto ist nur dann möglich ,wenn die wichtigsten Bundesinteres¬
sen verletzt werden ,was manbei einer ruhigen Prüfung der Vorlage ,die wir
von der Regierung erwarten,gewiss nicht behaupten kann . St . R.Breitner ersucht
in die Spezialberatungdes Gesetzeseinzugehen .( LcbhafterBeifall beiderMehrheit ) .
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Es wird beschlossen ,indie Spezialdebatte einzugehen .
DieSpezialdebattewirdin 4 Gruppenabgeführtundzwar :GruppeI

§ §1 - A ,Gruppe II § 5 ,Gruppe § §6 bis 9 ,Gruppe IV § 1o bis Schluss .
Eswirdin die Beratungder ersten Gruppeeingetreten .

Richtigstellung .
In der RededesABG. Stöger( . Bogen )hat es in demSatz " Dalaut

Statistik im Frühjah .1921 in Wien schon 869 . 000Wohnungenvorhandenwaren "
richtig zu heissen " . . . .schon 540 . 869Wohnungen vorhanden waren " .

. - - - - - - - - - - - - —- - - - - —- - - . - - . -
Abg. Dr.AlmaMotzko( . . )erklärt ,dassderWegderLuxusbesteuerung

ein ganz falscher ist ;eine Luxusbesteuerung hat noch nie faktische Hilfe
derBevölkerunggebracht .DieRednerinstellt zum§ 2 (Steuerobjekt)folgen¬
den Antrag :HabenmehrerePersonenzusammenein Mietohjektinne,se gilt die - ¬
ses nicht als ein einheitliches Steuerebjekt . DerMietwert ist auf die ein¬

zelnen Personenaufzuteilen .
Abg .Kunschak erwidert auf das Schlusswort des Referenten ,dass im

Falle der Luxusvilla diese mit Recht mit einemhohenFriedenszinsparifiziert
worden ist ,der aber heute nicht mehr gerechtfertigt ist .Die Villa ist heute

vollständigunvermietbar ,da sich niemandfindet ,der eine Wohnbausteuervon
60 . 000Schilling zahlt . DasObjekt ist auch unverküuflich,es ist
nicht umbaufähig ,sodass daher nur die Demolierng übrigbleibt .Im Falle der

Villa des Schuhfabrikanten gilt für den Mietgegenstand dasGleiche . Dem
Besitzer bleibt nichts anderes übrfg ,als umdie Demolierungeinzureichen .
Auf solche Verhältnisse müsste man doch Rücksicht nehmen . Woman das Gesetz

auch anschaut ,zeigt es sich unfertag in allen seinen Details .( Beifallbei
der . . )

GR. Dr .Anneld( EzL . )beantragt zu § 3 ( Befreiungen ) :DieSteuerpflicht
fällt für Räumeweg ,die für einen Zweckgewidmetsind ,der nach demam31 .
Dezember1922in GeltunggestandenangesetzlichenBestimmungendenAnspruch
auf dauernde Gebäudesteuerfreiheit begründet hätte .

Abg .Dr .Wagner( . . )beantragt zu § 2,Abs .4 ( Steuerohjekt )an
Stelle des 1 .Satzes des Ausschussantrages den Satz treten zu lassen :

" Auchin den anderenFällen vonUntermietengelten die in Untermietegege- ¬
benen Räumlichkeiten als selbstständige Mietgegenstände und die nicht in
UntermietegegebenenRäumlichkeitengelten als einMietgegenstand. "

Zu§ 3 ( Steuerbefreiungen )stellt Abg .WagnerfolgendenAntrag :
Die Landesregierung wird aufgefordert ,Räumlichkeiten ,die von Turn -undSpor
vereinen zum Zwecke turnerischer und sportlicher Uebungen benützt werden ,

als ausschliesslich und unmittelbar für gemeinnützige Zweckeverwendete
über Ansuchen von der Entrichtung der Steuer zubefreien . .

Der Redner erwidert auf den Vorwurf des Referenten ,dass es undemo¬
kratisch sei ,an die Regierung den Appell zu richten ,gegen das Gesetzvon
ihrem Vetorecht Gebrauch zu machen,es dem Rathaus nichts ferner als

der Geist der echtenDemokratie .ImRathausherrscht ein kleinerFührerklün¬
gelund da mussmanschon trachten ,dass dessen Bäumenicht in denHimmel
wachsen ,um den grössten Teil der Bevölkerung vor grossen Schäden zubewah¬
ren . )Beifall bei der . . )

Abg .Biber ( . . )beantragt zu § 1 ( Steuerpflichtige Personen ) ,dass
Flugdächerundprovisorische ,nichrfundierteSchuppenkeineMietgegenstände
bilden sollen .

Nachder ReplikdesReferentengelanggder § 5 zurBeratung.
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Abg .Biberbeantragtzu§ 5 ( HöhederSteuer )dieStrenhungdesAb-¬
satzes3,derdieperzentuellenZuschlägefürWohnungenundGesehäftefest-¬
setzt . EinweitererAntragdesAbg .Biberverlangt ,dassfür Mieträume,die
vonzahireicenFamilienmitgliedernbewohntwerden ,eineErmässigungderSteuer vergesehenwerdensoll .

Abg .Dr. Arnoldbeantragt ,dass die Steuerpflieht für Theaterund
sonstige Objekte ,die tagweise benützt werden nur mit einemDreissigstel
der Monatsabgabebemessenwirdundnicht miteinemFünfzehntel ,wiees

in der Vorlage vorgesehen ist .

DieAbg.Dr. WagnerundPfeifferbeantrageneinenZusatzzu§7,Abs.
6 b,wonachder LeerstehungeinesganzenHausesimSinnedesGesetzesnicht
entgegenstehbdie BenützungvonRäumlichkeitenleddich für ZweckederAuf¬
bewahrungderimHausezumZeitpunktdesBeginnesderLeerstehungbefind¬
lichen Fahrhabe im unbedingt nötggenAusmasse .

Abg .Lr. Stowasser( . . )stellt denAntrag ,dass beiEigenheumen,
EinfamilienhäusernundVillen ,derenBauweiseeineteilweiseVermietung
vonRäumennichtgestattet ,die Steuerfür die benütztenRäumemitdem
quetenmässigenAnteil der Monatsabgabezu berechnenist .

Ein Antragdes Abg .Arnoldverlangt noch ,dass,werdieBerufung
nichtinnerhalb6 Monatenerledigtist ,derangefochtemeBescheidalsauf¬
gehoben zu gelten hat .( Zusatz zu §15 ) .

Abg.Bermann( scz .dem. )bemerkt,dassdasGesetzderNotderZeit
entsprungenist unddass auchdie Mehrheitsich nicht freudigenHerzens
zu demGesetzentschliesst,Dies bring die MehrheitdadurchzumAusdruck,b 2 .
dasswir/Beanträgen,dieBestimmungendes§5,Absatz3und1(betreffend
die Zuschläge )geltenbis 31 .Dezember1935 .Fürdie Zeit nachherfinden
die BestimmungendesAbsatzes1 sinngemässeAnwendung .DazubemerktAbg.
Bermann,dassder31 .Dezember1935deshalbals Endtermingewähltwurde,
weilzuFenerZeit dasAbgabenteilungsgesetzunddie umdiesesGesetz
gruppierten anderen gesetzlichen BestimmungenGeltunghaben .

DasGesetzwirdmit demAntragBermannin erster amwbenLesung
angenommen . DieAnträge der minderheit werden abgelehnt .Ebenso wirdauch14 - 77abgelehnt Resolutionsantrag der . Dr .Wagner ,Werin
dieLandesregierungaufgefordertwirdRäumlichkeiten ,dievonTurnäund
SportvereinenzumZwecketurnerischer undsportlicher Uebungenbenütztwer¬
den ,als ausschliesslichundunmittelbarfür gemeinnützigeZweckeverwende¬
te über Ansuchenven der Enrichtigung der Steuer zubefreien .

Das Gesetz wird hierauf auch in zweiter Lesungangenommen .
Als der Vorsitzende verkündet ,dass dieser Punkt der Tagesordnungnunmehrerledigt sei,kommtes auf denBänkender Minderheitzu lebhaftenZwi¬

schenrufen . Abg .Huber ruft zur Mehrheit :Warumapplaudieren Sie nicht ?
Abg .Gschladt: DieBevõlkerungvonWienist aucherdedigt !Abg .Müller:Traurige weihnachten !

Lie Novelle zu dem Gesetz über die zeitliche Befreiung von der Wohn- ¬
bausteueraus demTitel der BauführungwirdnachdemReferatdesSt . R.Breitner in erster und zweiter Lesung angenommen .

Abg .Beisser referiert über dasElektrizitätslandesgesbtz .
Abg .Daffinger ( . L )stellt folgenden Antrag :" ImHinblickdarauf ,dass zahlreiche elektrische Apparate und Stromverbraucher vorwiegend aus¬

ländischerHerkunftin denHandelkommenundin Verwendunggenommenwerderdie nicht entsprechen und durch deren Verwendung die Sicherheit der diesel¬

ben hanchabendenPersonen gefährdet werden kann ,wird dieLandesregierung
aufgefordert ,zu veranlassen ,dass nur solche Apparate undStremverbraucher
deren Typen überprüft wurden und den obigen Anforcerungen entsprechen in
Verkehrgesetztundangeschlossenwerdendürfen .NachdemnochAbg .Dr. Wagnergesprochen hatte,wird das Gesetz und der Antrag Daffinger angenemmen .

Schluss der Sitzung um21 Uhr15 .902
Bogenabfertigung21Uhr55 .
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ErsteHilfebeiUnfällendurchElektrizität.
Vorkehrungen der WienerElektrizitätswerke .

Schenim Jahre 1909hat der Verbandder Elektrizitätswerkeeine
"AnleitungzurerstenHilfeleistungbeiUnfällendurchElektrizität"

herausgegeben ,die im Jahre 1912 umgearbeitet worden ist .Nunmehrist diese
Anleitung unter Mitwirkung der Fach -und Berufskreise wiederumgearbeitet

wordenundin einer neuenFassungerschienen ,die demheutigenStandder
Elektrotechnik undder medizinischenWissenschaftentspricht .DasBundes¬
ministeriumfür HandelundVerkchrhat auchdie neueAnleitungunddenAus¬
zug daraus als Ergänzung der Sicherheitsvorschriften für elektrische Stark¬

stromanlagenanerkanntundangeordnet,dassin allenStromerzeugungsanlagen,
Umformeranlagen ,TransformatorenstationenundSchaltstellen dieAnleitung
zurerstenHilfeleistungbeiUnfällendurchElektrizitätundderAuszugaus dieser Anleitung anzubringensind .

MitRücksichtauf die besondereWichtigkeitder neuenAnleitung
für alle ArbeiterundAngestellteneinesElektrizitätswerkeshatdieDi¬
rektion der städtischenElektrizitatswerkeverfügt ,dass alleArbeiter ,
technischen Angestellten ,Betriebsbeamten und kaufmännischen Angestellten

der Kraftwerkemit der Anleitungbeteilt werden .Ueberdiesist für dieAnge¬
stellten der städtischen Elektrizitätswerke ein Vortrag desUniversitsts¬
prefessors Dr .Jellinek über erste Hilfeleistung bei Unfällen durehElek¬
trizität veranstaltet worden .DasgesamtePersonalderElektrizitätswerke
wird auch ständig in Kursender Werkärzteüber erste Hilfeleistung beiUn¬
fällen belehrt und unterwiesen .Der Gemeinderat sausschuss für diestädti¬
schen Unternehmungenhat in seiner letzten Sitzung den Bericht derDirek¬
tion der städtischen Elektrizitätswerke über diese Massnahmen zur Kenntnis

genemmen.
- . - . - - - ¬

Mietzinszuschüsseder GemeindeWienfürWehnhausreparaturen .
DervomGemeinderatder Stadt Wieneingesetzte Beirat ,demdieEnt¬

scheidung über die Gewährungvon Zuschüssenzu Hauptmietzinsenzusteht ,
diedasViertausendfachedesFriedenszinsesübersteigen ,hielt in dervori¬
gen Wocheseine 53 .Sitzung ab .In dieser Sitzung wurdendie Ansuchenvon
16o Parteien in 52 Häusernbehandelt und Mietzinszuschüsse im Betragevon
monatlich . 375Schilling genchmigt .Insgesamt hat der Beirat bisher den
Ansuchenvon30 . 366Parteien in . 402HäusernstattgegebenundzusammenMo¬
natsbeiträge in der Höhe von rund 153 . 246Schilling bewilligt .

- - - - - - -
FreieArztstelle .

Im Status der Anstaltsärzte der WienerLandesheil -undPflegean¬
stalt Ybbs . . Donaugelangt die Stelle eines ordinierenden Arztes mitden
Anfangsbezügennach GruppeIa ,Klasse 7 ,Stufe 1 des Gehaltsschemasder
städtischenAngestelltenzur Besetzung .DieBedingungenderAnstellung,
die nachzweijährigerzufriedenstellenderDienstleistungeinedefinitive
wird ,sind die österreichische Staatsbürgerschaft ,das Doktoratdergesam¬
ten Heilkundeundeine entsprechendeAnstaltspraxis .DieDienstverpflich¬
tung beträgt Al Stunden wöchentlich .Die Ausübung der Privatpraxis ist un¬

tersagt .Gesuche umdiese Stelle ,die mit den entsprechenden Personaldoku¬
ment . .dem Nachweis über das an einer inländischen Universität erlangte
Doktorat der Heilkunde ,über die österreichische Bundesbürgerschaftunddie
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entsprechende Ausbildung belegt sein müssen ,sind bis längstens . Jänner
im Büroder Verwaltungsgruppefür Personalangelegenheiten .NeuesRathaus ,
einzubringen .Bereits im Dienste der GemeindeWienstehende Bewerberhaben
ihre GesucheimDienstwegevorzulegen .DiesenGesuchenist nurderNach¬
weisüberdieentsprechendeAusbildunganzuschliessen.Denbereitsim
DienstestehendenBewerbernbleibt die allfällig bereits erworbenedefini¬
tiveAnstellungsowiederallfällighöhereKanggewahrt.DieGesuchesind
miteinemBundesstempelimBetragevon1 Schilling ,dieGesuchsbeilagen,
soferne sie nicht ohnehin bereits gestempelt sind ,mitneinemBundesstempel
imBetragevon20Groschenzuversehen.

DiamanteneHochzeitzuWeihnachten.
Heute nachmittags feierte das Ehepaar Sigmundund Johanna Huthin

Meidling ,Krichbaungasse26 ,dasFestderdiamantenenHochzeit .DieHaus¬
bewohnerhatten demrüstigen Jubelpaar ,das bei seinen Kindern wohnt ,aus
diesem doppelten Festanlass eine kleine Feier bereitet und dieWohnung
derJubilarefestlichgeschmückt.In VertretungdesBürgermeisterserschien
zur Jubelfeier amtsführenderStadtrat Julius Linder ,den diamantenenHoch¬
zeiterndie GrüsseundGlückwünschederStadtWienzuüberbringen .Die
Freudedes Jubelpaares warherzergreifend ,als ihnen Stadtrat Linderein
von Bürgermeister Seitz handgefertigtes Diplomin goldenemRahmenunddie
Ehrengabe der Stadt Wien ,einen Betrag von 100 Schilling in einer schönen

Lederschatulle ,überreichte .DasJubelpaar ,demdurchdie ihrungunddie
stattliche Geldgabe frohe Weihnachten bereitet wurden ,dankte in rüh¬
renden und bewegten .. rten dem amtsführenden Stadtrat Linder undallen
Hausgenossen ,die an der schönen Feier teilgenommenhatten .

Ausgestaltungder elektrischenStrassenbeleuchtung .
In dieser Wocheist die neuhergestellte elektrische Strassenbe¬

leuchtung in der Leopoldstadt in der Sturgasse ,auf der Landstrasse in
der Vichmarktgasse ,Pfarrhofgasse und Grimmelhausergasse ,in Simmering im
Hugopark und in Hietzing in der Altebergenstrasse in Betrieb gesetzt wor¬

den .
In der nächsten Zeit wird n der Leopoldstadt dieWittelsbachstras¬

se mit elcktrischer Belcuchtung versehen .Die Aufträge für die not¬

wendigen Installationsarbeiten sind bereits vergebenworden .
- . —. —. - . - ¬
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Die gärtnerische Ausgestaltung der Donaukanalufer .
Nach fünfjähriger Arbeit beendet .

Im Jahre 1926 hat die Gemeindeverwaltungbegonnen ,die tief unter
dem Strassenniveau liegenden Uferwege des Donaukanals ,die sogenannten

Treppolwege ,durchHerstellungvonGrünflächen ,PflanzungvonBlütensträu¬
chern undSchattenbäumenundAnbringungvonSitzgelegenheitengärtnerisch
auszugestalten,um sie demPublikum als Erholungsflächen zugänglich zu
machen .In den folgenden Jahren wurde die gärtnerische Ausgestaltung der
Donaukanalufer von der Friedensbrücke bis zur Urania durchgeführt .Diese
Ausgestaltung fand bei der Urania mit demneuerrichteten "Herrmannpark "
ihrenAbschluss .

Den Mittelteil der mehrere Kilometer langen Uferpromenade bildet

der reich ausgestattete ,nach demgrossen Botaniker benannte" Wett¬
steinpark " ,der über 18 . 000Quadratmeter gross ist .Eine mächtige Pergola

mit anschliessender erhöhter Terasse ,die einen herrlichen Fernblicküber
den Donaukanal zum Kahlenberg und Leopoldsberg gewährt ,umfaast strassen¬

seitig denHauptteilderAnlage ,ein grossesRosenparterremitHunderten
von Rosen aller Arten ,die den ganzen Sommerhindurch bis spät in den
Herbst ein Bild von besonderer Farbenpracht bieten .Inmitten eines grossen
ovalenBlumenbeetessteht die prächtigePlastik " Rufder Jugend " ,ein
Werkdes BildhauersFelixWeiss.

NachfünfjährigerArbeitist nunmehrdiegärtnerischeAusgestaltung
der Donaukanalufervonder Friedensbrückebis zur Uraniadurchgeführt .
WofrügerSteinlagerplätzeundverwahrlosteTreppelwegedie Ufeneinsäum¬
ten ,zieren jetzt das Grosstadtbild schmucke ,moderneGartenanlagen .Eine
neueErholungsstättefür die WienerBevölkerung ,vorallemfür dieJugend
ist geschaffenworden.

- . . - . - ¬
PrüfungenfürdasLehramtanlandwirtschaftlichenHaushaltungsschulen.

Das Bundesministerium für Land -und Forstwirtschaft beabsichtigt ,
im kemmendenFrühjahr eine schriftliche ,mündliche und praktische Be¬
fähigungsprüfung zum Lehramte an landwirtschaftlichen Haushaltungsschulen

auszuschreiben .Kandidatinnen ,die sich dieser Prüfung unterzieken wollen ,
müssen ihre vorschriftsmässig ausgestatteten Gesuche um die Zulassung bis
spätestens anfangs März im Bundesministerium für Land -undFerstwirtschaft
einreichen ,damit der Prüfungstermin für die zweite Hälfte April ausge¬
schrieben werden kann .Die geltenden Vorschriften über die Abhaltung von
Befähigungsprüfungen zum Lehramte an landwirtschaftlichen Haushaltungs¬
schulen sind in der Kundmachung 309 des Bundesministers für Land - und
Forstwirtschaft vom26 .Mai 1922,B . . Bl . Nr.70 vom7 .Juni 1922 ,und inde :
Kundmachung338 des Bundesministers für Land - undForstwirtschaft vom3 .
November 1926 ,. . Bl .Nr .77 vom 27 .November 1926 ,veröffentlicht wor¬
den ,Die Lehrbefähigungsprüfung wird nur dann ausgeschrieben ,wennsich
mindestens vier Kandidetinnen zur Prüfung melden und antreten ;bei wenige
als vier Kandidatinnen wird die Prüfungskommission aus ökonomischenGrün¬
den nichteinberufen .

- . - - - - . - - ¬
Neue Kurse an der Haushaltungsschule der Stadt Wien .

Ander Haushaltungsschule der Stadt Wien ,Mariahilf ,Brückengasse3 ,
und Landstrasse ,Petrusgasse 1o ,beginnt im kommendenJänner eine Reihe
neuer Kurse .Es werden vormittags und abenda Kochkurse ,ausserdem einKurs
für Schnellküche und Kurse für Weissnähenund Kleider machenabgehalten
werden .Anmeldungenund Auskünfte in der Schulleitung ,Telefon B25- - 19.
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ZumSelbstmorddesOberbauratesIng .Münster.
NachdemBekanntwerdendesSelbstmordesdesOberstadtbaurates

IngenieurRudolfMünsterherrschte imRathaus ,insbesondereunter
den Kollegen des Verstorbenen ,grösste Bestürzung ,da sich Oberbau¬
rat Münsternicht nur bei seinen Kollegen ,sondernauchbeiallen
Beæmten des Hauses und bei seinen Vorgesetzten der grössten Achtung
und Wertschätzung erfreute .Der Verstorbene war einer der verdéenst¬
vollsten und tüchtigsten Beamten des Stadtbauamtes undVorstand
der Abteilung für Strassenwesen ,als welcher er im Vorjahre als
Delegierterder GemeindeWienamInternationalenStrassenbaukon¬
gress in Washingtonteilnahm .Er war in verhältnismässig jungen
Jahren schon zur Leitung einer so wichtigen Abteilung ,wie es die

Abteilung für Strassenbau ist ,berufen worden ;schon aus diesem

Grundewarmanallgemeinder Ueberzeugung ,dass ihmeine seinerTüch¬
tigkeit undseinenFähigkeitenentsprechendegrosseZukunftbe¬

schieden seinwerde .
OberbauratMünsterhat einen Brief an BürgermeisterSeitz

hinterlassen ,in demer mitteilt ,dass ihn ständige Furchtver
völliger Erblindung und in deren Gefelge schwerste Depressions¬
zustände zu den verzweifelten Schritt treiben .Er dankt demBür¬
germeister für das entgegengebrachte Vertrauen und bittet ihn ,
sich seiner Frau und seiner beiden Kinder anzunehmen .
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Frischmilehaktionfür KinderArbeitsloser .
Die bisher von den Fürsorgeinstituten durchgeführteFrischmilchak¬

tion für KinderArbeitsloserwirdvom . Jänneran vondenBezirkajugend -¬
ämternfortgeführt .VondiesemTageanwerdenvondenMilchabgabestellen
nur jene Anweisungeneingelöst ,die denAmtsstempeleinesBezirksjugendam¬
tes tragen .Parteien ,die sich umdie Verlängerungdes Milchbezugesoderum
Neuaufnahmebewerben,habenihr AnsuchenunterVorlageihresHeimatscheines,
Meldezettels ,der Arbeitslosenkarte und der Geburtsbestätigung desKin- ¬
des ,für dasMiichbezogenwerdensoll ,aneinemWochentagzwischen8und
9 Uhr im zuständigen Bezirksjugendamtvorzubringen .

. - - - - - ¬
Fortbildungsschulfondsbeitragfür das Verwaltungsjahr1931 .

AufGrunddes genehmigtenVoranschlagesfür das Kalenderjahr1931
hat der Fortbildungsschulratfür Wienin seiner Sitzungvom26 .Oktober
1931dieAusschreibungundEinhebungeinerFortbildungsschulfondsumlagevon
15Prozentder ErwerbssteuerundKörperschaftssteuerfür dasVerwaltungsjahr
1931beschlossen .DemFortbildungsschulfondszuschlagist dieallgemeine
ErwerbsteuermitdemvollenBetrage ,die Körperschaftssteuerjedochnurmit
Teilbeträgen ,und zwar bei Fabriks -und anderen auf gewerbliche Produk¬
tion eder Handel gerichteten Unternehmungenmit demfünften ,bei Verkehrs¬
unternehmungen ,bei Banken ,Kredit - undVersicherungsinstituten undSparkas¬
sen mit demzehnten Teilezugrundezulegen .

— — . - . - ¬
Strassenbahnfahrpreisam31 .Dezember.

AmDonnerstag( Silvester )geltenauf der StrassenbahnundStadt¬
bahndieHin-undRückfahrscheineundochenkartenfürdieRückfahrtschon
von11 Uhran . - - . - .

SühneverhandlungenbeimGemeindevermittlungsamtNeubau.
Die nächsten Sühneverhandlungenbeim GemeindevermittlungsamtNeu¬

bau finden am . ,13 . ,20 .und 27 .Jänner im Büro des Bezirksvorstehers
statt . .Die Verhandlungenbeginnen um10 Uhr 30vormittags .

. - - . - - . - . - ¬
NeueKurseanderFrauengewerbeschulederStadtWien.

EinemvielfachgeäussertenWunscheentsprechendhat dieFrauen¬
gewerbeschule der Stadt Wiennunmehrauch Maschinstrick - Kurseeinge¬
richtet .EineNeuerungist auchdie EinrichtungvonFortbildungskursen
für WeissnäherinnennurErlernungder Anfertigungfeinster Damenwäsche.Ein¬
schreibungen in diese Kurse und in die Kurse für Kleidermachen ,Schnitt¬

zeichnen ,moderne Werktechniken ,Frisieren täglich von 8 Uhr bis 14Uhr
in der Schulkanzlei ,Fünfhaus ,Sperrgasse8 - 10 ,FernsprecherR38- - 57.
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AusserordentlicheNotstandsaktionfür arbeitsloseWiener.
Wiebereits mitgeteilt wordenist erhalten bedürftige arbeits- ¬

lose Wiener wie in den Vorjahren eine einmalige Notstandsaunterstützung .Die
näherenBestimmungenüberdie Anspruchsberechtigungsind ausdeninden
Fürsorgeinstituten angeschlagenenVerlautbarungendes Magistrates zuent¬

nehmen.
Die anspruchsberechtigten Personen haben sich nach Massgabeder

AnfangsbuchstabenihresFamiliennamensunterBeibringungderAnweisungihrer
Geworkschaft oder ihres zuständigen Fürsorgerates ,derArbeitslosenkarte
unddes Fürsorgeblattesin der Zeit von8 bis 12 UhrimFürsorgeinstitute

s Wohnbezirkeean den nachstehend verzeichneten Tageneinzufinden :
AnfangsbuchstabenA,Ba - Bi Montag ,den 4 .Jänner ,

„ C, . . . .Dienstag ,den5 .Jänner ,
Donnerstag ,den 7 .Jänner ,
Freitag ,den 8 .Jänner ,
Samstag ,den9 .Jänner ,
Montag ,den11 ,Jänner ,
I , . . . .Dienstag ,den12 .Jänner ,
. Mittwoch ,den 13 ,Jänner ,
. . . .Donnerstag ,den1h .Jänner ,

Freitag ,den15 .Jänner ,
Samstag ,den 16 .Jänner ,

Montag,den18 .Jönner,
Dienstag ,den19 .Jänner ,
Mittwoch ,den20 .Jänner ,
Donnerstag ,den21 .Jänner ,
Freitag ,den22 .Jänner ,
Samstag ,den23 .Jänner,

. .Montag ,den 25 .Jänner ,
Dienstag ,den 26 .Jänner ,
Y , . . .Mittwoch ,den27 .Jänner .

SilvesternachtbetriebderStrassenbahn.
In der Silvesternacht wird auf folgenden Strassenbahnlinien der

Betrieb um etwa fünf Stunden verlängert :B Reichsbrücke -Ring Rund -Reichs¬
brücke ,BKReichsbrücke- KaiRund-Reichsbrücke,TRotundenbrücke-RingRund¬
Rotundenbrücke ,TK Rotundenbrücke - KaiBund - Rotundenbrücke ,5Volkspra¬
ter - Josefstädterstrasse ,13 Südbahnhof - Alserstrasse ,16Stadtlau - Vergarten¬
strasse ,18DöblingerGürtel -Ostbahnhof,21SantaLuciaplatz-Praterstern,
25 Kagran - Vorgartenstrasse ,29 Dresdnerstrasse -Marienbrücke - Schweden¬
brücke - Dresdnerstrasse ,31 Floridsdorf Am Spitz - Zelinkagasse ,36 Nussdor¬

ferplatz -Porzellangasse -Börseplatz ,38 Grinzing-Schottenring ,AlGerst¬
hof -Schottenring ,13 Hernals -Schottengasse ,16 Thaliastrasse -Bellaria¬
strasse ,19 Baumgarten - Märzstrasse - Bellariastrasse ,52Hütteldorf - Linzer¬
strasse - Babenbergerstrasse ,59 Speising -Mariahilferstrasse -NeuerMarkt ,
62 Speising -Hetzendorferstrasse -Kärntnerstrasse ,63Schönbrunn- Oper,
64 Gudrunstrasse - WiednerHauptstrasse - Kärntnerstrasse ,67Gudrunstrasse¬
Favoritenstrasse- Kärntnerstrasse ,71Simmering-Kärntnerstrasse ,74 .St .
Marx -Wellzeile ,157 Winckelmannstrasse -Gumpenderferstrasse-Eschenbach¬

gasse ,
DieBahnhofrundliniewirdin derSilvesternach nich betrieben
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Die Entscheidungender Schlichtungsstellen und dieWohnbausteuer .
Der Verwaltungsgerichtshof hat gestern eine Entscheidunggetrof¬

fen ,die von wesentlicher Bedeutungist .Der Inhaber einer Wohnunginder
Goothegassehatte unterBerufungaufdie EntscheidungderSchlichtungs¬
stelle vom Magistrat die Herabsetzung der Bemessungsgrundlage der Wohnbau¬
steuer verlangt .DieAbgabenberufungskommissionlehnte diesesAnsuchen
unter Hinweis auf die Rechtskraft der Steuerbemessung ab .DerVerwaltungs¬
gerichtshof hat nunmehrausgesprochen ,dass die EntscheidungderSchlich¬
tungsstelle kein Umatandist ,der nachdemWohnbausteuergesetzeineAen¬
derungder Bemessungsgrundlagebedingt .

- . -—- . —. —- ¬
Die Verwendunginländischer Kohlebei der GemeindeWien.

In demBestreben ,die GemeindeWienals Grossverbraucherin vonKohle
vomAuslandsoweitwiemöglichunabhängigzu machenundgleichzeitigdurch
Hebung des inländischen Bergbaues den einheimischen Arbeitern Verdienst - ¬

möglichkeiten zu schaffen ,ist die Gemeindeverwaltung schon im Jahre 1924
darangegangen ,in den der städtischen Hoheitsverwaltung unterstehenden
Feuerungsanlageninländische Kohlezu verwenden .So wurdenin elf Hoch¬
druckkesselanlagenimJahre1930ausser . 300WaggonsSteinkohle890Wag¬
gons inländischer Braunkohlewrfeuert .

Besonders bemerkenswert ist ,dass seit demJahre 1930 die Hoch¬
druckkesselanlage im NeuenRathaus bereits ausschliesslich mit derligniti¬
schenWolfsegg- TrauntalerBraunkohle( Jahresverbrauchrund 340Waggons) be¬
dientwird .

In der Kesselanlageder Wäschereides städtischenVersorgungsheimes
Lainz wird seit 1930 gleichfalls ausschliesslich mit der für diesen Betrieb
geeigneten Köflacher Trockenkohle( Jahresbedarf rund 70 Waggons )gefeuert .

Im heurigen Verwaltungsjahre wurden die Versuche ,inländische Braun¬
kohle in weiteren ,bisher zur Gänze oder teilweise mit Steinkohlen beheizten
Kesselanlagen wirtschaftlich zu verbrennen ,fartgesetzt .

Die Leobner Braunkohle wird der zeit probeweise in denKesselanlggen
des Jörgerbades und des Theresienbades ausschliesslich ,im Amalionbadzu
gleichen Teilen mit der Wolfsegg - Trauntaler Braunkohle verfeuert .Feuerungs - ¬
ver suche mit dieser Braunkohle sind auch in drei städtischen Volksbädern

und im Thaliabade imGange .
Die noch nicht abgeschlossenen Erprobungen in den Feuerungsbetrie - ¬

ben der gressen Badeanstalten verlaufen nicht ungünstig .Die Versuchesind
noch nieht abgeschlossen .NachUeberprüfungund Auswertungsämtlicher
Ergebnisse wird festgestellt werden ,inwieweit in diesen Anstalten diein¬
ländische Braunkohle an Stelle der Steinkohle dauernd herangezogenwerden
kann .Es besteht begründete Aussicht ,dass die Feuerungsversuche ein günsti¬

gesEndergebniszeigenwerden ,sedassin HinkunftinländischeKohleinnoch
grösserem Massewird zur Verfenerunggelangenkönnen .

- . - - - . -909
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Bodenwertabgabevon unverbautenGrundflächen .

Nach§ 6 desGesetzesvom11 .Oktober1929betreffenddieEin¬
hebungeinerAbgabevomgemeinenBodenwert(Bodenwertabgabe)von
unverbautenGrundflächenim Gebiete der BundeshauptstadtWien
endigt die erste Veranlgungsperiodeam31 .Dezember1931 .DieAb¬
gabepflichtigenmüsatondaherimSinnedergesetzlichenBestimmun¬
gennachdiesemZeitpunktefür die zweiteVeranlagungsperiode( 1.
Jänner1932bis31 .Dezember1933 )neuerdingsSelbsteinschätzungen
legen .SumZweckeder ErzielungvonVereinfachungenhat jedochder
MagistratbeiderWienerLandesregierungdieErlassungeiner
Durchführungsverordnungbeantragt ,mitwelcherderfürdiezweite
VeranlagungsperiodeeinzuhaltendeVorganggeregeltwerdensoll .

Die Parteien werdendaher in ihremeigenen Interesseauf¬
gefordert ,die demnächsterfolgendeVerlautbarungdieserDurch¬
führungsverordnungimLandesgesetzblattundindenTageszeitun¬
gen abzuwartenundverläufig keine neuenSelbsteinschätzungenein¬

zureichen .



RATHAUSKORRESPONDENZ
III . Ausgabe .

Herausgeberundverantw .Redakteur:
KARLHONAY I14

Wien ,am. . . De. Zamher

TheatervorstUntersegung llungen .norerse
Nichteinhaltungderfeuer -undsicherheitspolizeilichenVorschriftenin

SinigenIheaterh .
Der WienerMagistrat ist heute verständigt worden ,dass in einerRei¬

hevonPrivattheaterndasständigetechnischeTheaterpersonalabendsim
Betriebe nicht mehr tätig sein werde .Ohnein demKonflikt zwischenden

Titit nTheaterunternehmungenund der Uniondes undKinopersonalesirgend¬
wie Stellung zu nehmen ,hat der Magistrat in Wahrungder Obsorgefürdie
BetriebssicherheitdieinBetrachtkommendenTheaterdirektionendarauf
aufmerksamgemacht,dassdieBestimmungendesTheatergesetzesbeiden
Vorstellungengenaueingehaltenwerdenmüssen . Somussein mitderganzen
BeleuchtungseinrichtungdesTheatersvertrauterundvomMagistratgeneh¬
migterBeleuchteranwesendsein ;die BedienungdesSchutzvorhangesmuss
einer mitdessenHandhabungvertrautenPerson ,demsogenanntenKurtinen¬
wärter ,übertragensein ;bei der Vorstellungmusseine mit iemszenischen
AufbauundderBelienungderBühnenméchinerievertrauteunddemMagistrat
namhaftgemachtePerson ,der Bühnenmeister ,anwesendsein ;ebensomüssen
die auf GrunddesTheatergesetzesfür deneinzelnenTheaterbetriebvor¬
geschriebenenHausfeuerwächterunbedingtanwesendsein .

Vorjeder Vorstellungist nachdenVorschriftendesTheatergesetzes.
ein behördlicherRundgangdurchdasganzeTheatervorzunehmen ,umdieEin¬
haltung der gesetzlichen Vorschriftenüber die Bau - ,Feuer - undSicherhelts¬
polizei zu überprüfen ,DieTheaterdirektionensind daherauchdaraufauf¬

merksamgemacht worden ,dass die Vorstellung untersagt werdenmüsse,wenn
festgestellt werdensollte ,dassanlässlichdesbehördlichenRundganges

diegesetzlichenVorschriftennichterfüllt seien .Jedenfallsabermüsse
die Vorschrift ,dass die Theaterbesuchererst danneingelassenwerden
dürfen ,wennfestgestolht sei ,dass vomfeuer - undsicherheitspolizeili¬
chen Standpunkt keine Einwendungenbestehen,strongstens eingehalten

werden .
BeidembehördlichenRundgangvor denAbendvorstellungenist nunin

einorReihovonTheaternfestgestelltworden ,dassdiesicherheits-und
feuerpolizeilichenVorschriftennichteingehaltenwurden.Insbesondere
war in einigen Fällen kein den gesetzlichen Vorschriftenentsprochender
Beleuchteranwesend.Dadie EinhaltungdergesotzlichenVorschriftenaus
GründenderFeuer- undSicherheitspolizeiunbodingtnotwendigist,musste
imSinnedes Gesotzesdie Vorstellungin diesen Theaternuntersagt

werden .
911
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